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Claus Leggewie 
NETIZENS

oder: Der gut informierte Bürger heute1

Bürgerfragestunde: Es war nur ein Zuhörer 
anwesend, der keine Fragen hatte.
Amtsblatt der Gemeinde Frickenhausen

{Spiegel 17/1997)

He that will not apply new remedies
must expect new evils;
for time is the greatest innovator.

Francis Bacon, nach Wired 4.06/1996

Einleitung: Neues Athenisches Zeitalter oder elektronischer Populismus?

Demokratie und neue Medien, das ist wie alter Wein in neuen Schläuchen. 
Der Wein, also die Demokratie, ist alt und gut, wenn auch vielleicht nur mit 
dem Prädikat Winston Churchills, daß sie die schlechteste Regierungsform 
sei mit Ausnahme aller anderen. Nach ihrem Triumph über faschistische 
Diktaturen, autoritäre Militäroligarchien und »Volksdemokratien« hat 
sich die repräsentative Demokratie als N orm  durchgesetzt. Als ob ihr 
dieser Sieg nicht gut bekommen wäre, mehren sich jedoch die Klagen über 
das Versagen der Demokratie, der es offenbar schwerfällt, akute Probleme 
moderner Gesellschaften -  von der Massenarbeitslosigkeit über die U m ­
weltverschmutzung bis zu ethnischen und religiösen Konflikten -  in den 
Griff zu bekommen. »Demokratieversagen« und »Politikverdrossenheit« 
sind oft nur eine unbedachte fa$on de parier, die leicht als selbsterfüllende 
Prophezeiung wirkt. Aber wachsende politische Apathie und Wahlabsti­
nenz sind spürbar und auch meßbar. Den herkömmlichen intermediären 
Instanzen zwischen Staat und Gesellschaft, vor allem Parteien und Inter­
essenverbänden, fällt es schwer, gesellschaftliche Strömungen und Ansprü­
che adäquat in politisch-administratives Handeln zu übersetzen, und die 
»vierte Gewalt«, Print- und elektronischen Medien, erfüllt ihren Auftrag 
zur Meinungs- und Willensbildung und als kritische Öffentlichkeit wohl 
kaum zur allgemeinen Zufriedenheit (s. die Beiträge von Baringhorst und 
Thurnher in diesem Heft). Solche Phänomene lassen sich als Indikatoren
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einer heraufziehenden Repräsentationskrise und als Ausdruck eines Legi­
timationsverlustes der liberalen Demokratie deuten. Demokratien sterben 
nicht, they fade aw ay...

Unter der Oberfläche liegen tiefere Probleme moderner Demokratien, 
d e re n  In s t i tu t io n e n  im  wesentlichen dem 18. und 19. Jahrhundert entstam­
men und auf noch ältere Traditionen zurückgehen. Vor allem eine G rund­
bedingung demokratischer Selbstherrschaft ist aus dem Lot geraten: die 
Identität von Herrschaftssubjekten und -objekten. Idealerweise sollten die 
an kollektiven Entscheidungen Beteiligten mit den von ihnen Betroffenen 
ineinsfallen, doch dies ist aufgrund dreier sich gegenseitig verstärkender 
Entwicklungen nicht mehr der Fall: Selbst unbedeutend erscheinende Ent­
scheidungen überschreiten die Grenzen von Nationalstaaten, d.h. einhei­
mische Bürger werden Objekt anderswo getroffener, häufig schwach de­
mokratisch legitimierter Entscheidungen. Die Arena der klassischen D e­
mokratien, der Nationalstaat, ist durch internationale Migration von Ka­
pital und Arbeit (Globalisierung) entgrenzt und durchlöchert und macht 
provisorischen und unvollkommenen transnationalen Regelungsregimen 
Platz (Sassen 1996). Globale Problemlagen von unüberschaubarer zeitli­
cher Reichweite -  bei gleichzeitig akuter symbolischer Präsenz -  er­
schweren es überdies, ad hoc-Mehrheitsentscheide gewählten Volksvertre­
tern zuzuordnen (Rechenschaftspflicht) und nach erneuter Beratung um ­
zukehren (Reversibilität). Die Rechte Stimmloser -  Auswärtiger und 
Nachlebender, die von solchen Entscheidungen betroffen sind, aber nicht 
am Abstimmungsprozeß teilnehmen konnten -  bleiben unberücksich­
tigt. Schließlich ist die kollektive Identität des demos als politische Gemein­
schaft problematischer geworden, da ihm ein gemeinsames kulturelles 
Fundament und die Grundlage gegenseitiger Anerkennung verloren ge­
gangen ist. In kultur-pluralistischen Gesellschaften hinterlassen moralische 
Wertkonflikte zunehmend unversöhnte Minderheiten, die von der M ehr­
heit gesetzte faits accomplis nicht mehr zu akzeptieren bereit sind. Kultu­
reller Pluralismus, Entgrenzung des Raums und Kolonisierung der Zukunft 
-  diese Probleme sind zwar nicht neu, haben sich aber zweifellos zuge­
spitzt und lassen Forderungen nach autoritären und Expertenentscheidun­
gen bzw. territorialen Abspaltungen aufkommen.

Um  diesen raum-zeitlichen Verwerfungen zu begegnen, sind eine Reihe 
konventioneller Reformen und Modernisierungsrezepte erdacht worden, 
die an der Oberfläche der »Politikverdrossenheit« ansetzen und die 
unübersehbare Entfremdung der Bevölkerung von den politischen Eliten 
bzw. Klassen heilen sollen. M it H ilfe von Parlam entsreform en ver­
sucht man, das H auptgrem ium  politischer Ö ffentlichkeit und Deli- 
beration  zu rehabilitieren, mit verm ehrten Direktentscheiden politi­
sche Beteiligung zu steigern. Referenden, Parlamentskanäle im Fernse-
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henunddergleichen haben indes nicht den erhofften Legitimationsgewinn 
gebracht.

In dieser Lage treten die Verfechter neuer, computergestützter Medien 
auf den Plan und kündigen -  in der »typisch amerikanischen« Mischung 
von history and hope -  ein »neues athenisches Zeitalter« (Al Gore) an. 
Cyberdemocracy oder elektronische Demokratie heißen die neuen Schläu­
che, welche die passive Zuschauerdemokratie in eine aktive M itwirkungs­
demokratie verwandeln und zugleich eine globale Öffentlichkeit schaffen 
sollen. Damit werde die dezentrale, ungefilterte Kommunikation vieler mit 
vielen über weltgesellschaftliche Angelegenheiten möglich, so die optimi­
stische Denkschule von Medientheoretikern, Praktikern der »Internet­
Szene« und sogar einigen Angehörigen des politischen Establishments 
(Rheingold 1991, Etzioni 1992, Selnow 1994). Sie sehen in den neuen 
Medien (vulgo: Internet) eine Chance für die Modernisierung der Demo­
kratie und die Stärkung der Zivilgesellschaft, übrigens auch zur Beseiti­
gung autoritärer Regime (wie jüngst in Ex-Jugoslawien, s. Stefanov in 
diesem Heft). Nachrichten können im Internet schwerer zensiert und 
unterdrückt werden als in den staatlich oder wirtschaftlich kontrollierten 
Medien alten Typs. Im Internet können sich soziale Bewegungen als »digi­
tale Bürgerbewegungen« formieren und erheblichen Druck ausüben (Wag- 
ner/Kubicek 1996).

Dagegen haben sogleich die Warner Stellung bezogen: Die neuen Me­
dien seien nicht besser als die alten, vielmehr würden sie die bewährten 
Mechanismen und Prozeduren der repräsentativen Demokratie weiter aus­
höhlen und einem »elektronischen Populismus« Tür und Tor öffnen. Die 
Pessimisten sehen eine ungebremste Stimmungsmache durch pseudo-so­
ziale Bewegungen und die opportunistische Anpassung der politischen 
Klasse kommen, und sie fürchten, daß die für den demokratischen Prozeß 
konstitutive direkte Kommunikation der Bürger anonymisiert und sich 
fortan ohne Ansehen der Person und Zurechenbarkeit eines Arguments 
abspielen werde.

Die Hoffnungen der Optimisten sind vage und unbewiesen, die Kassan­
drarufe der Pessimisten nur auf den ersten Blick plausibel. Denn sie treffen 
bereits auf den gegenwärtigen Zustand repräsentativer Demokratien zu, 
bevor die neuen Medien überhaupt zur Geltung gekommen sind und ihre 
Potentiale entfalten konnten. Welche Ressourcen bieten die neuen Medien 
für mehr Partizipation und bessere Deliberation, welche Chancen hat der 
»gut informierte Bürger« in der alten wie neuen, durch Kommerz, Amü­
sement und »Infotainment« beherrschten Informationsgesellschaft? Diese 
Frage soll im folgenden erörtert werden. Dazu muß zunächst die demokra­
tische Frage neu gestellt, d.h. die Hindernisse der »Selbstregierung nach 
ausführlicher Diskussion« (Mill) durch die oben genannten Prozesse ana­
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lysiert werden. Danach werden Eigenheiten der neuen Medien herausge­
arbeitet und auf die akuten Problemlagen politischer Apathie und Ent­
fremdung bezogen. Die amerikanische Diskussion und der Implementa­
tionsvorlauf in den Vereinigten Staaten können hilfreiche Anregungen für 
die entsprechende Debatte in Europa geben, wobei sie in den Kontext des 
staatlichen Handels und der politischen Kulturen West- und Osteuropas 
eingeordnet werden müssen.

Meine Hypothese ist, daß die neuen Medien lokale Kommunikation 
verdichten und globale Kommunikation herbeiführen können, allerdings 
nur, wenn Technologie- und Telekommunikationspolitik ein neues, betei­
ligungsfreundliches Konzept ausarbeiten. Bisher sind die neuen Medien 
von rein wirtschaftlichen Gesichtspunkten dominiert, die Netzbenutzer 
hingegen sind als Interessengruppe und politische Assoziation kaum prä­
sent. Die Demokratie fährt auf der Datenautobahn bestenfalls auf der 
Kriechspur.

Das Internet z.B., das auffälligste und bekannteste neue Medium (Boll- 
mann/Heibach 1996), steht an einem Scheideweg -  es kann eine weitere 
Spielwiese der »Unterhaltungsidioten« (i.e. Privatleute) werden und den 
Weg von Rundfunk und Fernsehen in eine weitgehende Entpolitisierung 
gehen, es kann sich aber auch zu einem seriösen öffentlichen Kommunika­
tionsmittel weiterentwickeln, das Elemente direkter Demokratie in das 
bewährte Institutionengefüge der repräsentativen Demokratie einfügt. 
N ur als demokratisches Netzwerk, das allgemein, frei, gleich und billig 
verfügbar ist wie Telefon und Fernsehen, könnte es Aufgaben der politi­
schen Information, der Artikulation und Aggregation von Interessen, der 
Bewältigung von Dissens und der Schaffung von Konsens sowie schließ­
lich auch der Entscheidungsbildung übernehmen, also Hauptfunktionen 
westlicher Demokratien.

Deliberative Demokratie -  theoretisch and praktisch

Was heißt Demokratie? Die Frage scheint überflüssig und tausendfach 
beantwortet. Prinzipien und Prozeduren der Demokratie werden als gege­
ben hingenommen und gelten offenbar als stabil. Der Reiz der Diskussion 
um die sich seit Beginn der 90er Jahre rasant verbreitenden neuen Medien 
besteht aber darin, daß sie Gelegenheit bietet, die demokratische Frage 
(Rödel u.a. 1989, vgl. auch Schmidt 1995) neu zu stellen. Es hat sich 
eingebürgert, die demokratische Herrschafts- und Regierungsform mit 
allerhand Synonymen und Substituten gleichzusetzen -  mit bürokrati­
scher Perfektion, mit dem Wohlfahrtsstaat oder gar mit einer florierenden 
(sozialen) Marktwirtschaft. All das ist in nichtdemokratischen Gesell­
schaften auch erreichbar. Demokratie heißt politische Selbstbestimmung
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der Bürgerschaft, die Gesetzen gehorcht, die sie sich selbst auferlegt hat. 
Sie schaltet dazu in der Regel Vertretungseliten ein, die nach der M ehrheits­
regel eingesetzt und abberufen werden können. Demokratie setzt nicht 
soziale Gleichheit voraus, sie stellt vielmehr unter Ungleichen politische 
Egalität her, nach dem zutiefst revolutionären Prinzip, das seit Aristoteles 
lautet: Stimmen werden gezählt und nicht gewogen (wie in Ständegesell­
schaften oder Zensusdemokratien).

Das demokratische Prinzip reicht freilich über die bloße Anwendung 
der Mehrheitsregel zur Herbeiführung kollektiv verbindlicher Entschei­
dungen hinaus. »Government by discussion« hat John Stuart Mill die 
N orm  bezeichnet, wonach Mehrheitsentscheidungen der ausführlichen 
Diskussion möglichst vieler Betroffener entspringen sollen, und zwar un­
ter Respektierung der unterlegenen Minderheit, die vor der »Tyrannei der 
Mehrheit« geschützt werden muß. Offene, freie und allgemeine politische 
Kommunikation ist damit das Lebenselixier demokratischer Gesellschaf­
ten. Ihre Eckpfeiler sind eine möglichst breite Beteiligung der Bürgerinnen 
und Bürger und ein hohes Niveau politischer Urteilskraft, also Partizipa­
tion und Deliberation. Diese (inter)aktive Kommunikation konstituiert 
eine funktionierende Öffentlichkeit und begründet eine politische Ge­
meinschaft sozial, ethnisch und kulturell Verschiedener, die auf diskursi­
vem und gewaltlosem Wege Konsens erzielen können.

In der Demokratietheorie stehen sich »realistische« und »idealistische« 
Positionen gegenüber. Sie neigen dazu, die demokratische Lebenswelt 
skeptizistisch oder perfektionistisch zu überzeichnen. Damit werden real­
existierende Demokratien entweder auf eine »Führerdemokratie« (Max 
Weber, dazu Anter 1995) reduziert oder durch radikal-demokratische U to ­
pien überfordert. Die schrittweise, experimentelle Verbesserung demokra­
tischer Gemeinwesen verlieren beide Positionen aus dem Blick. Im Mittel­
punkt dieser vielleicht »melioristisch« zu nennenden Position soll deshalb 
die konkrete Lebenswelt des »gut informierten Bürgers« (Alfred Schütz 
1972) stehen, der anzusiedeln ist zwischen dem Menschen auf der Straße, 
der »ein Wissen von Rezepten (hat), die ihm sagen, wie er in typischen 
Situationen typische Resultate durch typische Mittel zustandebringen 
kann«, und dem Experten, der sich auf »gesicherte Behauptungen« (also 
nicht auf »bloße Raterei oder unverbindliche Annahmen«) stützt. Er ent­
spricht weder dem hohen Ideal des (unentwegt deliberierenden) zoon 
politikon noch ist er ein bloßer Nutzenmaximierer (homo fab  er) oder 
Unterhaltungsidiot (homo Indens). Freilich trägt er Züge aller drei Figuren, 
und Bürger demokratischer Massengesellschaften übernehmen faktisch 
alle drei Rollen: Wir sind meistens »Menschen auf der Straße«, fallweise 
Experten und hin und wieder »gut informierte Bürger«.
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Schaubild 1: Der gut informierte Bürger im demokratischen Prozeß (nach A. Schütz)

CIVIL SOCIETY Mensch auf der Straße

gut informierter Bürger^

ÖFFENTLICHKEIT:

»Expertise«

Experte

Partizipation

Soziale Bewegungen

Repräsentation

Parlament

Meinungsführer
Print- und elektronische Medien 

Parteien /  Verbände

Machteliten

Legitimation
POLITISCH-ADMINISTRATIVES
SYSTEM

Eine ethnomethodologisch orientierte, lebensweltliche Fundierung politi­
scher Kommunikation betrachtet alle Ebenen der öffentlichen Kommuni­
kation als »Unterhaltung« -  im dreifachen Sinne von Klatsch, Entertain­
ment und Deliberation. Sie verbindet unreflektierte Dimensionen des 
bloßen Fühlens, Dafürhaltens und Glaubens mit common sense, qualifi­
ziertem Wissen und strategischem Wollen, das sich sowohl an egoistischen 
Partikularinteressen wie an Kollektivgütern orientiert. Jede demokratische 
Kommunikation ist von Hause aus »schmutzig« -  kraus, uferlos, unfo­
kussiert, bisweilen obszön und extremistisch. Das mag dem Diskurs­
Theoretiker als einem »deliberateur avance« unheimlich oder zuwider sein, 
und man kann in der Tat all diese Attribute z.B. in der heutigen Internet­
Kommunikation entdecken. Aber ist es auf der Agora, im politischen Salon 
und in der Paulskirche jemals vornehmer zugegangen? Noble Deliberation 
muß sich immer erst aus dem Bauch des Volkes lösen, und nie darf sie gegen 
Volkes Stimme taub werden. G ut informiert zu sein, bedeutete für Schütz 
also, »zu vernünftig begründeten Meinungen auf den Gebieten zu gelan­
gen, die seinem (des gut informierten Bürgers, C.L.) Wissen entsprechend 
ihn zumindest mittelbar angehen, obwohl sie zu seinem zuhandenen 
Zweck direkt nichts beitragen« (1972: 88). Der Mensch auf der Straße wird 
nach den »wesentlichen Relevanzen« seiner in-group leben und sich bei
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seiner Meinungsbildung mehr vom Gefühl als von der »Information« 
leiten lassen; der Experte hingegen wird gemäß seinem Spezialwissen tech­
nokratische Kompetenz beanspruchen. Beide verletzen die inklusive 
Gleichheits- und M itwirkungsnorm demokratischer Gesellschaften, die 
im Grunde Laiendemokratien sind und auf einer Jedermann-Kultur auf­
bauen. Schütz hat allerdings darauf hingewiesen, daß wir unter »auferleg­
ten Relevanzen«, d.h. unter dem Druck des Systems auf die Lebenswelt 
leiden und sich in einer zunehmend mediatisierten Welt das Verhältnis 
zwischen dem »Hier« (Lebenswelt) und dem »Dort« (System) umzukeh­
ren droht. Die Medien stipulieren sich zur zweiten, eigentlichen Realität.

Vor diesem Hintergrund möchte ich nun die vier Grundpfeiler demo­
kratischer Gesellschaften (Partizipation, Deliberation, Öffentlichkeit und 
politische Gemeinschaftsbildung) diskutieren und sie in den Kontext der 
eingangs skizzierten These vom Demokratieversagen stellen.

Gemessen am Standardmodell politischer Partizipation (Milbrath 1965, 
Barnes/Kaase 1979, Dalton 1988, Parry u.a. 1992,Uehlinger 1988, s. Schau­
bild 2) kann man heute von einer Vorherrschaft konventioneller Beteili­
gung (an Wahlen und in Parteien) sprechen, die deutlich an Attraktivität 
verliert und einem (jedenfalls latenten) Bedürfnis nach unkonventioneller 
Beteiligung (Bürgerinitiativen, ziviler Ungehorsam) weicht.

Schaubild 2: Stufen politischer Partizipation in demokratischen Gesellschaften

konventionell (verfasst) unkonventionell (legal -  illegal)
1
Regelmäßiges
Wählen

2
Mitarbeit in 
Parteien

3
Aktivität in einer 
Bürgerinitiative

4
ziviler
Ungehorsam

5
Gewalt gegen Sachen 
und Personen

In den langen Wellen von »Engagement und Enttäuschung« (Hirschman 
1974) befinden wir uns zweifellos in einem Enttäuschungstal, aus dem 
periodisch Protestwähler aufbrechen, während zum Engagement bereite 
Bürgerinnen und Bürger noch nach einem besseren institutioneilen Arran­
gement suchen, als es ihnen periodische Wahlbeteiligung und die Mitarbeit 
in Parteien bieten. Es ist ein Beteiligungsbedarf entstanden, den offenbar 
auch die seit den 60er Jahren gewachsenen Partizipationsinstrumente (neue 
soziale Bewegungen) nicht befriedigen können. »Politikverdrossenheit« ist 
demnach eher Resultat als Ursache des schlechten Zustands des herrschen­
den Politikbetriebs. Die Kur dagegen heißt: mehr, nicht weniger Beteili­
gung. Elitäre Demokratiekonzepte siedeln die Herausbildung des B ü rg e r­
willens jedoch im vorpolitischen Raum an, einem passiven Resonanzkör­
per, dessen Funktion sich auf die Elitenrekrutierung und eine A rt elekto- 
rale Generalermächtigung der politischen Klasse beschränkt. In »realisti­
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scher« Sicht ist diese interessegeleitete Aggregation von Stimmen der einzige 
Weg, in pluralistischen und komplexen Gesellschaften jedem Bürger den 
gleichen Anteil an Willensbildung und Entscheidungsfindung zu geben.

Ein partizipatorisches Konzept der Demokratie ist dem vorzuziehen, 
weil es den Prozeß der Willensbildung zutreffender als Kommunikations­
prozeß und politische Klugheit als Produkt demokratischer Beteiligung 
und breiter Beratung ansieht. Politische Beteiligung ist ein permanenter 
Lernvorgang, in dem sich individuelle Artikulations- und Konfliktfähig­
keit, kollektiver Bürgersinn und Verantwortlichkeitsgefühl erst herausbil­
den (Warren 1992). Die Administrationseliten fürchten, daß ihre Expertise 
in komplizierten Politikmaterien durch Einbeziehung des vermeintlich 
inkompetenten und chaotischen Bürgerwillens unterlaufen und der Ent­
scheidungsprozeß diffus wird. Intensivere Bürgerbeteiligung vermag je­
doch den Entscheidungen der Exekutive nicht nur mehr Akzeptanz zu 
verleihen, sie kann auch deren Effizienz steigern. Zahlreiche Beispiele, von 
lokal begrenzten Materien bis zu großen Reformwerken, zeigen, wie rein 
elitär getroffene Entscheidungen daran leiden, daß die in sie einbezogenen 
Informationen nicht ausreichten. Die auf den ersten Blick geringeren Ent­
scheidungskosten werden dann oft durch nachträglichen Widerstand (Bür­
gereinsprüche) oder die massenhafte Nichtbefolgung von Gesetzen er­
höht, was durch eine erweiterte Diskussion und Mitentscheidung zu ver­
meiden gewesen wäre.

Wenn diese Hypothese zutrifft und man zugleich von einem latenten, 
aufgestauten Partizipationsbedarf sprechen kann, dann käme es darauf an, 
adäquate Instrumente zu schaffen, die einerseits die politische Norm albe­
teiligung nicht unter eine kritische Schwelle abrutschen lassen (was z.B. bei 
der amerikanischen Präsidentschaftswahl und bei den meisten Referenden 
in der Schweiz der Fall zu sein scheint) und die andererseits unkonventio­
nellen Beteiligungswünschen eine Alternative zu Protest oder Gewalt er­
öffnen. Bürger westlicher Massendemokratien stehen oft unter dem wider­
sprüchlichen Eindruck einer Überflutung mit politischer Information (die 
sie sich übrigens mit einem erstaunlich hoch bleibenden politischen Inter­
esse anzueignen versuchen) bei gleichzeitigem Unbehagen, daß Entschei­
dungen nicht genügend überlegt und ausdiskutiert werden und ihnen 
selbst jede Chance zur direkten Mitwirkung fehlt. Die famose Wissensge­
sellschaft weiß gleichzeitig zu viel und zu wenig.

Für den schlechten Zustand »deliberativer Politik« (Habermas 1992) 
sind nicht allein korporatistisch abgeschiedene Eliten verantwortlich, son­
dern auch die »alten« Medien (Zeitung, Rundfunk und vor allem Fernse­
hen), die heute noch als wichtigste politische Kommunikationsmittel fun­
gieren. Deliberation hebt nicht allein auf eine hohe Teilnahmefrequenz am 
politischen Prozeß ab, sondern auch auf das inhaltliche Niveau der Diskus­
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sion selbst, d.h. auf politische Urteilskraft und Klugheit. Deliberation kann 
nur im öffentlichen Raum stattfinden, in dem »gut informierte Bürger« in 
einem zwanglosen Diskussionsprozeß Entscheidungsalternativen gründ­
lich abwägen und während der Diskussion durch die Kraft des besseren 
Arguments andere Meinungen oder die eigene verändern können. Die 
Urspungsorte dieses Modells, Agora und Salon, sind unwiederbringlich 
dahin; ein nachhaltiger Strukturwandel hat bekanntlich zur Kommerziali­
sierung, Machtkonzentration und Entpolitisierung der klassischen Öffent­
lichkeit geführt (Habermas 1990, dazu auch Benhabib in diesem Heft).

Soziale Ungleichheit und die Komplexität moderner Gesellschaften las­
sen damit das Deliberationsideal als definitiv gescheitert erscheinen. Die 
»Realisten« ziehen daraus den Schluß, die Mitwirkung der Bürger auf 
Wahlakte zu beschränken, um dem Dilemma moralischer Konflikte zu 
entgehen. Die »Idealisten« hingegen halten am Ideal deliberativer Politik 
fest, legen die Latte für deren Erfolg aber so hoch, daß es unerreichbar 
erscheint. Neo-Jeffersonianer und Anwälte der »starken Demokratie« set­
zen auf eine Revitalisierung der Nachbarschaftsdemokratie in town hall 
meetings und ähnlichen Institutionen (Buchstein 1995), Diskurstheoreti­
ker schließlich auf so gut wie unerfüllbare Prozeduren der Kommunika­
tion (Gutmann/Thompson 1996). Praktische politische Vernunft definiert 
Deliberation hingegen als joint social activity (Bohman 1996), d.h. als 
lebensweltlich verankerten Dialog, und sie sucht nach institutionellen 
Arrangements wie deliberative Meinungsumfragen (Fishkin 1992 und 
1995) und televoting (Slaton 1992), die zum einen das Größenproblem 
komplexer Gesellschaften berücksichtigen, indem sie Akteure einbezie­
hen, die sich nicht face to face begegnen können, zum anderen bloß 
punktuelle, demoskopische Abfragen von Bürgermeinungen (oder -res­
sentiments) in einen kontinuierlichen Prozeß des Austauschs von Argu­
menten überführen. Sie schaffen damit politische Mikro-Gemeinschaften, 
d.h. informelle, schwach hierarchisierte Interaktionsnetze, die sich sowohl 
von wirtschaftlichen Märkten als auch von bürokratischen Organisationen 
unterscheiden und auf gewachsenen Gewohnheitsnormen und Vertrau­
ensverhältnissen beruhen.

Benjamin Barber hat vor über zehn Jahren angeregt, neue Formen des 
town meeting zu inszenieren, in denen die Kommunikation direkt ist, aber 
den lokalen Rahmen übersteigt. Elektronische Kommunikation (seinerzeit 
noch über das Kabel-Fernsehen) hielt er für eine mögliche Lösung des 
Größenproblems (dilemma o f scale) (1984: 273 f.). Mit teledemokratischen 
Projekten ist in den Vereinigten Staaten und anderswo seither experimen­
tiert worden, zum Teil mit beachtlichem Erfolg (Abramson u.a. 1988, 
Arterton 1987 und 1988, Becker 1993, Hagen 1996). Inzwischen sind new  
community networks hinzugetreten, die sich als computergestützte (virtu-
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eile) politische Gemeinschaften bzw. (digitale) soziale Bewegungen konsti­
tuiert haben (Rheingold 1991, 1994; Schüler 1996; Doheny-Farina 1996, 
Browning 1996, Wagner/Kubicek 1996). Damit hat die Stunde -  und die 
Bewährungsprobe -  der neuen Medien geschlagen.

Vom N utzen und Nachteil des Internet fü r  das demokratische Leben

Das Internet, um es exemplarisch herauszustellen, ist in der Tat ein neues 
Medium. Es unterscheidet sich von herkömmlichen Informationsträgern 
im Kern vor allem dadurch, daß es ein netcast- und kein bloßes broadcast- 
Medium ist, d.h. nicht nur einseitige, vertikale one- oder few -to-m any- 
Kommunikation erlaubt, sondern bidirektionale Interaktion und sowohl 
Individual- wie Massenkommunikation (one-to-one und many-to-many). 
Es ist damit schneller, billiger und horizontaler als das Fernsehen und 
andere Medien und verfügt über ein besseres »Gedächtnis« als diese 
(Bonchek 1996). Technik- und kulturhistorisch betrachtet, ist es eine 
multimediale Komposit-Technologie, die bestehende Kom m unika­
tionsform en und -träger evolutionär fortschreibt, m odernisiert und zu­
gleich synthetisiert.

Schaubild 3: Das Internet als Komposit-Technologie

Medium Kommunikation Typ der 
Gesellschaft

Politik Partizipation

Nachbarschaft oral
face to face

parochial-
segmentär

tribal-feudal elitär
(Charisma)

N
Club / Salon oral modern

national

repräsentativ-elitär
Parlament 

Flugblatt / Zeitung Print
(Besitz)
(Bürokratie)

T

Post
Telefon

Highway
common carriers, public right of way

E

R

Radio 
Film / TV 

Fax
Video
Kabel

audiovisuell modern
international

repräsentativ
massendemokratisch
(Aufmerksamkeit)

N

E

T
Satellit 

PC / Modem multimedial global
lokal

Netzwerk-Selbstorganisation
(Wissen)

1 N T E R N E T
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Das Internet integriert Potentiale der mündlichen Direktkommunikation 
(Plausch, Telefon-Gespräch), der Printmedien (Brief, Flugblatt, Zeitung, 
Buch, Fax) sowie der audio-visuellen Medien (Rundfunk, Fernsehen, Vi­
deo). Es steigert deren Kapazität (durch höhere Speicher- und Archivie­
rungsfähigkeit) und Transaktionsdichte (als many-to-many-Medium) und 
verringert die Transaktionskosten. Zugleich jedoch erhöht es deren Reich­
weite (als globales Netzwerk), löst Information aus ihrer raum-zeitlichen 
Verankerung (Virtualisierung), wobei natürlich auch neue Transaktionsko­
sten der Verarbeitung des Zugewinns an Information entstehen können. 
Im Cyberspace ist Kommunikation gewissermaßen ohne O rt, ohne Zeit 
und, in bestimmter Hinsicht, auch ohne Autor. Interaktive Zwei-Weg­
Kommunikation flacht die Hierarchie der herkömmlichen Sender-Emp- 
fänger-Kommunikation ab, indem jeder Teilnehmer Sender und Empfän­
ger zugleich sein kann. Netzwerk-Kommunikation hat kein festes Zen­
trum mehr. Das relativiert die Selektionsmacht traditioneller gate keeper 
der Meinungs- und Willensbildung (»alte Medien«, Parteien und Interes­
senverbände) und beugt deren Zensur und Manipulation vor, schafft aber 
auch neue soziale Hierarchien und kommunikationstechnische Flaschen­
hälse.

Schaubild 3 zeigt, wie die Potentiale des Internet an vormoderne und 
moderne politische Kommunikationsformen anschließen, wobei die Sum­
me mehr sein dürfte als die einzelnen Teile. So k a m  das Internet in 
elektronischen town-hall meetings uralte Formen der mündlichen Ge­
meindekommunikation aktualisieren, Diskussionsforen können die poli­
tisch-literarischen Zirkel und Salons der frühbürgerlichen Öffentlichkeit 
wiederbeleben und die Arbeit von professionalisierten Redaktionen kann 
jeder Internet-N utzer selbst ausführen und neuartige Redaktionskollegien 
bilden. E-mail ist eine beschleunigte Form der Korrespondenz. Sofern das 
Internet allgemein und zu geringen Kosten zugänglich ist, bedient es sich 
der common carriers. Sofern es eine öffentliche Struktur bekommt und 
behält, steht es in der Tradition des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und 
Fernsehens (ohne damit gleichsetzbar zu sein). Diese Potentiale reichen 
weit über die beschränkten teledemokratischen Beiprodukte des »realexi­
stierenden« Fernsehens hinaus, etwa call-ins, öffentliche Live-Veranstal­
tungen mit Zuschauer- bzw. Hörerbeteiligung usw. Die von vielen be­
fürchtete Retribalisierung des öffentlichen Raumes tritt nicht automatisch 
ein, vielmehr kann das Internet sowohl lokale Kommunikation verdichten 
als auch globale Kommunikation erweitern.

Die rasante, sich mit großer Wahrscheinlichkeit beschleunigende und 
irreversible Entwicklung wirft nicht nur technische Fragen auf, als da sind:

-  Kapazität und Geschwindigkeit der Ubertragungsmedien (Telefon- 
und Kabelnetze, Satelliten etc.)
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-  Entwicklung benutzerfreundlicher Schnittstellen zwischen Mensch 
und Computer

-  Interkonnektivität und Interoperabilität der Netze 
oder ethische Fragen wie
-  Gewährleistung von Vertraulichkeit und Integrität der Information
-  der »dezente« Umgang der Kommunikationspartner in anonymen 

Netzen (netiquette),
-  die Prävention extremistischer Propaganda und pornographischer 

Inhalte im Internet;
oder sozialstrukturelle Probleme wie
-  die Entwicklung dezentraler telematischer Arbeitsformen (mit den 

entsprechenden Rationalisierungsfolgen vor allem im Angestelltensektor),
-  deren Auswirkungen auf Transport, Urbanisierung, Konsum- und 

Freizeitverhalten,
-  die Herausbildung einer neuen sozialen Spaltungslinie zwischen 

»Wissensbesitzern« (Kognitariat) und Habenichtsen bzw. »Technopho- 
ben« (Schiller 1996, Sale 1995).

Diese Herausforderungen werden in einschlägigen Problemkatalogen 
technologiepolitischer Entscheidungsgremien und in der Berichterstat­
tung der Medien aufgelistet und (oft schwarzseherisch, z.B. Siegele 1996, 
Stoll 1995) abgehandelt. Daß das Internet darüberhinaus demokratiepoli­
tisch relevant ist, nämlich als Instrument politischer Information, Mei­
nungsbildung und Partizipation, rangiert dagegen unter ferner liefen. U n­
ter nutzentheoretischem Gesichtspunkt muß man, vor dem Hintergrund 
der beschriebenen Defekte der repräsentativen Institutionen und des ver­
muteten Partizipationsdefizits, fragen, ob die neuen Medien die Kosten 
demokratischer Partizipation und Deliberation senken können. Das w ür­
de sie attraktiv machen als Ergänzung oder Ersatz herkömmlicher inter­
mediärer Instanzen bzw. diese selbst verändern. Zugleich muß man, wie bei 
den alten Medien, die unbeabsichtigten Folgen einer breiten Nutzung 
neuer Medien bedenken, die ggf. die Transaktionskosten steigen lassen 
(Tenner 1996). Daran müssen auch die aktuellen telekommunikationspoli­
tischen Weichenstellungen gemessen werden, wobei die Maxime gilt, daß 
allein ein partizipatorischer Prozeß, der Netzbenutzer und (potentielle) 
Netizens einbezieht, zu einem demokratieverträglichen bzw. -förderlichen 
Konzept der neuen Medien führen kann (Bulmahn u.a. 1996).

Schaubild 4 zeigt die für die Politik (und Politikwissenschaft) relevanten 
Facetten der neuen Medien im Hinblick auf ihre policy-, politics- und 
po/zby-Dimension, d.h. im Hinblick auf angewandte Politikfelder, das po­
litische Konfliktgeschehen und Ordnungs- bzw. Verfassungsfragen:
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Schaubild 4: Demokratiepolitische Dimensionen des Internet

Medium Issue Ebene

Internet als

1. Instrument der Verwaltungsrationalisierung
2. Gegenstand der Telekommunikationspolitik Policy

3. neues Medium konventioneller politischer Kommunikation
4. autonomes Medium politischer Partizipation und Deliberation Politics

5. Vehikel eines neuen Strukturwandels der Öffentlichkeit
6. Problem des Verhältnisses von Demokratie und Technologie Polity

Computervermittelte Kommunikation an sich ist weder demokratie­
freundlich noch -feindlich. Wenn a priori kein Interesse an politischer 
Beteiligung besteht, wird sie auch das Internet nicht herbeizaubern. Die 
Debatte war diesbezüglich viel zu stark von Technikutopien oder Neo- 
Ludditentum beherrscht, d.h. von deterministischen Konzepten, die der 
Technik an sich die ausschlaggebende Rolle zuwiesen (dazu Sclove 1995, 
Smith/Marx 1994 und McLuhan 1964). Allerdings weist die N etzw erk­
Struktur dieses Typs von Kommunikation wesentliche Eigenschaften auf, 
die einer partizipatorischen Demokratie entgegenkommen und dem Bür­
ger, der sich gut informieren will, nützen. Eine Auswertung amerikani­
scher Pionierprojekte2 zeigt, daß freie Netze eine große Zahl politisch 
interessierter Bürger anziehen konnten, die sie autonom und verantwort­
lich gestaltet haben. Es sind auch Bürger hinzugekommen, die den alten 
Medien und konventioneller politischer Beteiligung distanziert gegen­
überstehen, so daß deren Repräsentanten die neuen Medien nicht länger 
ignorieren können. Punktuell haben diese damit bereits Grundfunktionen 
politischer Kommunikation übernommen und das bestehende M onopol 
der Parteien, Interessenverbände und alten Medien in der politischen Mei- 
nungs- und Willensbildung angekratzt.

Ein geläufiger Einwand gegen die neuen Netzwerke lautet, daß sie »just 
talk« böten, also auf einem relativ niedrigen Informations- und noch 
primitiveren Deliberationsniveau stünden und nicht an den (parlamentari­
schen) Entscheidungsprozeß rückgekoppelt seien. Die Rede von »just 
talk« zeugt indessen von der Verachtung, die (politische wie intellektuelle) 
Eliten dem Gespräch unter den Bürgern schenken, und zugleich von den 
illusionären Erwartungen an deliberative Politik (z.B. London 1995). Si­
cher gibt es die Überschwemmung der freien Netze und Diskussionsforen 
mit »Informationsmüll«, d.h. redundanter oder sektiererischer Informa­
tion und Propaganda. Das Ideal unkanalisierten Austauschs aller mit allen, 
ohne Einschaltung von Redaktionskollegien (und neuen »Info-Eliten«) 
wird ohnehin umso uneinlösbarer, je mehr potentielle Gesprächsteilneh­
mer tatsächlich ans N etz gehen. Dies mag dem ursprünglichen Ideal der
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Netz-Pioniere zuwiderlaufen, aber es ist zu erwarten, daß es wie bei der 
Entwicklung der Printmedien, die sich aus dem Flugblatt und Plakatan­
schlägen heraus entwickelt haben, wieder »Journalisten« (alias Provider) 
geben wird, die sich als kommerzielle oder nicht-kommerzielle Agenturen 
der Klassifizierung und Selektion von Informationsmaterial einschalten. 
Auch unterhalb dieser Schwelle hat sich gezeigt, daß die Netze für eine in 
diesem Sinne anspruchsvolle Kommunikation organisierbar sind. Die neu­
en Medien stecken diesbezüglich noch in den Kinderschuhen. Niemand 
wird ernsthaft leugnen wollen, daß sie inhaltlich besser werden können, 
und niemand kann die geradezu manische Konzentration der öffentlichen 
Debatte auf Pornographie und Extremismus im Internet ernst nehmen. 
Initiativen wie »Schulen ans Netz«, die nicht allein die technische Ausrü­
stung mit PCs und Modems besorgt, sondern den sinnvollen Umgang mit 
den neuen Medien unterrichtet, können das deliberative Niveau sicherlich 
steigern.

Die Kritiker des »just talk« widersprechen sich in einem zentralen 
Punkt. Sie ironisieren die faktische Folgenlosigkeit der chat groups für 
»echte« Entscheidungsprozesse, warnen aber zugleich davor, elektronische 
Wahlverfahren zuzulassen. Diese Warnung ist sicher berechtigt, wenn man 
televoting als eine Veranstaltung organisiert, die ohne vorangehende De­
batte und Deliberation brisante Politikmaterien der spontanen Knopf­
druck-Entscheidung überläßt, ganz im Stil gegenwärtiger TED-demosko- 
pischer Umfragen über Personen- und Sachalternativen. Hier treffen die­
selben Bedenken zu wie bei schlecht vorbereiteten Referenden (wie jüngst 
in Kalifornien über die Begrenzung der Rechte von Einwanderern), die 
zum populistischen Plebiszit verkommen. Auch technisch sind televoting- 
Verfahren viel zu unausgereift, um Wahlen per Tastendruck sicher und 
geheim genug zu gestalten. Aber dies kann man kaum als unüberwindbares 
Problem ansehen, machen sich doch Großunternehmen und Geldinstitute 
derzeit an Experimente mit electronic cash, in denen ähnliche Mißbrauchs­
risiken bestehen (Snider 1994, Kay/Kay 1995). Die entscheidende Frage ist, 
ob die politischen Eliten televoting wollen -  und auf diese Weise den 
freifließenden Diskussionen in den Netzen mehr Gewicht geben, da sie zu 
»echten« Entscheidungen führen. Bisher sind die Reaktionen der etablier­
ten Politik auf die neuen Medien eher symbolischer Art (Diamond/Silver- 
man 1995, Sageelyn 1996; Casey 1996, vgl. auch Hacker/Tadino 1996 sowie 
Bieber in diesem Heft).3

Auch ein zweiter Einwand gegen virtuelle Kommunikation sticht nicht: 
das Fehlen physischer Präsenz (Buchstein 1995, Bredekamp 1996). Macht 
man dies zum Kriterium demokratischer Kommunikation, fällt die Kritik 
sogleich auf die repräsentative Eliten-Demokratie zurück, in der das direk­
te Bürgergespräch zum Residuum verkommen ist. Erfahrungen mit new
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community networks zeigen überdies, daß virtuelle Netz-Gemeinschaften 
direkte Kommunikation und »reale« Gemeinschaften nicht verdrängen, 
sondern eher ergänzen oder gar stärken (Bonchek 1995, Schüler 1996, 
Doheny-Farina 1996, Bowen 1996, Barlow 1995, Höflich 1995, Jones
1995) . Deren Zustand ist, wie die Kritik Putnams gezeigt hat (in Kuttner
1996) , alles andere als dem Tocquevilleschen Ideal entsprechend; insofern 
können neue Medien (vor allem civic networks, FreeNets usw.), die soziale 
Güter im Auge haben, der durch »Suburbanisierung« bedingten Erosion 
und Individualisierung entgegenwirken.

Ein dritter Einwand ist weit gewichtiger: Daß nämlich die N etz-G e­
meinschaften nur einen sehr begrenzten Ausschnitt der Bevölkerung wi­
derspiegeln, also demokratisch nicht repräsentativ sind (Schiller 1996, 
Ludlow 1996) und vor den Machtkonzentrationen wirtschaftlicher Art 
kapitulieren müssen (Miller 1996, Tapscott 1996). Diese Skepsis herrschte 
auch in der Anfangszeit der heute in fast jedem Haushalt verbreiteten 
politischen Kommunikationsmittel Radio und Fernsehen, von denen man 
glaubte, sie würden auf einen elitären Kreis von Benutzern beschränkt 
bleiben. Die Entscheidung, ob das Internet und ähnliche neue Kommuni­
kationsformen exquisite Medien einer Schicht weißer, männlicher, hoch­
qualifizierter Personen bleiben (Wetzstein u.a. 1994), hängt sowohl vom 
wirtschaftlichen Erfolg der Online-Dienste ab, der einen Synergieeffekt 
zwischen Gewinninteressen und öffentlicher N utzung herbeiführen 
könnte, als auch von politischen Weichenstellungen, die neuen Medien als 
Universaldienste aufzubauen, sie zu erhalten und ihre flächendeckende 
N utzung zu erreichen, die selbst im »gelobten Land« des Internet bisher 
nur sehr punktuell ist (Moss/Townsend 1996). Aber auch hier gilt wieder, 
daß Verzerrungen der politischen Partizipation durch soziale Ungleichheit 
auf die neuen Medien projiziert und ihnen »Informationsungleichheiten« 
angelastet werden, die längst für die Wirklichkeit repräsentativer Demo­
kratien gelten. Auch für die N utzung alter Medien, die Verbreitung politi­
schen Interesses und die Intensität konventioneller wie unkonventioneller 
Beteiligung gelten Restriktionen, die mit Einkommen und Bildungsniveau 
zu tun haben. Erfahrungen mit gemeinwohlorientierten Netz-Projekten 
zeigen überdies, daß man dieser ungleichen Verteilung durch gezielte För­
derung sozialer Randgruppen und ethnischer Minderheiten als N etzbe­
nutzer entgegenwirken und das Internet als deren Fürsprecher einsetzen 
kann.

Zusammenfassend zeigt Schaubild 5 die Bandbreite der Nutzungsmög­
lichkeiten neuer Medien für den demokratischen Prozeß.
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Schaubild 5: Anwendungsgebiete des Internet im demokratischen Prozeß

Ebene Typus Ressourcen Ziel
Top

one-to-many Bürgerinformation Bürgersinn

Transparenz Bürgernahe Verwaltung

many-to-one
Elektronische Petition Planungsbeteiligung

Tele-Wahlen Elektronische Demokratie

many-to-many
Diskussionsforen Deliberation

Gemeinschaftsnetze community empowerment

Down

Die »Schlacht ums Internet«

Die Weichenstellungen in der Technologiepolitik, in welchem Umfang und 
zu welchen Konditionen die neuen Medien allgemeiner, freier, gleicher und 
geheimer N utzung zur Verfügung stehen sollen und das Recht auf infor­
mationelle Grundversorgung gewährt werden soll (Kahin/Keller 1995, 
Drake 1995, Kleinsteuber 1996 und Kiper/Ruhmann in diesem Heft), ist, 
wie üblich, Resultat eines Machtkampfes, der zwischen sehr ungleichen 
Partnern ausgetragen wird. An der Ausgestaltung des Internet in den USA 
waren vor allem drei Hauptakteure beteiligt:

-  erstens der amerikanische Bundesstaat, der den ursprünglich für mi­
litärische Zwecke eingerichteten Cyberspace für die zivile Nutzung freige­
geben und dann industrie- und bildungspolitische Anreize zu seiner Ent­
wicklung gegeben hat,

-  zweitens die in den 70er Jahren deregulierte Telekommunikations­
branche, die sich neuerdings -  eben dank der neuen Medien -  in einem 
radikalen Um bruch befindet,

-  drittens (und nicht zuletzt) die Internet-Nutzer selbst, die sich das 
Netzwerk zu privaten und öffentlichen Zwecken, als subkulturelle oder 
akademische Gemeinschaften, zum Teil auch slspublic-interest-groups und 
Stiftungen eingerichtet haben.

Zu unterscheiden ist dabei zwischen staatlichen, öffentlichen und kom­
merziellen Nutzungskonzepten sowie zwischen top-down und bottom- 
«p-Initiativen im Netz. Zwischen den Akteuren herrschen mannigfache 
Kooperations- und Synergieeffekte, aber auch heftige Konkurrenz um 
Zugänge und N utzung und um das letztendliche Ziel computervermittel­
ter Kommunikation.

Wie ist der Kampf um die Kommunikationsmittel in den Vereinigten 
Staaten bisher verlaufen? Steven Miller unterscheidet fünf Lager in der



Netizens 19

Auseinandersetzung um die politische Ökonomie des Internet und die 
Ausgestaltung der »National Information Initiative« (N il): market liber- 
tarians, corporate conservatives, mixed-market liberals, progressive com- 
munitarians und state socialists (1996: 65 ff.). Die Libertären lehnten, außer 
im Anfangsstadium, jegliche Staatseinmischung in die freie Entwicklung 
des Netzes ab, egal ob in Gestalt langfristiger Industrieförderung oder der 
Beschneidung vonprivacy  und free Speech. Sie setzten auf den Wettbewerb 
kleiner Pfadfinder-Unternehmen und die Innovationsphantasie der N etz­
benutzer, wovon sie sich eine Konvergenz von Profitabilität und Mei­
nungsfreiheit erhoffen (Barlow 1996; Toffler/Toffler 1994). Demgegenüber 
strebte die Telekommunikationsbranche starke Oligopole an, die Staatsin­
tervention in Gestalt von Forschungs- und Entwicklungs-Subventionen und 
Anreizen für die kommerzielle Nutzung des Internet dankend in Anspruch 
nahmen bzw. durch massive Einflußnahme auf die Gesetzgebung erzwan­
gen. Liberale und Progressive (jeweils im amerikanischen Sinne) bestritten 
nicht die Führungsrolle privater, gewinnorientierter Investoren, wollten 
aber stärker dafür Sorge tragen, daß vom Markt vernachlässigte N utzer­
gruppen und öffentliche Interessen berücksichtigt und mit starken Zu­
gangsrechten ausgestattet werden (»public-right-of-way«). Das sollte 
durch gezielte Förderung im Wettbewerb benachteiligter Gruppen oder 
durch Freihaltung nicht-kommerzieller Fenster in den neuen Medien ge­
schehen. Sozialisten (im europäischen Sinne) setzten sich für eine vom Staat 
eingerichtete und öffentlich kontrollierte Informations-Infrastruktur ein.

Daraus lassen sich folgende Gestaltungsmuster der neuen Medien ableiten. 

Schaubild 6: Gestaltungsstrategien des Internet

Internet als

Selbstorganisierter, nachfrageorientierter Meinungsmarkt

oligopolistischer, angebotsorientierter Unterhaltungsmarkt

öffentlich geregelter Meinungs- und Unterhaltungsmarkt
gemeinschaftsgestützter Informationsmarkt

öffentlich(-rechtlich)es Universalmedium neuen Typs

In den Vereinigten Staaten scheint die »Schlacht ums Internet« entschieden 
zu sein. Jüngste Entwicklungen (vor allem die Fusionen innerhalb sowie 
zwischen Unterhaltungs- und Telekommunikationsbranche unter Ein­
schluß der Hard- und Software-Produzenten, On-Line-Dienste usw.) stel­
len die kostengünstige und universale öffentliche N utzung in Frage. Die 
Deregulierungspolitik der republikanischen Mehrheit in beiden Häusern 
des Kongresses hatte hier ausgesprochen negative Wirkungen. Das Inter­
net wurde entpolitisiert und privatisiert, kommerzialisiert und m onopo­
lisiert, d.h. in einem Wort: von den großen Telekommunikations-Konzer­
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nen kolonisiert. Gegen ihre eigene libertäre Rhetorik haben die Protagoni­
sten der »republikanischen Revolution« unter Newt Gingrich den corpo­
rate conservatives das Feld überlassen. Die liberal-progressiven Visionen, 
die anfangs vor allem Vize-Präsident Al Gore artikuliert hatte, sind dage­
gen fast verstummt.

Der amerikanischen Technologiepolitik ist zugute zu halten, daß sie 
Wechselwirkungen und Synergieeffekte zwischen Wirtschaft, Wissen­
schaft und Graswurzelgemeinschaften besser gefördert und damit techni­
sche Innovation, Risikoinvestition und öffentliche Aufmerksamkeit stär­
ker zusammengeführt hat, als dies bisher für Europa galt. Auch hat sie 
frühzeitig öffentliche und freie Zugänge zum Internet eröffnet und Schulen 
und Universitäten mit Hard- und Software versorgt. Aber die jüngste 
Gesetzgebung, vor allem der (selbst für seine Befürworter) höchst unüber­
sichtliche Telecommunications Act von 1995 (Rosenbach 1996), und staat­
liche Intervention zielen darauf ab, allein die Kräfte des (oligopolistischen) 
Marktes und Konzentrationsprozesse zu stimulieren, welche content und 
carrier, also die Lieferanten des inhaltlichen Informationsangebots und die 
Informationsträger, in Oligopolen zusammenschweißen werden. Wäh­
rend die öffentliche Politik viel zu passiv blieb in Sachen Konzentrations­
kontrolle, bereitete sie zugleich Maßnahmen zur Beschneidung der Infor­
mationsfreiheit {Electronic Decency Act), restriktive Gesetze zum Schutz 
des geistigen Eigentums und eine problematische Einschränkung der Ver­
schlüsselungsmöglichkeiten vor, womit Datenschutz, Freizügigkeit und 
Öffentlichkeit im N etz eingeschränkt werden. Der Cyberspace wird, ana­
log zum Fernsehen, als zentralisierter Marktplatz organisiert, und die 
(stärker als beim Fernsehen gegebenen) Chancen horizontaler Zweiweg­
Kommunikation werden ignoriert oder bleiben unterentwickelt.

Allerdings ist es aufgrund des dezentralen Charakters der neuen Medien 
zweifelhaft, ob sie sich gänzlich kolonisieren lassen werden. Deswegen ist 
es, gerade im Hinblick auf die europäische Technologiedebatte4, notwen­
dig, auf dem Recht der Bürger und Netzkonsumenten auf informationelle 
Grundversorgung und dem Ausbau einer dualen Informationsordnung zu 
insistieren und Leitlinien einer alternativen Medienpolitik zu formulieren, 
die sich etwa an folgenden Kriterien der Benton Foundation (Washington 
D.C.)5 orientieren könnte:

-  Deepenpeople’s understanding of policy issues
-  Broaden participation in deliberations on political issues
-  Increase the accountability o f officeholders
-  Enable more effective advocacy by individuals and groups
-  Register opinions by allowing electronic voting
-  Increase citizens’ interest in other community activities, thus tighte- 

ning communal ties and increasing participation in community governance.
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Dabei hängt die Sicherung des partizipatorischen und deliberativen 
Potentials vom gegebenen Niveau demokratischer Beteiligung ab, d.h. nur 
funktionierende politische Gemeinschaften werden auch ein demokratisch 
fungibles Internet zustandebringen. Das N etz ist kein deus ex machina, der 
apathischen und beteiligungsschwachen Demokratien schlagartig auf die 
Sprünge hilft. N ur dort, wo eine demokratische Kultur lebendig ist, kann 
egalitäre politische Kommunikation gedeihen, gleich welchen Mediums sie 
sich bedient. Das Problem ist, daß die seit den 60er Jahren gewachsene 
Bewegungsszene sich den neuen Medien gegenüber eher indifferent, igno­
rant oder ablehnend verhält (Sale 1995, Brook/Boal 1995) oder sich mit der 
Existenz eines randständigen und selbstbezogenen Technotops (einem 
»Cyberkeley« der Sub- und Gegenkultur) zufriedengibt und in libertärer 
Selbstüberschätzung übt (Barlow 1995 und 1996, dazu Barbrook/Came- 
ron 1996). Dies wird sich nur ändern, wenn die Subkultur der netizens auf 
den Mainstream der Gesellschaft überspringt, wozu in den USA auf den 
ersten Blick bessere technische und politisch-kulturelle Voraussetzungen 
bestehen als in Europa. Bei näherem Hinsehen zeigt sich jedoch, daß die 
technische Infrastruktur der west- und mitteleuropäischen Länder einen 
höheren Grad an Flächendeckung aufweist und diese Länder zudem auf 
eine große Beteiligungstradition zurückgreifen könnten. Insofern ist es 
noch nicht zu spät für eine europäische Informations-Initiative.

Anmerkungen
1 Der Artikel ist entstanden am Center for European Studies und am Institut für die Wissen­

schaften vom Menschen, das auch eine frühere Netz-Version veröffentlicht hat 
(http://www.ping.at/iwm/netizens.htm). Für Hinweise danke ich Benjamin Barber, Chri­
stoph Bieber, Martin Hagen, Christa Maar, Klaus Nellen und Dan Weitzner sowie den 
Teilnehmern von Seminaren der Freien Universität Berlin und der Julius Raab-Stiftung, Wien.

2 Den besten Überblick geben außer Abramson u.a. 1988 und Arterton 1988 das von Mark 
Bonchek initiierte Political Participation Project (MIT/Harvard) sowie Hagen 1996, Fudlow 
1996, Ogden 1994, Poster 1995 und die Beiträge in Kleinsteuber 1996. Herausstreichen möchte 
ich hier insbesondere das Minnesota e-Democracy Project (http://www.e-democra- 
cy.org.html), dazu Aikins 1996, und das Seattle Community Network (http://www.scn.org), 
dazu Schüler 1996. Einen guten Überblick über computervermittelte Demokratieprojekte 
geben TAN+N News (http://www.auburn.edu/academic/liberal_arts/poli_sci/tann.html), 
das Project Vote Smart (http://www.vote-smart.org) und die California Voter Foundation 
(http://www.webcom.com/cvf.html).

3 Der Aspekt der Verwaltungsrationalisierung durch neue Medien, auch im Sinne einer verbes­
serten Vernetzung sowohl mit den Bürgern wie mit dem Wirtschaftssystem, wird hier nicht 
berücksichtigt, s. dazu Winograd/Buffa 1996 und Osborne/Pastrik 1997 sowie exemplarisch 
den Blueprint for Renewing Government Services der kanadischen Bundesregierung 
(http://www.intergov.gc.ca/IGDOCFIB/FEDGOV/BFUEPRINT/bpindex.html) und Con­
nection, Community, Content. The Challenge of the Information Highway. Final Report of 
the Information Highway Advisory Council, Ottawa, September 1995.

4 Zur europäischen Informationsdebatte siehe vor allem die Beiträge der Generaldirektion 13 
der EU-Kommission (federführend: Martin Bangemann) (http://www. europa.eu.int/en/ 
comm/dgl3.html), zur deutschen Diskussion zuletzt German (1996) und Wilke (1996) sowie 
Kubicek (1995).
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5 Die Benton Foundation (http://www.benton.org.html) in Washington D.C. ist eine der in den 
Vereinigten Staaten sehr aktiven und relativ erfolgreichen public-interest-groups, die sich für 
den Aufbau einer demokratischen Netzkultur einsetzen und als deren Interessenvertreter in 
der öffentlichen Debatte und in den Gesetzgebungsprozessen auftreten. Ebenso zu erwähnen 
ist das Moreno Institute (1995) und das Center for Democracy and Technology 
(http://www.cdt.org.html) in Washington D.C., das Arbeitsgruppen zu den folgenden Berei­
chen unterhält: Free Expression (Zensurverbot), Online Privacy (Datenschutz), Encryption 
(Verschlüsselung), Electronic Surveillance (legale und illegale Abhörverfahren) und Online 
Democracy (Petitionen) unterhält. In diesem Sinne hat der Münchener Kongreß der Akade­
mie zum Dritten Jahrtausend im Februar 1997 eine »Münchener Erklärung« vorgelegt; an der 
Diskussion kann man sich elektronisch beteiligen, via e-mail (politics.at.akademie3000.de) 
und via Internet (http://www.akademie3000.de.html), wozu die Leser dieses Aufsatzes aus­
drücklich eingeladen sind.
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Seyla Benhabib
DIE GEFÄHRDETE ÖFFENTLICHKEIT

Im Jahre 1927 veröffentlichte der amerikanische Journalist Walter Lipp­
mann sein Buch The Phantom Public.1 Er verfaßte diese Arbeit in einer 
Zeit, in der das Vertrauen in die repräsentative Demokratie in Europa und 
Nordamerika schwand, und gelangte zu dem Schluß, daß »das Ideal des 
souveränen und auf allen Gebieten kompetenten Bürgers« bestenfalls eine 
Fiktion und schlimmstenfalls ein Phantasma sei. Lippmanns elitäre und 
pessimistische Einschätzung, daß gemeinschaftliche Deliberation zwi­
schen einfachen Bürgern unmöglich sei, entlockte John Dewey eine be­
herzte Erwiderung, die er in Die Öffentlichkeit und ihre Probleme nieder­
schrieb.2 Er sieht es als erwiesen an, daß mit der Erfahrung industrialisier­
ter und urbanisierter Gesellschaften »das wahrhafte Gemeinschaftsleben«, 
aus dem heraus sich die amerikanische Demokratie entwickelt hat, an 
Substanz verloren hat, und daß »die Öffentlichkeit verlorengegangen zu 
sein (scheint...) Wenn es eine Öffentlichkeit gibt, dann ist sie sich ihres 
eigenen Verbleibs sicherlich ebenso ungewiß, wie sich die Philosophen seit 
Hume über den Aufenthaltsort und die Beschaffenheit des Ichs im unkla­
ren waren«.3

Tatsächlich scheinen Theorien der Öffentlichkeit, von Hannah Arendt 
bis Walter Lippmann, von John Dewey bis Jürgen Habermas, mit einer 
gewissen Nostalgie behaftet zu sein: Es gab einmal einen öffentlichen 
Raum des Handelns und der Deliberation, der Partizipation und der 
kollektiven Entscheidungsfindung. Heutzutage allerdings gibt es keine 
Öffentlichkeit mehr, oder aber, falls sie noch existiert, so ist sie in einer 
Weise entstellt, kraftlos und korrumpiert, daß sie nur noch ein müder 
Abglanz dessen ist, was einmal war -  gleich, ob man die athenische Polis 
als paradigmatische Form der Öffentlichkeit ansieht oder den Blick auf die 
republikanischen Stadt-Staaten der italienischen Renaissance richtet, ob 
man die authentische Öffentlichkeit in den Salons der Aufklärung verortet 
oder ob man die town meetings Neu-Englands idealisiert.

Die Idee des souveränen Volkes, das sich als Kollektiv über Angelegen­
heiten verständigt, die für alle von Belang sind, ist ein regulatives Ideal 
demokratischer Regierungsformen. So betrachtet, stellt sich die Beunruhi­
gung über den Zustand der Öffentlichkeit im Grunde genommen als Sorge 
um die Funktionstüchtigkeit der Demokratie in modernen, komplexen, 
multikulturellen und zunehmend Globalisierungsprozessen ausgesetzten
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politischen Gemeinwesen heraus. Das regulative Ideal der Demokratie 
bedarf der Ergänzung durch die Idee einer autonomen Öffentlichkeit als 
Medium der Selbstregierung. Zwischen diesem Ideal und den zunehmend 
entsubstanzialisierten Trägern der anonymen öffentlichen Deliberations- 
prozesse in Massengesellschaften besteht eine Kluft, die das Ideal der 
Demokratie zu einer konstitutiven Fiktion werden läßt; und es ist ebendie­
se Fiktion, die fortwährend Besorgnis erregt. Es gibt sicherlich keine 
einfachen sozialen und institutioneilen Lösungen für die Probleme, die die 
Transformation der Öffentlichkeit aufwirft. Dieser Wandel ist nicht nur 
eine Folge der neuen Kommunikationstechnologien4, sondern auch der 
wachsenden globalen Interdependenz von Finanz- und Arbeitsmärkten, 
von Migrationsprozessen und dem globalen Fluß von Information und 
Kapital. Die politische Philosophie kann hier zu einer normativen Klärung 
des Begriffs der Öffentlichkeit und dessen zentraler Bedeutung für die 
Demokratietheorie und die demokratische Praxis beitragen. N icht alle 
Demokratietheorien lassen sich übrigens auf diesen Begriff beziehen: 
Theorien, die von einem Pluralismus der Interessengruppen ausgehen, 
räumen der Öffentlichkeit keinen Ehrenplatz ein. In der pluralistischen 
Tradition gilt die Öffentlichkeit als ein nicht sonderlich wichtiges institu­
tionelles Korrelat der Bürgerrechte.

Im Gegensatz dazu räumen zwei andere Traditionen des politischen 
Denkens der Öffentlichkeit einen zentralen Platz ein: Zum einen die Tra­
dition der »republikanischen Tugend«, wie sie Hannah Arendt im 20. 
Jahrhundert wiederbelebt hat, und zum anderen die Kantische liberale 
Tradition, die ihren Ausgang in Kants berühmten Überlegungen über den 
»öffentlichen Gebrauch der Vernunft« nimmt und heute von John Rawls 
und Jürgen Habermas vertreten wird. Es ist der Dialog zwischen diesen 
beiden Traditionen, der mich besonders interessiert. Meine These ist, daß 
keine der beiden Positionen hinreicht, um einen Begriff von Öffentlichkeit 
zu entwickeln, welcher der ganzen Komplexität der gegenwärtigen demo­
kratischen Theorie und Praxis gerecht würde. Hannah Arendts Modell ist 
problematisch, weil sie die Bedingungen moderner Gesellschaften nicht 
berücksichtigt und weil sie zwischen dem öffentlichen politischen Raum 
und den demokratischen Legitimationsformen nie eine Verbindung ge­
schaffen hat. Die liberalen Begründungsmodelle von Rawls und Habermas 
bergen auch Probleme. Bei Rawls ist das Konzept der Öffentlichkeit zu 
einem normativen Begriff des »öffentlichen Vernunftgebrauchs« zusam­
mengeschnurrt. Damit werden all die Widersprüche und Konflikte, das 
Ringen um Kompromisse, die Teil des demokratischen Lebens sind, aus 
dem Bereich der Öffentlichkeit verbannt. In dem Modell von Jürgen 
Habermas hingegen ist der politische Jargon sehr wohl Bestandteil der 
Öffentlichkeit. Allerdings berücksichtigt Habermas nicht, daß sich eine
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agonistische Öffentlichkeit wohl kaum jener Form »Konsens erzielender 
Übereinkunft über praktische Normen« fügen wird, wie sie seine Diskurs­
theorie bevorzugt.

Wenn wir über den Begriff der »Öffentlichkeit« nachdenken, sind wir 
hin und her gerissen zwischen der Voraussetzung normativer Einigkeit 
und Einstimmigkeit, und den multikulturellen und vielstimmigen Dialo­
gen und Gesprächen demokratischer Praxis. Gibt es einen Ausweg aus 
diesem Dilemma? Am Ende meiner Überlegungen werde ich die normati­
ven und soziologischen Probleme in ihrem Zusammenhang betrachten und 
eine Konzeption von Öffentlichkeit vorschlagen, die auf die »elektronisch- 
ikonographischen Gesellschaften« im Spätkapitalismus zugeschnitten ist.

Hannah Arendt und die Wiederbelebung der Öffentlichkeit unter den 
Bedingungen der Moderne.

Hannah Arendt ist eine der wichtigsten politischen Denkerinnen dieses 
Jahrhunderts, die in ihrem Werk besonders eindringlich an die »verlorenen 
Schätze« unserer Tradition politischen Denkens, insbesondere an den 
»Verlust des öffentlichen Raumes« in der Moderne erinnert hat. Arendts 
theoretisches Hauptwerk, Vita Activa oder Vom tätigen Leben1, wird in 
der Regel -  und nicht ganz zu unrecht -  als anti-modernistisch bezeich­
net. Mit dem »Aufstieg des Gesellschaftlichen« charakterisiert Arendt den 
Prozeß der institutioneilen Ausdifferenzierung moderner Gesellschaften 
in einen politischen Bereich im engeren Sinne, d.i. der Staat und seine 
Einrichtungen, und in die Bereiche der Ökonomie und der Familie. Als 
Resultat dieser Transformationen traten wirtschaftliche Prozesse aus dem 
»Schatten des privaten Haushalts« und wurden zu öffentlichen Angelegen­
heiten. Derselbe historische Prozeß, der den modernen Verfassungsstaat 
hervorgebracht hat, brachte auch die »Gesellschaft« hervor, den Bereich 
sozialer Interaktion zwischen dem privaten Haushalt auf der einen und 
dem Staat auf der anderen Seite. Ein Jahrhundert zuvor hatte Hegel diesen 
Prozeß als Entwicklung eines »Systems der Bedürfnisse« beschrieben, das 
aus der Mitte des sittlichen Lebens heraus entstanden ist als eine Domäne 
ökonomischer Aktivitäten, die vornehmlich vom Warentausch und öko­
nomischen Eigeninteresse bestimmt ist. Arendt versteht diesen Prozeß als 
Verdrängung des Politischen durch das »Gesellschaftliche« und als Um ­
wandlung des öffentlichen politischen Raumes in einen Pseudoraum der 
Interaktion, in dem Individuen nicht länger »handeln«, sondern sich nur 
noch als wirtschaftliche Produzenten, Konsumenten und Großstadtbe­
wohner »verhalten«.

Diese schonungslos negative Darstellung des »Aufstiegs des Gesell­
schaftlichen« und des Niedergangs des öffentlichen Raumes wurde häufig
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als Herzstück von Arendts politischem »Anti-Modernismus« bezeichnet. 
Dennoch wäre es falsch, Hannah Arendt in erster Linie als nostalgische 
Denkerin zu verstehen. Sie widmete sich ebenso ausführlich der Analyse 
der Dilemmata aber auch der Möglichkeiten politischen Handelns im 20. 
Jahrhundert wie dem Niedergang der Öffentlichkeit in der M oderne.6 Es 
eröffnet sich eine andere Sicht auf den Arendtschen Begriff des »öffentli­
chen Raums«, wenn man nicht nur Vita Activa, sondern auch ihre Theorie 
des Totalitarismus heranzieht. Dieser Unterschied wird deutlich in den 
Begriffen »Agon« und »Assoziation«.7

Der öffentliche Raum im Sinne des »agonistischen« Modells wird als ein 
Raum verstanden, in welchem moralische und politische Größe, Überle­
genheit in W ort und Tat in Erscheinung treten. Es ist ein Bereich der 
Konkurrenz, in dem jeder um Vorrechte und um Anerkennung kämpft, 
der Raum, in dem man sich der Sinnlosigkeit und Vergänglichkeit alles 
Menschlichen entheben möchte: »Denn die Polis war für die Griechen -  
wie die res publica für die Römer -  primär eine Garantie gegen die 
Vergeblichkeit und Vergänglichkeit des Lebens der Einzelnen, der Raum 
nämlich, der gegen alles nur Vergängliche geschützt und dem relativ D au­
erhaften Vorbehalten, also geradezu dafür bestimmt war, sterblichen M en­
schen Unsterblichkeit zu gewährleisten.«8 Im Gegensatz dazu entsteht ein 
öffentlicher Raum nach dem »Assoziationsmodell« immer dort, wo »Men­
schen in Einstimmigkeit gemeinsam handeln«. Nach diesem Modell ist 
Öffentlichkeit der Raum, in dem »Freiheit sich öffentlich entwickeln 
kann«. Es handelt sich dabei nicht um einen Raum im topographischen 
oder institutioneilen Sinn: Ein Rathaus oder ein öffentlicher Platz, wo 
Menschen nicht »in Einstimmigkeit gemeinsam handeln«, ist nach Arendt 
kein öffentlicher Raum. Hingegen kann ein privates Wohnzimmer, in dem 
sich Dissidenten mit Ausländern treffen, um  einen Samisdattext zu disku­
tieren, zu einem öffentlichen Raum werden, ebenso wie ein Stück Wald 
oder ein Feld, wenn sie Gegenstand und O rt einer »Handlung in Einstim­
migkeit« werden, z.B. bei einer Demonstration gegen den Bau einer A uto­
bahn oder eines militärischen Stützpunkts.

Die Unterscheidung zwischen dem agonalen Modell und dem Assozia­
tions-Modell korrelliert mit den unterschiedlichen Politikerfahrungen in 
der antiken Welt und der M oderne.9 Der agonale Raum der Polis setzte eine 
moralisch homogene und politisch exklusive Gemeinschaft voraus, deren 
Mitglieder sich untereinander egalitär verhielten, feindlich allerdings ge­
genüber den Anderen; das waren nicht nur die Fremden, sondern auch die 
Frauen, die Sklaven und Bediensteten. Im Gegensatz dazu ist der moderne 
öffentliche Raum grundsätzlich durchlässig; weder unterliegt der Zugang 
zu ihm noch seine Agenda Kriterien moralischer und politischer H om oge­
nität. Seit der amerikanischen, der französischen und der russischen Revo-
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lution erweiterte sich der öffentliche Raum mit dem Einzug jeder neuen 
Gruppe. Mit der Emanzipation der Arbeiter wurden die Eigentumsver­
hältnisse zu einer öffentlich-politischen Angelegenheit, die Emanzipation 
der Frauen ließ die Familie und die »häusliche Privatsphäre« zu einem 
politischen Thema werden, und die rechtliche Gleichstellung der N icht­
weißen und Nichtchristen warf kulturelle Fragen der kollektiven Selbst- 
und Fremdrepräsentation auf.

H inter Hannah Arendts Konzeption des öffentlichen Raums als »Raum 
des öffentlichen Erscheinens«, innerhalb dessen sich Handlung und Spra­
che entfalten, steht ein Modell unmittelbarer Interaktion. Diese Deutung 
der Öffentlichkeit gibt nicht nur der /kce-to-/^cc-Kommunikation den 
Vorzug, sondern setzt auch ein gewisses Maß an geteilten Werten und 
moralischen Überzeugungen und eine gewisse Konvergenz auf ein ge­
meinsames Ethos hin voraus. Wie könnte ohne eine gewisse Kohärenz 
durch ein geteiltes Verständnis von Welt die Bedeutung von Handlungen 
für andere einsichtig werden? Mit Kohärenz ist nicht Einstimmigkeit 
gemeint, wohl aber eine gewisse Konvergenz der Interpretationen. Ich 
möchte dies die holistische Funktion der Öffentlichkeit nennen. In dieser 
Lesart ist die Öffentlichkeit ein Raum, in dem ein Kollektiv sich selbst 
gegenwärtig wird durch ein gemeinsames Interpretationsrepertoire. Ich 
bin der Auffassung, daß diese Dimension von Öffentlichkeit dem ent­
spricht, was Jürgen Habermas »ethische Diskurse« und John Rawls com- 
prehensive doctrines nennt. Mit ihrer Hilfe werden Fragen kollektiver und 
individueller Identität, werden Wertvorstellungen einer Gruppe, in deren 
Licht sie ihre Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft betrachten, werden 
Deutungsmuster kultureller Bedeutung und kulturellen Verstehens, m it­
tels derer Individuen ihre Bedürfnisse interpretieren und ihre Vorstellun­
gen vom guten Leben entwerfen, zum Gegenstand der Diskussion und 
zum Ziel sozialen Handelns.

Neben der holistischen Dimension besitzt die Öffentlichkeit eine epi- 
stemische Funktion. Diese wird deutlich in Arendts These, daß der Prozeß 
des politischen Kampfes den beschränkten Eigennutz in ein allgemeineres 
öffentliches Interesse verwandelt. Vor allem in Arendts späteren Arbeiten, 
die sich weniger an Aristoteles als an Kant orientieren, tritt diese Dimen­
sion der Öffentlichkeit hervor.10 Arendt beschreibt das von Kant entlehnte 
Prinzip der erweiterten Denkungsart wie folgt: Konstitutiv für die authen­
tische politische Einstellung ist die Fähigkeit und Bereitschaft zum öffent­
lichen Vernunftgebrauch, die Aufgeschlossenheit gegenüber anderen 
Standpunkten und das Gebot, den Eigennutz in ein gemeinsames öffentli­
ches Ziel zu verwandeln. Sie formuliert dies treffend in ihren Überlegun­
gen zu Kants Theorie der Urteilskraft: »Das Urteilen schöpft seine eigent­
liche Kraft aus der möglichen Einstimmigkeit mit anderen, und die Den-
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kungsart für das Urteilen ist nicht, wie der Denkprozeß des reinen ver­
nünftigen Urteilens, ein Dialog mit mir selbst, sondern findet immer und 
von Anfang an, selbst dann, wenn ich alleine zu einer Entscheidung gelan­
ge, in einem möglichen Gespräch mit anderen statt, mit denen ich schließ­
lich zu einer Übereinstimmung gelangen muß.«11 Die epistemische Funk­
tion der Öffentlichkeit und die »zu erwartende Verständigung mit ande­
ren« überschreitet die Grenzen einer auf direkter Kommunikation beru­
henden Gesellschaft. Man kann sagen, daß die Arendtsche Lesart Kants 
den Kern der Habermasschen Theorie diskursiver öffentlicher Begrün­
dung darstellt.

Habermas und die Transformationen der Öffentlichkeit in der Moderne

Jürgen Habermas veröffentlichte 1962 den Strukturwandel der Öffentlich­
keit.12 Obwohl bereits auf den ersten Seiten seiner Arbeit die zentrale 
Bedeutung Hannah Arendts deutlich w ird13, bleibt unausgesprochen, wie 
tief der Autor ihr verpflichtet ist. Nach Vita Activa ist es Habermas’ 
Strukturwandel der Öffentlichkeit, der auf die zentrale Bedeutung dieses 
Begriffs für das moderne politische Leben emphatisch verwiesen hat. Wäh­
rend Arendt vom Verfall des »öffentlichen Raums« unter den Bedingungen 
der Moderne spricht, sieht Habermas eine neue Form der Öffentlichkeit 
mit der Aufklärung aufkommen: die Zusammenkunft von Privatleuten, die 
über öffentliche Angelegenheiten diskutieren.14 Für das bürgerliche Lese­
publikum der frühen Aufklärung, aus dem heraus sich die kritische, poli­
tisch interessierte Öffentlichkeit des späten achtzehnten und des frühen 
neunzehnten Jahrhunderts entwickelte, gehört zum öffentlichen Räson­
nieren die Einbeziehung einer dritten Stimme, die des abwesenden Autors.

Während der Arendtsche Öffentlichkeitsbegriff an topographische und 
räumliche Metaphern gebunden ist, interessiert sich Habermas für den 
Wandel der Identität der Öffentlichkeit seit dem Aufkommen der Presse.15 
Eine Verlagerung findet statt von der »zuschauenden« zur »zuhörenden 
Öffentlichkeit«: Sie wird nicht länger als eine Gruppe von Menschen 
verstanden, die einander von Angesicht zu Angesicht sehen, wie dies im 
Fall des geschlossenen demos unterstellt wird, sondern formiert sich durch 
unpersönliche Kommunikationsmittel wie Presse, Romane, literarische 
und wissenschaftliche Zeitschriften zunehmend als subjektloses Medium 
der Meinungsbildung.

Diese Entwicklung zeigt sich im veränderten deutschen Sprachge­
brauch: Arendt spricht vom »öffentlichen Raum«, Habermas gebraucht 
hingegen den Begriff der »Öffentlichkeit«. Im Zuge dieses Transforma­
tionsprozesses wird also die Öffentlichkeit entsubstantialisiert und kör­
perlos.
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Die von Habermas in systematischer Absicht vorgenommene Transfor­
mation des Arendtschen Begriffs der Öffentlichkeit erlaubt es uns, eine 
Verbindung zwischen Öffentlichkeit und demokratischer Legitimation 
herzustellen. Ich möchte im folgenden, aufbauend auf die »Diskurstheorie 
der Ethik«16, den Rahmen für eine Theorie demokratischer Legitimation 
entwickeln, um den oben formulierten Anspruch zu erhärten, daß das 
Ideal der deliberativen Öffentlichkeit sowohl ein regulatives Ideal wie auch 
eine konstitutive Fiktion demokratischer politischer Ordnungen ist.

Öffentlichkeit und demokratische Legitimation

Demokratie läßt sich in meiner Sicht am besten verstehen als eine Organi­
sationsform kollektiver, öffentlicher und institutionalisierter Machtaus­
übung, die in dem Prinzip gründet, daß Entscheidungen, die das Gemein­
wohl betreffen, aus einem Verfahren der freien und vernünftigen Delibera- 
tion zwischen moralisch und politisch gleichen Individuen hervorgehen.17 
Zweifellos ist jede Definition grundsätzlich umstrittener Begriffe wie De­
mokratie, Freiheit, Gerechtigkeit nie eine bloße Definition; sondern ent­
hält bereits die normative Theorie, die den Begriff rechtfertigt. Auch auf 
meine Auffassung von Demokratie trifft dies zu. Sie räumt zwar dem 
deliberativen Modell den Vorrang vor anderen normativen Ansätzen ein, 
leugnet aber nicht, daß auch ökonomisches Wohlergehen, institutionelle 
Effizienz und kulturelle Stabilität für die Beurteilung der Angemessenheit 
einer normativen Definition von Demokratie von Belang sind. Sollen 
Demokratien dauerhaft funktionieren, müssen auch der Anspruch auf 
Wohlstand und das Bedürfnis nach kollektiver Identität erfüllt werden. 
Allerdings geht Demokratie in dieser Erfüllung nicht auf. Ebenso wie ein 
gewisses Niveau ökonomischen Wohlergehens mit autoritärer Herrschaft 
vereinbar sein kann, ist es denkbar, daß antidemokratische Regime kollek­
tive Identitäten erfolgreicher stiften als demokratische.

In Rahmen des deliberativen Demokratiemodells ist es eine notwendige, 
aber nicht hinreichende Bedingung für die Legitimität kollektiver Ent­
scheidungsprozesse, daß die Institutionen des Gemeinwesens Verfahren 
rationaler und fairer Deliberation zwischen freien und gleichen Individuen 
bereitstellen, aus denen dann das hervorgeht, was als gemeinsames Interes­
se gilt.18 Je mehr ein Prozeß kollektiver Entscheidungsfindung sich diesem 
Modell nähert, um so besser ist seine Legitimität begründet. Warum ist das 
so? Die Legitimität demokratischer Institutionen gründet in der Annahme, 
daß die Instanzen, die bindende Machtbefugnisse in Anspruch nehmen, 
dies deshalb tun können, weil ihre Entscheidungen einen überparteilichen 
Standpunkt repräsentieren, der im Interesse aller ist. Diese Annahme ist 
aber nur dann erfüllt, wenn solche Entscheidungen grundsätzlich für öf­
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fentliche Deliberationsverfahren freier und gleicher Bürger offen sind.
Das »Diskursmodell der Ethik« formuliert die den Geltungsansprüchen 

eines deliberativen Modells von Demokratie zugrundeliegenden allge­
meinsten Prinzipien und moralischen Intuitionen. Die prozeduralen Spe­
zifika dieser besonderen Argumentationssituation des »praktischen Dis­
kurses« sind nicht schlicht auf eine makroinstitutionelle Ebene übertrag­
bar; dies ist aber auch nicht erforderlich. Im Unterschied zu einer allgemei­
nen Moraltheorie hat sich eine Demokratietheorie mit Fragen der Gestal­
tung von Institutionen und der praktischen Durchführbarkeit auseinan­
derzusetzen.

Die kritische Funktion des deliberativen Modells wird besonders deut­
lich vor dem Hintergrund einflußreicher Strömungen in der gegenwärtigen 
politischen Theorie, die von der methodologischen Fiktion ausgehen, daß 
jedes Individuum über eine geordnete Menge kohärenter Präferenzen ver­
fügt. Diese Fiktion spielt in der tatsächlichen politischen Welt keine große 
Rolle. Wenn es um komplexe soziale und politische Fragen geht, verfügen 
Individuen meist über bestimmte Ansichten und Wünsche, nicht aber über 
geordnete Präferenzen. Erst der deliberative Prozeß scheint geeignet, diese 
hervorzubringen, da er den einzelnen dazu anregt, seine Überzeugungen 
kritisch zu reflektieren und sich im Prozeß der Deliberation und des 
Austausches mit den Ansichten der anderen auseinanderzusetzen. Um den 
anderen die eigenen Einstellungen und Standpunkte vermitteln zu können, 
müssen sie mit »guten Gründen« untermauert werden. Dies zwingt jeden, 
darüber nachzudenken, was alle anderen Beteiligten als guten Grund ak­
zeptieren könnten -  man muß den Standpunkt derjenigen einbeziehen, 
um deren Zustimmung man »wirbt«. Das Argumentieren unter Berück­
sichtigung der Standpunkte aller Beteiligten zwingt nicht nur den eigenen 
Ansichten eine gewisse Kohärenz auf, sondern erfordert zugleich, sich die 
Perspektive der »erweiterten Denkungsart«19 zu eigen zu machen.

Jedes prozedurale und deliberative Modell der Demokratie ist dem 
Einwand ausgesetzt, daß die moderne Gesellschaft ihre Angelegenheiten 
nicht im Rahmen einer fiktiven Massenversammlung regeln kann. Hier 
geht es um mehr als nur die Frage der Größe. Daß es eine Grenze für die 
Größe eines deliberativen Organs geben kann, leuchtet ein. Das delibera­
tive und prozedurale Demokratiemodell muß allerdings nicht mit der 
Fiktion einer allgemeinen Versammlung operieren, da es der Pluralität von 
Assoziationsformen (politische Parteien, Bürgerinitiativen, soziale Bewe­
gungen etc.) den Vorrang einräumt und damit gewährleistet ist, daß alle das 
Recht haben, ihren Standpunkt darzulegen. Aus diesem Gebilde miteinan­
der verknüpfter Assoziationen, Netzwerke und Organisationen entsteht 
das anonyme »öffentliche Gespräch«. Die Fiktion einer allgemeinen Ver­
sammlung, in der das Volk seinen Willen zum Ausdruck bringt, gehört in
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die frühe Demokratiegeschichte. Wir sollten uns heute leiten lassen von der 
Vorstellung eines Mediums aus lose miteinander verbundenen und vielge­
staltigen Zentren der Meinungsbildung und -Verbreitung, die sich wechsel­
seitig durch freie und spontane Kommunikationsprozesse beeinflussen.20

Das Rawlssche Konzept des öffentlichen Vernunftgebrauchs

Das Rawlssche Modell der »öffentlichen Vernunft« und das Modell deli- 
berativer Demokratie teilen einige Prämissen.21 Beide Theorien verstehen 
die Legitimierung politischer Macht und die Überprüfung der Gerechtig­
keit von Institutionen als einen öffentlichen Prozeß, an dem alle Bürger 
teilnehmen können. Die Idee, daß die Gerechtigkeit der Institutionen 
»unter den Augen der Öffentlichkeit« geprüft wird, ist dabei grundle­
gend.22 Doch unterscheidet sich die Rawlssche Idee der öffentlichen Ver­
nunft vom Modell öffentlicher Deliberation in dreierlei Hinsicht.

Erstens schränkt Rawls den öffentlichen Vernunftgebrauch auf ganz 
bestimmte Angelegenheiten ein -  anders als das deliberative Modell, das 
auf der Offenheit der Agenda besteht - , nämlich auf »wesentliche Verfas­
sungsinhalte« und Fragen grundlegender Gerechtigkeit23

Zweitens wird die öffentliche Vernunft nicht als ein Prozeß der Urteils­
findung unter Bürgern verstanden, sondern als ein regulatives Prinzip, das 
die Art und Weise, wie Individuen, Institutionen und Organisationen über 
öffentliche Angelegenheiten urteilen sollen, eingrenzt (die »politische 
Konzeption des Liberalismus«24).

Drittens sind für Rawls die gesellschaftlichen Räume des öffentlichen 
Vernunftgebrauchs ebenfalls begrenzt. Persönliche Überlegungen zu poli­
tischen Fragen oder »solche von Mitgliedern von Assoziationen wie z.B. 
Kirchen oder Universitäten, die alle einen wesentlichen Teil der H inter­
grundkultur bilden«25 sind nicht inbegriffen. Der Vernunftgebrauch in 
solchen Vereinigungen kann in bezug auf ihre Mitglieder als »öffentlich« 
bezeichnet werden, er ist »aber nicht-öffentlich mit Blick auf die politische 
Gemeinschaft und die Bürger überhaupt. Nicht-öffentlicher Vernunftge­
brauch umfaßt die Vielzahl von Gründen, die innerhalb der Zivilgesell­
schaft gelten, und gehört zu dem, was ich im Gegensatz zur öffentlichen 
politischen Kultur die Hintergrundkultur nenne«.26 Für Rawls liegt somit 
die öffentliche Sphäre nicht in der Zivilgesellschaft, wohl aber im Staat und 
seinen Organisationen, insbesondere im Bereich des Rechts und dessen 
Institutionen.

Dennoch kann Rawls die Zivilgesellschaft aus zwei Gründen nicht von 
der Öffentlichkeit, wie er sie versteht, trennen: Erstens sind in einer D e­
mokratie viele, wenn nicht alle Assoziationen und Organisationen »öffent­
lich«, die, um als solche zugelassen zu werden, denselben Verfassungsin­
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halten und dem Prinzip der Rechtsstaatlichkeit entsprechen müssen wie 
alle anderen, augenfälliger öffentlichen Institutionen. Deutlich wird dies 
am Beispiel der Country Clubs, die Schwarze, Juden, Hispanier etc. diskri­
minieren. Der demokratische Verfassungsstaat kann von den Institutionen 
der Zivilgesellschaft also nicht so scharf getrennt werden, wie dies einige 
von Rawls Formulierungen nahelegen wollen.

Zweitens sind die zivilgesellschaftlichen Institutionen, Individuen und 
sozialen Bewegungen bemüht, auf den politischen Prozeß Einfluß zu 
nehmen und überschreiten so die Grenzen zwischen den öffentlichen und 
den eher privaten Vereinigungen. Für Rawls ist das der Fall bei Bürgern, 
die sich als politische Akteure öffentlich engagieren, bei Mitgliedern poli­
tischer Parteien etwa, bei Kandidaten und bei denen, die sie unterstützen.27 
Es wäre nun aber falsch anzunehmen, Individuen und Vereinigungen prak­
tizierten bei der Deliberation innerhalb der Zivilgesellschaft nichtöffentli­
chen Vernunftgebrauch, sobald sie sich im politischen Bereich bewegen 
aber öffentlichen. Denn auch die Zivilgesellschaft ist öffentlich. Das heißt 
nicht, daß sie jederzeit allen Zugang gewährte; sie ist vielmehr in dem Sinne 
öffentlich, daß sie Teil des anonymen öffentlichen Gesprächs in einer 
Demokratie ist. Ein deliberatives Modell der Demokratie ist weit mehr als 
Rawls selbst an dem interessiert, was er »Bedingungen der Hintergrund­
kultur« nennt, und zwar deshalb, weil es davon ausgeht, daß sich Politik 
und politische Vernunft aus einem kulturellen und sozialen Kontext heraus 
entwickeln. Der öffentliche Vernunftgebrauch kann sicherlich von diesem 
Kontext abstrahieren und ihn kritisch beurteilen, aber er kann nicht alle 
Hintergrundannahmen, die ihn allererst ermöglichen, vollständig transpa­
rent werden lassen. Darin liegt ein Kern von Wahrheit der postmodernen 
Kritik am Kantischen Rationalismus: Die Vernunft ist immer in einen 
Kontext eingebettet, den sie in der diskursiven Analyse niemals ganz 
einholen kann.

Es ist nicht überraschend, daß für Rawls nicht die anonyme Öffentlich­
keit das Musterbeispiel des öffentlichen Vernunftgebrauchs ist, sondern 
der Supreme Court.28 Rawls’ Trennung von öffentlicher Vernunft und 
privater Überzeugung wurde in letzter Zeit zunehmend kritisiert.29 Um 
die Bedeutung dieser Kritiken richtig einschätzen zu können, betrachten 
wir kurz die Abtreibungsdebatte, die in Amerika seit der Gerichtsentschei­
dung im Jahre 1973 im Fall Roe vs. Wade tobt. Würden diejenigen, die das 
Recht auf Leben verteidigen und der Überzeugung sind, daß der Fötus ein 
moralisches, durch die volle Gesetzeskraft zu schützendes Wesen ist, sich 
von diesen »privaten« Überzeugungen distanzieren, sobald sie diese im 
Bereich der Zivilgesellschaft geltend machen, dann gäbe es in Fragen der 
Abtreibung keine Kontroverse. U nd wenn diejenigen, die vom Recht der 
Frauen auf Selbstbestimmung überzeugt sind, diese Überzeugung auf die
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Sphäre privater Moral beschränken würden, hätten sie -  von ihrem 
Standpunkt aus gesehen -  ihren Gegnern bereits recht gegeben. Die mei­
sten kontroversen moralischen, ethischen und politischen Fragen unserer 
Zeit -  von der Abtreibung bis zur Pornographie, von Immigrationsrech­
ten bis zu den Folgen neuer medizinischer Technologien -  wären nicht 
einmal auf der Tagesordnung öffentlicher Debatten, wenn die an diesen 
Kämpfen beteiligten Personen sich auf die Rawlssche Konzeption des 
»öffentlichen Vernunftgebrauchs« beriefen.

Eine wohlwollendere Lesart ist dennoch möglich, wenn man Rawls’ 
Gedanken stark macht, daß die Ausübung der öffentlichen Vernunft eine 
»Pflicht zur Zivilität« auferlegt, die der Idee demokratischer Staatsbürger­
schaft inhärent sei.30 Wann immer wir in Versuchung geraten, sektiererisch 
zu werden, und uns auf unsere tiefsten Überzeugungen berufen, müssen 
wir uns mit Rawls fragen, »Was würden wir von unserem Argument 
halten, wenn es die Stellungnahme eines Verfassungsgerichtes wäre?«31 
Auch wenn Rawls eine ziemlich idealisierte Vorstellung vom Vernunftge­
brauch des amerikanischen Verfassungsgerichtes zu haben scheint, ist et­
was Richtiges an seiner Forderung. Es ist nicht allzu weit hergeholt, darin 
die politische und institutionalisierte Deutung von Kants Kategorischem 
Imperativ zu erkennen. Kerngedanke dieser auch von mir geteilten Kanti- 
schen Position ist, daß alle normativen Begründungen -  seien sie morali­
scher, politischer oder rechtlicher N atur -  Gründe darlegen müssen, von 
denen wir behaupten können, daß sie für alle Beteiligten gleichermaßen 
gültig und fair sind. Das ist der Punkt, an dem sich alle drei hier diskutier­
ten Theoretiker einander annähern. Hannah Arendt erhob Kants Ausfüh­
rungen über das ästhetische Urteil in der Dritten Kritik zu einem zentralen 
Aspekt ihrer Theorie des politischen Urteils: das Werben um Zustimmung 
bei all jenen, mit denen man zu einer Übereinkunft gelangen muß. Auf 
ähnliche Weise ist für Habermas die Diskursethik eine Reformulierung des 
Kantischen Universalitätsprinzips.32

Somit liegt für alle drei Ansätze der Wert der Öffentlichkeit in dem, was 
ich die »epistemische« Dimension nenne, die im Kantischen Moralprinzip 
bereits vorgezeichnet ist: Die normative Voraussetzung, daß Prinzipien, 
Rechte und Verhaltensweisen, die öffentlich annehmbar sein sollen, vom 
Standpunkt aller Beteiligten einsichtig sein müssen.

Darin liegt jedoch gleichzeitig die Aporie der Öffentlichkeit. Schon das 
Konzept der öffentlichen Sphäre zwingt uns, vom Standpunkt aller Betei­
ligten zu denken, ganz gleich, ob wir dies durch Erweiterung unserer 
Denkungsart tun, wie Hannah Arendt fordert, oder durch Vernunftge­
brauch im Sinne der Rechtssprechung des Verfassungsgerichtes, wie Rawls 
erwartet, oder aber durch Perspektivenwechsel im praktischen Diskurs, zu 
dem Habermas auffordert. Aber auch wenn wir all dies beherzigen, ist es
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unwahrscheinlich, daß wir unsere Differenzen mit anderen, den Zusam­
menstoß von Werte- und Glaubensfragen und die Unvereinbarkeit unserer 
tiefsten Überzeugungen je beilegen. Der Begriff der Öffentlichkeit scheint 
von rationalem Idealismus durchdrungen, denn er setzt transparente Sub­
jekte voraus, die sich selbst wie auch die anderen erkennen können. Hier 
kommen wir an einen Punkt, an dem sich postmoderne Skeptiker wie 
Jean-Francois Lyotard, mit den Vertretern eines liberalen Interessengrup- 
pen-Ansatzes und den Verteidigern »einer Politik der phänomenologi­
schen Positionalität« treffen.

Wenn es wahr ist, daß die technologischen, sozialen und ökonomischen 
Transformationen des sich globalisierenden Kapitalismus zu einer Kom­
munikation ohne Deliberation führen, dann verweisen unsere Überlegun­
gen auf eine weitere Aporie: die Illusion, in einer Welt inkommensurabler 
Werte überhaupt zu einer Übereinkunft gelangen zu können. Zum Schluß 
möchte ich zeigen, daß sich ungeachtet aller dieser Aporien und Schwierigkei­
ten die Anstrengung lohnt, eine Theorie der Öffentlichkeit zu formulieren.

Ausblick

Eine deliberative Demokratietheorie, die zugleich eine Theorie der Argu­
mentation und der Konfliktlösung ist, beruht auf dem Prinzip, daß man 
trotz nicht beizulegender Meinungsverschiedenheiten bestimmten Dis­
kursregeln und Verfahren zustimmen kann, die den Umgang mit Differen­
zen regeln. O b eine solche Unterteilung zwischen Regeln erster und zwei­
ter O rdnung philosophisch konsistent und institutionell durchführbar ist, 
ist eine brennende Frage, mit der sich viele Debatten über Gruppenrechte 
in multikulturellen Demokratien heute beschäftigen.

So wichtig institutionelle Kompromisse und Widerspruchsmöglichkei­
ten für den Bestand multikultureller Demokratien auch sein mögen, so 
bezweifle ich doch, daß sie eine Lösung für die Spannungen zwischen 
Einheit und Vielfalt anbieten. Schließlich ist die öffentliche Sphäre in einer 
Demokratie zugleich auch eine Sphäre der Kritik, des Streits und der 
Herausforderung. Auch wenn solche Übereinkünfte zum modus vivendi 
gehören, so können sie doch repressiv sein und die Machtkonstellationen 
verdecken, die den Kompromissen zugrunde liegen. Die Öffentlichkeit ist 
der Bereich, in dem dies kritisch untersucht und in Frage gestellt werden 
kann und in dem die Richtlinien für »öffentliche« und »private« Zustän­
digkeiten hinterfragt werden können. Es geht nicht darum zu bestreiten, 
daß es in allen komplexen demokratischen Gesellschaften notwendig ist, 
zwischen dem Privaten und dem Öffentlichen eine Grenze zu ziehen, 
ebenso wenig ist die Notwendigkeit in Frage zu stellen, das Recht auf 
Privatsphäre auf eine Weise in der Verfassung zu verankern, die vernünfti­
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ger und fester ist als dies gegenwärtig in den USA der Fall ist.33 Als 
feministische Demokratietheoretikerin bin ich jedoch nicht nur besonders 
mißtrauisch gegenüber solchen Grenzziehungen, sondern auch gegenüber 
den rechtlichen und institutioneilen Kompromissen in bezug auf die Rech­
te von Frauen und Kindern. Die Aufgabe einer kritischen Öffentlichkeit 
ist es, die verborgene Logik der Macht, der Hierarchie und der Dominanz­
verhältnisse aufzudecken, die solchen Kompromissen zugrundeliegen.

Die institutionelle Komplexität moderner Gesellschaften erfordert ein 
differenziertes Modell des öffentlichen Diskurses und der Rechtfertigung. 
Bislang haben deliberative Demokratietheorien, die sich in Anlehnung an 
das Habermassche Diskursmodell entwickelten, einschließlich meiner ei­
genen Arbeit, die Notwendigkeit vielfältiger institutioneller Strukturen 
innerhalb der Öffentlichkeit nicht hinreichend berücksichtigt.34 Ich würde 
Habermas immer noch zustimmen, daß das Modell der deliberativen Ö f­
fentlichkeit einen Ehrenplatz einnehmen müßte, gerade weil es das para­
doxe Ideal und die paradoxe Fiktion der Demokratie verkörpert. Dennoch 
sollten wir, wie die Überlegungen zu Rawls’ Begriff des »öffentlichen 
Vernunftgebrauchs« bereits nahegelegt haben, zwischen einer legislativen 
und einer judikativen Öffentlichkeit unterscheiden sowie zwischen delibe­
rativen und entscheidungstragenden öffentlichen Einrichtungen und ihren 
korrespondierenden Beschränkungen. N icht nur ist die Öffentlichkeit ein 
anonymes Gespräch sich wechselseitig durchdringender Diskurse, son­
dern auch eine Sphäre, in welcher unterschiedliche Regeln der Angemes­
senheit von Äußerungen aufeinandertreffen.

Die Bürgerinnen und Bürger komplexer Demokratien haben eine enor­
me institutionelle Übersetzungsarbeit zu leisten. Sie müssen erkennen 
können, daß eine Äußerung angemessen sein kann, die im Laufe einer 
hitzigen öffentlichen Debatte vorgebracht wird, während sie als Äußerung 
des Verfassungsgerichts unangebracht wäre. Von den Bürgerinnen und 
Bürgern wird verlangt, die Vielfalt häufig inkommensurabler Standpunkte 
zu verhandeln. Walter Lippmann war in Anbetracht der Erwartungen, die 
an die Bürger gestellt werden, zu recht pessimistisch: Ein reflexives Bewußt­
sein der eigenen Werte, die Fähigkeit, sich von den eigenen Überzeugungen 
zu distanzieren und sie aus der Perspektive der anderen zu beurteilen, mit 
religiösen, ethischen und ästhetischen Inkommensurabilitäten leben zu 
können und Gelassenheit zu zeigen gegenüber der Mannigfaltigkeit der 
Werte, dem Streit der Götter in einer entzauberten Welt -  all das sind 
kognitive und moralische Qualitäten, die eine demokratische Öffentlich­
keit den Bürgern heute abfordert und sie damit häufig überfordert.

Bis hierher habe ich mich auf die legislative und die deliberative, d.h. auf 
die politische öffentliche Sphäre im engeren Sinne konzentriert. In unseren 
Gesellschaften sind die Grenzen, die den politischen vom kulturellen,
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religiösen, wissenschaftlichen und ästhetischen öffentlichen Bereich tren­
nen, durchlässig. So kann in der Lebenswelt multikultureller Demokratien 
ein Film Anlaß sein für eine vielschichtige Auseinandersetzung über poli­
tische Mitgliedschaft, über die Frage der Repräsentation in den Medien 
oder über Strukturen alltäglicher Vorurteile -  man denke nur an die Bei­
träge des Regisseurs Spike Lee zur Rassismusdebatte in seinen Filmen, in 
denen es vor allem um die Beziehung zwischen Weißen und Schwarzen in 
den USA geht.

Die in letzter Zeit besonders augenfällige und weltweit zunehmende 
Bedeutung von politischen Bewegungen, die die kulturelle Identität in den 
Vordergrund stellen, läßt darauf schließen, daß die Dezentralisierung und 
Demokratisierung der Öffentlichkeit in den letzten drei Jahrzehnten eine 
Reihe neuer und unterschiedlicher Stimmen hervorgebracht hat. Die de­
zentralisierte Öffentlichkeit ist zu einem O rt geworden, an dem bislang 
ausgeschlossene und marginalisierte Gruppen -  Frauen auf der ganzen 
Welt, Angehörige nichtchristlicher, nichtweißer, ex- , post- und neokolo­
nialer Gruppen, Schwule und Lesben -  ihre kulturellen und politischen 
Kämpfe mit den Mitteln und auf den Kanälen neuer Kommunikationsfor­
men austragen können. Insbesondere sind die elektronischen Medien zu 
einer »Bühne« geworden, auf der Wertekonflikte ausgetragen, Identitäten 
gestaltet, Bedürfnisse neu verhandelt werden und Vorstellungen über das 
gute Leben Verbreitung finden. Nancy Fraser hat diese neuen Entwicklun­
gen sehr treffend als »subaltern publics« bezeichnet.35

Die zunehmende Verflüssigung der Grenzen zwischen Kultur und Po­
litik weckt große Hoffnungen, birgt aber auch Gefahren. Auf der einen 
Seite wird die Kultivierung demokratischen Bürgersinns durch das Eintau­
chen in die neuen, vielfältigen kulturellen Öffentlichkeiten sicherlich ge­
fördert. Auf der anderen Seite stehe ich dem Hang zur »ikonographischen« 
Darstellung skeptisch gegenüber, wie er die elektronischen Medien aus­
zeichnet. Das Individuum wird hier leicht auf einen Typ, auf das schema­
tische Bild eines Standpunkts, einer Bewegung oder einer Ansicht redu­
ziert. Die Komplexität und Ambivalenz des individuellen Lebens, die 
Undurchsichtigkeit und Unerklärlichkeit unseres inneren Wesens werden 
verflacht für ein ebenso flaches Publikum. Die Öffentlichkeit verkommt 
zu jenem Wechsel von Scheinapplaus und Scheingelächter, das die ameri­
kanischen Fernsehserien begleitet.

Beunruhigend an diesem Trend zur ikonographischen Öffentlichkeit ist 
nicht allein der damit verbundene Niedergang ästhetischer Werte, sondern 
die Gefahr, daß die für den öffentlichen Gebrauch der Vernunft erforder­
lichen Verstandeskräfte leiden und der die kommunikative Praxis der 
Alltagswelt auszeichnende Prozeß des Verhandelns, des Verstehens und 
Mißverstehens, der Interpretation und Umdeutung stillgestellt wird.
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Um die Implikationen der eigenen Vielfalt anerkennen und bewältigen 
zu können, muß ein demokratisches Volk seine Identität in der Öffentlich­
keit stets neu erfinden. Bei den Individuen wie in Kollektiven verwandelt 
sich die Konfrontation mit dem Anderen schnell in Ressentiment. Eine 
freie Öffentlichkeit in einer demokratischen Gesellschaft muß es allen 
gesellschaftlichen Gruppen gleichermaßen ermöglichen, sich in der Ö f­
fentlichkeit zu präsentieren. Mit ihrem Eintritt in die Öffentlichkeit stellt 
sich jede neue soziale, kulturelle oder politische Gruppe den anderen 
Mitgliedern der Gesellschaft vor und redefiniert damit gleichzeitig ihre 
Identität. Dieser Prozeß der Selbstdarstellung und Artikulation in der 
Öffentlichkeit ist immer noch das einzige Mittel, durch das sich die zivile 
Einbildungskraft entwickeln kann. Die öffentliche Darlegung guter G rün­
de zwingt dazu, den Standpunkt derjenigen einzunehmen, denen man seine 
Auffassung plausibel und überzeugend darstellen und denen man seine 
eigene Geschichte erzählen will. Diese Fähigkeit ist eine für die Zukunft 
der Demokratie entscheidende Tugend. Unter den Bedingungen wachsen­
der kultureller Inkommensurabilität und sozialer Differenzen ist sie eben­
so notwendig wie zerbrechlich. Die Öffentlichkeit ist wie die Pupille im 
Auge der politischen Gemeinschaft: Wenn ihre Sicht getrübt ist, dann ist 
der Orientierungssinn des Gemeinwesens ebenfalls beeinträchtigt.
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Sigrid Baringhorst 
SYMBOLISCHE POLITIK 

Politische Kampagnen neuen Typs 
als Medium kritischer Öffentlichkeit

Flucht in die symbolische Politik

Der Problemdruck der politischen Eliten wächst: Korruptionsvorwurf 
und Klientelismusverdacht haben ihr Ansehen in vielen Demokratien in 
Verruf gebracht. Wohlstandswachstum und Bildungsexpansion steigerten 
einerseits die politischen Partizipationsansprüche der Bürger, andererseits 
schärften sie das kritische Bewußtsein gegen die Machtvergessenheit und 
Machtversessenheit der Parteien und gewählten Repräsentanten. Mit der 
Herausbildung des modernen Wohlfahrtsstaats stieg die allgemeine Erwar­
tungshaltung an die Leistungsfähigkeit des politischen Systems. Zugleich 
nahm jedoch die Einlösungskompetenz der politischen Funktionseliten 
deutlich ab: Je komplexer die gesellschaftliche Realität, desto unempfäng­
licher wird sie für politische Steuerungsinterventionen. Zudem fehlt dem 
Staat, wie nicht zuletzt die harten Auseinandersetzungen zur Sanierung 
öffentlicher Haushalte demonstrieren, immer häufiger die finanzielle Ba­
sis, um kostenträchtige Reformvorhaben zu initiieren.

Die Herrschaftseliten reagieren auf das daraus resultierende politische 
Steuerungsdilemma mit einer von den Medien bereitwillig dokumentierten 
Flucht in den symbolischen Inszenierungszauber. So diagnostizierte z.B. 
der unter der Leitung von Ernst Gottfried Mahrenholz für den damaligen 
Bundespräsidenten von Weizsäcker verfaßte »Bericht zur Lage des Fern­
sehens« unter dem Stichwort »Ritualisierte Politikdarstellung« eine H in­
wendung zu höfischen Darstellungsweisen: »Die Bilder sind vertraut: Sze­
nen aus den Vorhöfen und von den Galerien der Macht, wo die Mächtigen 
durch Gesten der Respektbezeugung oder -Verweigerung zeigen, wie sie 
zueinander stehen, Bilder, die von der Geschäftigkeit der Staatenlenker 
künden, Reden in exponierter Stellung vor imposanter Kulisse oder im 
Pulk der M ikrophone und Kameras, die schon durch ihre massive Präsenz 
signalisieren, daß Bedeutsames im Gange ist. Die Politik hat sich längst 
darauf eingestellt, das expressive Moment ihrer Ausführung zu stilisieren. 
Sie gestaltet ihre wahrnehmbare Präsenz zum Symbol aus.« (S.57)

Die Massenmedien sind jedoch mehr als simple Projektionsflächen für 
die Inszenierungen der Politprominenz. In den westlichen Demokratien
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haben sie sich weitgehend von staatlicher Herrschaft emanzipiert und zu 
relativ autonomen sozialen Subsystemen entwickelt (vgl. Marcinkowski 
1993). Wahrend totalitäre Staaten Presse und Rundfunk durch Zensur und 
andere Druckmittel unmittelbar für die eigenen propagandistischen Zwek- 
ke funktionalisieren können, stehen der politischen Klasse demokratischer 
Staaten kaum Mittel zur direkten Manipulation der öffentlichen Berichter­
stattung zur Verfügung. Wollen sie ihr Image bei der Bevölkerung verbes­
sern und Themen in der Öffentlichkeit lancieren, sind sie auf die Vermitt­
lungsarbeit der Medienexperten angewiesen. Diese filtern die täglich in den 
Redaktionen eingehenden Meldungen jedoch weniger nach politischen 
Opportunitäts- als nach systemeigenen Auswahlkriterien. Gemeint sind 
die »Aufmerksamkeitsregeln« (Luhmann 1970) oder Nachrichtenwertfak­
toren wie vor allem Aktualität, Neuigkeit, emotionaler Gehalt, Konflikt - 
haftigkeit oder Prominenz der Akteure (vgl. Staab 1990). Wird von den 
Medien als »vierter Gewalt« oder gar vom Anbruch einer »Telekratie« 
(Baudrillard 1993) gesprochen, so gilt dies weniger im Sinne einer direkten 
Einflußnahme der Journalisten zugunsten bestimmter Parteipräferenzen. 
Nachhaltiger dominieren die Medien den politischen Prozeß durch die 
Vorgabe eines bestimmten Inszenierungsrahmens, innerhalb dessen be­
stimmte Themen die medialen gate keeper passieren und als akzeptierbar 
und konsensfähig gelten.

Grundsätzlich sind die Funktionseliten beider Systeme aufeinander an­
gewiesen. Liefern die Journalisten den Politikern Arenen der Selbstdarstel­
lung und Legitimationsbeschaffung, so versorgen Politiker die Journali­
sten mit den Rohstoffen jedes Massenmediums: aktuelle Informationen 
und mitteilenswerte Ereignisse, Aufmerksamkeit erzeugende Bilder von 
Kriegen und Katastrophen, Staatsbesuchen und nationalen Erinnerungsri­
tualen (vgl. z.B. Löffelholz 1993, Schiller 1997). Die Medien haben sich im 
öffentlichen Kommunikationsprozeß als eigenständige Kraft zwischen po­
litischen Eliten und Bevölkerung etabliert. Aber in den letzten Jahren 
versuchen Parteien und Regierungsinstitutionen verlorenes Terrain in der 
Definition öffentlicher Probleme zurückzugewinnen. Zur Begrenzung der 
Medienmacht haben sie Öffentlichkeitsabteilungen eingerichtet, um in 
vorauseilender Anpassung an die Selektionsfilter der Journalisten die eige­
nen Darstellungen selbst mediengerecht zuzuschneiden.

Analog zu klassisch-kommerziellen Werbefeldzügen -  zuweilen aber 
auch analog zu militärischen Kampfoperationen -  werden institutionsin­
terne oder -externe PR-Experten damit beauftragt, aufwendige Kampag­
nen zur gezielten Beeinflussung der öffentlichen Meinung zu entwerfen. 
U nter politischen Kampagnen werden dabei verschiedenste, den dominie­
renden Handlungslogiken von Telekommunikation und Warenästhetik 
angepaßte Strategien des Machterhalts oder Machtgewinns verstanden. Ihr
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Ziel ist stets eindeutig und unmißverständlich binär codiert: für oder gegen 
etwas, für oder gegen eine Person oder Institution. Ihr systematischer 
Einsatz ist weder an spezifische, etablierte oder subpolitische Akteure 
gebunden noch durch bestimmte Ziele determiniert. Wesentlich ist allein 
die strategische N utzung des öffentlichen Wirkungsraumes. »Eine clan­
destine Kampagne«, so Michael Greven, »wäre ein Widerspruch in sich -  
oder besser: eine Intrige.« (Greven 1995, 42)

Längst sind in den politischen Parteien Kampagnen nicht mehr auf die 
Wahlkampfzeit beschränkt, sondern zur übersaisonalen Dauerbeschäfti­
gung geworden. Im Kampf um die Macht haben politische Skandale und 
Verleumdungsaktionen angesichts des besonderen Nachrichtenwertes 
personaler Negativbotschaften permanente Konjunktur. Zur Diffamie­
rung politischer Gegner werden gezielt, möglichst vor dem nächsten Wahl­
termin, skandalträchtige Informationen an die Medien lanciert und durch 
geschicktes Timing ein allzu schnelles Verlöschen des einmal entfachten 
Skandals verhindert. Diffamierungskampagnen leben wie politische Kam­
pagnen im allgemeinen vom kommunikationsstrategischen »Ereignisma­
nagement«, nicht zuletzt von der Inszenierung von Pseudoereignissen 
(Kepplinger 1992). Dabei ist nahezu jedes Mittel recht: Papiere werden 
gefälscht, falsche Zeugenaussagen präsentiert oder Beweisstücke an einem 
O rt deponiert (vgl. Seifert 1995).

Kampagnen zur Bloßstellung und Herabwürdigung politischer Gegner 
werden ergänzt durch kostspielige Imagekampagnen, um das eigene Anse­
hen aufzubessern oder, bescheidener formuliert, um die eigene Bekannt­
heit zu steigern. N icht nur um Wählergunst buhlende politische Parteien, 
auch Parlamente und Regierungsinstitutionen geben aufwendige Selbst­
darstellungskampagnen in Auftrag. Angesichts wachsender regionaler 
Konkurrenz um die Ansiedlung investitionsfreudiger Unternehmen haben 
z.B. auch die deutschen Bundesländer die Macht der sanften Verführung 
entdeckt. In farbenprächtigen Anzeigenkampagnen, etwa nach dem M otto 
»Wir in Nordrhein-Westfalen«, werden Standortvorteile des Landes über­
regional bekannt gemacht und regionaler Kollektivgeist demonstriert.

Auch in der Administration gehören politische Kampagnen mittlerweile 
zum integralen Bestandteil des Steuerungsinstrumentariums: So konzipie­
ren Ministerien umfangreiche Aufklärungskampagnen, um -  wie derzeit 
im Fall einer groß angelegten Euro-Kampagne der EU-Kommission -  
politische Maßnahmen bekannt zu machen oder die Zustimmungsbereit­
schaft für unpopuläre Projekte zu stärken (vgl. EU-Kommission 1997). 
Auf der ministeriellen Ebene expandiert die Kampagnenkommunikation 
insbesondere dort, wo staatliche Aufgabenbereiche auf individuelle Be­
wußtseinsveränderung zielen und sich weder durch finanzielle Anreizpro­
gramme noch durch rigide Verbote regeln lassen: so z.B. im Bereich der
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gesundheitlichen Aufklärung, der Verkehrserziehung, des Umweltverhal­
tens oder der Toleranz gegenüber Zuwanderern.

Neue symbolische Politik von unten

Politmarketing und Kampagnenmanagement sind nicht nur wesentliche 
Merkmale symbolischer Strategien in der etablierten Politik. Während die 
politischen Eliten primär zum Mittel der Symbolpolitik greifen, um von 
Legitimationsdefiziten und Steuerungsproblemen abzulenken, öffnen die 
Protestakteure mit symbolischen Aktionen den Blick auf die unter der 
glänzenden Fassade schwelenden Konflikte und ungelösten Zukunftspro­
bleme. Auch die Akteure der Subpolitik außerhalb der klassischen Institu­
tionen, gemeint sind vor allem die vielfältigen, nicht parteilich organisier­
ten und parlamentarisch vertretenen Initiativen im Bereich von Umwelt­
schutz, Entwicklungspolitik, Antirassismus oder Wohlfahrtspolitik, haben 
mittlerweile ein facettenreiches Arsenal zur Beeinflussung des öffentlichen 
Meinungsklimas entwickelt: Dabei ist in ihren zahlreichen Image-, Spen­
den- oder mediengerechten Aktionskampagnen von der einst propagierten 
Diskursorientierung und alternativen Öffentlichkeit kaum noch etwas zu 
spüren.

Längst hat auch die ehemalige Protestpartei »Die Grünen« von K on­
zepten m edienkritischer und alternativer Gegenöffentlichkeit Abschied 
genommen. Am Beispiel der Veränderung der Öffentlichkeitsarbeit der 
Grünen haben Manfred Knoche und Monika Lindgens den langsamen 
Anpassungsprozeß der ehemaligen Bewegungspartei an die Funktionsbe­
dingungen nicht nur des parlamentarisch-politischen, sondern auch des 
massenmedialen Kommunikationssystems nachgezeichnet. Die politische 
Systemintegration erfolgte in einer Entwicklung von der Protest-, über die 
parlamentarische Oppositions- und Konkurrenzpartei zur Regierungs­
koalitionspartei. Parallel dazu veränderte sich das Verhältnis zu den Mas­
senmedien von einer Phase der Konfrontation über eine Phase von Distanz 
und Kooperation zur gegenwärtigen Situation einer symbiotisch geprägten 
Beziehung. Mediengerechtes Politmarketing und Imagebildung gehören 
mittlerweile zum Kerninstrumentarium politischer Öffentlichkeitsarbeit 
der Grünen wie aller anderen etablierten Parteien (vgl. Knoche, Lindgens 
1993).

Nicht nur die Grünen, auch die zahlreichen in den 70er und 80er Jahren 
expandierten Nichtstaatlichen Organisationen (Nongovernmental O r- 
ganizations, N G O s) entwickeln zunehmend professionell gestaltete Kom­
munikationstrategien, um in der immer härter werdenden Konkurrenz um 
die knappe Ressource Aufmerksamkeit öffentlich wahrgenommen zu wer­
den. Der enge Nexus von lebensweltlicher Alltagspraxis, politischem En­
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gagement und öffentlicher Selbst- und Problemdarstellung wird weitge­
hend aufgegeben zugunsten einer Professionalisierung dessen, was einmal 
die Bewegung war. Kommerzielle und nichtkommerzielle Unternehmen 
gleichen sich dabei zunehmend an: In dem Maße, in dem ökologische 
Reinheits- und soziale Gerechtigkeitskriterien in der Warenproduktion 
und stärker noch in der werblichen Warenanpreisung kommerzieller U n­
ternehmen -  etwa durch Umweltengel oder Teppichsiegel -  manifest 
werden, übernehmen ehemalige Bewegungsinitiativen Organisations­
struktur und Arbeitsweise profitorientierter Unternehmen. Die »morali­
schen Unternehmer« (Giesen 1983) gestalten ihre interne Organisation 
nach modernen Managementmethoden. Sie lassen sich in ihrer Arbeit von 
wissenschaftlicher Expertise leiten und betreiben analog zum kommerziel­
len Marketing vielfältige Formen eines sozialen Marketings. Vergleichbar 
dem werblichen Produktmarketing werden soziale Ideen und Werte, Pro­
blemdefinitionen und Problemlösungen, zielgruppen- und medienspezi­
fisch aufbereitet und »verkauft«. (Kotier, Zahltman 1971; Krzeminski, M. 
u. C. Neck 1994)

In manchen linken Kreisen wird noch immer die »symbolische Politik 
von unten« von der herrschaftssichernden »symbolischen Politik von 
oben« abgegrenzt. »Symbolische Politik von unten«, so z.B. Thomas Mey­
er, »teilt zwar die N atur des Scheins. Sie weist aber wesentlich darüber 
hinaus. Sie gibt nicht vor, ihr Symbolhandeln sei real, sondern offenbart 
dessen Scheinhaftigkeit, um es offen als Dramatisierungsritual einer ge­
stärkten Verständigung einzusetzen. Sie macht sich nicht der Täuschung 
schuldig, denn sie macht den Schein in der Weise seiner Produktion durch­
sichtig. (...) Sie nutzt die Gesetze der wirksamen Medienpräsenz, um 
verdrängten Themen dramatische Öffentlichkeit zu verschaffen, und sorgt 
durch das Arrangement ihrer Inszenierungen und deren Interpretation 
dafür, daß der im Handeln erzeugte Schein nur zu dem Zweck genutzt 
wird, den politischen Diskurs wiederherzustellen. Sie nutzt die Regeln der 
Regie der Wahrnehmung, nicht um Fakten oder Argumente vorzutäu­
schen, sondern um ein gefährdetes Gespräch zu retten.« (Meyer 1992, 62 
u. 185)

Die massenmedialen Protest- und Solidaritätsinszenierungen der 90er 
Jahre vermögen aber bei genauem Hinsehen die von Meyer postulierte 
Trennung zwischen Wahrheit und Täuschung, Sein und Schein kaum zu 
bestätigen. Die Zuschauer- und mediengerecht dargebotenen Protestspek­
takel verleugnen vielmehr ihren Inszenierungscharakter und zielen auf 
naturalistische Ästhetik und Suggestion von Authentizität. Greenpeace- 
Abenteuer faszinieren nicht aufgrund distanzfördernder Verfremdungsef­
fekte, sondern aufgrund der ungebrochenen Identifikationsmöglichkeit 
mit den moralischen Helden.



Symbolische Politik 47

Globalisierung der Solidarität

Analysiert man zeitgenössische, massenmedial vermittelte Protest- und 
Solidaritätsinszenierungen, so lassen sich trotz aller Unterschiede im D e­
tail grundlegende Gemeinsamkeiten in der normativen Orientierung auf­
zeigen (vgl. Baringhorst 1997a und b): Analog zur Abkehr der Grünen von 
einer Protestpartei zu einer Reform- und möglichen Regierungspartei fehlt 
auch den Sozialkampagnen von N G O s und anderen Initiativen die radi­
kal-gesellschaftskritische und utopische Dimension der sozialen Bewe­
gungen der 60er, 70er und frühen 80er Jahre. Nicht zuletzt aufgrund der 
Filter massenmedialer Vermittlung betreiben die auf Publikumsakzeptanz 
gerichteten Kampagnenbotschaften von social ads und social Spots, von 
wohltätigen Benefizkonzerten und waghalsigen Umweltaktionen konsen- 
suale Sinnstiftung statt Negation der Negation und konfliktorientierter 
Durchsetzung emanzipatorischer Handlungsziele. Die Kampagnen the­
matisieren Solidaritätsdefizite und ökologische Probleme und rufen zur 
individuellen und kollektiven Hilfe auf, um konkrete Notsituationen wie 
Krieg, Hungersnot und andere Katastrophen abzumildern, um das Ü ber­
leben akut bedrohter Gattungen zu sichern oder die Diskriminierung 
gesellschaftlicher Randgruppen und die politische Verfolgung einzelner zu 
verhindern.

»Menschen für Menschen«, »Handeln! Hand in Hand«, »Für eine Erde 
der Menschlichkeit«, »Ich liebe Ausländer«, »Heute Die! Morgen Du!« 
lauten typische Kampagnenaufrufe. Sozialkampagnen sind primär kon­
sensorientiert: Sie erfreuen sich dank ihrer mediengerechten Inszenierung 
großer Publikumsbeliebtheit, vor allem aber deshalb, weil ihre moralische 
Aufladung nicht an partikulare Interessen, sondern an grundlegende, all­
gemein geteilte Werte anschließt. Primär geht es darum, die Folgen schick­
salhafter Katastrophen zu bewältigen oder Normverletzungen zu skanda- 
lisieren: ob Shell AG, Rechtsradikale oder Folterregime -  die Täter wer­
den entweder außerhalb oder am äußersten Rand der angesprochenen 
Wir-Gemeinschaft verortet. Werden, wie in der Brent-Spar-Kampagne von 
1995, Repräsentanten innergesellschaftlicher Eliten öffentlich angegriffen, 
so richtet sich die Kritik gegen konkret identifizierbare einzelne Akteure, 
nicht aber gegen strukturelle, ökonomische Rahmenbedingungen und po­
litische Machtverhältnisse.

Die Mehrzahl der Kampagnen scheint stark geprägt von einer morali­
schen Wertorientierung. Das widerspricht der von Gerhard Schulze als 
zeittypisch diagnostizierten Handlungsorientierung allein nach Kriterien 
innengeleiteter Erlebnissuche (vgl. Schulze 1992, 58f.). Sieht Schulze eine 
lineare Entwicklung weg von der Überlebens- hin zur Erlebnisorientie­
rung, so ist angesichts der Fülle von Solidaritäts- und Protestkampagnen
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dagegen zu halten, daß sich Überlebensorientierung und Postmaterialis­
mus keineswegs, wie unterstellt, ausschließen müssen. Die Sicherung des 
Überlebens ist ganz im Gegenteil seit den globalen, von Bob Geldorf 
initiierten Live-Aid-Konzerten des Jahres 1985 zu einem zentralen Fokus 
globaler Weltkollekten und Solidaritätsappelle geworden.

Die Kampagnenaufrufe rekurrieren auf einen von den neuen sozialen 
Bewegungen vorgeformten »master frame« (Snow, Benford 1988, 209) 
postmaterialistischer Weltdeutungen. Sie reduzieren dabei die normativen 
Vorgaben auf einen moralischen Minimalstandard, der sich vor allem in der 
Konzentration auf humane, biologische und ökologische Überlebensfra­
gen ausdrückt. Auffallend ist dabei eine allgemeine Aufwertung des Leib­
lichen. Thematisiert und bildlich höchst eindringlich dargestellt werden 
körperliche Grausamkeiten, Gewalt und Folter, unheilbare Krankheiten 
und Hunger.

Solidarische Hilfe wird eingefordert für Gruppen, die wie die Opfer 
rechtsextremer Gewalt oder die Hungerleidenden der Entwicklungsländer 
vor allem in ihrer existentiellen N ot dar gestellt werden. Die als Opfer 
inszenierten Gruppen und einzelnen werden dabei unabhängig von ihrem 
beruflichen Status oder ihrer gesellschaftlichen Funktion präsentiert. Die 
Inszenierung ist meist ikonographisch, visualisiert wird nicht das Leiden 
von Individuen, sondern von abstrakt bleibenden Gruppen- oder Gat­
tungsrepräsentanten.

Familiale, lokale und nationale Grenzen der sozialen und politischen 
Welt werden dekonstruiert und die menschliche Unterstützungspflicht 
global ausgedehnt. Eingefordert wird eine Solidarität ohne Grenzen. Die 
Globalität der Unterstützungsleistung entspricht einer zunehmenden Glo­
balität der aufrufenden moralischen Unternehmen. Initiatoren sind welt­
weit operierende, mobile Einsatztruppen direkt oder indirekt helfender 
professioneller Akteure: »Arzte ohne Grenzen«, »Apotheker ohne Gren­
zen«, »Journalisten ohne Grenzen«, institutionalisierte Hilfsorganisatio­
nen wie Oxfam oder weltweite Umweltorganisationen wie Greenpeace. 
Selbst international agierende kommerzielle Unternehmen wie Benetton 
-  erinnert sei etwa an die Kampagne mit dem Slogan »Gebt mir meine 
Kleider zurück« -  betreiben Imagepolitik mit moralischen Botschaften. 
Die globale Ausweitung der Solidarität geht mit einer zunehmenden 
Selbstreferentialität der Medienkampagnen und ihrer Abkoppelung vom 
ursprünglichen Bewegungsmilieu einher. Nicht nur die antirassistischen 
Lichterketten verdanken ihren Ursprung journalistischer Initiative. Auch 
Benefizkonzerte wie das Frankfurter Musikspektakel »Heute Die! M or­
gen Du!« oder die Initiative »Artists for Nature« zeugen davon, daß 
Medienstars -  wohl nicht zuletzt auch aus Imagegründen -  zunehmend 
eigenständige Sozialkampagnen ins Leben rufen.
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Wesentlicher M otor der Globalisierung massenmedial vermittelter 
Kampagnenpolitik ist die fortschreitende Entgrenzung objektiv vorhande­
ner Risiken. Dabei geht es nicht nur um ökologische Risiken, wie die 
Auswirkungen der Abholzung entfernter Regenwälder auf das heimische 
Klima. Auch soziale, politische und medizinische Gefahrenpotentiale, wie 
die Rückkopplungseffekte entfernter Bürgerkriege auf die Migration nach 
Westeuropa oder nicht lokal begrenzbare Krankheiten wie AIDS, entfalten 
weltweite Dimensionen.

Wie Mary Douglas und Aaron Wildavsky (1983) überzeugend argu­
mentieren, werden objektiv vorhandene Risiken erst durch eine entspre­
chende Risikokommunikation und Problematisierung in öffentlichen Dis­
kursen zu sozial und politisch relevanten Phänomenen. Die Selektion von 
Risiken und damit auch die Bestimmung der geographischen Reichweite 
als relevant wahrgenommener Probleme geht in modernen Kommunika­
tionsgesellschaften mit der Abnahme von Erfahrungen erster Hand einher 
und wird zunehmend abhängig von den Nachrichtenfiltern massenmedial 
vermittelter Telekommunikation. Die räumliche Ausdehnung der Kom­
munikationsgesellschaft hat zugleich die Dimensionen der Öffentlichkeit 
ins Globale gesteigert und damit die medientechnologische Basis für die 
Verbreitung einer nationale Wir-Gemeinschaften transzendierenden, uni­
versalen Solidarität gelegt. Mit der telegenen Ausweitung des Raumes von 
Erfahrungen zweiter Hand erhält die »gesellschaftliche Gemeinschaft« 
(Giesen 1991,236) zunehmend planetarische Dimensionen. Das Spektrum 
in Echtzeit wahrnehmbarer sozialer Ungerechtigkeiten, politischer Be­
nachteiligungen oder kriegerischer Auseinandersetzungen wird tenden­
ziell nur noch durch die individuell knappe Ressource Aufmerksamkeit 
begrenzt.

Entpolitisierung und Kommerzialisierung der Solidarität

Während die Solidaritätsaufrufe der alten wie der neuen sozialen Bewe­
gungen politisch motiviert und artikuliert waren, zeigt sich in den gegen­
wärtigen Kampagnenappellen ein Rückzug aus der politischen in die m o­
ralische Sphäre und damit verbunden eine signifikante Retraditionalisie- 
rung gesellschaftlicher Solidarität. In ihrem Glauben an die sozialreforme­
rische Kraft privater Wohltätigkeit konvergieren sie deutlich mit mittelal­
terlichen Vorstellungen christlicher Barmherzigkeit.

»Diese Anzeige ist ein Scheck«, so ein unmißverständlicher Aufruf der 
»Artists for Nature«. Social marketing ist vornehmlich Spendenmarketing. 
Vor allem die massenmedialen Kollekten für Unicef, die Deutsche Aidshil­
fe, die Kinder von Tschernobyl etc. entsprechen in vielfältiger Weise den 
Bedürfnissen zeitgenössischer Spender: Freiheit und Verpflichtung, Gene­
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rosität und Selbstinteresse werden im Akt der Spende dialektisch mitein­
ander verknüpft. Die Bereitschaft, Bedürftige zu unterstützen, für Gerech­
tigkeit einzutreten und die Umwelt vor Schäden zu bewahren, fördert in 
ihrem selbstlos scheinenden Einsatz für andere individuelle Reputation 
und Autorität im eigenen sozialen Kontext. Insbesondere in einer kom­
merzialisierten Gesellschaft, in der nach materiell definierten Kosten-Nut- 
zen-Prinzipien gehandelt wird und soziale Norm en des Gebens und der 
sozialen Verantwortung von vertraglich gesicherten Reziprozitätsnormen 
verdrängt werden, ist der nicht materiell entlohnte Einsatz oder gar die 
bedingungslose Spende materieller Besitztümer eine zuverlässige Quelle 
gesellschaftlicher Achtung, Glaubwürdigkeit und sozialen Vertrauens (vgl. 
Baringhorst 1996).

Die massenmedialen Kollekten gleichen in gewisser Hinsicht einem 
rationalisierten, modernen Ablaßhandel, in dem der individuelle Kosten­
aufwand zur Weltrettung individuell gestaltet werden kann und aufgrund 
der Spendenökonomie nur mehr einen geringen zeitlichen Aufwand erfor­
dert. Solidarität per Scheckbuchtransfer verringert kommunikative Rei- 
bungs- wie Zeitverluste, sie erspart aufwendige Versammlungen, Diskurse 
und Handlungsabstimmungen unter den Helfern. Die Flut von Meldun­
gen über ökologische und politische Katastrophen kann bei den Rezipien­
ten Bedrohungs-, Verzweiflungs- und Ohnmachtsgefühle hervorrufen. 
Das Scheckbuch wird da zu einer willkommenen Eingriffschance, die 
angesichts entwicklungspolitischer Steuerungsdilemmata zumindest die 
Fiktion einer aktiven Beeinflussung wachhält.

Neben der Monetarisierung der Solidarität in Gestalt von Spenden 
indiziert auch die fortschreitende Kommerzialisierung der Solidarität in -  
zumindest der werblichen Anpreisung nach -  sozial und ökologisch ver­
träglichen Produktangeboten einen Trend zu einer utilitaristischen Solida­
rität. Der in der Semantik der Sozialkampagnen dominierende emotionale 
Appell ans Mitleiden und Mitfühlen schließt eine Verknüpfung mit eigen­
nützigen Kalkülen nicht aus. »Konsum wird durch Gemeinsamkeit erst 
schön.« (Schulze 1992, 340) Der Kaufakt wird in den kommerziellen 
Sozialkampagnen von den Relikten einer antikonsumistischen Sozialmoral 
befreit. Die sozialen Gütesiegel und Umweltengel sind mittlerweile zu 
magischen Zeichen der Orientierung auf einem immer unübersichtlicher 
werdenden M arkt von Konsumgütern geworden.

Die ethischen Konsumkampagnen sind ebenso ambivalent wie die Spen­
denkampagnen: Einerseits repräsentieren sie pragmatische -  da der 
Marktgesellschaft angepaßte -  neue Möglichkeiten der Durchsetzung 
von Norm en sozialer Gerechtigkeit und ökologischer Nachhaltigkeit des 
Wirtschaftens. Andererseits bergen sie aber auch die Gefahr, daß sie soli­
darisches Engagement auf Kaufverhalten reduzieren und das schlechte
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Konsumentengewissen, das in den 80er Jahren unter den Stichworten von 
Wachstumswahnsinn und Ausbeutung der Dritten Welt geweckt wurde, 
kollektiv beruhigen. Mehr noch: Das schlechte wird zum explizit guten 
Konsumentengewissen und das ethical shopping zum wohltätigen Ein­
kaufsvergnügen, in dem der Konsument seine aufgeklärte Sozialmoral und 
Lebensstilorientierung expressiver zur Schau stellen kann als in weniger 
aussagekräftigen, rein monetären Spendenaktionen.

Das Gegenstück zu den moralischen Kaufkampagnen bilden Boykott­
aktionen gegen die Unternehmen und Produkte, die den Gerechtigkeits­
und Solidaritätsanforderungen der postmaterialistischen Ethik widerspre­
chen. Spektakulärstes Beispiel der letzten Jahre: der Boykott von Shell­
Tankstellen im Juni 1995. Bekannt geworden sind aber auch Kampagnen 
gegen Produkte aus Kinderarbeit oder in den 80er Jahren der Boykott 
gegen Waren aus Südafrika.

Kauf- wie Boykottaufrufe zeugen von einer wachsenden M arktkonfor­
mität solidarischer Aktionen. Die Kampagnen appellieren weniger an den 
Menschen in seiner Eigenschaft als Staatsbürger als in seiner Eigenschaft 
als Konsument: Quelle von Solidarität und sozialem Wandel ist die kam­
pagnenförmig mobilisierte Macht der Verbraucher, die, wie der Shell-Boy­
kott demonstriert hat, selbst die mächtigsten internationalen Konzerne in 
die Knie zwingen kann. Solidarität und Kommerz bewegen sich in diesen 
Aktionen nicht mehr in den diametral entgegengesetzten Sphären von 
Lebenswelt und System, sondern vereinigen sich zu einer Kraft. Die voll 
entwickelte Marktgesellschaft wird nicht mehr von außen bekämpft, son­
dern -  ganz konform zur Marktlogik -  wird gegen die M arktmacht der 
Konzerne die vereinigte Macht der individuellen Nachfrager gesetzt.

Die neue marktkonforme Solidarität ist kaum noch mit altruistischen 
Opfergesten verknüpft: Auch den Verantwortlichen von Greenpeace ist 
bewußt, daß die Brent-Spar-Kampagne gerade deshalb einen so breiten 
Erfolg verzeichnen konnte, weil der Shell-Boykott dem Konsumenten nur 
eine geringe Optionsminderung abforderte, insofern genügend alternative 
Produkte zur Verfügung standen. Der außerordentliche Erfolg des Boy­
kotts wird in Zukunft vermutlich zu einer verstärkten N utzung der Ver­
brauchermacht als Strategieelement von Protestkampagnen führen.

Die Gesellschaft des Spektakels

Galt Laienhaftigkeit in der öffentlichen Präsentation einst als Authentizi­
tätsbeleg und Ausdruck moralischer Überlegenheit, so ist im Zeichen der 
allgemeinen Ästhetisierung des Politischen auch das Engagement der 
N G O s und anderer Protest- und Hilfsinitiativen an den expressiven Be­
dürfnissen eines medial geschulten Publikums ausgerichtet. Dabei lassen
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sich grundsätzlich drei mediale Inszenierungstypen unterscheiden. E r­
stens: symbolisch hochgradig verdichtete social ads und social Spots. Einge­
fügt in die Anzeigenseiten von Zeitungen und Hochglanzmagazinen oder 
in die Werbeblöcke der Rundfunk- und Fernsehanstalten lenken sie unsere 
Aufmerksamkeit auf im öffentlichen Diskurs vernachlässigte Probleme, 
rufen zu Spenden auf und fördern zugleich Bekanntheit und Reputation 
der aufrufenden Initiative. Zweitens: wachsender Beliebtheit erfreuen sich 
die von den Fernsehanstalten mitfinanzierten Benefizgalas und -konzerte, 
in denen beliebte Medienstars als Advokaten notleidender Gruppen auf­
treten, deren Schicksal thematisieren und großangelegte Spendenkollekten 
organisieren. Drittens: als dramatische Gattung eigener Art hat sich inzwi­
schen die von Greenpeace perfektionierte Öko-Kampagne zum Schutz der 
N atur oder zur Rettung bedrohter Gattungen entwickelt. Die dramati­
schen Actionszenen der mutigen Regenbogenkrieger avancierten mittler­
weile nahezu zum  Standardrepertoir der abendlichen N achrichtensen­
dungen.

Bei aller Unterschiedlichkeit ist allen drei Kampagnentypen in ihrer 
expressiven Dimension eines gemeinsam: Stets geht es darum, durch mög­
lichst spektakuläre Inszenierungen öffentliche Aufmerksamkeit auf das 
eigene Anliegen zu richten. Wesentliche Elemente sind die öffentliche 
Inszenierung gemeinschaftlicher Ideen und Vorstellungen sowie die 
Außeralltäglichkeit der dem Publikum gezeigten Erfahrungen. Die bildli­
che Vermittlung möglicher Erfahrungen bildet die zentrale Kommunika­
tionsstrategie: N icht durch rationale Argumentation, sondern durch die 
persuasive Kraft beeindruckender Bilder soll die Aufmerksamkeit des 
Publikums geweckt und gelenkt werden. Dabei bereitet die wachsende 
Medienkompetenz der Zuschauer den Ereignismanagern wachsende 
Schwierigkeiten. Der Aufmerksamkeitswert der Darbietungen ist nur 
durch eine stete Steigerung audio-visueller Sinnesreize zu gewährleisten: 
Läßt sich die Prominenz der Akteure nicht überbieten, hilft nur noch die 
Gigantomanie des zahlenmäßigen Aufgebots. Liefert das abgelichtete 
Öko-Abenteuer nicht für sich Spannungsreichtum und neuartige Bilder, 
hilft nur der Schockeffekt des sozialen Tabubruchs, sei es durch gewaltfreie 
Blockaden, Besetzungen oder Landfriedensbruch.

Die dargebotenen Inszenierungen instrumentalisieren zentrale Aktivi­
täten des Freizeitbereichs für die Stiftung höherer, moralischer Gemein­
schaften, sei es durch die moralische Aufladung populärer Musikdarbie­
tungen, sei es durch die Veredelung von Sport- oder Touristikerlebnissen. 
Bei Greenpeace z.B. stimmt nicht nur das Timing. Szenische Kulissen und 
dramaturgische Handlungstypen und -abfolgen sind ausgerichtet am 
Spaßregister spätmoderner Erlebnissucher: Die Schlauchbootabenteuer 
erinnern an »Waterworld«-Thriller oder spannende Hochseeregatten. M u­
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tig werfen sich Greenpeacer zum Schutz der Robben vor die Gewehrmün­
dungen der Tierjäger oder manövrieren ihre Schlauchboote provozierend 
gegen die stählerne Übermacht moderner Walfangflotten. Der absolute 
Einsatz des Lebens fürs Leben sowie die Betonung der körperlichen D i­
mension der individuellen Tat erfüllen eine wichtige, geradezu paradox 
anmutende Doppelfunktion: Zum einen erinnern sie an den Thrill moder­
ner Risikosportarten und erhöhen damit den Unterhaltungs- und Erleb­
niswert der umweltschützerischen Aktion. Zugleich erhöht der unmittel­
bare Körpereinsatz aber auch die Glaubwürdigkeit der moralischen A k­
tion.

Moralische Publikumslieblinge sind die Greenpeacer nicht allein auf­
grund ihres aktivistischen, oft lebensgefährlichen Körpereinsatzes. Ohne 
eine gezielte Zusammenarbeit mit den Medien wäre angesichts der Spon­
taneität und geheimen Planung der meisten Aktionen wohl kaum immer 
eine geeignete Kamera zugegen, um den Heldenmut der Aktivisten in die 
heimischen Wohnzimmer zu bringen. Damit die Einstellungen der Kame­
ras ihren Problematisierungs- und Imagestrategien entsprechen, werden, 
ähnlich dem Pooljournalismus der alliierten Golfkrieger, die Reporter und 
Kameraleute, die an Bord von Greenpeace-Schiffen oder gar Schlauchboo­
ten über den Aktionsverlauf berichten dürfen, nach Einfluß ihres Mediums 
und nach Sympathie für die Organisation handverlesen.

Der hohe Nachrichtenwert von Greenpeace hat die Beteiligung an Kam­
pagnenaktionen für Journalisten zu einer Prestigefrage werden lassen. Die 
Kooperation wird mit umfassender Akteneinsicht in die wissenschaftli­
chen Recherchen ebenso belohnt wie mit von den Umweltschützern be­
reitgestellten Satelliten- oder anderen Kommunikationsverbindungen.

Wie erfolgreich die Interdependenz von Mediensystem und morali­
schem Unternehmen für Greenpeace ist, belegt eine Untersuchung, nach 
der in vier von fünf Fällen die Organisation durch die Öffentlichkeits­
arbeit ihrer M edienexperten die Berichterstattung maßgeblich selbst 
bestimmt (Rossmann 1993,91). Vor allem Presseagenturen übernehmen in 
der Hälfte der untersuchten Meldungen unhinterfragt den Inhalt der Pres­
semitteilungen.

Protest als Kampagne: Ambivalenzen massenmedialer Mobilisierung

Die demokratiefeindlichen Konsequenzen einer Flucht der etablierten Po­
litik in symbolträchtige Selbstinszenierungen und Beeinflussungsversuche 
der öffentlichen Meinungsbildung sind in der Literatur vielfach herausge­
stellt (vgl. z.B. Sarcinelli 1987, Meyer 1992). Weniger thematisiert ist die 
Gefahr für die Demokratie, die von massenmedial gesteuerten Protestkam­
pagnen ausgehen kann. Der Erfolg der Brent-Spar-Kampagne offenbarte
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deutlich das Machtpotential, das einzelne Umweltmultis, gestützt auf die 
Sympathie sämtlicher Medienkanäle, zu entfalten vermögen. Nationale 
Parlamente können ausgehebelt und gewählte Repräsentanten gezwungen 
werden, ihre Entscheidungen unter dem Druck einer internationalen Ö f­
fentlichkeit zurückzunehmen.

Dies mag, optimistisch betrachtet, auch als Schritt zur Konstitution 
einer demokratischen Weltgesellschaft interpretiert werden (vgl. z.B. Beck 
1995). Protestakteure reihen sich in die Riege der global players ein und 
setzen angesichts der Globalisierung der Ökonomie und der fortschreiten­
den Denationalisierung politischer Prozesse auf die kritische Gegenmacht 
einer potentiell globalen Protest- und Mediengemeinschaft.

Die Etablierung einer transnationalen Öffentlichkeit ist jedoch mit er­
heblichen Folgekosten verbunden: Mit der völligen Anpassung an die 
Funktionsbedingungen des Mediensystems verlieren die Kampagnen sub­
politischer Akteure ihren radikalen, gegenöffentlichen Charakter. Massen­
medien unterliegen, sofern sie nicht -  wie etwa die BBC -  prinzipiell 
dem Marktmechanismus entzogen sind, einem Zwang zur Quotenmaxi­
mierung. Auf Massenakzeptanz angewiesen, können nur diejenigen Soli­
daritätsaufrufe und Protestinitiativen auf die Sympathie der medialen Ver­
mittler hoffen, deren Ziele dem Publikumsgeschmack angepaßt sind.

Die von N G O s erzeugte Öffentlichkeit ist ganz analog der etablierten 
Politik strategisch hergestellte Öffentlichkeit, »Entfaltung demonstrativer 
Publizität« (Habermas 1990) zur Persuasion eines Massenpublikums. Aus 
der Perspektive radikaldemokratischer Kommunikationstheorie handelt 
es sich bei der Ausweitung der Kampagnenkommunikation von der sym­
bolischen Politik von oben auf den gesamten Bereich subpolitischer Ak­
teure um einen weiteren Schritt zur Refeudalisierung politischer Öffent­
lichkeit. Öffentliche Meinung ist immer weniger das Resultat räsonnieren- 
der Privatleute, sondern wird zum Resonanzboden für die PR-Aktivitäten 
politischer Akteure innerhalb wie außerhalb der politischen Institutionen. 
Politische Akklamation statt demokratischer Legitimation, strategische 
Meinungsbeeinflussung statt verständigungsorientierter Kommunikation 
lautet auch die Devise subpolitischer Kampagnenpolitik.

Die Rückwirkungen auf das politische Handeln sind ebenso prekär wie 
die Folgen einer symbolischen Politik von oben. Politische Kampagnen 
entlasten in ihrer Binärcodierung von Freund oder Feind, Unterstützung 
oder Protest, Konsum oder Boykott zwar den Bürger in seiner Orientie­
rung in einer immer unübersichtlicher werdenden Umwelt. Doch die 
Kosten dieser Entdifferenzierung sind immens. Entsprechend den Filtern 
medialer Berichterstattung werden in den Auseinandersetzungen sachbe- 
stimmte Relevanzkriterien überlagert oder durch sachfremde Aufmerk­
samkeitskriterien verdrängt: emotionaler Gehalt, Prominenz der Akteure,
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moralische Aufladbarkeit, visuelle Eindringlichkeit und die Möglichkeit 
zur effektvollen Dramatisierung bestimmen die politische Agenda.

Die in den medialen Aktionen erzeugten Gefolgschaften sind abhängig 
vom schnellen Wechsel öffentlicher Themenkonjunkturen. Der vom Zu­
schauer eingeforderte Solidaritätsbeitrag ist entsprechend den individuel­
len Nutzenkalkülen auf minimale Gesten beschränkt. Darüber hinaus 
erzeugt die Kurzlebigkeit der Solidaritäts- und Protesterlebnisse eine In­
flation des Aufmerksamkeitswertes, gegen die immer gigantischere Insze­
nierungen, immer radikalere öffentliche Tabubrüche aufgeboten werden. 
Analog dem Konkurrenzmechanismus profitorientierter Unternehmen 
kommt es angesichts beschränkter Spendenbereitschaft und knapper Auf­
merksamkeitsressourcen auch im N G O -Sektor zu folgenreichen M ono­
polbildungen. Neben Greenpeace ist zumindest in der Fernsehwelt wenig 
Raum für finanziell und organisatorisch weniger gut ausgestattete U m ­
weltorganisationen.

Bei allen Einwänden sollte das Urteil über die Kampagnen neuen Typs 
jedoch nicht ausschließlich negativ ausfallen. »Der Demokrat ist auch 
Voyeur«, schreibt Claus Leggewie gegen eine ausschließliche Festlegung 
des Politischen auf instrumentelle Interessenaushandlung und diskursive 
Rationalität. Und er fordert: »Wir bitten also um politische Inszenierun­
gen, die uns nicht von der Politik absehen lassen.« (Leggewie 1991, 148) 
O b und inwiefern spektakuläre Medienkampagnen Solidarität und Dem o­
kratie eher fördern oder ob sie ihnen eher schaden, kann aufgrund der 
unterschiedlichen Lesbarkeit symbolischer Zeichen und der unterschiedli­
chen Gestaltung der Appelle nicht immer vorab beurteilt werden. Die 
Vermittlung moralischer und politischer Inhalte über spektakuläre Seher­
lebnisse kann, wie Ergebnisse der Ritualforschung nahelegen, durchaus 
Gemeinschaftsgefühle fördern. O b und wie sie über den Moment der 
Teilnahme hinaus tatsächlich Reflexions- und Handlungsanreize bieten, 
hängt jedoch wesentlich von ihrer Anschlußfähigkeit an den politischen 
Diskurs sowie insbesondere auch davon ab, inwieweit die Profanisierung 
der Kampagnen durch eine Inflation des Sensationellen verhindert wird. 
Die Zunahme massenmedialer Solidaritätskampagnen belegt, daß die Sen­
sibilität der Mediengesellschaften für globale soziale und ökologische Pro­
bleme wächst. Zugleich drängen die Kampagnen mit ihrer ästhetisierenden 
Bildsprache strukturelle Probleme in den H intergrund. Die Sensibilisie­
rung bleibt an der Oberfläche, und das könnte die ohnehin zu verzeich­
nende Abkehr von den etablierten Form en politischer Partizipation 
verstärken.
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Armin Thurnher
SISYPHUS KOMMT AUS DER MODE 

Journalismus und politische Kultur

Die folgenden Überlegungen beschäftigen sich nicht medientheoretisch 
mit Fragen wie: »Was machen wir mit dem angebrochenen Weltalter?« Sie 
kümmern sich nicht um bereits überschrittene Rubikone zwischen alpha­
betischer und numerischer Seinsweise, sie überlassen es anderen, aus dem 
Ende der Gutenberg-Galaxis und dem Beginn der Welt des Hypertexts 
ihre Schlüsse zu ziehen. Sie gehen von einer Annahme aus, die unter den 
Bedingungen dieser aufziehenden Welt möglicherweise nicht haltbar ist. 
Diese Annahme stellt aber die Existenzgrundlage von Journalismus dar, sie 
bildet die Rechtfertigung für den verfassungsmäßigen Schutz der Mei­
nungsfreiheit, sie ist der Kern dessen, was man Öffentlichkeit nennt. Sie 
lautet: Journalismus ist als Raum, in dem Bürger und Regierende mitein­
ander kommunizieren und einander informieren können, notwendiger 
Bestandteil der Demokratie.

Diese Betrachtung beschäftigt sich mit einem Aspekt des Journalismus, 
der bereits derart ins allgemeine Bewußtsein übergegangen zu sein scheint, 
daß man es nicht mehr für nötig hält, darüber zu sprechen. Sie setzt sich 
mit den Existenzgrundlagen von Journalismus auseinander, mit der Frage, 
wie Journalismus überlebt, und damit, wie dieses Überleben das struktu­
riert, was man früher »Öffentlichkeit« nannte und in Ermangelung eines 
besseren Wortes auch jetzt noch so nennt.

Öffentlichkeit ist in klassisch-aufklärerischer Anschauung ein Prozeß 
vernünftiger Auseinandersetzung unter Privatleuten, an dessen Ende Wil­
lensbildung und Entscheidung stehen. »Öffentlichkeit wird also dazu ge­
braucht, die vagen und vorurteilsvollen Meinungen der Privatleute zum 
Beschluß, zum Gesetz zu führen, anders gesagt, zur Institution, in der auch 
die Unterlegenen ihre Freiheit bewahrt sehen können. Deswegen sollte die 
Öffentlichkeit eine unaufhörliche Anstrengung sein, wie ja auch die bür­
gerliche Gesellschaft, die sich durch die im Widerstreit der Meinungen 
hergestellte volonte generale aufrechterhält, ein immerwährend auf Zu­
kunft gerichtetes Unternehmen ist.«1

Das Prinzip, unter dem die Freiheit zu dieser unaufhörlichen Anstren­
gung in den Verfassungen gehütet wird, heißt Meinungsfreiheit. Die be­
rufsmäßig ausgeübte Meinungsfreiheit heißt Journalismus. Wie der berufs­
mäßig ausgeübten Sexualität haftet auch der professionell gewordenen
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Meinungsfreiheit ein Makel an, der allerdings im zweiten Fall meist nicht 
als solcher empfunden wird: sie ist ein Gewerbe. Zwar hieß es zuzeiten, die 
erste Freiheit der Presse bestehe darin, kein Gewerbe zu sein, doch genießt, 
der es ausübt, anders als die Vermittler und Schützer der gewerblichen 
Unzucht und anders auch als Journalisten einiges gesellschaftliches Presti­
ge. Man nennt ihn Verleger.

An Anlässen zur Verlegenheit mangelte es gleichwohl nicht. Sie sind 
institutionell vorgesehen. Wenn zwei Verfassungsgüter in einem U nter­
nehmen gleichzeitig geschützt sind, ist der Konflikt programmiert. Ein 
Medienunternehmen genießt nämlich neben der Gewerbefreiheit immer 
auch das Menschenrecht der Meinungsfreiheit. Medienunternehmer pfle­
gen sich in jeweils opportuner Mischung auf beide zu berufen, und je mehr 
sie der Meinungsfreiheit in ihrer Praxis hohnsprechen, desto mehr strapa­
zieren sie sie, um die Ausübung ihres Gewerbes besser abzusichern.

Der Grad der Medienkonzentration in einem Land gilt herkömmlicher­
weise als umgekehrt proportional zum Grad der Demokratie; klassischerwei­
se hält man Medienvielfalt, also auch eine Vielzahl von Medieneigentümern 
für eine notwendige Voraussetzung der Demokratie. Dennoch hindert 
diese Annahme keinen Medienunternehmer daran, zu behaupten, die Re­
gierung beschränke seine Meinungsfreiheit, wenn sie ihm die Möglichkeit 
entzieht, den Meinungsmarkt zu beherrschen. Als in Österreich beispiels­
weise Politiker versuchten, mächtige Zeitungsverleger von den elektroni­
schen Medien fernzuhalten, erhoben diese ein Geschrei und verglichen 
Ö sterreich mit Albanien, um auszudrücken, wie unterentw ickelt eine 
Demokratie sei, die auf der starken Position eines öffentlich-rechtlichen 
Fernsehens beharrt. Umgekehrt betrachtete die Politik bis etwa Mitte der 
achtziger Jahre den Erhalt des öffentlich-rechtlichen Rundfunks und Fern­
sehens als notwendig, um einer weiteren Konzentration von Medienmacht 
bei den privaten Verlegern Einhalt zu gebieten.

Die Position der Politik bei solchen Auseinandersetzungen ist traditio­
nell schwach. Staatlich kontrollierte Medien stehen in ebenso starkem 
Gegensatz zum Ideal einer funktionierenden Öffentlichkeit wie aus­
schließlich privaten Interessen dienende. Um sie dem direkten Einfluß der 
Regierung zu entziehen, wurden öffentlich-rechtliche Medien als eigene 
Rechtskörper geschaffen. Dieser Konstruktion könnte man zumindest im 
Zweifel zugestehen, sie diene dazu, jener »unaufhörlichen Anstrengung« 
einen Raum zu sichern, die man Öffentlichkeit nennt.

Zwischen dem Begehr der Politiker und dem der Medienunternehmer 
besteht ein fundamentaler Unterschied. Politiker versuchen, Medien zu 
nutzen, zu beeinflussen und zu steuern, um ihre politischen Zwecke zu 
befördern. Wenn sie danach streben, Macht zu erlangen, Macht zu sichern 
oder auszuweiten, tun sie das ja nicht für ihre privaten Zwecke, sondern
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hauptsächlich für ihre politischen. Medienunternehmer jedoch haben in 
der Regel genau das Gegenteil im Sinn. Auch wenn sie vorgeben, politische 
Zwecke zu verfolgen und im Interesse der Demokratie zu handeln, streben 
sie hauptsächlich danach, die Marktmacht ihres Mediums auszuweiten.

Der oft mangelnde Unternehmenserfolg der öffentlich-rechtlichen An­
stalten dient umgekehrt als Argument für die privaten Konkurrenten; die 
Anstalten funktionieren nicht, ihre Apparate sind aufgebläht, sie kosten 
mit ihren Gebühren den Bürger Geld. Der eigentliche Zweck der Kritik 
daran bleibt den verantwortlichen Politikern wie dem Führungspersonal 
der öffentlich-rechtlichen Anstalten zwar nicht verborgen, aber sie verwei­
gern sich aus verschiedenen Gründen der Einsicht. Einerseits wollen sie 
aus den sich ergebenden Allianzen ihren machtpolitischen N utzen ziehen, 
andererseits verdrängen sie die ganze Tragweite des Unterschieds zwischen 
privaten und öffentlich-rechtlichen Medien.

Selbstverständlich wollen die privaten Unternehmen die öffentlich­
rechtlichen Anstalten einfach übernehmen. Wird diese Auseinanderset­
zung auf der Ebene der Kosten, der Effizienz allein geführt, muß man den 
Privaten zweifellos recht geben. Wenn das Führungspersonal der öffent­
lich-rechtlichen Anstalten seine Legitimationsbemühungen auf Reichwei­
ten, auf M arktkonkurrenz, auf Unterhaltsamkeit und Popularität abstellt, 
geht die Legitimität des Unternehmens verloren. »Wenn Legitimität nicht 
gebraucht wird, wird auch die Öffentlichkeit gegenstandslos, ist also keine 
Appellationsinstanz mehr.«2

Es scheint beinahe, als wäre kein anderes Kriterium als die Marktmacht 
eines Mediums mehr imstande, ihm Legitimität zu verschaffen. Eine Regu­
lierung des Markts wird mit dem Argument tabuisiert, es handle sich bei 
der Einengung des Begehrs der Privaten um eine Beschneidung ihrer 
demokratischen Rechte. Dabei hat bekanntlich jeder unregulierte Markt 
die Tendenz, sich selbst abzuschaffen. Private Marktteilnehmer aber rebel­
lieren gegen dessen Regulierung mit dem Argument, solche Regulierung 
schaffe tendenziell die demokratische Öffentlichkeit ab. Diese Ablehnung 
jeder Regulierung führt zur »Liquidierung der Idee, daß selbstbewußte 
Bürger auf dem Marktplatz ihre Geschäfte selber regeln könnten. Damit 
wird auch der Demokratie der Boden entzogen, und die entmündigten 
Bürger werden ans Verteilernetz von Waren und Medien angeschlossen.«3

Die Mischung von Öffentlichkeit und Geschäftszweck war in besonders 
unsauberer Form im Sonderfall Berlusconi zu beobachten. Berlusconi stieg 
in die Politik ein, als er seine Verbindungen zur alten Regierungskaste 
einbüßte, denen er zumindest teilweise seinen Erfolg als Medientycoon 
und die Ausdehnung seines Medienimperiums zu verdanken hatte. Erst 
»als diese Verbindungen verlorengingen, betrat er selbst die Bühne der 
Politik und gründete die >virtuelle Parten Forza Italia.«4 Berlusconi konnte
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bekanntlich abgewählt werden, aber für meine Argumentation möchte ich 
hervorheben, daß er erst in die Politik ging, als es ihm zum Erreichen seines 
Geschäftszwecks als Medienunternehmer notwendig schien. Gewöhnlich 
genügt der Druck, den Medienmacher über ihre Medien auf Politiker 
ausüben können, da diese mehr und mehr zur Ansicht gelangen, Massen­
medien seien ihr einziges öffentliches Element, in dem sie sich mit Aussicht 
auf plebiszitären Erfolg bewegen könnten.

Die Deformation der Politik in der Mediokratie, ihre »Mediatisierung«, 
ist oft genug analysiert und kritisiert worden. Laut Virilio ist Mediatisie­
rung »das Gegenteil von Kommunikation, ein Überbleibsel der feudalen 
Barbarei und des Ostrazismus. Bis zum 20. Jahrhundert bedeutete media- 
tisiert zu sein wörtlich, seiner unmittelbaren Rechte beraubt zu sein.«5 Die 
Auswirkungen sind bekannt: Personalisierung, Agonalisierung, Politik als 
Show, die D iktatur der Telegenität, der Terror der Fernsehgerechtigkeit etc.

An dieser Stelle ist es vielleicht nützlich, sich daran zu erinnern, daß 
Medien, wie alles, gemischte Veranstaltungen sind. Selbst der als Gegenbild 
demokratischer Kommunikationspolitik beschworene Ostrazismus, das 
attische Scherbengericht, entbehrte nicht gewisser moderner propagandi­
stisch-demagogischer Züge, die man aufs erste der athenischen Demokra­
tie nicht zugetraut hätte. So fanden Archäologen gleich stapelweise offen­
bar vorbeschriftete Scherben für das Scherbengericht, woraus sich schließ­
en läßt, daß auch in Athen die Politik nicht »von einer moralischen Rein­
heit war, die in anderen politisch verfaßten Gesellschaften ohne Entspre­
chung ist.«6

Aber wahrscheinlich ist es keine Übertreibung, zu behaupten, daß Poli­
tik nur noch medial überformt denkbar ist und daß demzufolge alle Fragen­
der Demokratie auch Fragen der M edienstruktur dieser Demokratie sind. 
Das kann hier höchstens angedeutet werden. Eine der interessantesten 
Fragen in diesem Zusammenhang wird nur selten gestellt. Es ist die Frage, 
was Medien tatsächlich in ihrem Tun leitet. Der publizistische Erfolg, 
könnte man antworten. Was ist publizistischer Erfolg? Aus dem bisher 
Gesagten ergibt sich, daß publizistischer Erfolg sich jedenfalls mit M arkt­
erfolg nicht deckt. Publizistische Unternehmen sind eben mehr als bloße 
Marktteilnehmer. Eine positive Bilanz mag Voraussetzung für ihr Weiter­
existieren sein, als Legitimation aber brauchen sie ihr öffentliches Wirken. 
Andererseits ist gerade Öffentlichkeit ohne Markt, ohne das Aufeinander­
treffen kommunizierender Bürger nicht denkbar.

Medien und Politik befinden sich in einer paradoxen Doppelbewegung. 
Einerseits müssen sich Medien aus dem Einfluß des Staates, der Verbände 
und Organisationen entfernen. Andererseits maßen sie sich aber gerade 
dort, wo sie explizit gegen den Staat agieren, demokratische Nützlichkeit 
an. Selbst das Boulevardblatt, das gegen Ausländer oder »die da oben«
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hetzt, tu t das unter dem Vorwand, dem öffentlichen Interesse zu dienen, 
auch wenn seine Struktur durch und durch opportunistisch ist, weil es 
immer zu erspüren versucht, was die Masse will und es ihr dann gibt. Aber 
nicht, um die Masse zu lenken, sondern um die Masse als Käufer zu 
gewinnen und zu behalten. Politik wiederum müßte den Meinungsmarkt 
regeln, wagt es aber nicht, aus Angst, Meinungsfreiheit zu beschränken. Sie 
schafft somit die Voraussetzung zur Abschaffung des Meinungsmarkts, 
mithin zu ihrer eigenen Abschaffung.

Umgekehrt müssen auch Medien, denen man eine wichtige politische 
Kontrollfunktion zugesteht, auf dem Medienmarkt bestehen. Das M ittra­
gen öffentlicher Debatten und die Aufgabe, das politische Geschehen 
mitzugestalten, entheben sie nicht der Notwendigkeit, kommerziell er­
folgreich zu sein. Es kommt bei der gemischten Existenzweise von Medien 
auf das Verhältnis der Mischung an. Seriöse Zeitungen bemühen sich um 
eine Art innerer Verfassung, um Redaktionsstatute, um der Einwirkung 
ihrer Eigentümer zumindest nicht unmittelbar ausgesetzt zu sein. M an­
chen von ihnen ist es gelungen, den Einfluß ihrer Eigentümer zu neutrali­
sieren.

Freiwillige interne Kontrolle des Medienunternehmers findet auch 
durch Redaktionsstatute statt. Diese sogenannte innere Pressefreiheit ist 
gewiß vonnöten, ändert aber, da sie vom Eigentümer gewährt und bei 
Bedarf auch außer Kraft gesetzt wird, nichts am Problem. Jedes Medium, 
das den Anspruch stellt, Teil der Vierten Gewalt zu sein, muß sich die 
Kritik gefallen lassen, daß zur demokratischen Teilung der Gewalten auch 
deren externe Kontrolle gehört. Mit Erbitterung hat Paul Virilio darauf 
hingewiesen, daß die Bemühungen verschiedener angesehener europäi­
scher Zeitungen, sich selbst einen Kodex zu geben, vor allem darauf hin­
ausliefen, sich öffentlicher Kontrolle zu entziehen. Im Zusammenhang mit 
einer Analyse der Werbung stellt Virilio die entscheidende Frage: »Wer 
mediatisiert heute wen?«

»In dem Augenblick, in dem die Mehrzahl der Zeitschriften und einige 
private Fernsehsender durch das Verbot für Tabak- und Alkoholwerbung 
zu verschwinden drohen, wird offensichtlich, daß die Werbeanzeige und 
die Infoanzeige ein perfektes Paradigma sind. Nirgendwo gibt es eine 
Trennungslinie, und alle Fernsehprogramme haben sich in den T/wischen- 
bereich begeben, wo allein der ökonomische Zwang herrscht.«7

Virilios Fragestellung -  wie immer überspitzt -  trifft dennoch den 
Kern der Sache. Der beschriebene ökonomische Zwang herrscht im Medi­
um zwar nicht ausschließlich, aber er ist tendenziell vorherrschend. Man 
hat Medien in »Dienstleistungsmedien« und »seriöse Medien« unterteilt. 
»Seriös« meinte journalistisch bemühte, im Sinn der Öffentlichkeit aktive, 
der Vierten Gewalt zurechenbare. »Dienstleistungsmedien« sind U nter­
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nehmen des ökonomischen Zwangs, der Grauzone. Das Problem liegt im 
beschriebenen Paradigmenwechsel. Man könnte den Vorgang etwas 
schlichter auch so beschreiben: In dem historischen Augenblick, da zum 
ersten Mal eine Anzeige in der Zeitung auftaucht, teilt sich das Medium. 
Das Verhältnis des Verlegers zu seinem Publikum verdoppelt sich. Er 
verkehrt nicht mehr nur über die Journalisten seines Blattes publizistisch 
mit dem Publikum, indem er diesem Meinung und Information verkauft. 
Er verkauft auch einen gewissen Raum seiner Zeitung an die Werbetreiben­
den. Damit verkauft er aber nicht nur diesen Raum, sondern auch sein 
Publikum an die werbende Wirtschaft.

Dieser Paradigmenwechsel wird spätestens dort von entscheidender 
Bedeutung, wo die Einnahmen aus den Anzeigen beginnen, jene aus dem 
Verkauf der Zeitung zu übersteigen. Ökonomisch betrachtet hat das wer­
bende Publikum dann mehr Macht als das lesende. Dieses lesende Publi­
kum, ursprünglich Adressat und einziger Zweck des Geschäfts, hat sich in 
ein Mittel zum Zweck verwandelt. Der Verleger braucht es nicht mehr als 
lesendes, er braucht es nur noch als anzeigenkonsumierendes Publikum. Er 
verkauft die Zeitung seinen Lesern nur noch, um diese Leser an die Anzei­
genwirtschaft Weiterverkäufen zu können. Die Anzeigenwirtschaft hat 
damit die Macht über die Medien übernommen.

Dienstleistungsmedien wären demnach solche, die die innere Balance 
der beiden Freiheiten auf die Seite des werbenden Publikums kippen 
lassen; seriöse oder journalistische Medien wären solche, die demgegen­
über auf der »unaufhörlichen Anstrengung« der Öffentlichkeit beharren 
und sich nicht davon abbringen lassen, ihrem Publikum etwas entgegenzu­
setzen, obwohl auch sie es an Dritte Weiterverkäufen. Wenn publizistischer 
Erfolg nur als kommerzieller Markterfolg definiert wird, hat die zweite Art 
von Medien klarerweise wenig Zukunft. Wenn die Demokratie ihre publi­
zistischen Räume definiert, hätte sie im eigenen Interesse darauf Rücksicht 
zu nehmen. Sie muß Kontrollen und Regulative für Medien schaffen, 
ebenso wie sie Schranken der medialen Kommerzialisierung errichten 
muß. Ausgleichzahlungen nach Muster von Presse- oder Strukturförde­
rungen werden Marktregulierungen nicht überflüssig machen. Auch wenn 
es derzeit von amerikanischen Liberalisierungen bis zur Resignation euro­
päischer Medienpolitik so aussieht, als wäre Politik dem umfassenden 
Druck der Konzerne nicht gewachsen, sollte sie sich die Frage stellen, ob 
sie die Konsequenzen einer durchkommerzialisierten Medienlandschaft 
(Öffentlichkeit kann man das nicht mehr nennen) wünscht.

Tatsächlich werden die dienstleistenden Medien längst nicht mehr für 
Seher oder Leser, sondern für die Werbewirtschaft gemacht. Zu einem 
überwiegenden Teil, üblicherweise zu 70 % und mehr, finanzieren sich 
Printmedien aus Werbeerlösen (bei elektronischen Medien können es auch
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100 % sein). Mit zunehmender Finanzierungsmacht der Werbeindustrie 
erhöht sich auch deren Medien- und damit politikprägende Macht. Ein 
Medium, das von der Werbeindustrie nicht »angenommen wird«, hat keine 
Uberlebenschance. Das Prinzip, nach dem all das funktioniert, hat ein 
Berufskollege Virilios benannt, der Architekt und Volkswirt Georg 
Franck. Es heißt Aufmerksamkeit. »Die soziale Anrechnung der einge­
nommenen Aufmerksamkeit auf das Prestige der Person ist die ursprüng­
liche Akkumulation des aufmerksamen Kapitals. (...) die offizielle N otie­
rung des Kurswerts des persönlichen Kapitals ist die Präsenz der Person in 
den Medien.«8 Was Franck als Konsequenz für das Individuum in der 
massenmedialen öffentlichen Sphäre zeigt, gilt genauso für die Apparate, 
die diese Aufmerksamkeit erzeugen und registrieren.

Das Publikum muß, damit seine Aufmerksamkeit verkaufbar wird, 
genauer angesprochen werden. Die Zeitung beispielsweise muß sich dem 
Leser, der sie bereits gekauft hat, noch einmal verkaufen, ihm also ihre 
einzelnen Angebote intensiver nahebringen. Mehr noch, um ihrerseits den 
Leser wieder verkaufen zu können, muß sie auch dokumentieren und 
meßbar machen, wie gut sie sich verkauft hat. Das Publikum wird zur 
Zielgruppe. Die Beziehung des Lesers zum Gedruckten verwandelt sich in 
eine Leser-Blatt-Bindung, die es mit aller Macht zu schaffen, erhalten und 
zu steigern gilt. Der Leser sieht sich längst nicht mehr einem Wettbewerb 
weltanschaulicher, politischer oder anderer Argumente um seine Vernunft 
gegenüber, er findet sich vielmehr einem Wettbewerb ausgesetzt, in dem es 
ausschließlich um seine Aufmerksamkeit geht. Diese Aufmerksamkeit 
wird in Umfragen gemessen und immer genauer quantifiziert und qualifi­
ziert. Im Wettbewerb der Medien siegen also längst nicht mehr Gesinnung, 
Haltung, gar politische Überzeugung oder ästhetische Qualität. Es siegt 
jenes Medium, das auf sich die meisten Einheiten Aufmerksamkeit der am 
besten qualifizierten und kaufkräftigsten Leser konzentrieren kann.

Daraus ergeben sich nicht nur Veränderungen der Medien selbst. In den 
Magazinen und Tageszeitungen lautet die Frage längst nicht mehr: Wie 
präsentieren wir unser Argument, sondern: Wie bringen wir es am besten 
rüber, egal was ES ist. Inhalte werden gleichgültig, wo es um Aufmerksam­
keit geht, denn diese selbst ist zu Inhalt geworden, hat sich damit aber 
zugleich selbst ad absurdum geführt, denn was wäre Aufmerksamkeit ohne 
Inhalt: Zerstreuung? Geistesabwesenheit? Vergessen?

Die Integrität eines Mediums wurde üblicherweise daran gemessen, wie 
stark es dem Druck der in ihm werbenden Kunden nachgibt. In der Tat 
stellt dieses Verhältnis, simpel und dennoch nicht immer leicht nachzuvoll­
ziehen, ein wichtiges Kriterium der Meinungsfreiheit dar. N icht gesendete 
Beiträge, nicht gedruckte Artikel hinterlassen wenig Spuren. Ich will gar 
nicht von jenen üppigen Grauzonen der Medien reden, von bezahlten
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Artikeln oder mehr oder weniger geschickten Anbiederungen an Kunden, 
die über Anzeigenetats verfügen; die Wirtschafts- und Gesellschaftsteile 
mancher Illustrierten und Fernsehmagazine können durchaus als Ge­
schäftsanbahnung verstanden werden. Ich lasse die technischen Verände­
rungen beiseite, die auf Druck der Werbewirtschaft möglich werden (etwa 
die Buntheit der Tageszeitungen). Ich kümmere mich nicht um die merk­
würdige Tatsache, daß Medien entweder gratis (Privat-TV) oder unter dem 
Einstandspreis verkauft werden (Printmedien). Ich verweile nicht beim 
erzwungenen Trend zu Unterhaltung statt Auseinandersetzung, zu Zer­
splitterung der Inhalte und Bebilderung der Angebote. Ich registriere nur 
am Rande, daß Themenfelder behandelt werden, weil sie den geeigneten 
Rahmen für beworbene Produktgruppen abgeben, und daß in diesen Fel­
dern Kritik, weil geschäftsstörend, ausgespart bleibt, daß Medien also 
längst dazu übergegangen sind, sich selbst als »Umfelder« für Werbung zu 
betrachten. All das sind Folgen, Begleiterscheinungen, Symptome.

Der Kern der Sache ist der strukturelle Opportunismus aller Medien, die 
sich rückhaltlos der Akkumulation von Aufmerksamkeit verschrieben 
haben. Medien existieren nicht mehr ohne die Mitwirkung der Werbewirt­
schaft. Mehr: Medien werden heute nicht mehr gegründet, ohne daß die 
Werbewirtschaft ihre Zustimmung gibt. Bevor ein Verlag die Akzeptanz 
eines neu zu gründenden Mediums beim Publikum testet, werden die 
Schlüsselleute der Anzeigenwirtschaft dazu befragt. Ein Medium erblickt 
erst das Licht der Öffentlichkeit, nachdem es das grüne Licht der werben­
den Entscheidungsträger gesehen hat.

Meist wird dieser Paradigmenwechsel nicht in so schnöder ökonomischer 
Sicht beschrieben, sondern als das Ende der Autorschaft, als »Abschied 
von Gutenbergs Welt der Schrift«, als »Ende der kulturellen Erfolgsge­
schichte des Alphabets«9 oder auch als Regression, als Reinfantilisierung 
des Rezipienten: »Wer in der bunten Werbewelt geistig wieder zum Kinde 
wird, tapst den Magiern dieser Welt bereitwillig in die Falle.«10 Das alles 
trifft zweifellos zu, aber ohne den M otor der Ökonomie ginge der medien­
epochale und gemütstechnische Wandel wesentlich langsamer vonstatten.

Die neuen Magier heißen zwar noch Redakteure, sind aber in Wahrheit 
redaktionelle Marketingmanager, die wissen, welches Bild und welche 
Story wann wie ankommen, die Aufmerksamkeit und Reichweite gezielt 
zu akkumulieren verstehen und die diesem Ziel die Konzepte ihrer Medien 
völlig unterordnen. Zum bereits da und dort eingetretenen Fall, daß sich 
die Werbewirtschaft ihre Medien selbst bestellt und schafft, ist es nur ein 
kleiner Schritt. Die Werbewirtschaft vermag, was weder Publikum, A uto­
ren noch Politik vermögen. Sie erhält und ermöglicht Öffentlichkeit, um 
sie für ihre Zwecke zu nützen. In den Zielgruppenmedien großer Organi­
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sationen, in den Kundenzeitungen der Konzerne wird dieser Ernstfall 
bereits geprobt.

Der alte Wettbewerb zwischen Politik und Medien wiederholt sich nun 
unter den Medien selbst. Während sich die Politik nicht auf die Seite der 
argumentierenden und kontrollierenden Medien schlägt, sondern mit Per- 
sonalisierung, Unterhaltungswert und Agenda-Setting auf die Macht der 
Reichweitenmedien setzt, versuchen die seriösen Medien der Politik ver­
zweifelt zu erklären, daß sie damit daran geht, sich ihre eigene Basis zu 
entziehen. Reichweiten aber lassen sich mit Wunschbildern, Gewinnspie­
len und der Erzeugung von Ressentiments besser erreichen als mit Argu­
menten. Das braucht noch nicht einmal zu bedeuten, daß Dienstleistungs­
medien ohne argumentierende Redakteure oder Autoren auskommen. 
Diese führen dort Randexistenzen, sie müssen sich nun anderer Strategien 
bedienen, um noch zu Wort zu kommen. Ihre Stellung im Dienstleistungs­
medium gleicht der einer aussterbenden Vogelart in einer ökologischen 
Nische, minus besorgter Ökologen.

Noch prekärer freilich ist die Stellung jener Medien, die sich selbst eine 
altmodisch demokratische Aufgabe zuschreiben und meinen, um das Pu­
blikum als solches zu erhalten, sollten sie im Zweifelsfall nicht mit diesem 
Publikum irren. Sie sind die alte Macht der Öffentlichkeit. Die neue, 
opportunistische Macht heißt Werbung. Werbung schafft Öffentlichkeit. 
Zugleich aber besetzt sie deren Raum. Ohne Werbung gäbe es keine freien 
Medien mehr; indem sie aber diese Freiheit schafft, strukturiert Werbung 
die Medien wesentlich um. Ihre Kultur und damit gesellschaftsprägende 
Realität ist längst zu einer, wenn nicht zu der bestimmenden Kraft der 
Öffentlichkeit geworden.

Was kann man tun? Die Aufmerksamkeit für diesen Vorgang schärfen. 
Die »unaufhörliche Anstrengung« der Rest-Öffentlichkeit auch auf diesen 
Vorgang anwenden, gerade weil er darauf abzielt, ihr den Garaus zu ma­
chen. Gegentendenzen stützen, die sich da und dort zu formieren begin­
nen. Eitle Hoffnungen, gewiß. Mundus vult decipi. N icht immer aber sind 
jene unterlegen, die auf eine Ent-Täuschung des Publikums gesetzt haben. 
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Gabor Haimai
MEDIEN UND RECHT IN  OSTEUROPA NACH 1989 

Das Beispiel Ungarn

Die Verfassung der Volksrepublik Ungarn, die fast zeitgleich mit dem 
deutschen Grundgesetz angenommen wurde, beschäftigt sich an keiner 
Stelle mit den neuen, elektronischen Medien. Dies ließe sich damit erklä­
ren, daß die technische Entwicklung langsamer als im Westen verlief. Doch 
auch die umfassende Überarbeitung der Verfassung im Jahre 1972 änderte 
nichts an diesem Sachverhalt, obgleich inzwischen alle Haushalte über 
Rundfunkgeräte verfügten und auch der Fernsehempfang schon verbreitet 
war.

Die Verhandlungen am Runden Tisch, an denen die damalige Staatspar­
tei, gesellschaftliche Organisationen und die Opposition vom Juni bis zum 
September 1989 teilnahmen, sollten eine neue rechtliche Regelung sowohl 
der Druck- als auch der elektronischen Medien vorbereiten. Allerdings 
konnte sich der hierfür gebildete Experten-Unterausschuß über den Inhalt 
der Regelung nicht einigen -  vermutlich weil abzusehen war, daß die 
Medien bei den zu erwartenden Wahlen zu einem starken Machtfaktor 
werden würden.1 So blieb es in der am 23. Oktober 1989 in Kraft getretenen 
neuen Verfassung bei kleineren Modifikationen und Ergänzungen der 
alten Regelungen. Im Frühjahr 1990 fügte das neue Parlament als Ergebnis 
einer Vereinbarung zwischen der größten Regierungs- und der größten 
Oppositionspartei §61 der Verfassung folgenden Passus hinzu: »Zur An­
nahme des Gesetzes über die Aufsicht über den Rundfunk, das Fernsehen 
und die Nachrichtenagenturen in öffentlicher Hand sowie über die Geneh­
migung kommerzieller Rundfunk- und Fernsehanstalten bzw. über die 
Verhinderung von Informationsmonopolen sind zwei Drittel der Stimmen 
der anwesenden Parlamentsabgeordneten erforderlich.«

Gleichzeitig »ruhte« bis zum Inkrafttreten des Mediengesetzes im Janu­
ar 1996 die Rundfunk- und Fernsehfreiheit, da die Erteilung der Genehmi­
gung zur Ausstrahlung von Programmen verweigert wurde unter Beru­
fung auf das in einem regierungsinternen Beschluß -  also nicht durch 
Rechtsnorm -  festgelegte Frequenzmoratorium. Zwar hatte das neue 
Parlament im August 1990 durch Beschluß die Regierung verpflichtet, bis 
zur Annahme eines neuen Mediengesetzes wenigstens das M oratorium zu 
legalisieren, doch kam es während all der Jahre nicht einmal dazu. So 
bestand weiterhin ein Frequenzstop, der allerdings nicht verhindern
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konnte, daß neue Rundfunk- und Fernsehstationen entstanden.
Das Fehlen einer rechtlichen Regelung stabilisierte die Monopolstellung

der staatlichen Medien, des Ungarischen Rundfunks und des Ungarischen 
Fernsehens, und machte damit die Durchsetzung der Meinungsfreiheit auf 
dem Gebiet der Massenmedien unmöglich. Gleichzeitig regelte das Presse­
gesetz von 1986 die rechtliche Stellung der monopolistischen öffentlichen 
Rundfunk- und Fernsehanstalten so gut wie überhaupt nicht. Hingegen 
blieb, wenn auch mit zahlreichen Änderungen, ein Regierungsbeschluß aus 
dem Jahr 1974 über den Ungarischen Rundfunk und das Ungarische 
Fernsehen in Kraft, der in Punkt 6 die Regierungsaufsicht über diese 
Einrichtungen vorschrieb. In seinem Beschluß vom Juni 1992, der im 
darauffolgenden Jahr erneuert wurde, bewertete das Verfassungsgericht 
diese Bestimmung als verfassungswidrig, es verschob jedoch ihre Aufhe­
bung bis zur Verabschiedung eines neuen Mediengesetzes, wobei es den 
ziemlich fragwürdigen Standpunkt bezog, eine verfassungswidrige Regie­
rungsaufsicht sei immer noch besser als das völlige Fehlen einer Aufsicht.2 
N ach der A rgum entation der Verfassungsrichter ist die Aufsicht uner­
läßlich, weil »die Medien sonst gänzlich den Parteikämpfen ausgeliefert 
wären«.

Das Ende des »Medienkriegs« ?

Im Dezember 1995 endlich wurde das Mediengesetz angenommenen. Im 
Folgenden soll der Frage nachgegangen werden, ob es den sogenannten 
Medienkrieg3 der ungarischen Wende beenden konnte bzw. inwieweit es 
den zuvor vom Verfassungsgericht formulierten Anforderungen ent­
spricht.

Den »Medienkrieg« kennzeichnete, daß in Ermangelung gesetzlicher 
Garantien nicht zu vermeiden war, daß die Politik unmittelbar in die 
Tätigkeit der elektronischen Medien eingriff, wodurch deren verfassungs­
mäßig wünschenswerte Unabhängigkeit illusorisch wurde. In der ersten 
Sitzungsperiode des ersten demokratisch gewählten Parlaments wurde der 
Kampf mit offenem Visier ausgetragen, und oft war er nicht frei von 
dramatischen Elementen: Nach jeder Attacke des Ministerpräsidenten, des 
Staatsoberhauptes oder der Verfassungsrichter konnte jeder entsprechend 
seiner politischen Zugehörigkeit Siege oder Niederlagen verbuchen. Die 
Annahme des Mediengesetzes, so hoffte man, würde nicht nur einen Waf­
fenstillstand, sondern einen dauerhaften Frieden bringen.

Mehr als ein Jahr nach der Annahme des sehnlich erwarteten Gesetzes 
ist an die Stelle des offenen Kampfes eine per Gesetz institutionalisierte 
und einbetonierte Kamarillapolitik getreten, in der die kämpfenden Seiten 
nicht mehr zu erkennen sind. H örer und Zuschauer müssen weiterhin
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beobachten, daß Programme eingestellt werden, Funk- und Fernsehper­
sönlichkeiten von ihrem Stammplatz verschwinden oder im besseren Fall 
von irgendeinem übermächtigen Gremium gerügt werden. Doch niemand 
spricht den Grund der Maßnahme aus, nämlich daß die betreffende Person 
oder das ganze Programm ins Schlepptau einer politischen Partei geraten 
ist.

Der nach dem Gesetz für die Aufsicht über die Programmausgewogen­
heit eingerichtete Beschwerdeausschuß wacht darüber, daß alle Meinungen 
in den einzelnen Programmen jeweils gleichzeitig vertreten sind. Dieser 
absurden Forderungen könnten nur höchst langweilige Programme genü­
gen, die nicht mehr von den Journalisten, sondern gleich von den Politi­
kern selbst gemacht und ihnen eine Möglichkeit zur unentgeltlichen Wer­
bung bieten würden. Leider schließt das Mediengesetz eine solche Auffas­
sung von Ausgewogenheit nicht aus, denn es macht nicht deutlich, ob die 
Möglichkeit zur Darlegung von Gegenmeinungen im selben Programm 
eingeräumt werden muß, oder ob es genügt, sie bei anderer Gelegenheit zu 
berücksichtigen. Die Mitglieder des Gremiums machten sich offenbar die 
Interpretation zu eigen, daß die Ausgewogenheit sofort gegeben sein muß. 
Das aber ist nicht einfach eine fehlerhafte Interpretation, auch ihre Verfas­
sungsmäßigkeit ist fraglich. Auf jeden Fall widerspricht sie der Auffassung 
des Verfassungsgerichts.

Wie es scheint, hat das Mediengesetz nicht nur den unmittelbaren Ein­
griff der Politik in die Programminhalte nicht ausgeschlossen, sondern ihn 
im Gegenteil sogar institutionalisiert. Zu allem Überfluß brauchen die 
Politiker ihren Einfluß nicht einmal direkt auf die Öffentlichkeit auszu­
üben, es genügt, die entsprechenden Gremien einzuschalten. Das Medien­
gesetz stellt ihnen zahlreiche Kanäle zur Verfügung. Der erste ist der Rat 
für Rundfunk und Fernsehen (ORTT) selbst, dem das Gesetz keine gerin­
gere Aufgabe stellt, als die Meinungsfreiheit zu schützen und zu fördern. 
Dieses Gremium wird vom Parlament gewählt; sein Präsident wird vom 
Staatsoberhaupt und dem Ministerpräsidenten berufen, seine Mitglieder 
von den Parteifraktionen. Der so gebildete Rat wählt dann den erwähnten 
Beschwerdeausschuß, der in erster Instanz über Verstöße gegen die Aus­
gewogenheit der Information entscheidet. Berufungen gehören dann wie­
der in die Befugnis des Rates.

Dieses von den Parteien beherrschte System übt mit seinen politischen 
Erwartungen natürlich großen Druck auf die Führungspositionen in den 
Rundfunk- und Fernsehanstalten aus, unabhängig davon, ob diese selbst 
einer Partei angehören oder nicht. Anders als vor der Entstehung des 
Mediengesetzes, spielen hier nicht allein die Regierungs-, sondern alle im 
Parlament vertretenen Parteien mit -  was die Lage in den Augen des 
Verfassungsgerichts allerdings nicht weniger fragwürdig werden läßt.
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Infolge ihrer Zusammensetzung bergen die kraft Mediengesetz institu­
tionalisierten Gremien eine Gefahr in sich, die das Verfassungsgericht von 
vornherein ausschließen wollte: daß in ihnen die politischen Vertreter der 
Gesellschaft dominieren. Die Erfahrungen im ersten Jahr beweisen, daß die 
Parteien -  wenn auch nicht unbedingt mit den alten M ethoden -  die 
Programminhalte in der Tat zu beeinflussen verstehen. Diese Situation aber 
verletzt nicht nur das Verfassungsprinzip der Meinungsfreiheit, sie führt 
auch zu Programmen, die die Zuschauer und H örer desinformieren.

Freiheit fü r  das Internet

Während so die rechtliche Regelung der »klassischen« Massenmedien noch 
immer im argen liegt, entstehen mit dem Aufkommen der nächsten Gene­
ration von Medien neue Probleme, aber auch neue Chancen. Alles, was mit 
dem Internet zusammenhängt, gelangt relativ langsam aus den Vereinigten 
Staaten bzw. Westeuropa nach Ungarn -  heute nicht mehr aus ideologi­
schen, sondern nur noch aus technologisch-ökonomischen Gründen. D a­
her erwähnt nicht einmal das als ziemlich jung zu bezeichnende Fernmel­
degesetz die Internet-Betreiber, und die Definition von Computerdelikten 
im Strafgesetz bleibt extrem vage.

Wegen des (manchmal heilsamen) Fehlens einer speziellen rechtlichen 
Regelung für das neue Medium stellte sich die Frage einer Beschränkung 
der Kommunikation im Internet bisher überwiegend als ein Problem des 
Datenschutzes. So wurden in einem Fall ungarische Kinder über das Netz 
zur Adoption angeboten, wobei ihr Foto gezeigt und ihr Geburtsdatum 
und gegebenfalls Krankheiten genannt wurden. Der Datenschutzausschuß 
des Parlaments stellte fest, daß die Zugänglichmachung dieser persönlichen 
Daten über das Internet nicht rechtens war, und der Ombudsmann für 
Datenschutz sorgte dafür, daß sie aus dem Netz genommen wurden. In 
einem anderen Fall tauchte im Internet der Fragebogen eines ungarischen 
Meinungsforschungsinstituts auf. Er enthielt u.a. Fragen, die das Privatle­
ben der Befragten betrafen. Obwohl die Ausfüllung der Fragebögen frei­
gestellt war, ließen sich die Antwortgeber nachträglich durch andere N u t­
zer des Netzes identifizieren. Der Datenschutzbeauftragte bewertete diese 
Art der Meinungsforschung als bedenklich.

Der Rückstand Ungarns in der rechtlichen Regelung des Internet kann 
ausnahmsweise der Kommunikationsfreiheit zum Vorteil gereichen. Es 
wäre nämlich keine Tragödie, wenn man sich die inhaltlich stark restrikti­
ven Gesetzgebungsversuche ersparen könnte, wie sie in Demokratien zu 
beobachten sind, die uns auf anderen Gebieten des Kommunikationsrechts 
weit voraus sind.

Wie bekannt, stimmte in den USA, die sozusagen als Heimatland der
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unbeschränkten Meinungsfreiheit gelten, die Legislative mit energischer 
Unterstützung durch den Präsidenten 1996 dem sog. Communications 
Deceny Act zu, der die »obszönen Nutzung der Telekommunikationsmit­
tel« verhindern soll. Das Berufungsgericht bewertete in erster Instanz das 
Gesetz als verfassungswidrig und erklärte: »Das Internet muß umfassen­
den Schutz gegenüber den von der Regierung vorgeschriebenen inhaltli­
chen Beschränkungen genießen.« Das Oberste Gericht hat in der Angele­
genheit noch nicht endgültig entschieden. Deutschland, das hinsichtlich 
der Regelung der Kommunikationsrechte und vor allem der verfassungs­
gerichtlichen Praxis eigentlich als liberal gilt, ist ebenfalls führend in der 
Internet-Zensur. So werden die Internet-Betreiber für den Inhalt der über 
ihren Service verbreiteten Informationen verantwortlich gemacht. Auf 
dieser Grundlage wurde die Verbreitung pornographischer sowie rechts­
und linksextremistischer Texte und zuletzt der Materialien der Scientolo- 
gy-Sekte verboten, die sich übrigens selbst für Zensur einsetzt.

Ungarn und natürlich ebenso die anderen ehemals sozialistischen Län­
der könnten Vorteile aus ihrem technischen Rückstand ziehen, wenn sie 
gar nicht erst versuchten, Regelungen einzuführen, die auf eine Beschrän­
kung der Kommunikationsrechte im Internet hinauslaufen.

Ans dem Ungarischen von Hans Skirecki

Anmerkungen
1 Die Protokolle der für die Wende in Ungarn ausschlaggebenden Einigungsverhandlungen sind 

der Öffentlichkeit immer noch nicht zugänglich, da einige Teilnehmer die Zustimmung zur 
Einsicht verweigern. So läßt sich auch der Inhalt der Absprachen der Experten-Unteraus- 
schüsse nur schwer rekonstruieren.

2 Beschluß des Verfassungsgerichts vom 10.6.1992 (Nr. 37).
3 Vgl. den Beitrag des damaligen Fernseh-Intendanten Elemer Hankiss in Transit 6, 1993 (d. 

Red.).
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Manuel Kiper und Ingo Rubmann 
INTERNET

Technologiepolitische Weichenstellungen

Unter der Herausforderung der Globalisierung werden heute Forschungs­
und Entwicklungsziele eingeengt auf die Wiederherstellung verloren ge­
glaubter wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit. Diese erwartet man sich heute 
allerdings weniger von der Entwicklung innovativer Produkte und Dienst­
leistungen als von Rationalisierungsbemühungen, die euphemistisch als 
Produktions- und Organisationsinnovationen bezeichnet werden und das 
soziale Gefüge unter Druck setzen. Als erfolgversprechendster Weg aus 
der Krise wird die Transformation unserer Gesellschaft in eine Informa­
tionsgesellschaft gepriesen und werden ungesättigte Märkte und Nachfra­
ge für eine Vielzahl neuer Produkte verheißen. Die Technologiepolitik der 
Bundesregierung, wie sie in der Bundestags-Enquetekommission »Zu­
kunft der Medien -  Deutschlands Weg in die Informationsgesellschaft« 
formuliert ist, versteht sich heute als M otor dieses Wandels.

Zu Anfang des Jahres 1995, als die Pläne und Vorhaben zur Informa­
tionsgesellschaft aus den USA hierzulande noch nicht konzeptionell adap­
tiert waren, wurde dieses Modell neben seinen wirtschaftlichen Chancen 
mit drei zusätzlichen Argumentationen begründet: Es schaffe neue A r­
beitsplätze, mehr Demokratie und ökologischen N utzen.1 Nach Maßgabe 
diverser Expertenrunden, amtlicher Programme und erster Gesetze w ur­
den die auf dem Weg in die Informations gesellschaft angestrebten Ziele vor 
allem darauf eingeengt, »einheitliche wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
für die verschiedenen Nutzungsmöglichkeiten der elektronischen Infor­
mations- und Kommunikationsdienste zu schaffen«2.

Die mittlerweile vorliegenden Ergebnisse von Studien zur negativen 
Auswirkung der Informationstechnik auf den Arbeitsmarkt sowie zu den 
ökologischen Kosten der Informationsgesellschaft, denen nur ein einge­
schränkter N utzen gegenübersteht3, könnten den Eindruck erwecken, die 
ökonomische Einschränkung der Zieldefinition beruhe auf Einsicht. Doch 
selbst unter allein ökonomischen Gesichtspunkten bleibt die etablierte 
Technologiepolitik defizitär: »Die Politik hält die Prognose vom prospe­
rierenden IT-Standort für die beste aller möglichen Meinungen, verweigert 
aber die notwendigen Entwicklungsmöglichkeiten.«4 Zudem bleiben die 
unter dem Stichwort Demokratisierung subsumierten gesellschaftlichen,
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sozialen und nicht zuletzt politischen Möglichkeiten der Informations­
und Kommunikationstechnologie vollends ungenutzt.

Hierfür die Bevölkerung der Technikfeindlichkeit zu zeihen, läßt sich 
weder anhand von Umfragen noch durch Marktforschungsstudien belegen 
-  im Gegenteil: Gerade gegenüber der Informationstechnik ist die Aufge­
schlossenheit groß. Auch die in der letzten Zeit in Mode gekommene 
Kritik an Managern und risikoscheuen Banken ist wenig geeignet, die 
Abstinenz zu erklären. Bei der Suche nach tiefergehenden Ursachen ver­
weist vieles auf die politische Arena. Daher sollen hier an einigen Beispie­
len die Defizite in der technologiepolitischen Gestaltung einer Informa­
tionsgesellschaft Umrissen werden.

Gesellschaftlicher Wandel durch Technik?

Eine Auseinandersetzung mit Defiziten sollte mit der Frage nach dem 
Ursprung und der Grundlage dessen beginnen, was heute als Weg in die 
Informationsgesellschaft debattiert wird, und wieso gegenwärtig ein über 
zwanzig Jahre altes gesellschaftswissenschaftliches Modell5 Ziel politischen 
Handelns ist.

Beantwortet wird diese Frage meist mit einem Verweis auf die Initiative 
des US-Vizepräsidenten Al Gore zu Anfang der 90er Jahre. Er verband 
jedoch lediglich Vorschläge eines schon von der Bush-Administration 
eingesetzten Beratungskonsortiums von 13 Computer- und Telekommu­
nikationsunternehmen6 mit Beschreibungen der post-industriellen Gesell­
schaft, um einer Vielzahl von Unternehmen einen neuen gemeinsamen 
Investitionsfokus zu geben. Zugeschnitten war dieses Vorhaben eigentlich 
auf die elektronische Vernetzung amerikanischer Haushalte -  Stichwort 
Internet. Nach demselben Muster versammelte EU-Kommissar Bange­
mann europäische Unternehmen, um eine Agenda zu erarbeiten.7 Bange­
manns Ziel war allerdings eher an Telekommunikation und der Weiterent­
wicklung der Medien -  Stichworte Multimedia und digitales Fernsehen 
-  ausgerichtet. Die Bundesregierung folgte dann 1995 mit der Berufung 
eines Innovationsrates. In ihren Aussagen ist die Bundesregierung allge­
mein und wenig konkret geblieben. Wie Bangemann orientiert sie sich vor 
allem an der Weiterentwicklung herkömmlicher elektronischer Medien.

Der Wandel zu einer Informationsgesellschaft stellt sich so nicht nur als 
Aufholen des Rückstandes gegenüber den USA dar, sondern beruht dies­
seits und jenseits des Atlantiks auch auf unterschiedlichen und inkompati­
blen technischen Vorstellungen und kulturellen Voraussetzungen. So 
macht es in den USA Sinn, einen kulturell und sprachlich einheitlichen 
Kontinent politisch durch elektronische Kommunikationsnetze zusam­
menzubinden. Europa steht im Vergleich dazu nicht nur vor einem Spra­
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chenproblem, es hat auch keine gemeinsame politische Öffentlichkeit und 
oft ein entwicklungsbedürftiges Verständnis von politischer Offenheit und 
demokratischer Partizipation. Demokratie läßt sich in den USA daher 
anders mit Leben füllen und durch elektronische Netze unterstützen als 
auf dieser Seite des Atlantiks.

Wie in den USA entstammt die in Europa bestehende elektronische 
Vernetzung der Zeit vor dem Internet-Boom. Im Gegensatz zu dort haben 
einige Beobachter wie etwa Leggewie hier jedoch eine gewisse Zurückhal­
tung gegenüber einer stärkeren Entwicklung demokratischer Beteiligungs­
formen auf der Basis des Internet konstatiert. Ein Grund dafür mag auch 
in der Form der Debatte über die Informationsgesellschaft liegen.

Technik gilt hierzulande nicht allein als Wirtschaftsmotor, die Protago­
nisten erhoffen sich vom technischen Wandel zur Informationsgesellschaft 
auch die Revolution unserer Verhältnisse.8 Ausgerechnet der von der Bun­
desregierung berufene Rat für Forschung, Technologie und Innovation, 
kurz Innovationsrat, beginnt seinen Bericht mit den Worten:

»Information macht dem Wissen und der Gesellschaft Beine. Die mo­
derne Gesellschaft befindet sich inmitten einer dritten technologischen 
Revolution, die in Form neuer Informations- und Kommunikationstech­
nologien alle Bereiche, vor allem Wissenschaft, Wirtschaft und Politik, aber 
auch den sozialen und kommunikativen Lebensbereich des Menschen 
schlechthin erfaßt.«9

Information, für spezifische Ziele zusammengestellte Daten, kann der 
Gesellschaft mit Sicherheit Beine machen, wenn sie zu Überwachungs­
Zwecken genutzt wird. Wie Information Wissen Beine machen soll, bleibt 
jedoch unerfindlich. Dennoch zieht sich die Revolutionsmetapher durch 
diesen und andere Berichte der Bundesregierung, im Bericht Bangemanns 
findet sie sich allein fünfmal in dreißig Zeilen.

Der Weg in die Informationsgesellschaft stellt sich auf diese Weise nicht 
als ein für alle offener Entwicklungspfad dar. Der Wandel in eine Informa­
tionsgesellschaft mutiert zur Drohung, mit der politisch Verantwortliche 
den Umbruch vorantreiben. N icht nur, daß die Akteure dieser Revolution 
keineswegs dem unterdrückten Teil der Weltbevölkerung angehören, son­
dern den Geld- und Machteliten der führenden Industrienationen. Auch 
die mit diesem Programm angestrebten Ziele entsprechen deren Sicht. 
Neue Märkte, internationale Konkurrenzfähigkeit und rationellere Ver­
waltung gehören zu der Agenda des Aktionsplans, auf den sich die G7- 
Staaten geeinigt haben.10 Demokratie, Bürgerbeteiligung und Meinungs­
freiheit dagegen fehlen, kulturelle Vielfalt und Datenschutz bleiben ein 
dünnes Feigenblatt. Der Logik dieser Revolution widerspricht der Erhalt 
von Arbeitsplätzen. Die sozialen und politischen Folgen eines Wandels, bei 
dem »Information der Gesellschaft Beine macht«, bleiben nicht nur unbe­
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achtet, ihre Thematisierung wäre vielmehr ein Hemmschuh. Die mittler­
weile auch von führenden Wirtschaftsforschungsinstituten zur Fata Mor- 
gana erklärten Arbeitsplatzgewinne haben dabei ihre Funktion als Begrün­
dungsmuster verloren -  nur noch die wirtschaftlichen Vorteile stehen im 
Mittelpunkt.

Die Informationsgesellschaft als politische Arena

Die Kritiker einer einseitig wirtschaftsorientierten Entwicklung haben sich 
auf jeweils einzelne Punkte konzentriert, die sie für eine an sozialen, 
demokratischen und ökologischen Zielen ausgerichtete Gestaltung der 
Informationstechnik und deren gesellschaftlicher N utzung für verbesse­
rungswürdig halten. Kubicek etwa fordert die Einrichtung eines Univer­
saldienstes, dessen Angebot auch den Internet-Zugang für Schulen und 
andere öffentliche Einrichtungen umfassen müßte. Leggewie hält die In­
formation der Bürger für eine wesentliche Voraussetzung größerer Betei­
ligung an demokratischen Prozessen durch das Internet.11 Beiden gemein 
ist die Anregung, Erfahrungen aus den USA auf die Bundesrepublik zu 
übertragen.

Dabei zeigen sich schon die ersten Hindernisse. Gesetzlich geregelt ist 
dieser Universaldienst mittlerweile auf der Basis des Mitte 1996 in Kraft 
getretenen Telekommunikationsgesetzes (TKG). Für den ministerialen 
Entwurf der Universaldienstleistungsverordnung stand eine Definition 
von Universaldienst Pate, die lediglich alle bisher von der Deutschen 
Telekom AG erbrachten M onopol- und Pflichtleistungen umfaßte. Zwar 
kann sich die SPD zugute halten, eine technisch rückwärtsgewandte Defi­
nition des Universaldienstes abgewehrt und eine gewisse Dynamisierung 
in Hinblick auf die technischen Möglichkeiten des Netzes erreicht zu 
haben. Die eigentliche Aufgabe aber hätte darin bestanden, die sozialen 
und technischen Bedingungen für eine demokratische Infrastruktur der 
sich entwickelnden Informationsgesellschaft bereitzustellen. Der größte 
Teil der SPD-Bundestagsfraktion hat es abgelehnt, einen offenen und 
kostengünstigen Zugang der Bevölkerung zu nichtkommerziellen O n­
line-Diensten im TKG zu verankern, der die Teilnahme aller am gesell­
schaftlichen Kommunikationsprozeß ermöglichen würde. Die von Bünd­
nis 90/Die Grünen geforderte Verknüpfung von Universaldienst und in­
formationeller Grundversorgung fand nicht statt.

Daß das Internet kaum als Synonym für eine breite Basisbewegung 
herhalten kann, sondern nach den jüngsten Unternehmensallianzen in den 
USA mehr und mehr davon geprägt ist, als Absatzmedium für große 
multinationale Medienanbieter zu dienen, beklagt auch Leggewie, der 
dadurch die Chancen für die demokratische Entwicklung des Internets
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schwinden sieht. Mit der Fusion von Time/Warner und Turner Broadca­
sting (der Muttergesellschaft von C N N ) entstand Anfang Oktober 1996 
der größte Medienkonzern der Welt. Damit wurde der bisherige Spitzen­
reiter Disney trotz seiner Übernahme des Fernsehnetzwerks Capital Ci- 
ties/ABC auf Platz zwei verwiesen, gefolgt von Bertelsmann und der 
M urdoch News Corporation.12 Zusammen mit dem TV-Network NBC 
startete Microsoft den Nachrichtenkanal MSNBC, der als TV- und Inter­
net-Angebot konzipiert ist.13

Angesichts dieser Entwicklung ruft Leggewie zur Aneignung des Inter­
nets von unten durch die Bürger auf. Seine Formel, mehr Information und 
mehr Kommunikation führe zu mehr Demokratie, geht aber -  wie schon 
vergleichbare Argumente anläßlich der Einführung des Telefons und des 
Kabelfernsehens -  daran vorbei, daß Technik per se keinen gesellschaftli­
chen Wandel vollbringt, sondern sich allein vor dem Hintergrund politi­
scher wie kultureller Rahmenbedingungen und historischer Erfahrungen 
entfaltet.

Welche Hoffnungen mit elektronischer Demokratie verbunden sein 
können, welche Erfahrungen mit deren Realisierung in der Bundesrepu­
blik bereits gemacht wurden und vor allem, welche Hindernisse dabei 
sichtbar werden, zeigt beispielhaft die elektronische Unterstützung der 
Arbeit des Bundestages. Zur Arbeitserleichterung, aber auch zum Aus­
gleich von Informations-Ungleichgewichten zwischen Exekutive und Le­
gislative sollte in den 80er Jahren die Arbeit des Parlaments durch Com pu­
terhilfe verbessert werden. Explizite Ziele waren neben reiner Bürounter­
stützung der Zugriff auf Datenbanken bei den Ausschüssen und Fraktio­
nen, die Anbindung an elektronische Pressedienste und den Wissenschaft­
lichen Dienst des Bundestages, vor allem aber der Zugriff auf Daten in den 
Ministerien -  etwa Haushaltsinformationen, oder der Zugang zu einem 
Vorgangsverfolgungssystem für Aufgaben der Ministerien auf Ausschuß­
ebene.14 Was existiert davon zehn Jahre später? Die Büros der Abgeordne­
ten verfügen über PCs mit Zugang zu elektronischen Pressediensten, einer 
Datenbank mit den Drucksachen des Bundestages und seit einigen M ona­
ten über E-Mail, Internet-Anschluß und Kommunikationsmöglichkeiten 
zwischen den Büros in Bonn und im Wahlkreis. Der Zugang zu den 
Datenbanken der Ausschüsse ist für die nächsten Jahre projektiert, er wird 
aber nur den Zugriff auf die Tagesordnung der Sitzungen und das bislang 
in Papierform verteilte Material bieten.

Wichtiger ist aber: Keines der Projekte, die auf die Kontrolle der Regie­
rungsarbeit abzielten, wurde auch nur ansatzweise umgesetzt. Aktuelle 
Informationen erhalten die Abgeordneten nach wie vor durch parlamenta­
rische Anfragen. Der im Rahmen des Regierungsumzuges als Großprojekt 
vorgelegte Informationsverbund Bonn-Berlin sieht eine großzügige Ver­
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netzung der Bundesministerien vor, läßt den Bundestag dabei jedoch weit­
gehend außen vor. Die elektronische Kontrolle der Regierung durch das 
Parlament muß damit als erfolgreich abgewehrt betrachtet werden.

Wer im Bundestag Zugriff auf gute und kostenlose Datenbanken öffent­
licher Stellen haben will, durchsucht etwa die Webseiten des U.S. Bureau 
of Census oder andere Stellen im Ausland, deren WWW-Adressen der 
Wissenschaftliche Dienst des Bundestages oder etwa das Sekretariat der 
Bundestagsenquete »Zukunft der Medien« Zusammentragen. U nd wer 
schon einmal den fast unüberschaubaren Datenraum des U.S. Department 
of Defense mit den Angeboten des Bundesministeriums für Verteidigung 
verglichen hat, wird die Dimension der Differenz zwischen den politischen 
Kulturen der USA und der Bundesrepublik erahnen. Ein Internet-Zugang 
zu Ministerien und Behörden ersetzt nicht den Freedom of Information 
Act, der in den USA das Recht der Bürger auf Information garantiert, im 
Gegensatz zu dem hierzulande praktizierten gönnerhaften Gewähren von 
bunten Infohäppchen. Die Bundesrepublik gehört selbst im europäischen 
Vergleich nicht zu den Vorreitern einer bürgerfreundlichen Offenheit ihrer 
Behörden und verfällt immer noch der Versuchung, Auskunftsrechte ihrer 
Bürger unnötig einzuschränken. So brachte erst eine Rüge der EU-Kom ­
mission die Bundesregierung dazu, die Umsetzung der EU-Umweltinfor- 
mationsrichtlinien etwas bürgerfreundlicher zu gestalten. Die mangelnden 
Informationsrechte der Bürger sind natürlich nicht gerade geeignet, die 
Befürchtung der Skeptiker gegen elektronische Abstimmungen zu zer­
streuen, daß Demagogen mit uninformierten Bürgern leichtes Spiel hätten. 
In der Tat geht es nicht um Demokratie auf Knopfdruck: »Echte Demo­
kratie beinhaltet Diskussion und Bedächtigkeit und ist schon von der 
Definition her langsam. Sie benötigt Debatten, nicht das Anklicken von 
>Dafür<- oder >Dagegen<-Buttons.«15 Elektronische Demokratie -  wel­
cher Art auch immer -  bleibt in jedem Fall wirkungslos, wenn sie nicht 
die Informationen einfordern kann, welche die Bürger zur Kontrolle der 
Regierung benötigen.

Der von Leggewie beklagte Skeptizismus basisnaher Gruppen in der 
Bundesrepublik ignoriert die Erfahrungen, die von den hier seit über einem 
Jahrzehnt bestehenden Gegenstücken der von ihm angeführten US-Grup- 
pen wie die Com puter Professionals for Social Responsibility (cpsr) oder 
der Electronic Frontier Foundation (EFF) gemacht wurden. Ein Vergleich 
des cpsr mit seiner bundesdeutschen Schwesterorganisation Forum Infor- 
matikerlnnen für Frieden und gesellschaftliche Verantwortung (FIfF) zeigt 
die Ähnlichkeiten in der Arbeit, aber auch deutliche Differenzen.16 Eine 
Betrachtung des Spiegel-Online, die danach fragt, wo die deutsche EFF 
bleibt, kommt zu dem Schluß, daß das FIfF und ähnliche Gruppen nicht 
über die Mittel ihrer US-Gegenstücke verfügen, deren höhere Präsenz
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nicht zuletzt durch das Engagement einiger US-Unternehmer möglich ist. 
Die europäischen Unternehmen sind solchen am Gemeinwohl orientierten 
Gruppen gegenüber viel zurückhaltender.17

Informationstechnozentrische Demokratiephantasien jedweder politi­
schen Richtung blenden grundlegende Faktoren aus. Erstens mangelt es 
der nach wie vor elitär-maskulinen Demographie des Internets an demo­
kratischer Repräsentativität. Zweitens vertieft die Zurichtung des Netzes 
zum globalen Shoppingcenter mit kostenpflichtigen Informationsangebo­
ten die soziale Kluft zwischen Arm und Reich. Andern kann sich dies nur, 
wenn der Medienindustrie das Feld nicht überlassen bleibt; eine zukunfts­
fähige Definition des Universaldienstes ist hier nur ein -  wenn auch 
höchst notwendiger -  Teil einer Problemlösung. Information wird drit­
tens in Zukunft weit stärker noch als bisher zur Ressource, die als Macht­
faktor streng gehütet bzw. zum Gegenstand oder Instrument wirtschaftli­
cher Betätigung wird. Damit fallen immer mehr Bereiche aus der »public 
domain«, dem Allgemeingut, heraus, worauf die gegenwärtige Urheber­
recht- und Copyright-Debatte einen Vorgeschmack gibt. Die Vermittlung 
von Medienkompetenz findet schließlich viertens als Einübung zum Kon­
sum, kaum aber als umfassend verstandene Vorbereitung des Individuums 
auf die aktive Mitgestaltung und partizipative N utzung des Internets 
statt.18

Dieser kleine Ausschnitt von Problemen einer Technologiepolitik der 
Informationsgesellschaft verweist bereits auf verschiedene Ansatzpunkte 
für ein gestaltendes Eingreifen. Gleichgültig wird dabei, ob wir uns von der 
Strategie der informations- und kommunikationstechnologischen Indu­
strie oder der Debatte um die elektronische Demokratie leiten lassen: 
Beiden geht es darum, die Technik so zu gestalten, daß bestimmte w irt­
schaftliche oder gesellschaftliche Ziele erreicht werden, d.h. aus der Vielfalt 
technologischer Optionen eine den gewünschten Zielen förderliche Aus­
wahl zu treffen. Durch die strategische Vergabe von Lizenzen und Ent­
wicklungsinformationen, das Schmieden von Allianzen, das Setzen von 
Standards und Monopolisieren von Marktsegmenten etc. setzen U nter­
nehmen Rahmenbedingungen, um den M arkt zu dominieren. Einer ähnli­
chen Strategie zur Erreichung gesellschaftlicher Ziele wird dagegen oft 
nicht nur die Legitimität abgesprochen, es wird auch erklärt, weder der 
Staat noch die Gesellschaft seien in der Lage, im voraus zu wissen, was sie 
benötigen. Dennoch fließen öffentliche Fördermittel immer weniger in die 
Grundlagenforschung, die zur Eröffnung einer technischen Optionenviel­
falt notwendig ist, sondern in solche Projekte, die kurzfristigen wirtschaft­
lichen Erfolg versprechen.

Dies schlägt sich in der konkreten Förderungspolitik nieder. Im jüng­
sten Etat wurde insbesondere die Förderung neuer Basistechnologien in
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der Informationstechnik im Nettoeffekt gekürzt, was auch durch die N eu­
ordnung der Förderbereiche nicht kaschiert werden konnte. Insgesamt 
wurde im Bereich der Informationstechnologie überproportional gekürzt. 
Zwar erklärt die Bundesregierung weiterhin, grundsätzlich keine Mittel 
zur Produktentwicklung zu vergeben und sich auf vorwettbewerbliche 
Aufgaben zu beschränken.19 Andererseits betont Minister Rüttgers die 
Notwendigkeit, die »Wertschöpfungskette von der Grundlagenforschung 
bis zum Produkt als Einheit (zu) verstehen«.20 Wie die Bundesregierung 
eine Trennung zwischen wettbewerblichen und vorwettbewerblichen Tei­
len leisten will, bleibt unklar. Ein neues Verfahren zur Mittelvergabe bei 
den in der Helmholtz-Gesellschaft zusammengefaßten Großforschungs­
einrichtungen sorgt dafür, daß die im Senat der Gesellschaft sitzenden 
Vertreter der Industrie mehr Mitsprache erhalten. Diese Form der Techno­
logiepolitik ist nicht als Rückzug des Staates aus der Forschung zu sehen, 
sondern stellt eine bewußte Entscheidung für die prioritäre Vergabe öf­
fentlicher Mittel für solche Entwicklungslinien dar, in denen besondere 
ökonomische Potentiale gesehen werden.

Bei der Debatte um die Informationsgesellschaft und ihre wirtschaftli­
chen Aussichten wird oft vergessen, daß das Internet keineswegs dem 
Ideenreichtum waghalsiger Unternehmer entsprungen ist. Seit nun annä­
hernd 20 Jahren ist der Auf- und Ausbau des Internet fast ausschließlich 
durch öffentliche Gelder finanziert worden, die zuerst aus dem militäri­
schen Bereich, später aus der Forschungsförderung kamen. Mit der 1995 
begonnenen Privatisierung des Internet-Backbones der USA, den der O n­
linedienst A O L von der National Science Foundation erwarb, wird nun 
die mit öffentlichen Geldern geschaffene Infrastruktur in private Hände 
gelegt. Dennoch werden sowohl in den USA wie in Europa weiterhin 
große Teile des Netzmanagements und der Entwicklung von Software von 
Universitäten und Forschungseinrichtungen geleistet -  mithin aus öf­
fentlichen Mitteln finanziert.21 Dasselbe gilt für verschiedene Projekte, die 
dem Internet zum kommerziellen Durchbruch verhelfen sollten.

Der durch den Einsatz von Informationstechniken vorangetriebene ge­
sellschaftliche Wandel ist also kein eigendynamisches Geschehen, sondern 
entpuppt sich als eine Arena, in der die politischen Akteure maßgeblich 
mitwirken. U nter demokratischen Vorzeichen gilt es folglich, darüber 
nachzudenken, in welcher Form die für die Gesellschaft und ihre Zukunft 
bedeutsamen Fragen und Probleme in stärkerem Maße in die technologi­
sche Entwicklung einfließen können. Dies wäre die Aufgabe einer demo­
kratischen und bürgernahen Technologiepolitik.
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Informationsgesellschaft undpartizipative Technologiepolitik

Der Aufbau elektronischer Netze allein wird weder für mehr Demokratie 
noch für eine an den Interessen der Bürger orientierte Gestaltung der 
Informationsgesellschaft sorgen. Weitere substantielle Elemente müssen 
hinzukommen. Die Kernforderungen einer an Demokratie, sozialer Ge­
rechtigkeit und ökologischer Nachhaltigkeit orientierten politischen Ge­
staltung der Informationsgesellschaft lassen sich in vier Punkte fassen:
-  Informationelles Selbstbestimmungsrecht-. Zum Schutz vor einer Aus­
höhlung grundgesetzlich garantierter Freiheitsrechte durch die Informa­
tions- und Kommunikationstechnologie sind entsprechende Schutzrechte 
auszubauen und Schutztechniken zu entwickeln.
-  Informationeile Grundversorgung, Entfaltung des Universaldienstes-. 
Die N utzung digitaler Dienste ist für alle zu gewährleisten, wozu eine 
breite Grundversorgung nötig ist. Sie kann nur durch staatliche Regulie­
rung garantiert werden.
-  Interaktive Netzstrukturen-. Um eine gleichberechtigte N utzung der 
Netze zu ermöglichen, sind technische Ungleichgewichte zwischen Anbie­
tern und Empfängern von Informationsangeboten zu verhindern.
-  Transparenz und Partizipation-. Die technologische Entwicklung muß 
den Bedürfnissen der Bürger möglichst umfassend Rechnung tragen; dazu 
ist eine breite Beteiligung an den Entscheidungsprozessen notwendig. Die 
hierfür notwendigen rechtlichen, organisatorischen und strukturellen Vor­
aussetzungen gilt es zu schaffen.22

Diese Entwicklung sollte nicht darauf hinauslaufen, daß die durch Bil­
dung, Status und Vermögen schon heute im politischen Prozeß bevorzugt 
beteiligten Bevölkerungskreise weitere Mittel an die Hand bekommen, 
ihre Partialinteressen durchzusetzen. Die demokratische Gestaltung der 
Informationsgesellschaft gebietet es daher, den Bürgern nicht nur Kompe­
tenz im Umgang mit neuen technischen Medien zu vermitteln, sondern sie 
auch darin zu unterstützen, diese Medien als Mittel zur Selbstgestaltung 
ihrer Lebensumwelt zu nutzen. Die Attraktivität des Internet liegt eben in 
seiner Vielfalt an Meinungen und Teilnahmemöglichkeiten, die das Ergeb­
nis seiner medialen Struktur ist, insofern jede Person nicht nur Angebote 
konsumieren, sondern sie auch anbieten kann.

Die mittlerweile vorliegenden Gesetzesinitiativen der Bundesregierung 
und der Länder zur Regelung von neuen Medienangeboten -  der Me­
diendienste-Staatsvertrag und das Informations- und Kommunikations­
technik-Dienstegesetz (IuKDG) -  werden diesen Anforderungen nicht 
einmal ansatzweise gerecht. Ziele wie das informationeile Selbstbestim­
mungsrecht und der Datenschutz, die Meinungsfreiheit und der freie In­
formationszugang wurden der ökonomischen Prosperität geopfert, der
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Verbraucherschutz und wichtige andere bestehende Schutzrechte gar nicht 
erst an die N utzung digitaler Dienste adaptiert, obwohl es an einschlägigen 
politischen Ideen keineswegs mangelt.23

Die Informationsgesellschaft von den Bürgern her zu denken, kann 
nicht heißen, unnötige Gesetzesregelungen, die trotz manch gegenteiliger 
Behauptung auch heute schon auf das Internet anwendbar sind, noch 
auszuweiten. Es wird im Gegenteil darum gehen, einiges von dem beste­
henden Gesetzesballast über Bord zu werfen, der aus dem Internet einen 
Flickenteppich nationaler Netze zu machen droht, die jeweils auf ihre 
nationalen Rechtsnormen zurückgestutzt sind. Vielmehr müssen aus den 
bestehenden Rechtsprinzipien neue Rechte wie jene auf Information oder 
auf unreglementierte N utzung von Verschlüsselungsverfahren entwickelt 
werden.

Vor allem aber ist wichtig, Information nicht allein dem Privateigentum 
zu überantworten, sondern eine Daten- wie Wissens-Allmende zu schaf­
fen und zu schützen. Hier läßt sich durchaus trennen zwischen Daten und 
Wissen einerseits und den für spezifische Zwecke aufbereiteten Informa­
tionen als Dienstleistungen andererseits. Die Bürger wollen dabei nicht nur 
die Möglichkeit haben, selbst Beiträge in elektronischen N etzen anzubie­
ten. Sie haben auch das Interesse, daß öffentliche Stellen ihre Angebote 
stark ausweiten und so zu mehr Transparenz und Öffentlichkeit beitragen.

Die N utzung solcher Angebote und der sich daraus entwickelnden 
Interaktionsformen wird zeigen, in welchem Maße diese zu einer Demo­
kratisierung beitragen, ob weitergehende Forderungen formuliert werden 
müssen oder das Interesse am Internet erlahmt, bevor Veränderungen 
spürbar werden. Aufgabe der Politik ist jedoch, diese Prozesse nicht zu 
unterbinden, sondern nach Kräften zu fördern.
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Walter Schmitz 
DIE NEUEN MEDIEN 

Eine Herausforderung für die Universitäten

G U TEN B ER G :... Aber der Mensch ist immer noch das Maß 
aller Dinge.
GATES: Jeder Fehler wird irgendwann behoben. (Er sinkt 
mit einem Zischen in sich zusammen.)

John Updike: Dialog im Cyberspace (1995)

1

»Das Zusammenwachsen von Computertechnik, Telekommunikation, 
Unterhaltungselektronik und audiovisuellen Medien hat weltweit eine 
breite Diskussion um den damit verbundenen Wandel zur Informations­
gesellschaft ausgelöst.«1 Die neuen Medien sind zur ökonomischen Macht 
und zur Herausforderung für den Sinnhaushalt der Weltkultur geworden; 
man spricht von einer >medialen Revolution« -  und bewegt sich dabei in 
einer Formulierungstradition, die geradezu als die Signatur der europäi­
schen Neuzeit zu gelten hat.

Francesco Petrarca, der gefeierte Lyriker des Humanismus, handelt 
»von uberflusz /  menge und vile der buecher« im 43. Kapitel seiner 1532 
unter dem Titel Von beiderlei Glück auf deutsch erschienenen Schrift; das 
M otto artikuliert sentenziös das Unbehagen an den neuen Medien: »Wenig 
kunst und buecher vil /  Das ist der narren frewden spil.« Das Uberhand­
nehmen der Bücher läßt Petrarca Informationsüberlastung fürchten -  da 
niemand die vielen Werke lesen oder gar gründlich studieren könne - , 
Informationsmängel beklagen -  da die zahlreichen Druckfehler dem 
Rang der Texte Schande machten - ,  Inkompetenz durch Demokratisie­
rung erwarten -  da jedermann >sich des Amts unterstehe, Bücher zu 
machen, das aber nur wenigen verliehen sei«. Die gediegene Bildung werde 
in Verruf geraten, da sich eine oberflächliche Halbbildung so leicht erwer­
ben lasse.

Wenn immer neue Medien auftauchen, so lehrt dieses Beispiel, steht in 
unserer Kultur eine Topik der Sorge zur Verfügung, die das Ungewohnte 
ins Vertraute zurückholt -  und wenn sie nur ein Vertrauen weckt, wel­
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ches sich aus der beschwörenden Wiederholung von Ängsten speist. Aus 
Petrarcas Vorbehalten ließe sich, wollte man sie als Textbausteine ausfor­
mulieren, gewiß eine beeindruckende Fülle von Reden montieren, die mit 
Befürchtungen, Bedenken und Vorbehalten auf die Herausforderung der 
neuen Medien am Ende des zwanzigsten Jahrhunderts reagieren. Entwer­
tet sind die Argumente damit freilich nicht; ihre Prüfung bleibt als Aufga­
be. Daß Tradition als Auslegungsmuster der Innovation2 dienen muß, 
scheint wohl eine anthropologische Prämisse in unserem Umgang mit dem 
Neuen zu sein; und daß die »Diskrepanz zwischen den alten Wertvorstel­
lungen und den neuen Möglichkeiten und Fakten« bereits bei der ersten 
tiefgreifenden Medienrevolution der neueren Geschichte, eben bei der 
Einführung des Buchdrucks im 15. Jahrhundert, Unbehagen hervorrief,3 
bedeutet ja keineswegs, daß dieses Unbehagen nicht -  damals wie heute 
-  als Katalysator für kritische Argumente berechtigt war.

Der Traditionalität der aktuellen Ängste angemessen ist es jedenfalls, 
wenn John Updike in einem für die Frankfurter Buchmesse 1995 geschrie­
benen Text einen Dialogue in Cyberspace zwischen den Geistern von 
Johannes Gutenberg und Bill Gates inszeniert, also eine aktualisierte Ver­
sion herkömmlicher >Gespräche in Elysium< anbietet:4 Gutenberg und 
Gates spielen eine Urszene der Modernisierungskritik nach. Gates, als 
Gründer und Chef des Microsoft-Imperiums eine Ikone der neuen Welt, 
»hält eine kleine, kostbar schimmernde Scheibe hoch, eine CD-ROM « -  
und verkündet, was seine Rolle ihm vorschreibt: »Hier in meiner Hand 
halte ich Tausende von Buchseiten, digitalisiert in Form winziger Punkte 
und Striche, die nur der Laser lesen kann. Schon jetzt bricht der Markt für 
gedruckte Enzyklopädien mit ihren vielen, schwergewichtigen Bänden 
zusammen angesichts der Vorzüge dieser Silberscheiben, die nach kurzem 
Tippen auf ein paar Tasten nicht nur die gesuchten Informationen liefern, 
sondern dazu noch Abbildungen in vierundsechzig Farben, Diagramme 
von dreidimensionaler Tiefe oder Musikbeispiele, die man tatsächlich hö­
ren kann! Blitzschneller Zugriff und Informationsfülle -  das ist der Fort­
schritt des digitalen Zeitalters! (...) Ihre Zeit ist um, alter Freund.« Gates 
artikuliert sich in der traditionellen Rhetorik des Neuen, ist gleichsam eine 
Spiegelfigur des Medienrevolutionärs Gutenberg, dessen Bücher einst Bi­
bliotheken kostbarer Handschriften obsolet machten; Gutenberg hinge­
gen muß jetzt, als Sprecher der Tradition, aus dem Reservoir der Bedenken 
gegen sein eigenes, ehedem neues und >revolutionäres< Medium schöpfen: 
»Die Revolution des Buches hat einen natürlichen Verlauf genommen. Wie 
ein Fluß ist das gedruckte Wort zu seinem Leser geflossen, und die billigen 
Mittel seiner Verbreitung haben es ihm erlaubt zu tröpfeln, wo der Kanal 
zu eng war. Die elektronische Flut, die ihr beschreibt, kennt keine Ufer. Sie 
überschwemmt alles. Aber womit und für wen? Ihre Inhalte wirken so
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klein, gemessen am Genius ihrer Technologie.«5 Gutenberg personifiziert 
ein Rollenschema öffentlicher Kommunikation über das >Neue<, ein Sche­
ma, welches alle Aufmerksamkeit auf die Vernichtung des >Alten< richtet. 
Deshalb wählt er, die erfundene Figur, das Vokabular der Apokalypse, der 
Sintflut, des absoluten Endes: Die Gutenberg-Galaxis geht unter. Freilich 
hätte der historische Gutenberg wohl daran zu erinnern, daß ein solches 
Ende stets einen Anfang impliziert; zwar waren auch gegen Ende des 15. 
Jahrhunderts »die überkommenen Formen der Informationsgewinnung, 
-Speicherung und -Weitergabe durch den Buchdruck in weiten Bereichen 
zerstört«6, aber zugleich wurden sie durch neue ersetzt; und wer heute in 
weltweit verbreiteten Drucksachen die mediale Apokalypse heraufbe­
schwört, würde den medialen Umbruch zu Beginn der Neuzeit doch wohl 
kaum ungeschehen machen wollen.

Neil Postman, der vor allem in den Medien prominente Medientheore­
tiker und -kritiker, hat die technologisch-ökonomische Argumentation, 
die zwar nicht den Diskurs, wohl aber die politische und wirtschaftliche 
Handlungslogik dominiert, wieder in den millenarischen H orizont ge­
stellt; das alte Pathos ekstatischer Naherwartung, das aus der Geschichte 
des christlichen Chiliasmus ererbt ist, bewährt sich in der Zuspitzung von 
radikalen anthropologischen Alternativen: »Auf der einen Seite steht die 
Welt des gedruckten Wortes mit ihrer Betonung von Logik, Folgerichtig­
keit, Geschichte, Klarheit der Darstellung, Objektivität und Disziplin. Auf 
der anderen Seite steht die Welt des Fernsehens mit ihrer Betonung von 
Bildhaftigkeit, Erzählform, Direktheit, Gleichzeitigkeit, unmittelbarer 
Wunscherfüllung und emotionaler Reaktion.«7

Die Gegenseite, ebenfalls im Jahrtausendmaßstab denkend, sieht eine 
>neue Welt< entstehen. Entschieden und entschlußkräftig klingt gegenüber 
Updikes ironischem Spiel mit >alt< und >neu< die Sprache einer Prognostik, 
die -  etwa im Grundsatzpapier der Bertelsmann-Stiftung Kommunika­
tionsordnung 2000 oder in Info 2000, der Richtlinie der Bundesregierung 
für »Deutschlands Weg in die Informationsgesellschaft« -  die Durchset­
zung und Nutzung der neuen Medien als »eine der wichtigsten Zukunfts­
aufgaben«8 identifiziert, sich allenfalls -  in einer Diktion, die unfreiwillig 
die Ängste vor einem M edien-Oktroy bestätigt -  »um eine aufgeschlos­
sene Grundeinstellung der Bevölkerung gegenüber der Informationsgesell­
schaft«? sorgt, so, als sei nicht eben diese Bevölkerung der Träger der 
künftigen Informationsgesellschaft. Geschichte, so wahrgenommen und 
dargestellt, schrumpft zum Modernisierungsprozeß. Weniger nachhaltig, 
aber von bizarrer Konsequenz sind die para-anthropologischen Gegenre­
den, die sich auf die Abschaffung des Menschen kaprizieren und ihn 
gleichsam zum bloßen Oberflächen-Cluster im Informationsprozeß der 
Evolution deklarieren; sie spielen das >Endspiel< traditionsgesättigt sinn­
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stiftender Bildungssprache und durchkreuzen damit eine säuberliche 
Komplementärverteilung der Sprachwelten zwischen den Propheten der 
Apokalypse einerseits und den Informatoren einer >schönen neuen Welt< 
andererseits, zwischen der untergehenden Individualsprache bürgerlicher 
Bildung und der aufkommenden Einheitssprache technologischer Globa­
lität.

Dieses Zuspitzen von Antithesen allerdings entspricht seit je einem 
kulturellen Muster der Meinungsproduktion pluraler Öffentlichkeit ange­
sichts des Neuen; dieses Neue muß in deterministischen und in auratisie- 
renden Diskursen verhandelt werden; es wird, im Guten wie im Schlim­
men, total gesetzt. Somit blendet die aktuelle Debatte jenes komplexe 
Kommunikationsfeld, in dem sich die neuen Medien plazieren und das 
durch sie eine neue Struktur gewinnen wird, erst einmal ab. »Jedes Medi­
um« aber verändert lediglich »das Geflecht bereits bestehender Medien mit 
den ihnen eigenen Wahrnehmungsformen«10, ohne es vollends zu zerstö­
ren. Nach der Einführung des Buches wurde die Handschrift durchaus 
nicht überflüssig, und nach der Einführung der Schrift verbannte man die 
Rede keineswegs. Sobald das >neue Medium< sich durchgesetzt hatte, 
wuchsen vielmehr dem bisher dominanten Medium andere Funktionen, ja 
eine neue Aura zu. Die Rede stiftet eine repräsentative Öffentlichkeit 
(noch bis zum Parlament unserer Tage), die Handschrift besiegelt Identität 
(nicht nur als Unterschrift). Gerade in der Literatur des Buchzeitalters 
hatte, kaum daß dieses Medium mit einem weiteren ökonomischen und 
bildungsgeschichtlichen Schub im 18. Jahrhundert vollends durchgesetzt 
war, dieser Triumph der Aufklärung eine förmliche literarische Nostalgie 
des Oralen ausgelöst, eine Re-Inszenierung von Situationen mündlicher als 
der einzigen authentischen Kommunikation. Es gilt -  in den gedruckten 
Textwelten der Stürmer und Dränger, der Romantiker, der Realisten -  das 
gesprochene Wort; die Rede allein bewahrt noch Authentizität in einem 
>tintenklecksenden Säculurm.

2

Bereits gegenwärtig, so lautet eine der gängigen reflexionserübrigenden 
Zahlen, sind »rund 50% aller Erwerbstätigen in Berufen tätig, die mit 
dem Umgang von Informationen zu tun haben«11. »Der Rohstoff Infor­
mation wird zum entscheidenden Leistungsfaktor. (...) Die Informations­
und Wissensgesellschaft wird neue Lehr- und Lernformen erfordern und 
ermöglichen. Zugleich fordert sie neue Bildungsinhalte, neue Medienkom­
petenz. Es gibt neue Erfahrungswelten, aber auch neue Auseinanderset­
zungen über die Erfahrungen im Umgang mit den neuen Medien. Medien­
kompetenz meint nicht die Fähigkeit der Bedienung von Computern.
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Letztlich geht es um die Befähigung zum Umgang mit der angebotenen 
Fülle von Informationen und Diensten, die sich den medialen Gesetzmä­
ßigkeiten nicht fügt, sondern Eigenständigkeit im Denken und Urteilen 
verlangt.«12 »Medienerziehung muß deshalb zu einer zentralen Aufgabe 
des Bildungswesens auf allen Stufen werden«;13 die neuen Medien stellen, 
man mag dies begrüßen oder beklagen, den Universitäten eine Aufgabe.14

Dabei haben sie die Universität bereits erobert. Denn der Wandel zu 
ihrer selbstverständlichen N utzung vollzieht sich ja bereits seit längerer 
Zeit, gleichsam unterhalb der auratisierenden Diskurse. Damit freilich 
breitet sich eine Zone des Schweigens aus, die keineswegs den neuen 
Medien geschuldet ist. Ausgegrenzt wird der Alltag, werden die kleinen 
Schritte, die dann plötzlich zu einem ungeahnten Ziel führen. Zu erörtern 
und zu bestimmen wäre hingegen das Verhältnis von personaler Gestal­
tungskraft, deren Reichweite sich immer in einem Alltagsumfeld erschöpft, 
und Prozeßanonymität.

Ich will deshalb nach der Alltagstauglichkeit der neuen Medien in der 
Universität fragen, nicht aber nach der Apokalypse des Universitätssy­
stems (die ohnehin eher finanzpolitische Gründe hat), und ich will von drei 
Alltagsbefunden ausgehen, die -  zufällig gestreut -  gleichwohl als Indi­
katoren unserer Situation tauglich sind. Vielleicht lassen sich einige Schluß­
folgerungen für den Umgang der Universitäten mit den neuen Medien 
ziehen, wenn man festhält,

-  daß an Deutschlands Universitäten inzwischen, laut der jüngsten 
Erhebung, über 1000 Projekte mit neuen Medien stattfinden, ohne jedoch 
-  über die Initiative einzelner Lehrender hinaus -  strukturbildend zu 
sein;15

-  daß an der TU  Dresden (wie andernorts) die Studierenden ihre 
Wohnheime in Eigeninitiative >ans Netz< gebracht haben, studentenstarke 
geisteswissenschaftliche Fakultäten hingegen auf effiziente Anschlüsse ans 
Campusnetz wie ans Internet warten;

-  daß bei der letzten Versammlung des Deutschen Hochschullehrerver­
bandes der Festredner Roman Herzog heitere Zustimmung mit seinem -  
bayerisch landsmannschaftlich motivierten -  Apercu fand, eine »biergar­
tengestählte* Freundschaft sei jedem Internet vorzuziehen.

Die Hochschulen verfügen demnach, wenn wir erste Folgerungen aus 
unseren Befunden ziehen wollen, über ein beträchtliches praktisches Po­
tential in der N utzung der neuen Medien; ihre Defizite sind Strukturen. 
Somit wäre in einer zukunftsgestaltenden Diskussion kaum noch die nor­
mative Frage zu klären, ob denn die Hochschulen sich auf die neuen 
Medien einlassen sollten, sondern die strukturelle, wie sie es könnten. 
Dabei ist >die Hochschule* freilich in den Plural von Fächern, Gruppen und 
Funktionen aufzulösen. Denn offenbar -  und mit einer plausiblen Kon-
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Sequenz -  liegen diejenigen Fächer, in denen das Traditionswissen unse­
rer Gesellschaft geschaffen und verwaltet wird, also die sogenannten Gei­
steswissenschaften, insgesamt eher fernab von der >Galaxis< der neuen 
Medien; der PC mag auch hier die Schreibmaschine (oder die metaphorisch 
noch gern berufene >Feder<, aus der die Formulierung »fließt«) verdrängt 
und ihre Funktion übernommen haben, unverändert aber beharrt das 
Gesamtsystem. U nd weiterhin hat sich offenbar eine Elitenspaltung ereig­
net, gleichsam ein Umkippen der Generationskompetenz, das in einer 
hierarchisch organisierten Institution nur schwer zu verarbeiten ist. Das 
fachspezifische Wissen, dem die Leistungsträger der Hochschulen ihre 
Karrieren verdanken, wird überraschend konterkariert von einer Prom i­
nenz der neuen Medien, die fachlich noch zu domestizieren wären; be­
herrscht werden sie nun aber gerade von der Nachwuchsgeneration, von 
den wissenschaftlichen Mitarbeitern und den Studenten, die wiederum in 
der öffentlichen Debatte für gewöhnlich nicht die Stimmführer stellen. 
Doch der Druck des Wandels ging auch in der Wissenschaftsgeschichte 
immer wieder von der Nachwuchs-Generation aus; in dem Maße, wie die 
Studentenschaft neuerlich -  über Evaluationsmodelle und künftig wohl 
auch über Studiengebühren -  Einfluß an deutschen Hochschulen ge­
winnt, wird die Akzeptanz der neuen Medien steigen.

Insgesamt wird in der Debatte und allmählich in der Praxis der H och­
schulen die universitäre Lehre wieder ernst genommen, denn sie ist ja auch 
die eigentlich legitimierende Aufgabe der Hochschulen; nur die glückende 
Kombination von Forschung und Lehre macht die Eigenart der Universi­
tät aus und begründet damit auch das jüngst wieder angefochtene Eigen­
recht der Institution Universität. Neue Lernumgebungen sind schon jetzt 
dank der neuen Medien bestimmbar. Dabei konzentriert sich deren N u t­
zen wie ihre N utzung auf drei Grundfunktionen:

-  die Bereitstellung von Informationen, also die Recherche im Internet 
oder -  anspruchsvoller -  die Teilnahme von Studenten an den Informa­
tionsangeboten, die für die Forschung im N etz bereitgestellt werden;

-  computerunterstützte Lernumgebungen, also die elementaren For­
men »interaktiven Lernens«, wie sie etwa im Sprachunterricht längst üblich 
sind, aber -  wiederum anspruchsvoller -  auch die Dokumentation oder 
Simulation von Praxisbezügen (»virtuelle« Schule, Firma, Klinik) bis zur 
Simulation von Forschungsprojekten zum Gruppenlernen;16

-  Veränderung von Lehrmethoden durch den Einsatz neuer Medien bis 
hin zur Nutzung von netzgebundenen Kommunikationsformen17, also die 
Spielarten des »Teleteaching«, die »virtuellen Seminare« oder gar die virtual 
university.

Gewiß haben die neuen Medien als Hilfsmittel zur Gestaltung der Lehre 
-  mit fachspezifischen Unterschieden -  den Lehrbetrieb an den H och­
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schulen bereits verändert und werden ihn auch weiter verändern. Indessen 
zeigen Akzeptanzuntersuchungen bei Pilotprojekten, daß ein Ersatz etwa 
der Seminarsituation für die überwiegende Mehrzahl der Studierenden 
derzeit nicht tolerabel wäre; es wird also wohl zu einer Umverteilung im 
medialen Feld, aber nicht zu einer >Revolution< der Medien kommen. 
Ebenso machen die Pilotprojekte nachdrücklich bewußt, wie enorm der 
Aufwand zur Erreichung jener medialen Präsenz wäre, wie sie in den 
»apokalyptischem Diskursen schon real gesetzt wird. Eine technologische 
Revolution, die gar in eine »virtuelle Hochschule« münden könnte, ist wohl 
angesichts der erforderlichen Ressourcen -  nicht nur an Erst-, sondern 
auch an fortlaufenden Investitionen zur Unterhaltung und Erneuerung -  
demnächst nicht zu erwarten. Im Brennpunkt der weiteren Diskussionen 
über die Bedeutung der neuen Informations- und Kommunikationstech­
nologien wird vielmehr noch für längere Zeit die -  jeweils fachspezifische 
-  Bedarfsanalyse stehen müssen; es bleibt genau zu benennen, was elek­
tronische Medien in der Hochschullehre eher als andere Informations- und 
Interaktionsmedien leisten können und inwieweit sie dazu beitragen, die 
Situation, die Qualität und die Ergebnisse der Lehre nachprüfbar zu ver­
bessern. Dies ist ein Suchprozeß mit offenem Ausgang.

Eine Tendenz freilich zeichnet sich bereits ab: Ein überproportionaler 
Anteil von etwa einem Viertel der Projekte, welche mediengestützte Lehr­
elemente entwickeln und einsetzen, ist transdisziplinär angelegt; die Gren­
zen der Disziplinen lösen sich auf oder werden sich zumindest so lockern, 
daß sie korrigierbar werden, wo sie Erkenntnis grenzen aufrichten. Und 
hier, in der disziplinübergreifenden Arbeit, wie auch sonst setzen die neuen 
Medien sich durch, sobald ihre Wirkung sich mit anderen langfristigen 
Tendenzen verschränkt. Die Flexibilisierung des Studiums etwa, also ein 
modularer Aufbau mit zahlreichen Wahloptionen, fordert geradezu den 
Einsatz »neuer Medien« -  und wird durch ihn gefördert; die Neubestim­
mung des Verhältnisses von Aus- und Weiterbildung wird mit den neuen 
Medien rechnen müssen, da sie wiederum ein Fernstudium attraktiver und 
reichhaltiger ausgestalten; in der Entwicklung neuer Kooperationsformen 
wird die personale Mobilität durch die mediale Präsenz ergänzt, wenn auch 
nicht ersetzt werden. Gewinnen so die Universitäten ein breiteres Lehran­
gebot, das auf den Fundus »im Netz« zurückgreift, so wird ihnen anderer­
seits wohl der längst prophezeite »Abschied von der vollständigen Univer­
sität«18 um so näher gelegt; die »unvollständige Universität« der Zukunft 
wird vielleicht erst in einer virtuellen Kontur ihre Identität wiederfinden 
und bewahren können.
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3

Projiziert man die Eigenschaften der neuen Medien in den Bauplan einer 
>neuen Welt<, so steht eine >millenarische< Wende zu erwarten. Betrachtet 
man sie hingegen nur als Instrumente, deren Zwecke und Ziele der Mensch 
in Freiheit wählen kann, so verkennt man eben jene Dispositionsvorgabe, 
die stets solchen >Instrumenten< eignet, die uns nicht vor vollendete Tat­
sachen, sondern vor zu lösende Aufgaben stellt. Daran ist, nachdem die 
neuen Medien in der Forschung bereits als ein selbstverständliches Werk­
zeug dienen, wiederum mit Nachdruck zu erinnern. Die neuen Medien 
stellen die Wissensproduktion demnach vor Fragen nach der Konstruktion 
der wissenschaftlichen Datenbasis, nach der Selektion des Wissens, nach 
der Historizität der Wissenschaft, nach der Prozessualität der wissen­
schaftlichen Kommunikation.

Technik und Wissenschaft sind eben »nicht nur Instrumente zur W irk­
lichkeitsbewältigung, sondern sie erweitern faktisch und theoretisch den 
Bereich des Möglichen und geben die Mittel an die Hand, Simulationen zu 
erzeugen.«19 Wissenschaft beschreibt nicht Realität, sondern modelliert 
und re-konstruiert sie. Die >Daten< der Wissenschaft sind längst nicht mehr 
als >Fakten< gegeben. Doch der »Derealisierungsschub«20 durch die neuen 
Medien heute geht über jenes Trauma noch weit hinaus, das Ernst Bloch 
im Jahr 1929 als Die Angst des Ingenieurs beschrieben hatte; ging es damals 
um die Reduzierung des materiellen Objektes auf ein theoretisches Kon­
strukt, so geht es heute um die mediale Erzeugung von Erkenntnisobjek­
ten, »die sich jeder Wahrnehmung durch die Sinne und jeder sinnenhaften 
Repräsentation entziehen«, die also nur noch eine in die Wirklichkeit der 
Medien übersetzte Funktion abstrakter Modelle bilden.21 Damit dehnt sich 
jedoch zugleich das Handlungsfeld aus; die >Realität< wird zum Experi­
mentierfeld, sie geht in ein Amalgam von Virtuellem und >Realem< über.

Die >virtuelle Realität< emanzipiert sich von den Bindungen an Zeit und 
Raum; wenn wir, wie Wolfgang Frühwald, der Präsident der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft, diagnostiziert, schon dabei sind, »die komplexen 
Verschaltungen unseres Gehirns in die Welt hinein auszufalten«22, dann 
werden in dieser Simulation die raum-zeitlichen Beschränkungen des 
menschlichen Gehirns hinfällig, und das Gedächtnis wird total.23 Während 
die bisherige kulturelle Selektion unser Wissen durch Vergessen des N icht­
Wissenswerten profilierte und dieses Vergessen sich kollektiv wie selbst­
verständlich vollzog, stehen jetzt die Kriterien einer Selektion zur Debatte. 
Wie sich das Wesentliche vom Unwesentlichen unterscheiden soll, muß 
explizit geklärt werden, da uns die gleichsam natürliche Kapazitätsbegren­
zung unserer bisherigen Wissensspeicher nicht mehr von dieser Wahl 
entlastet. Zudem schlägt die schiere Quantität der verfügbaren Daten in
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eine neue Qualität um; sie erlaubt zum einen Forschungsstrategien in den 
historischen wie in den systematischen Wissenschaften, die bisher an der 
Kapazität der Datenverarbeitungssysteme scheiterten (etwa die -  in je­
dem Sinn -  erschöpfende Präsentation von Quellenbeständen); sie privi­
legiert zum anderen aber auch bislang ungewohnte Wissenstypen: Wenn 
der new historicism mit dem Überraschungseffekt des entlegenen, aber 
symptomatisch gedeuteten Details arbeitet, wenn der Multikulturalismus 
die Wissenshierarchisierung des abendländischen, traditionsgebundenen, 
patriarchalischen Kanons zerschlägt, so besteht zumindest eine Struktur­
analogie zu den dezentralisierten, partialisierten Wissens-Strukturen in der 
Internet-Welt -  und zunehmend vielleicht auch eine habituelle oder gar 
mentale Angleichung.

D er Omnipräsenz der Daten entspricht paradox ihr spurloses Ver­
schwinden. Sie werden gelöscht und überschrieben; sie verlieren ihre tech­
nologische Umwelt und sterben gleichsam aus, in akzelerierenden Ent­
wicklungszyklen. Menschliches Vergessen als eine Latenz des Unaktuellen 
ist nicht programmierbar; unbrauchbares Wissen verschwindet vielmehr 
irreversibel. Damit verschwindet aber auch die Reflexionsdimension der 
Wissenschaftsgeschichte. Die früheren Irrtüm er sind einem glücklichen 
Bewußtsein medialer Gegenwart nicht mehr präsent; die kulturelle Kon­
struktion der Wissenschaft, wie sie sich dem historischen Blick enthüllt, 
bliebe künftig verdeckt in der Selbstverständlichkeit ihres jeweiligen So- 
Seins.

Schließlich wandelt sich sowohl die Binnengliederung der Institution 
Hochschule wie auch das Dispositiv der Wissenschaft. In der Hochschule 
werden sich Forschung und Lehre wieder enger verbinden, und insgesamt 
wird sich die Binnenkommunikation der Wissenschaften ändern. Die 
Schrift hatte die Wissensbestände anonymisiert und objektiviert; die neuen 
Medien re-personalisieren die Fachkommunikation, gleichsam jene anti­
schriftliche Nostalgie, die in der Schriftkultur beheimatet war, jetzt über­
raschend einlösend. Allerdings steht nicht zu vermuten, daß sich das ent­
spannte Kommunikationsverhalten mancher chatting corner gegen den 
Konkurrenzdruck professionalisierter Wissenschaft zu behaupten vermag. 
Viel eher wäre mit einer Steigerung des Anspruchsniveaus durch die O m ­
nipräsenz der Konkurrenz zu denken; die soziale Kontrolle und der -  
selektive -  Integrationsdruck der scientific community könnten zuneh­
men, nun, da sich das Fachgespräch totalisieren ließe. Zudem wird sich die 
Fehlertoleranz wandeln; statt -  individueller -  Fehlervermeidung wird 
die Eliminierung von Fehlern -  im Prozeß des Dialogs -  ins Zentrum 
rücken. U nd schließlich ändern sich die Präsentationsformen der Ergeb­
nisse, deren >Halbwertszeit< immer geringer wird: »Ein Text«, so hat Flo­
rian Rötzer bemerkt, »den man auf einer Diskette abspeichert, bleibt
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wesentlich unabgeschlossen und daher ein Essay, vergleichbar einer endlo­
sen Schleife.«24 Der Wissenschaftler des neuen Jahrtausends wird einem 
neuen Sozialtyp entsprechen -  wie jeweils einige der Generationen vor 
ihm. Heideggers sarkastische N otiz über den »neuzeitlichen Betriebscha­
rakter von Wissenschaft«, der »einen anderen Schlag von Menschen« prä­
ge, wies 1963 auf eine Entwicklung hin, die sich nunmehr beschleunigt: 
»Der Gelehrte verschwindet (...). Der Forscher braucht zu Hause keine 
Bibliothek mehr. Er ist überdies ständig unterwegs.«25 Freilich erübrigen 
die neuen Medien die Mobilität des Forschers, da sie die Datenträger 
mobilisieren.

Sie sind jedoch nicht nur formende >Medien< des wissenschaftlichen 
Erkenntnisprozesses, sondern sie bilden auch einen neuen Gegenstand 
wissenschaftlicher Erkenntnis und Praxis. Wenn sie Phänomene schaffen, 
so ist dieser Schöpfungsprozeß zu analysieren, und seine Folgen sind zu 
untersuchen. In diesen Monaten macht in Japan ein neuer Fernsehstar 
Furore, ein junges Mädchen, das für eine Generation im Übergang zu einer 
postindustriellen und posttraditionalen Gesellschaft zum Leitbild werden 
könnte -  zum Leitbild im wörtlichen Sinn, denn Kyoko Date, wie der 
neue Star heißt, existiert nur virtuell; sie ist ein digitales Idol. »Mit den 
Techniken der Bildherstellung«, so hatte Florian Rötzer die Ästhetik des 
digitalen Scheins* resümiert, »ist nicht mehr nur eine Auflösung der realen 
Welt in den Rahmen einer illusionären verbunden, sondern mit Operatio­
nen auf den Bildschirmen, mit Manipulationen des Bildes lassen sich über 
Fernsteuerung auch Veränderungen in der wirklichen Welt erzielen, w o­
durch sich die Unterschiede zwischen den Gegenständen und ihrer Dar­
stellung aufheben.«26 Während uns eine derartige »Fiktionalisierung und 
Ästhetisierung der Welt« die Abhängigkeit menschlicher Wahrnehmung 
von Nervenreizen im Sinnesapparat und Gehirnströmen, deren Quelle 
opak bleibt, bewußt macht und uns vielleicht sogar die »natürliche* U m ­
welt des Menschen nur noch als eine evolutionär notwendige Simulation 
erscheinen läßt, bedarf hier bei nüchterner Betrachtung vor allem die 
»klassische* Aufgabe neuzeitlicher Wissenschaft einer strengen Neufas­
sung. In seiner Utopie von Neu-Atlantis (1627), die zugleich eine N orm  
erkenntnisgeleiteten Lebens formuliert, hatte Francis Bacon die Kritik der 
Sinnesdaten zum Programm wissenschaftlicher Rationalität erhoben: 
»Ferner erzeugen wir«, so beschreibt er ein Kabinett experimenteller Ana­
lyse, »jede Art von gefärbtem und bunten Licht, sowie alle optischen 
Täuschungen und Trugbilder in Gestalt, Größe, Bewegung und Farbe, alle 
Erscheinungen von Schatten und von in der Luft schwebenden Spiegelun­
gen.« Gewiß leben heute, knapp vierhundert Jahre später, die »meisten von 
uns (...) als technologische Laien in einer Welt, die mehr und mehr von 
Artefakten bevölkert wird, in deren Umgebung wir uns zwar bewegen und
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mit denen wir umgehen, ohne aber ein genaues Wissen über ihr Innenleben 
zu besitzen«27, und vielleicht zeichnet sich darin bereits eine »>Zwei- 
Klassen-Gesellschaft< von Informierten und Nicht-Informierten«28 ab, von 
solchen, die die neuen Medien beherrschen, und solchen, die bloß deren 
Produkte konsumieren. Zwischen diesen beiden Klassen als Medium kri­
tischer Aufklärung zu wirken ist der Bildungsauftrag einer Wissenschaft 
des Medienzeitalters. N icht erst im Unfall, gar im apokalyptischen Schock 
des Zusammenbruchs einer vorgespiegelten Welt, ist das Residuum der 
Wahrheit auszumachen. Für Bacon vermochte die Wissenschaft jene >Trug- 
bilder< aus der Einsicht in ihre Genese zu objektivieren, zu bewerten und 
zu entlarven; heute indes muß sie überdies ihre Verstrickung in den »me­
dialen Schein< historisch und systematisch reflektieren, um wiederum je­
nen Erfahrungsbruch zu erzeugen, aus dem kritische Rationalität entsteht. 
Die Hochschule bleibt so ein O rt der Menschenbildung.
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Christoph Bieber
ERST SURFEN, DANN WÄHLEN?

Die US-Präsidentschaftswahlen 1996 und das Internet

Spätestens im September 1996 schien es, als könnten die Amerikaner nicht 
länger auf die Jahrtausendwende warten. Die National Conventions der 
beiden großen Parteien wurden aufwendig im Internet präsentiert, Bob 
Dole rezitierte WWW-Adressen und Bill Clinton wollte digitale Brücken 
ins 21. Jahrhundert bauen -  der Wahlkampf war in vollem Gange und 
erreichte erstmals auch das Internet. Nachdem sich inzwischen die Staub­
wirbel im Datenraum gelegt haben, wirft eine Rückschau1 auf die politi­
schen Netz-Aktivitäten des Wahljahres 1996 einige Fragen auf: Kann man 
mit Blick auf die Campaigning Sites der beiden Konkurrenten Dole und 
Clinton wirklich vom großen Schlagabtausch im Cyberspace reden? Wel­
chen Stellenwert hatte die Wahlberichterstattung in der noch jungen Onli­
ne-Medienlandschaft? Was geschah während der TV-Rededuelle der Prä­
sidentschaftsanwärter oder in der Wahlnacht im Netz? Und: Hatten die 
virtuellen Werbeversuche der Kandidaten überhaupt eine Resonanz?

Online ins O val Office: Cyber campaigning

Wie auch für die klassischen Medien gilt für die Wahlwerbung im Internet 
zunächst die Trennung in free media und paid media: Einem Teil kosten­
freier Medienpräsenz durch Berichterstattung über den Wahlkampf steht 
die meist kostspielige Medienzeit der Wahlwerbung gegenüber. Die Rolle 
der bezahlten Medien übernahmen beim computergestützten Wahlkampf 
vor allem die Campaigning Sites, grafisch aufwendig und technisch versiert 
gestaltete Seiten im WorldWideWeb.2 Deutlich abgehoben von den allge­
meinen Info-Seiten ihrer Parteiorganisationen, gingen die Kandidaten der 
beiden großen Parteien mit eigenen Sites ins Rennen. Finanziers dafür 
waren neben den Political Action Committees die kommerziellen Wahl­
kampfarme der Präsidentschaftskandidaten.3 Vergleichbares läßt sich in 
den »alten Medien« kaum noch finden: die erweiterte Medienumgebung 
des Internet ermöglicht die Kombination verschiedener Wahlkampfinstru­
mente und -Strategien unter einem Dach.

Die Campaigning Sites dienten zunächst als virtuelle Visitenkarte im 
Internet. Schon am Layout konnte man die Bedeutung ablesen, die ihnen 
beigemessen wurde; zahlreiche Verweise (links) auf anderen WWW-Seiten
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führten zu den Wahlkampfseiten. Die neuesten Internet-Techniken (be­
wegliche Bildschirmelemente, interaktive Formulare etc.) gewährleisteten 
avancierte Präsentationsformen. Aktualität gehörte zum Standard: Infor­
miert wurde über die genauen Tour- und Terminpläne der Kandidaten, ihre 
Reden und Presseerklärungen sowie die wichtigsten Wahlkampfthemen. 
Die Besonderheiten dieser Web-Seiten machten die Beigaben aus, die sich 
unter M enüpunkten wie Get Involved! oder What you can do verbargen 
-  hier bemühten sich die Anbieter um Interaktivität.

Diesem nur vage bestimmten, dabei aber enorm positiv aufgeladenen 
Schlagwort, kommt im Cybercampaigmng besondere Bedeutung zu. Die 
technischen Eigenheiten des Internet verkürzen die Distanz zwischen dem 
Präsidentschaftskandidaten und dem Wähler auf einen Handgriff zur 
Maus. Mit immer neuen Verlockungen riefen die Campaigning Sites zur 
Teilnahme am präsidentiellen Großunternehmen auf. Auf interaktiven 
Formularen, die am Bildschirm ausgefüllt und abgeschickt werden konn­
ten, bettelten die Wahlkämpfer um Wahlkampfhelfer. In handliche Daten­
pakete zerlegt, standen »grassroot action kits« mit Flugblättern, P ro­
gramm- und Redetexten auf Abruf per Mausklick bereit. N utzer konnten 
sich ganze Paletten digitaler Souvenirs und Accessoirs auf ihre Com puter 
laden -  Icons, Videosequenzen und Bildschirmschoner lösen als Wahl­
kampfsortiment des Computerzeitalters die klassischen Kugelschreiber, 
Anstecknadeln und Wimpel ab.

Im Dreischritt von Layout, Inhalt und Interaktivität spiegelten sich die 
drei wesentlichen Funktionsebenen solcher Campaigning Sites-. Präsenta­
tion des Kandidaten, Erläuterung des politischen Standpunkts und 
Schnittstelle zur Wählerschaft. Allerdings herrschte ein eklatantes U n­
gleichgewicht zwischen diesen drei Ebenen: Die Präsentation von Kandi­
dat und Programm drängte partizipative, wählerorientierte Elemente in 
den Hintergrund. Die Campaigning Sites synthetisierten bislang medial 
getrennte Formen von Wahlkampfkommunikation und bildeten so in der 
Kombination von Wahlplakat, Organisationszentrale und Publikumsver­
anstaltung marktgerechte Wahlkampf-Plattformen.

Kampagnendesign im Datenraum: Helden a u f der Homepage

Die Campaigning Sites waren die ideale Projektionsfläche für einen inte­
gralen Bestandteil politischen Marketings, den Einsatz von Bildern und 
Emblemen: Auf den Bühnen seiner »realen« Wahlkampfauftritte nutzte 
Bob Dole eine blau-weiß-rote Kokarde als Saalschmuck. Im Kopf der 
Internetseite kehrte das Signet je nach Themenwahl leicht variiert wieder 
und war außerdem Stilelement der buttons in der Menüauswahl. N och 
stimmiger zitierten Elemente des Sternenbanners die Seite der Clinton-
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Kampagne. Die Nationalfarben bestimmten das gesamte Layout, die Me­
nüauswahl auf weißem Grund war mit waagerechten blau-roten Balken 
unterstrichen, ein Stern auf blauem G rund markierte das Seitenende. Das 
beherrschende Element der Clinton/Gore-Homepage war jedoch eine 
opulente Grafik des Präsidenten und seines Vizes. Im Heldenprofil blickte 
das dynamische Duo auf das Hauptmenü -  eine kaum verhohlene A n­
spielung auf die Charakterköpfe am M ount Rushmore.

Doch kann eine ansprechende Gestaltung der WWW-Oberflächen nicht 
über grundlegende Defizite im Umgang mit dem Medium Internet hin­
wegtäuschen. Es verfügt über wesentlich komplexere Kommunikations­
möglichkeiten als es den Anschein hat. Dementsprechend hart gehen ame­
rikanische Netz-Experten mit den Wahlkampfseiten der Kandidaten ins 
Gericht. So stellt etwa Brock Meeks, Washingtoner Korrespondent des 
einflußreichen Netzmagazins Wired, den Campaigning Sites ein schlechtes 
Zeugnis aus: »The Quality of Online-Campaigning is pretty poor, really. 
Campaigning in the >real world< is an art form and even a Science when you 
get right down to it. Campaigning in Cyberspace is in its infancy and 
there’s no one making a good use of it.«4

Wahl-Nachrichten im Netz: S to ff fü r  Pohtjunki.es

Der unbezahlte Teil der Internet-Präsenz der Präsidentschaftskandidaten 
bestand aus der Berichterstattung durch die Netz-Ableger von Zeitungen 
und Fernsehsendern (Microsoft/NBC, CNN-Interactive, C-Span etc.) so­
wie durch neue elektronische Magazine wie etwa HotWired. Die avancier­
teste Wahlkampfberichterstattung im Internet offerierten allerdings politi­
sche »Spartenprogramme«: Mit tagesaktuellen politischen Nachrichten 
boten zwei Betreiber kollektive unter den Namen AllPolitics (u.a. C N N , 
Time) und PoliticsNow (u.a Newsweek, Washington Post, National Jour­
nal) die bislang umfassendsten Datensammlungen zum Wahlkampf.5

Das Ringen um die Aufmerksamkeit dieser Mediendienste funktionierte 
nach den bekannten Regeln: Die Marketingstrategen der Bewerber um das 
Präsidentenamt planten und kalkulierten die Auftritte ihrer Klienten im 
Datenraum in gewohnter Manier. Was auf dem Fernsehschirm oder als 
Druckerzeugnis erschien, schien auch für die digitalen Datendienste inter­
essant und wurde der digitalen Zweitverwertung zugeführt.

Daß solche Nachrichtenangebote im N etz tatsächlich auch genutzt 
wurden, zeigt eine nach der Wahl durch das Pew Research Center durch­
geführte Umfrage.6 Demnach haben ca. 21 Millionen Amerikaner im Jahr 
1996 politische Informationen im Internet abgefragt, das entspricht etwa 
12 Prozent der 196 Millionen Wahlberechtigten.7 Immerhin gaben ca. 9,6 
Millionen Wähler (10 %) an, daß sie Informationen zur Präsidentschafts­
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wähl aus dem N etz bezogen haben, und ca. 1,9 Millionen der Wähler (3 %) 
nutzten das Internet gar als Hauptquelle für wahlspezifische Informatio­
nen. Bei einer Wahlbeteiligung von nur 49 Prozent (96,2 Millionen Wähler) 
erscheinen die Nutzerzahlen vergleichsweise hoch und verweisen auf ein 
reges politisches Interesse der Online-Gemeinde.8

Spitzenreiter in der Hitparade politischer Online-Informationsquellen 
zur Präsidentschaftswahl waren allerdings nicht etwa die Web-Sites der 
Wahlkämpfer Dole und Clinton, sondern die Wahlkampfberichterstattung 
im Internet. Der gefragteste Infodienst war das Online-Spartenprogramm 
AllPolitics, gefolgt von den großen Zeitungen (Washington Post, N ew  York 
Times, Los Angeles Times). Erst an fünfter Stelle rangierten die Seiten des 
republikanischen Teams, und die demokratische Konkurrenz landete noch 
hinter den Angeboten der landesweiten TV-Networks A B C  und CBS. 
Besonders hohe Nutzungsquoten verzeichneten die Online-Anbieter bei 
den Kampagnen-Highlights: Parteikonvente, TV-Debatten und schließlich 
die Abstimmung wurden in bester amerikanischer Medien-Manier auch im 
Internet mit einem Multimedia-Feuerwerk aus Texten, Tönen und Bildern 
begleitet.

Debate Watching: Umschalten ins Internet

Der größte Teil der aufmerksamen amerikanischen Wählerschaft verbrach­
te den Abend des 7. O ktober vor dem Fernseher, denn aus Hartford, 
Connecticut, wurde das erste TV-Rededuell zwischen Bob Dole und Bill 
Clinton übertragen. Die landesweiten Fernsehanstalten hatten dieses E r­
eignis mit einer medialen Großoffensive begleitet, flimmerndes Resultat 
dieser Bemühungen war ein perfekter Fernsehabend -  eine werbefreie 
Unterhaltungsshow für die ganze Familie, der die meisten Experten aller­
dings keinen großen Einfluß auf den tatsächlichen Wahlausgang attestier­
ten. Ein Medienerlebnis der anderen Art bot sich zur gleichen Zeit dem 
Online-Publikum dar: Die Debatte zwischen Dole und Clinton kann als 
Premiere für die Live-Übertragung eines politischen Großereignisses im 
WorldWideWeb gelten.

Gleich mehrere Anbieter politischer Internet-Informationen präsen­
tierten mit großem Aufwand die erste TV-Debatte zwischen Clinton und 
Dole. Die Live-Übertragung via Internet krankte zwar noch an einigen 
technischen Unzulänglichkeiten, ließ aber durchaus vielversprechende 
Neuerungen erkennen, die die Unterschiede zwischen dem interaktiven 
Medium Internet und den konventionellen Massenmedien deutlich mach­
ten.9

Das Spartenprogramm PoliticsNow offerierte eine detaillierte Mitschrift 
des Wortgefechtes, die aufgrund der technischen Aufbereitung mit einer
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etwa halbstündigen Verzögerung im WorldWideWeb zu lesen war. Die 
Verschiebung entstand durch die notwendigen Arbeitsschritte zur Pro­
duktion einer WWW-Seite im Hypertext-Format, dem Standard für Texte 
in diesem Medium. Schlüsselbegriffe in der Transkription der Debatte 
wurden mit links versehen, die es erlaubten, auf weiterführende Informa­
tionen zu springen. Auf diese Weise wurde die Fernseh-Diskussion im 
Internet zu einem kleinen Wahlkampf-Almanach: Im Debattenabschnitt 
zum Thema »Drogen« konnte über ein link sofort weiteres Hintergrund­
material aufgerufen werden. Außerdem konnten bisherige Statements der 
Diskutanten zu gerade besprochenen Themenbereichen eingesehen oder 
der Wahrheitsgehalt ihrer Aussagen anhand aktueller Statistiken direkt 
überprüft werden.

Doch das Online-Publikum mußte sich nicht nur mit seitenlangen 
Buchstaben-Wüsten begnügen. Digitalisieres Bild- und Tonmaterial aus 
Hartford war noch während der Diskussion auf den WWW-Seiten beinahe 
aller großen Zeitungen und Sender zu finden. Die multimediale Erweite­
rung erfolgte durch die 7?e^/-A«t/zo-Technik, mit der Tonsequenzen über 
das Internet übertragen und auf dem eigenen Rechner abgespielt werden 
können. Regen Gebrauch von dieser Präsentationsform machte am Abend 
der Debatte ABC-Radio, auf deren Web-Site viertelstündlich soundbites 
von bis zu dreiminütiger Dauer angeboten wurden.

Die Möglichkeiten der Internet-Ubertragung endeten hier allerdings 
noch nicht, denn auch die Analysephase nach der Diskussion verfügte über 
netzspezifische Darstellungsformen. Während im Fernsehen eine Exper­
tenrunde den Auftritt der beiden Kandidaten bewertete, nahmen im Inter­
net zahlreiche Diskussionsforen ihre Arbeit auf. Zur Teilnahme an solchen 
Gesprächsrunden mußte zuvor meist eine (kostenlose) Registrierung 
durchgeführt werden, danach konnten die angemeldeten Netsurfer zu­
nächst die Debatten-Bewertungen einiger namhafter Teilnehmer lesen. Im 
Unterschied zur Fernsehanalyse lieferten die digitalen Expertenrunden 
aber nur den Einstieg: Im weiteren Verlauf solcher Foren bestand keine 
Trennung mehr zwischen Experten und anderen interessierten Teilneh­
mern, der Feedback-Kanal des Internet öffnete sich durch das Anklicken 
der post raessizge-Schaltfläche auf dem M onitor zu Hause.

Daneben präsentierten mehrere Umfragen die Zuschauerreaktionen auf 
das Abschneiden der Kandidaten.10 Am schnellsten reagierte hier C N N -  
Interactive, der Online-Ableger des weltweiten Nachrichtensenders. Be­
reits wenige Minuten nach der Debatte lag das erste Resultat einer D irekt­
umfrage vor: In einem Kopf-an-Kopf-Rennen wollte eine O nline-H un­
dertschaft einen hauchdünnen Vorsprung für Bob Dole erkannt haben. 
Eine Alternative zu solchen Schnellumfragen war ein längerfristig angeleg­
tes Projekt der Firma Digital, das InPulse Polling System, bei dem man sich
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zunächst eintrug und dann unterschiedliche Fragebögen ausfüllte, die bis 
zum Wahltag in regelmäßigen Abständen ausgewertet und grafisch auf­
wendig präsentiert wurden.11

Vom übrigen Medienrummel setzte sich die Darstellung der Debatte im 
N etz durch eine eher wohltuende Nüchternheit ab, denn es fehlten die 
reißerischen Parolen der Zeitungs- und TV-Schlagzeilen. Zudem verliehen 
die vielfachen Informationsmöglichkeiten und der rasche Zugriff auf ein 
reichhaltiges Zahlen- und Datenmaterial vielen Online-Angeboten mehr 
Tiefe als das mediale Fast-Food der TV-Show.

Mit Hilfe einiger Anleihen aus dem Repertoire klassischer Berichterstat­
ter wie Presse, Funk und Fernsehen entstand im virtuellen Datenraum eine 
neuartige Medien-Mixtur. Dennoch bleibt festzuhalten, daß die Internet­
Präsentation solcher Großereignisse noch in den Kinderschuhen steckt. 
Technische Beschränkungen und eine zu starke Aufsplitterung der Ange­
bote erlaubten es bisher nur erfahrenen und mit der entsprechenden Tech­
nik ausgestatten Netzbenutzern, die Online-Ubertragungen mitzuerleben. 
Der angestrebte »echte« Live-Charakter stellte sich meist nicht recht ein.

Das Wahlstudio im Wohnzimmer: Wahltag im W W W

Daß das Fernsehen immer noch die bevorzugte Bühne für politische Insze­
nierungen ist und die Standards für mediale Politik-Präsentation setzt, 
bewies einmal mehr der Wahltag am 5. November. N och immer bietet das 
Fernsehen als Distributionsmedium par excellence die besten Möglichkei­
ten, den Wahlausgang zu verfolgen. Die Online-Präsentation verlief hinge­
gen nicht besonders spektakulär. Das höchste Datenverkehrsaufkommen 
verursachten wieder die großen Anbieter politischer Informationen. Je 
nach Interessenlage boten aber auch eine Vielzahl kleinerer Anbieter E r­
gebnisse der zahlreichen Wahlen auf einzelstaatlicher oder lokaler Ebene 
an.12 Die Technik der Päsentation war dieselbe wie bei den Presidential 
Dehates. Im Zentrum stand diesmal die sukzessive Eintragung der Wahl­
ergebnisse aus den Einzelstaaten in möglichst opulente Grafiken und Kar­
ten. Die WWW-Seiten wurden mit Stimmen von Wahlsiegern und -Verlie­
rern aus allen Bundesstaaten bereichert. Das umfangreiche Bild- und Zah­
lenmaterial wurde so zu einem multimedialen Datenpuzzle, dessen Zusam­
mensetzung im wesentlichen von den N utzern der Online-Angebote be­
stimmt werden konnte.

Eine schnelle Präsentation der Wahlergebnisse war sicherlich nicht das 
Besondere an der Internet-Berichterstattung, vielmehr rückte die dauer­
hafte Informationsbereitstellung in den Vordergrund. Hier sieht auch 
Brock Meeks die stärksten Differenzen zur klassischen TV-Berichterstat- 
tung: »TV is all too transient. You see it and it’s gone. But with the Net, the
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Information never goes away. You can see it at your own convenience. This 
makes the N et user more of a proactive news >consumer< than a television 
watcher. Also, there’s no space or time constraints on the N et coverage. 
You can get more in-depth w ith N et coverage. N o 60 second >news spots< 
like on TV. You can provide text, video and audio in a complete package 
and you can also use the hypertext capabilities of the Net, none of which 
you can do with TV. TV is a >flat< medium; the N et is much more >active< 
in this sense.«13 Der von Meeks beschriebene Typ des »aktiven Konsumen­
ten« wird durch die N utzung des Internet in die Lage des Programmchefs 
versetzt, der sein Wahlstudio vom Wohnzimmer aus leitet und die ständig 
neu eintreffenden Informationen eigenverantwortlich auswählt und zu­
sammenstellt.

Die Möglichkeiten zur nutzerbestimmten, zeitunabhängigen Auswahl 
von Wahlergebnissen, Analysen und Kommentaren charakterisieren die 
Chancen einer Online-Wahlberichterstattung. Dabei ist vor allem auf die 
Vielzahl der Informationsanbieter im Datenraum hinzuweisen, die die 
1996er Wahlen begleiteten. Die Online-Nutzer waren im Gegensatz zu 
den Fernsehzuschauern nicht auf wenige Sender und begrenzte Sendezei­
ten angewiesen, und die Wahlberichterstattung der digitalen Medienriesen 
wurde ergänzt durch Kommentare von non-profit-organizations, public- 
interest-groups, universitären Wahlbeobachtern und einigen Privatinitiati­
ven. Und gegebenenfalls konnte man selbst mittels e-mail oder der eigenen 
Homepage zur Berichterstattung beitragen.

Information Push vs. Information Pull

Hier zeichnet sich eine wichtige Unterscheidung zwischen »alten« und 
»neuen« Medien ab. Folgen die klassischen Medien Presse, Funk und 
Fernsehen dem Modell des Information push, also des »Schiebens« gefilter­
ter und aufbereiteter Informationen zum Konsumenten, so besteht im 
Internet die Möglichkeit zum information pull, dem »Ziehen« selbstge­
wählten und (häufig) ungefilterten Materials. Im Aufbrechen der traditio­
nellen, durch wenige Sender zentralisierten Kommunikationsstrukturen 
liegt eine Chance des dezentralen Multimediums Internet, für die die 
Präsidentschaftswahlen erste Beispiele lieferten.14

Allerdings setzt eine derartige »aktive« Mediennutzung zur Zeit ein gut 
ausgebildetes und mit den Techniken des neuen Mediums vertrautes Publi­
kum voraus. Politische Netz-Angebote werden eben nicht an die poten­
tiellen Wähler gesendet, vielmehr müssen die Online-Interessenten sich 
selbst den Weg zu ihren bevorzugten Informationsquellen durch eine 
inzwischen enorm reiche, unübersichtliche und rapide weiter wachsende 
Datenlandschaft bahnen. Wie die Studie des Pew Center beweist, gibt es im
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WWW bereits eine beträchtliche Zahl solcher aktiver Nutzer.
Ein zweiter Blick auf die Resultate dieser Erhebung zeigt, daß Online­

N utzer nicht nach politischem Propagandamaterial suchen, sondern nach 
breitgefächerter, überparteilicher Berichterstattung. Die Präferenz für 
News Coverage vor Cybercampaigning zeigt, daß, anders als im realen 
Wahlkampf, die politischen Werbebemühungen von einer bislang unge­
kannten Fülle dezentraler, ausdifferenzierter Wahlberichterstattung ganz 
unterschiedlicher Anbieter übertönt wurden -  daher ist es problema­
tisch, von einem »Internet-Wahlkampf« zu sprechen. Die aufwendige und 
dauerhafte Bereitstellung politischer Informationen via Internet sowie der 
ansatzweise interaktive Charakter der Berichterstattung vieler Online-An­
gebote können richtungweisend für die Zukunft sein. Erst wenn die poli­
tischen Akteure die Offenheit und Dezentralität des Mediums erkennen 
und nutzen, ist auch für sie der qualitative Sprung in ein neues »interakti­
ves« Medienzeitalter möglich.

Campaign 96: Noch nicht total digital

Die amerikanische Netz-Avantgarde äußert sich nicht unbedingt ent­
täuscht über die schwachen Internet-Auftritte der Wahlkampfstrategen. 
Brock Meeks erwartet für die Zukunft eine Steigerung politischen Inter­
net-Engagements auf der Seite der Akteure: »There is a power in the media 
that both activists and politicans will come to realize. This is because the 
word spreads so fast and the message comes through unfiltered and imme- 
diate. I think that immediacy is what politicians haven’t yet tapped into.«15 
Chris Casey, technologischer Berater der demokratischen Fraktion im 
US-Senat und in der politischen Netzwelt aktiv und prominent, stützt 
diese These: »Die enorme Schnelligkeit und hohe Responsivität des Medi­
ums ist vielen Politikern noch eher ein D orn im Auge, sie erkennen nicht 
die Chancen für eine Verbesserung der politischen Kommunikation.«16

Auch die Studie Elections in Cyberspace: Toward a N ew  Era in Ameri­
can Politics des Aspen Institute sieht den Wahlkampf des Jahres 1996 nur 
als Vorboten für eine weitreichende Digitalisierung politischer Prozesse. 
Charlie Firestone, ein M itautor der Studie, erwartet frühestens zur Jahr­
tausendwende den Durchbruch: »We’re still at least an election cycle 
away.«17

War das Jahr 1996 »definitely not the Web-Year of Politics«18, so mar­
kiert es doch den Beginn eines breiten medialen wie politischen Engage­
ments im Datenraum. Wenn die vorhandenen Chancen zur produktiven 
Veränderung der politischen Meinungsbildung genutzt werden, deren Vor­
boten sich in der Wahlkampagne als offene, interaktive Berichterstattung 
mit Beteiligungsmöglichkeiten ankündigten, könnten die Tage des klassi-
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sehen Marketing-Wahlkampfes nach dem Sender-Empfänger-Muster ge­
zählt sein.

Die Chancen für eine Transformation des politischen Medien-Dauer- 
feuers in einen diskursiven, meinungsbildenden Informationsprozeß ste­
hen nicht schlecht. Wzred-Redakteur John Heilemann beobachtete im 
Internet einen »völlig anderen politischen Diskurs als im antiken Fernse­
hen. Im neuen Medium äußerten sich sehr viele junge Menschen und legten 
dabei Qualitäten an den Tag, die man in der Realwelt immer seltener findet: 
politisches Interesse, Engagement, M ut zur freien Rede, Toleranz, Diskus­
sionsbereitschaft.«19

Wer zur realen Wahlurne gebeten wird, hat also auch digital die Wahl. 
Immer mehr politische Akteure, auch außerhalb der USA, entdecken den 
Datenraum und beginnen, ihn für ihre Zwecke zu nutzen. Sie werden dafür 
sorgen, daß die zahlreichen Wahlen, die vor der Jahrtausendwende auf dem 
politischen Terminkalender stehen, ihr Gesicht ändern. Neben den zivilge­
sellschaftlichen Bestrebungen, die neuen Medien für eine intensivere poli­
tische Deliberation zu nutzen, versuchen viele Parteien in Europa, mittels 
digitaler Dependancen im Internet den Wahlkampf als Dauerveranstaltung 
zu etablieren.20 Das digitale Glanzpapier der Campaigning Sites ist sicher­
lich der falsche Weg in die elektronische Demokratie, denn zumindest 
einen Beweis konnte die Campaign 96 antreten: Virtuelle Werbemühen 
sind ebenso kurzlebig wie ihre realen Pendants. Nach mehr oder weniger 
intensiver N utzung werden sie gelöscht und landen im Abfalleimer.

Anmerkungen
1 Im vorliegenden Artikel werden zahlreiche politische Internet-Angebote vorgestellt und 

analysiert. Zur Entlastung der Leser weist der Autor nicht in allen Fällen die Adresse der 
WWW-Seiten nach. Wer sich detaillierter informieren will, findet im Virtuellen Institut für  
Cultur und Information (VInCI) eine ergänzende Materialsammlung zur hier diskutierten 
Thematik: www.uni-giessen.de/fb03/vinci/labore/netz/usa96.htm.

2 Campaigning Sites stellen vergleichsweise günstige Wahlkampfinstrumente dar, sie sind deut­
lich preiswerter als etwa Werbespots im Fernsehen oder Postwurfsendungen. Vgl. hierzu den 
Report Elections in Cyberspace: Toward a New Era in American Politics, herausgegeben vom 
Aspen Institute (www.aspeninst.org). Zur Finanzierung der herkömmlichen Wahlkampagne 
von 1996 siehe Claus Leggewie, Demokratie -  Ein Spiel wie Monopoly, in: Süddeutsche 
Zeitung, 26./27.10.1996.

3 Bob Dole präsentierte seine Campaigning Site unter der Adresse www.dolekemp96.com, das 
Tandem Bill Clinton/Al Gore informierte unter www.cg96.org. Inzwischen wurden beide 
Angebote eingestellt, allerdings bietet das WebArchive eine Sammlung »alter« WWW-Seiten 
zur Campaign 96 an (www.archive.org/presidents.html).

4 Brock Meeks, »Theres a Power in the Media«. E-Mail-Interview mit Christoph Bieber vom 
September 1996. Im Internet veröffentlicht unter www.uni-giessen.de/fb03/vinci/labo- 
re/netz/meeks.htm.

5 Während PoliticsNow am 4. März seine Angebote eingestellt hat und nur noch eine »Ab­
schiedsseite« unterhält (www.politicsnow.com), offeriert AllPolitics (www.allpolitics.com) 
auch nach den Wahlen einen umfangreichen und aktuellen politischen Nachrichtenservice.
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6 Eine Zusammenfassung der Studie des Pew Research Center for the People and the Press ist 
zu finden unter der Adresse www.people-press.org/tec96sum.htm (März 1997).

7 Zu beachten sind die Unterschiede zwischen Wahlberechtigten (196 Millionen), registrierten 
Wählern (146 Millionen) und tatsächlichen Wählern (96 Millionen). Die offiziellen Wahler­
gebnisse sind bei der Federal Election Commission einzusehen (www.fec.gov).

8 In der Pew-Studie wird diese Benutzergruppe unter die Kategoriepolitical junkies subsumiert.
9 Die wissenschaftliche Debatte um die Medientauglichkeit des Computers hat gerade erst 

begonnen. Bislang gibt es zu dieser Fragestellung noch wenige Beiträge aus den Bereichen 
Techniksoziologie, Publizistik und Kommunikationswissenschaft. Vgl. dazu besonders Hart­
mut Winkler, Docuverse. Zu einer Medientheorie der Computer, München 1997.

10 Ein über weite Strecken bestimmendes Element des US-Wahlkampfes waren die vielfältigen 
Meinungsumfragen (polls). Das umfangreiche polling ist inzwischen zum wichtigsten Merk­
mal der Wahlkampfberichterstattung in den Medien geworden. Dem Kopf-an-Kopf-Rennen 
der Kandidaten widmeten TV und Printmedien zumeist größeren Raum als einer »inhalts­
orientierten« Berichterstattung über Kandidaten, Programme und Wahlkampfthemen. Ein 
ähnlicher Trend war auch für die Internet-Berichterstattung zu erkennen, wo die großen 
Nachrichtenanbieter die aktuelle »Tageswertung« häufig an zentraler Stelle der Startseite 
plazierten.

11 Die Resultate dieser Umfragemethoden sind noch unter debates96.election.digital.com/ ein­
zusehen (Stand: März 1997).

12 Stellvertretend für die Fülle der Angebote seien vier größere Datensammlungen genannt: 
Einen guten Überblick über verschiedene WWW-Angebote zur Präsentation der Wahlergeb­
nisse liefern u.a. das Online Political Information Network der Kennedy School of Govern­
ment an der Harvard University (ksgwww.harvard.edu/~ksgpress/opinhome.htm), das Con- 
gressional Quartely (voter96.cqalert.com/elect/index.html) oder die Kategorie »Elections 96« 
bei der Suchmaschine Yahoo! (www.yahoo.com/Government/Politics/Elections/1996_U_S_ 
Elections/). Das Project Vote Smart (wtvw.vote-smart.org) bietet ständig detaillierte Informa­
tionen zu verschiedenen aktuellen Einzelwahlen auf bundes- oder einzelstaatlicher Ebene 
(Stand: jeweils März 1997).

13 Meeks, a.a.O.
14 Im Augenblick kündigt sich entlang der push- und pull- Abgrenzung ein ganz entscheidender 

Kampf um die künftige Gestaltung des Internet an. Gelingt es, mittels neuer sog. netcast-Tech­
nologien auch im Internet ein zuverlässiges System zum Senden und Verteilen von Informa­
tionen zu installieren, dann sinken im Zuge dieser »Rache des Fernsehens« die Chancen für 
die dezentrale und aktive Nutzung des Internet durch alle Benutzer. Solche neuen Internet­
Sendetechniken könnten einmal mehr die großen Medienkonzerne bevorteilen und würden 
die Vielzahl der Nutzer in eine reine Empfängerrolle zurückdrängen. Vgl. dazu die Wired-Ti- 
telstory »Push! The radical future of media beyond the Web«, Nr. 3/1997. S. 1, 12-23 
(www.wired.com/5.03/push).

15 Meeks, a.a.O.
16 Chris Caseys Aussage stammt aus einem unveröffentlichten Interview in Washington vom 

September 1996. Vgl. zum Thema Internet-Campaigning auch sein Buch: The Hill on the Net, 
Boston 1996.

17 Die Studie des Aspen Institute sieht neben dem Cybercampaigning im Cyberfundraising und 
dem Cybervoting die Grundlagen einer Cyberdemocracy, die von Cybercitizens bevölkert 
wird (www.aspeninst.org).

18 So John Heilemann, Leiter des Innenpolitik-Ressorts von Wired, in seinem Vortrag »Keine 
Zukunft für die Jugend« anläßlich der Tagung »Internet und Politik. Die Modernisierung der 
Demokratie durch die elektronischen Medien« in München, 21.2.1997.

19 Heilemann, a.a.O.
20 Zu den Angeboten virtueller Parteizentralen in Deutschland siehe Christoph Bieber, Politmar­

keting mit Megabytes, in: Bollmann/Heibach, Kursbuch Internet, Mannheim 1996, S. 148-155, 
und im Internet unter www.uni-giessen.de/fb03/vinci/netz/megabyte.htm.
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Meike Schmidt-Gleim.
NEUE MEDIEN, NEUE MÄDCHEN

Feministischer Aktivismus bedeutete bislang »Mobilisierung« im Sinne 
von »Frauen bewegen Frauen«: Frauen bilden Netzwerke mit Frauen, 
Frauen betreiben Lobbying für Frauen, Frauen klären Frauen auf und 
gehen gemeinsam für die »feministische Revolution« auf die Straße. Wie 
lassen sich die Interessen von Frauen im Internet vertreten? Sind klassische 
Formen des Protests, wie sie im Kampf um das Wahlrecht, den Zugang zu 
den Universitäten oder das Recht auf Abtreibung entwickelt wurden, auf 
das N etz übertragbar? Oder eröffnet das N etz neue Möglichkeiten, die die 
alten Formen ergänzen oder gar obsolet machen?

Dieser Frage kann man sich auf zwei Arten nähern: Man kann die reale 
Situation im N etz untersuchen oder sich mit deren Interpretationen an­
hand der bislang dazu erschienenen Literatur befassen. Schließlich gibt es 
mittlerweile regalmeterweise Texte und Theorien, die den Komplex »Fe­
minismus und Internet« behandeln: Untersuchungen, die analysieren, 
warum der Anteil von Userinnen relativ gering ist; Arbeiten, die die 
Computergeschichte unter die Lupe nehmen; Theorien, die sich mit De- 
Konstruktion von Identitäten unter Berücksichtigung der besonderen Be­
dingungen im N etz auseinandersetzen; sowie utopische Konzepte, die das 
Internet als M otor der Befreiung von sozialer Ungleichheit glorifizieren. 
Was hat nun Technologie mit politischen Umwälzungen zu tun? Auf den 
ersten Blick möglicherweise nicht viel -  und es ist weniger die reale 
Situation im elektronischen Raum, die solche Erwartungen weckt, als die 
Potentiale, die dem Internet zugeschrieben werden.

Eroberungsstrategien

Am Anfang der Neuen Frauenbewegung in den 70er Jahren ging es unter 
anderem darum, eigene O rte und Räume zu besetzen. Auch heute agieren 
viele Frauen im N etz wie damals: Sie »erobern« eigene und separierte 
»Women’s rooms« oder »Girls only spaces«, die nur für Frauen und nur 
mit Paßwort zugänglich sind. Allerdings müssen dazu Kontrollen einge­
führt werden. Wie soll sonst sichergestellt sein, daß hinter dem Bildschirm 
tatsächlich eine Frau sitzt? Die »girls only«-Sektion der Wiener Black Box 
beispielsweise bedient sich dazu des Telefons: Nutzerinnen erhalten nur
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dann einen Zugang, wenn sie ihr weibliches Geschlecht mittels ihrer 
»Frauenstimme« am Telefon bewiesen haben.

Exklusive »Women’s rooms« widersprechen jedoch der »Logik« des 
Netzes, da die Auseinandersetzung mit dem von Männern dominierten 
N etz nur als Kampf um Terrain stattfindet, als Gebietsanspruch. Und 
gerade das ist im Internet mit seiner unendlichen Erweiterbarkeit uninter­
essant. Es führt nicht zu einer Machtverschiebung, sondern lediglich zu 
einer (Selbst-)Ghettoisierung der Frauen. Sie sind dann zwar sicher vor der 
Welt, ersparen dieser aber auch eine Auseinandersetzung mit feministi­
schen Inhalten. »Girls only spaces« erfüllen den pragmatischen Zweck, 
zeitweilig als eine von Geschlechterverhältnissen befreite Oase zu funktio­
nieren -  wie die Frauencafes etc., die den Zweck haben, »A room of one’s 
own« (Virginia Woolf) zu schaffen. Aber bilden die virtuellen Refugien 
wirklich eine geeignete Basis für feministische Internetaktivitäten?

Eine andere feministische Praxis besteht darin, die Geschichte zurück­
zuerobern. Die marginalisierte Rolle von Frauen wird inzwischen auch im 
Technologiebereich neu bewertet, indem z.B. Frauen, die einen wesentli­
chen Beitrag zur Erfindung des Computers oder zur Entwicklung von 
Software geleistet haben, »posthum« entdeckt und ans Licht gebracht 
werden. Was die Bildhauerin und Geliebte Rodins, Camille Claudel, für die 
feministische Kunstgeschichtsschreibung ist, verkörpert Ada Lovelace1 in 
der Computergeschichte und avancierte so zur Symbolfigur der feministi­
schen cybercommumty. Sie war Assistentin von Charles Babbage, dem 
Erfinder der ersten frei programmierbaren Rechenmaschine (die »analyti- 
cal engine« von 1833), für die sie Programme schrieb. Auf der nach ihr 
benannten Website »The Ada Project« befindet sich z.B. ein Artikel2, in 
welchem die wesentliche Pionierarbeit, die Frauen für die Entwicklung der 
Com puter geleistet haben, rekonstruiert wird (und anders als in der Kunst­
geschichte waren es nicht nur vereinzelte Frauen, die hier zu Werk gin­
gen!): Der Eniac, der erste elektronische Computer, eine in ihren äußeren 
Maßen gigantische Maschine, wurde von Frauen programmiert. »One day, 
word spread that the brightest >Computers< (Women) were needed to work 
on a new machine called the Electronic Numerical Integrator and Com pu­
ter, or Eniac -  a Steel behemoth, 100 feet long and 10 feet high, built of 
17,480 vacuum tubes in an engineering building at the Universitiy of 
Pennsylvania (...) it was the first electronic Computer (...) Running the 
Eniac required setting dozens of dials and plugging ganglia of heavy black 
cables into the face of the machine, a different configuration for every 
problem. It was thisj ob -  >programming<, they came to call it -  tow hich 
(...) the young women were assigned: Marlyn (Wescoff) Meitzer, Ruth 
(Lichterman) Teitelbaum, Kay (Mc Nulty) Antonelli, Frances (Bilas) Spen- 
ce, as well as Ms. Bartik and Ms. Holberton. They had no guide. There were
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no operating Systems or Computer languages, just hardware and human 
logic. >The Eniac<, says Ms. Bartik, now 71, >was a son of a bitch to 
program.<«

Nach dieser Relektüre der Computergeschichte ist diese nicht mehr nur 
Männersache -  Frauen haben an den Entwicklungen maßgeblich teilge­
habt. Das ist allerdings eine Sicht, die Computervergangenheit verklärt: 
Jobs in der Softwareentwicklung waren ohne Prestige, im Gegensatz zu 
denen in der Hardwareproduktion, die selbstverständlich Männer ausüb­
ten. Sobald die Softwarebranche interessant zu werden begann, waren es 
aber wieder Männer, die die ökonomischen Gewinne und das Sozialpresti­
ge abschöpften. Und die nach Lovelace benannte Programmiersprache 
»Ada« wurde dann doch wieder von Männern entwickelt.

Reale Zahlen

Fakten zur gegenwärtigen Lage im N etz ernüchtern wahrscheinlich jede 
Ada Lovelace-Anhängerin: Aus der persönlichen Erfahrung mit Mailbo­
xen3, Newsgroups4 oder Chat-Kanälen5 kennt jeder/jede Nutzer(in) das 
Mißverhältnis von Frauen und Männern. »Computerkultur war lange Zeit 
Männersache«, erklärt auch die Psychoanalytikerin und Cyberspacetheo­
retikerin Sherry Turkle: »Tatsächlich sind die Computer von Ingenieuren 
für Ingenieure gebaut.«6 Auch heute bevölkern mehrheitlich Männer das 
Netz. Statistische Erhebungen ermitteln Frauenanteile zwischen 10% (in 
Europa) und höchstens 40% (in den USA).7 In jedem Fall weisen diese 
Diskrepanzen auf Spezifika des Netzes hin: Einerseits gibt es gerade bei 
globalen Kommunikationstechnologien große regionale Differenzen in 
der Beteiligung der Geschlechter, in den Zugangsmöglichkeiten und der 
Akzeptanz des neuen Mediums, andererseits entziehen sich die N utzerin­
nen durch die Möglichkeit, anonym zu bleiben oder sich unterschiedliche 
Geschlechtsidentitäten anzueignen, auch gängigen soziologischen Meß­
methoden.

Also ist bei dem Umgang mit diesen Zahlen Vorsicht geboten: Sie 
spiegeln nicht unbedingt die Geschlechterverhältnisse im N etz wider, weil 
Identitäten dort nur insofern etwas mit realen Körpern zu tun haben, als 
diese die Tastatur bearbeiten. Die im N etz existierenden Geschlechter­
strukturen sind nicht mehr unmittelbar an biologische Körper geknüpft. 
Mit der neuen Technologie wird so aus der theoretisch »konstruierten« 
Trennung von biologischem (sex) und kulturellem Geschlecht (gender) 
praktische Wirklichkeit.
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Virtuelle Möglichkeiten

Die Konstruktion bzw. Produktion von Geschlecht ist ein zentrales Thema 
in der neueren feministischen Diskussion. Das Internet nun bietet die 
Möglichkeit, in der Praxis zu probieren, was theoretisch heiß umkämpft 
ist. Man könnte das N etz zum Simulationsraum für Judith Butlers »Gen- 
der Trouble« machen. Butler kritisiert das feministische »Wir« als phantas­
matische Konstruktion, indem sie die Kategorie »Frau« hinterfragt. Sie 
analysiert Geschlecht als etwas, das in einem performativen Akt der Wie­
derholung hervorgebracht wird. Frauen, so Butler, verhalten sich entspre­
chend dem gesellschaftlichen Bild von »Frauen« und wiederholen und 
reproduzieren es damit. »Frau« ist nur ein Effekt der Performanz (des 
So-tun-als-ob). Die Geschlechtsidentität existiert nicht ohne und nicht vor 
der Äußerung oder Handlung. Einen Ausweg aus der Wiederholung des 
Ewiggleichen sieht Butler im parodistischen Spiel mit den traditionellen 
Geschlechterrollen, wie das bei Transvestiten oder Dragqueens der Fall ist.

Und dafür scheint der Cyberspace wie geschaffen: Eine alte Cyberregel 
lautet: »You are who you pretend to be.«8 Die Kulturtheoretikerin und 
Performancekünstlerin Sandy Stone9 erzählt die mittlerweile berühmt ge­
wordene Geschichte von »Julie«. Ein männlicher Psychiater mittleren 
Alters aus New York erfand Julie als seine »virtual identity«. Julie war 
jemand, mit dem man Mitleid haben und dem man vertrauen konnte: Sie 
saß im Rollstuhl, konnte nur via Technik kommunizieren und war auf die 
Internet-Community angewiesen. Doch Julie war Sinnbild seiner eigenen 
Kontaktstörung. Mit der Identität von Julie vermochte er seine Schüch­
ternheit abzulegen und Freundschaften zu schließen. Als sein Cyber­
cross-dressing ans Licht kam, stieß er allerdings auf wenig Verständnis bei 
seinen Netzbekanntschaften.

Sherry Turkle wiederum zitiert einen ihrer Studenten, der sich neben 
seiner realen Existenz in drei weitere Charaktere in verschiedenen MUDs 
aufsplittert (ein M UD, ein Multi User Dungeon ist eine virtuelle Welt für 
Rollenspiele). Der Student relativiert die Bedeutung seiner physischen 
Existenz, »RL (real life) is just one more window, and it’s usually not my 
best one.«10 Das Leben wird zum Rollenspiel, auch die reale Existenz wird 
als bloße Spielfigur aufgefaßt und um nichts ernster genommen als die 
virtuellen Identitäten.

Die freie Identitätswahl birgt Potentiale, die das alltägliche Wirklich­
keitsverständnis erschüttern können: Auf welche Identität soll man diesen 
Studenten festnageln? Uns scheint eindeutig, daß die Netz-Identitäten 
künstlich sind. Doch die Frage kann man auch andersherum stellen: Inwie­
fern ist »real life« nicht bloß eine konstruierte Identität und der Cyberspa­
ce Spiegel unserer Gesellschaft, deren Konstruiertheit wir einfach nicht
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mehr erkennen können? Wie die Entwicklung der Fotografie die Frage 
nach der Authentizität von Bildern aufwarf, so wird durch die Schaffung 
virtueller Welten die Wirklichkeit der »wahren Welt« in Frage gestellt.

Verkleidung und Geschlechtertausch sind klassische Themen der Kunst 
und des Karnevals und in diesen Kontexten subversiv intendiert. In der 
Kunst sind sie aber einer Elite Vorbehalten und im Karneval zeitlich streng 
begrenzt. Im N etz dagegen ist Geschlechtertausch ohne Aufwand für 
jede(n) jederzeit durchführbar (und nicht kurios wie z.B. in Cross-dressing 
Filmen). Identitäten sind hier flexibler, weil sie nicht unmittelbar an reale 
Körper geknüpft sind. Insofern kann das Internet Impulse liefern, ge­
wohnte Muster -  etwa die der Geschlechterkategorien -  radikal in Fra­
ge zu stellen.

H at die neue Möglichkeit, mit Identitäten zu spielen, Auswirkungen? 
H at die praktische Dekonstruktion der Geschlechterkategorien im Cyber­
space politische Implikationen? Und ist feministische Politik damit als 
Politik von Frauen für Frauen im N etz obsolet?

Digitale Anmache

Das Netz mag der O rt einer wunderbaren Identitätsvermehrung sein, 
zugleich aber ist es viel realer als man gerne denken würde, denn es bleibt 
den überkommenen Geschlechterstrukturen verhaftet. Zum Beispiel be­
kam Julia, die für ein M UD entworfen wurde und dort als Mitspielerin 
agierte, zahllose eindeutige Angebote von männlichen Netzsurfern. Allein 
die Vermutung, es könnte sich um eine Frau handeln, löst bei männlichen 
N utzern bekannte Reiz-Reaktionsschemata aus: Wer sich mit einem weib­
lichen Namen auf das angeblich neutrale Terrain eines Cybercafes oder 
Plauderkanals begibt, wird oft in kürzester Zeit zum »private Chat«, 
»Hottalk«, »Sextalk« etc. aufgefordert. Frauen werden auch hier zur Pro­
jektionsfläche des Begehrens, und das trifft die Frauen real: Eine solche 
Anmache kann eine Frau an unangenehme Erlebnisse aus ihrem Alltag 
erinnern, während sie für einen Mann, der sich als Frau ausgibt, eine 
exotische Erfahrung ist. Die Motive, sich zu verkleiden, können je nach 
Geschlecht ganz unterschiedlich sein: Man wechselt die Identität aus N eu­
gier, oder um sich vor sexueller Belästigung zu schützen. Auch in einem 
Umfeld von Inszenierung und Maskerade sind -  im Realen wie im C y­
berspace -  also M achtstrukturen wirksam.

Die Brisanz dieses Themas und auch der Boom der Pornographie im 
N etz sind weitere Hinweise, daß es sich beim elektronischen Raum nicht 
um ein zweites unabhängiges Universum handelt, sondern daß altbekannte 
Gewaltverhältnisse im N etz widergespiegelt und reproduziert werden.
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Digitale Dissidenz

Vor diesem Hintergrund ist es erstaunlich, daß Computertechnologie wie­
derholt zum Hoffnungsträger für feministische Zukunftsszenarien erklärt 
worden ist. Der Grund hierfür ist wohl im allgemeinen Techno-Trend und 
der Tauglichkeit des Internet als Sammelbecken für die unterschiedlichsten 
Gesellschaftsutopien zu suchen. Dem Internet werden die verschiedensten 
Eigenschaften und Potentiale zugeschrieben: Die neue, sich stetig weiter­
entwickelnde Kommunikationstechnologie gilt als bislang noch ge­
schichtsloser, weitgehend politisch unregulierter und ökonomisch unkon­
trollierter Raum (wenn auch die Verrechtlichung dieses neuen »Wilden 
Westens« fortschreitet, siehe z.B. die Debatten um Kinderpornographie im 
Netz). Charakteristisch scheint auch die Irrelevanz von Status und gesell­
schaftlicher Stellung der Benutzerinnen -  Elitismus und Exklusivität ha­
ben in diesem Rahmen keine Basis, vielmehr hat das Internet über nationale 
Grenzen hinausreichende gemeinschafts- und gruppenkonstituierende Ef­
fekte. Kurz -  es ist ein Betätigungsfeld, das für die unterschiedlichsten 
hegemonialen Aspirationen offen steht. Die Legende, die Verbreitung des 
Internet beruhe auf der Eigeninitiative von Hackern, suggeriert überdies, 
hier sei eine Technologie entwickelt worden, die sich der Vereinnahmung 
durch die klassischen Instanzen der Macht erfolgreich entziehen könne. 
Da ist es nicht mehr verblüffend, daß der Cyberspace sowohl zum Refugi­
um aktueller Gegenöffentlichkeiten und Gegenkulturen als auch zum Fo­
rum für unterschiedlichste Gesellschaftsentwürfe avancierte. Marginali- 
sierte Gruppen, auch feministische Aktivistinnen und Theoretikerinnen, 
konnten sich ebenso angesprochen fühlen wie Neoliberale, die vom freien 
Markt reden und damit Sozialdarwinismus meinen, oder Bürgerrechtler­
innen, die im Internet endlich direkte Demokratie realisieren wollen. Alles, 
was im Hier nicht durchführbar ist, soll dort machbar sein: Cyberspace als 
virtuelles Paradies für Szenarien anarchischer Freiheit und hierarchieloser 
Gleichheit.11 Es ist nur ein Mausklick von der französischen zur digitalen 
Revolution, die Ideale von damals lassen sich anscheinend perfekt in den 
neuen Kontext konvertieren.

Feminismus automatisiert

Eine radikale Netzutopistin und strikte Gegnerin des Transfers feministi­
scher Politik ins Netz ist Sadie Plant. Sie unterrichtet an der Universität 
Warwick in Großbritannien, ist eine der führenden feministischen Inter­
nettheoretikerinnen und bezeichnet sich selbst als »Cyberfeministin«. 
Provokant behauptet sie, daß die bisherige Emanzipation der Frauen nicht 
auf die Frauenbewegung zurückzuführen sei, sondern durch wirtschaftli­
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che und technologische Umwälzungen ermöglicht wurde, auf die der 
Mensch keinen Einfluß habe. Diese selbsttätigen Prozesse seien es, die die 
alten Institutionen wie Familie, Schule oder Gewerkschaften auflösen. 
Ironischerweise habe der Feminismus immer in die andere Richtung gear­
beitet, so Plant, und stets auf eine politische und hierarchische Lösung 
abgezielt. Emanzipation würde demnach nicht aufgrund, sondern eher 
trotz der organisierten Frauenbewegung stattfinden.12

Plant meint, eine parallele emanzipatorische Entwicklung von Frau und 
Computer erkennen zu können. Sie geht davon aus -  und einige KI-For- 
scher haben ähnliche Überlegungen angestellt - , daß Computer lernen 
und sich schließlich verselbständigen. Zwischen komplexen Maschinen 
(Computern) und Frauen bestehe nun eine gewisse Ähnlichkeit: Frauen 
glichen aufgrund ihrer spezifischen Geschichte multifunktionalen Syste­
men, die sich für alle Aufgaben einsetzen ließen, und nicht singulären 
Identitäten. »Women have served as his media and interfaces, muses and 
messengers, currencies and screens, interactions, operators, decoders, se- 
cretaries (...) they have been man’s go-betweens, the in-betweens, taking 
his messages, bearing his children, and passing on his genetic code.«13 
Männer sind die aktiven Subjekte einer linear voranschreitenden Geschich­
te. Im Gegensatz zu ihrer Positionierung in der realen Welt seien Frauen 
jetzt die prädestinierten Protagonistinnen des dezentralisierten Cyberspa­
ce, da sie aufgrund ihrer »multifunktionalen« Disposition den Anforde­
rungen des Internet gewachsen sind. Männer hingegen bleiben als singuläre 
Identitäten hierarchischen Denkweisen verhaftet und können mit dem 
dezentralen Charakter des Netzes nicht zurechtkommen. Die männlich 
besetzte aktive Subjektposition bleibt weiterhin den Männern Vorbehalten. 
Das ist für Plant letztendlich genau das, was die Männer von der durch die 
neuen Technologien veränderten Welt abschneidet: Denn eine singuläre 
Identität, die klassisch-männliche Subjektposition, sei mit dem Cyberspa­
ce nicht kompatibel.

Plant verknüpft die beiden Komplexe »Feminismus« und »Internet« -  im 
weiteren Sinne neue Informationstechnologien -  ursächlich miteinander. 
Das Netz ist nicht Werkzeug, sondern M otor der Emanzipation. Die durch 
Technik motivierte Emanzipation ist eine automatische evolutionäre Ent­
wicklung, der wir ausgeliefert sind und die auf eine Befreiung von allen 
Machtfaktoren, auf radikale Enthierarchisierung abzielt. Technologie wird 
zum  alles bestimmenden Faktor. Emanzipation von Frauen ist in diesem 
Szenario eher Nebeneffekt denn Hauptinhalt. Als passive N utznieße- 
rinnen der technologischen Gesamt(r)evolution sind Frauen nicht mehr die 
Betreiberinnen ihrer eigenen Emanzipation. Die Funktion des agierenden 
Subjekts wird von der Technologie übernommen -  Emanzipation wird 
damit aus ihrem praktischen Kontext herausgenommen und entpolitisiert.
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California dreaming

Plant steht mit ihren Thesen nicht alleine da: Auch außerhalb der femini­
stischen Theorie gibt es eine ganze Reihe von Ansätzen, die auf die ver­
meintlich emanzipatorischen Effekte des Internet setzen. Freiheit ist damit 
keine Frage der Politik mehr: »Von den Theorien Marshall McLuhans 
beeinflußt, glauben diese Technophilen, daß die Konvergenz der Medien, 
der Com puter und der Telekommunikation zwangsläufig die elektronische 
Agora enstehen ließe: einen virtuellen Platz, auf dem jeder seine M einun­
gen ohne Angst vor Zensur äußern kann.« Diese Überzeugung nennen 
Barbrook und Cameron die »kalifornische Ideologie«.14 Ähnlich antipoli­
tisch argumentieren poststrukturalistische Medientheoretiker: »Sie form u­
lieren (...) eine komprimierte Version der Abkehr von Ideologietheorie 
und -kritik, die seit Ende der 80er Jahre in der philosophisch orientierten 
Medientheorie vor sich geht. Emanzipation, Befreiung heißt (...), nicht 
mehr über die Veränderungen der Verhältnisse nachdenken zu müssen.«15 
In diesem Denken äußert sich ein unbedingtes und blindes Vertrauen in die 
neuen Informationstechnologien, sowie die Überzeugung, daß politische 
Arbeit im digitalen Zeitalter überflüssig und obsolet geworden ist. John 
Perry Barlow, Gründer der -  für ein zensurfreies Internet kämpfenden -  
»Electronic Frontier Foundation« sieht mit dem digitalen Zeitalter auch 
tatsächlich die »digitale Revolution« gekommen.

Die australische Künstlerinnengruppe VNS-Matrix proklamiert ganz in 
diesem Sinne »the Matrix fights back« und meint, daß männlich-weiße 
Subjektpositionen nicht nur im Netz, sondern vom Netz selbst unterwan­
dert würden. Das Netz, das im allgemeinen ein »nicht-handelndes« Sub­
jekt ist, wird auf subversive Weise zum Akteur. Die Matrix-Künstlerinnen 
verstehen sich als ein ansteckendes Virus im Cyberspace, das die Welt 
befällt und alte Machtfaktoren von innen heraus auffrißt: »We are the virus 
of the new world disorder.«16 Die Metapher des Virus deutet an, daß sich 
Veränderungen aufgrund der neuen Informationstechnologien verselb­
ständigen, sich wie eine Kettenreaktion vollziehen.

Nüchtern betrachtet

Der Alltag verändert sich auf unmerkliche Weise. Auf leisen Sohlen schlei­
chen sich Kontrollmechanismen auch in die anscheinend so unschuldigen 
neuen Medien ein. Zuzusehen, wie technologische Entwicklungen »femi­
nistische Revolution« machen, kann keine Alternative zu feministischer 
Politik sein. Das Internet muß in diesem Sinne als Werkzeug verstanden 
werden, auf das weder vorschnell Heilserwartungen gerichtet werden sol­
len, das andererseits aber auch nicht dämonisiert werden sollte. Feministi-



112 Meike Schmidt-Gleim

sehe Politik bedarf auch weiterhin der Mobilisierung von Frauen.
Netzabstinenz wäre also falsch, ebenso aber ein kompletter Transfer der 

feministisch-politischen Aktivitäten ins N etz -  er käme einer Selbstent­
sorgung gleich. Die Agora-Metapher ist in bezug auf das Internet irrefüh­
rend, weil es keinen Markt- oder Versammlungsplatz im N etz gibt, an dem 
jeder vorbei muß, an dem jeder von jedem gesehen wird. Das Internet 
besteht aus einer Ansammlung von Teilöffentlichkeiten17 oder Spartenka­
nälen, in denen eine feministische »Öffentlichkeit« wahrgenommen wer­
den kann, aber nicht muß. Und nicht nur der Raum ist entscheidend, 
sondern auch die Präsenz. Sie wird durch Autorisierungsinstanzen ge­
schaffen, zumeist wieder Institutionen, die außerhalb des Netzes angesie­
delt sind (Universitäten, Zeitschriften, Symposien) -  noch ein Grund 
dafür, daß sich feministische Praxis nicht vollständig ins N etz transferieren 
läßt.

In jüngster Zeit haben sich zahlreiche feministische Internet-Magazine 
(sogenannte e-zines) etabliert, besonders aus Amerika und Australien. 
Geekgirl, Britto oder bitchmag™ heißen sie und präsentieren sich in kek- 
kem girly outfit. Was sie von traditionellen Printmedien unterscheidet, ist, 
daß die Leserinnenschaft nicht regional beschränkt ist, daß die Magazine 
unter den vernetzten Frauen international bekannt sind und daß in den 
angeschlossenen Chatforen interaktiv konferiert werden kann.

Die Vernetzung von feministisch interessierten Personen via e-mail, 
Mailing-lists, On-line-Konferenzen oder Usenetgroups19 birgt ein politi­
sches Potential. Das Internet ist insofern eine Bereicherung des feministi­
schen Arsenals, als die erfolgreichen Netzwerkstrategien der 60er und 70er 
Jahre in Form von lockeren Allianzen und beweglichen Zusammenhängen 
mit einer neuen Qualität reinstalliert werden können, ohne Solidarität und 
Gruppenhomogenität neu beschwören zu müssen.20 Die technischen 
Möglichkeiten erleichtern internationale Kontakte und eine schnelle Ü ber­
brückung großer Entfernungen. Das heißt aber nicht, das sich dies auto­
matisch auf die Inhalte auswirkt. Auch wenn man hier an traditionelle 
Formen der Selbstorganisation der Frauenbewegung anknüpft, kann das 
»Wir« der Feministlnnen und Frauen kontroversiell besetzt sein, es muß 
keine vorgängige Identität haben und kann im Sinne von Judith Butler in 
der Tat »hervorgebracht« werden.

Das N etz ist eine große Chance für die Frauen -  wenn sie sich aus ihrer 
passiven Beobachterposition heraustrauen. U nd wenn genügend Femini- 
stinnen -  innerhalb und außerhalb des Netzes -  aktiv werden, dann 
werden die utopischen Parolen »patriarchy is doomed«21 und »the male is 
basically becoming redundant«22 in nicht allzu ferner Zukunft vielleicht 
Wirklichkeit.
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Ivan Colovic
»SERBIEN IST ERWACHT. MACHT KAFFEE!« 

Zur Symbolik der Proteste in Serbien

Beinahe vier Monate lang, von der zweiten Novemberhälfte 1996 bis Mitte 
März diesen Jahres, »sendeten« die Bürger und Studenten, die gegen das 
Regime Slobodan Milosevics protestierten, eine Vielzahl von Botschaften, 
verpackt in Deklarationen, in Appelle, Stellungnahmen und Resolutionen. 
Die wichtigsten und interessantesten Botschaften jedoch artikulierten sich 
in der symbolischen Kommunikation der friedlichen Demonstrationen auf 
den Belgrader Straßen und in anderen Städten in Serbien: Slogans, Parolen 
auf Transparenten oder Buttons, Reime und Lieder, nonverbale Formen 
wie Gesten, inszenierte Spiele, Karikaturen, Puppen, Skulpturen und Mas­
ken, die alles überlagernde Kakophonie aus Trillerpfeifen, Trompeten und 
Kochtöpfen. Alle diese Botschaften waren zunächst einmal an das Regime 
gerichtet, an seine Führung, seine Verbündeten und Helfer. Aber auch die 
oppositionellen Parteien und deren Führungspersonen waren angespro­
chen. Und viele dieser Botschaften gingen gleichzeitig an Europa und die 
ganze Welt. Und nicht zuletzt tauschten die Teilnehmer diese Botschaften 
auch untereinander aus: Der Protest in Serbien war eine einzige große 
Bühne, auf der die Sender der Signale gleichzeitig ihre Empfänger waren.

Was war der Inhalt der Botschaften, den die rebellierenden Bürger und 
Studenten mitzuteilen hatten? Welche Überzeugungen und politischen 
Ausrichtungen enthielten sie? Zunächst fällt auf, daß immer wieder die 
Anerkennung der Demokratie und der demokratischen Werte verlangt 
wurde, beispielsweise Bürgerfreiheit, die Abwählbarkeit der Regierung, 
das Stimmrecht: »Stimmrecht mit Belgrader Kennzeichen gestohlen. Bitte 
bei B 92 melden« (unabhängige Radiostation) -  »Ich bin Student der 
Rechte ohne Stimmrecht« -  »Demokratie ist, wenn Du nicht eingesperrt 
wirst, weil du offen bist« -  »Das Recht soll auf den Plan, und nicht der 
Rinderwahn«. Verwandte Slogans richteten sich gegen die Verlogenheit der 
staatlichen Medien: »Erst das Gehirn einschalten, dann den Fernseher« -  
»Ich denke, also schaue ich nicht RTS« (staatliches Fernsehen); wieder 
andere thematisierten die Angst vor dem Regime: »Die Wurzel der U nter­
würfigkeit ist die Angst!« -  »Sei kein Schaf, wehr’ Dich!«.

In solchen Slogans drückt sich das Hauptmotiv des Protestes aus, der 
vor allem gegen den Wahlbetrug des Regimes gerichtet war, das die Ergeb­
nisse der Kommunalwahl überall dort, wo die Opposition gewonnen
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hatte, zu seinen Gunsten manipuliert hatte. Bürger und Studenten prote­
stierten vor allem gegen den Diebstahl ihrer Stimmen, gegen die Mißach­
tung ihres politischen Willens, gegen das autokratische und undemokrati­
sche Regime, gegen die staatlichen Medien, den korrupten D irektor der 
Belgrader Universität und gegen Polizei und Justiz, die sich in den Dienst 
der herrschenden Partei gestellt hatten. Dieses Engagement für Demokra­
tie und gegen Milosevic und sein undemokratisches Regime wurde von 
Botschaften unterstrichen, in denen ausdrücklich die demokratische Aus­
richtung des Protestes betont wird und die »Unsrigen« (also die Koalition 
»Zajedno«) bzw. die zukünftige demokratische Regierung vor einer neuer­
lichen Mißachtung des politischen Willens der Bürger gewarnt wird.

Auf einigen Transparenten war zu lesen, daß nicht zur Unterstützung 
der Koalition »Zajedno« demonstriert werde, sondern im Widerstand 
gegen das Regime: »Wir sind hier weder wegen Vuk noch wegen Zoran, 
sondern gegen Sloba« (Sloba umgangssprachlich f. Milosevic, Anm. d. U.). 
Unermüdlich wiederholten die Studenten, ihr Protest sei nicht von der 
Sympathie zu irgendeiner Partei oder politischen Richtung motiviert. Ihre 
zentrale Parole war ein Spiel mit dem Wort »pravo«, welches einerseits 
»geradeaus« -  ohne parteiliche Färbung - , andererseits »Gerechtigkeit« 
bedeutet: »Weder links, noch rechts, sondern geradeaus, keine Willkür, 
sondern Gerechtigkeit!«

Mit ihren Protesten bestätigten sich die Bürgerinnen und Bürger in 
ihrem Selbstverständnis als freie und unabhängige Individuen, die begrif­
fen haben, daß die miserable Politik des Regimes sie persönlich angeht, daß 
sie sich ihr nicht durch Flucht in eine geschützte Privatsphäre entziehen 
können. Das Plakat eines wohl theoretisch beschlagenen Teilnehmers mit 
der Aufschrift: »Das Persönliche ist politisch« brachte diese Auffassung 
zum Ausdruck. Der ungehorsame Bürger ist eine Person, die sich dem 
Pathos kollektivistischer Demagogie widersetzt. Die bekannten Fitaneien 
ob des »unheilvollen Schicksals unserer Kinder«, »der Blüte unserer Ju ­
gend«, mögen zu dem eher gewagten Slogan: »Kinder, wir lieben euch! Die 
Pädophilen, Belgrad« inspiriert haben. Als Reaktion des selbstbewußten 
Individuums gegen die schwere Artillerie politischer Rhetorik, die unun­
terbrochen mit Begriffen wie Geschichte, Schicksal, Volk operiert, können 
die zahlreichen persönlichen »Fiebesbotschaften« verstanden werden: 
»Ivana, ich liebe Dich!« -  »Manipulierter Student sucht Kommilitonin, 
mit der er das gleiche machen kann« -  »Haltet noch aus, ich krieg sie bald 
’rum!« -  »Student sucht Freundin« -  »Suche Mann« -  »Mädchen! Ihr 
werdet viel zum Erfolg des Protests beitragen, wenn ihr den Typen neben 
euch anlächelt!« -  »Hier sind die schönsten Beine Belgrads! Die Spazier­
gängerinnen« (die staatlich kontrollierten Medien unterteilten die Massen 
in den Straßen in eine »Handvoll Unruhestifter« und zufällig anwesende
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»Spaziergänger«; am nächsten Tag trugen zahlreiche Demonstranten 
Transparente mit der Aufschrift »Ich bin ein Spaziergänger«). Jemand hatte 
die Idee, einen Button anzufertigen mit einem Heiratsantrag an den popu­
lärsten Studentenführer: »Cedo, marry me!«

Solche Botschaften sind zum Teil der pazifistischen Tradition der 68er 
Blumenkinder entlehnt. In ihnen drückt sich der zivile Ungehorsam ge­
genüber dem herrschenden Regime allerdings nicht als Zelebrierung von 
Brüderlichkeit und Liebe aus, sondern als erbarmungsloser H ohn des 
skeptischen und freien Einzelnen. Die Demonstrationen waren weniger 
durch einen Ton moralischer Verurteilung des Regimes oder durch kämp­
ferische Aufrufe zur endgültigen Abrechnung geprägt, sondern eher durch 
eine Spottlust, die auch vor pornographischen Anspielungen nicht zurück­
schreckte: »Dem impotenten Herrscher steht das Volk (auf)«. Die Eier­
bombardements der Fassaden staatlicher Institutionen und Medienanstal­
ten zu Beginn der Belgrader Demonstrationen (»die gelbe Revolution«), 
waren ein dankbares Thema auf den Transparenten: »Serbien hat Eier«.

Verantwortungsbewußte und bedachte Bürgerinnen und Bürger mögen 
einer solchen durch Slogans vermittelten Kommunikation allerdings arg­
wöhnisch gegenüberstehen. In der Tat ist sie suggestiv, sie will verführen -  
weshalb sie ja auch Anleihen bei der Sprache der politischen Demagogie 
und der Werbung macht. Von -  selbstironischer -  Skepsis gegen jegli­
che Form  politischer Rhetorik zeugen jedenfalls die zahlreichen »Anti-Pa­
rolen« -  leere Slogans, Slogans ohne Botschaft: »Morgen verspreche ich 
ein besseres Transparent« -  »Das ist meine Parole« -  »Ob wir diese 
Parole tragen dürfen?« -  »Es ist nicht wichtig, was hier steht, wichtig ist, 
wozu es dient!« -  »Ich bin ein lebendes Transparent« -  »Bist Du hier­
hergekommen, um zu protestieren oder um das Transparent anzugaffen?!« 
-  »Diese Parole appelliert an niemanden!« -  »kleine parole, GROSSE 
PAROLE«.

Die »gesendeten« Botschaften sind auch getragen von einer starken 
Abneigung gegen den Nationalismus -  insbesondere in dessen populisti­
scher, »folkloristischer« Variante - , gegen isolationistische Politik, Xeno­
phobie und Haß. Diese Abneigung zeigt sich vor allem darin, daß all jene 
Formen und Themen der Kommunikation verworfen wurden, die bei den 
1988/89 organisierten Massenversammlungen eingesetzt wurden, um den 
neuen politischen Star, Slobodan Milosevic, zu unterstützen. Im U nter­
schied zu den damaligen »Meetings«, die von folkloristischen Topoi (Hel­
dentum, Kosovo, Rache, Verrat, Serbentum, Opfer, Gräber, Herdstatt) und 
Formen (alte Versmaße und Sprichwörter, archaischer Wortschatz und 
Syntax) dominiert waren, erscheinen im Protest 1996/97 Rückgriffe auf die 
folkloristische Tradition ausschließlich als Parodie: »Wer Student ist und 
dem Studentengeschlecht entstammt und nicht zur Schlacht auf dem Stu­
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dentenplatz kommt, der sei verdammt bis ins letzte G lied ...... Aus »Ser­
bien ist erwacht!«, vor zehn Jahren ein Hauptslogan des serbischen N atio­
nalismus, wurde »Serbien ist erwacht! Macht Kaffee!«. Den revoltierenden 
Bürgern von heute ist nicht einmal mehr die alte serbische Devise »Nur die 
Einigkeit rettet den Serben« heilig. Sie variierten sie zu der Parole »Nur der 
Spaziergang rettet den Serben«.

Die Aversion gegen populistischen Folklorismus betraf allerdings nicht 
den der Fußballfans. Er wurde, im Unterschied zu den Volksmusikschla­
gern, als integraler Bestandteil der städtischen Jugendkultur akzeptiert. 
Von den Sportfans wurde der populärste und am häufigsten zu hörende 
Slogan übernommen »Ajmo! Ajde! Svi u napad!« (Auf! Los! Zum A n­
griff!)- . . , . . . . .

Im Unterschied zu Milosevic’ organisierten populistischen Meetings -  
deren Zweck es war, politische Konzepte in einer »volkstümlichen Spra­
che« zu vermitteln, womit sie als volksnah dargestellt und legitimiert 
werden sollten -  wird in der symbolischen Kommunikation der jüngsten 
Proteste eine Art neue, urbane und für Einflüsse von außen offene politi­
sche Folklore gepflegt. Unter den Elementen, aus denen mit Hilfe der 
Technik der bricolage Botschaften und Parolen konstruiert wurden, fanden 
sich auch einige aus der Welt der Comics und Zeichentrickfilme: »He, 
Boss! Her mit dem Sieg!« -  hier wird zweifellos der Stil von Bugs Bunny 
imitiert. Auch die Schlümpfe steuerten zu den Belgrader Demonstrationen 
einen Helden bei: »Du hast ausgeschlumpft, Großer Schlumpf!«.

N icht nur in der Populärkultur suchten die Autoren der Slogans, vor 
allem die Studenten, nach Anregungen. O ft bediente man sich bei aner­
kannten Größen der Weltliteratur: Die Demokratie wurde auf den Belgra­
der Straßen mit Hilfe von Shelley, Dante (»Slobo, wir sehen uns wieder -  
im neunten Kreis. Dante«), Orwell und Kafka (»Ich bin nicht Kafka, doch 
ich spüre den Prozeß«) verteidigt.

Dieser Rückgriff auf kosmopolitische Popkultur und Weltliteratur ist 
eines der auffälligsten Merkmale, in denen sich die Sehnsucht der serbi­
schen Bürger und Studenten nach einem Ausbruch aus der bisherigen 
Isolation ausdrückt. Daß Serbien Europa, daß Belgrad die Welt ist, daß 
»wir« zivilisiert und demokratisch sind und auf friedliche Weise einem 
Diktator den Garaus machen und mit seiner Polizei fertig werden können, 
das war eine der wichtigsten Botschaften, die die Demonstranten unterein­
ander austauschten und an das Regime und die internationale Öffentlich­
keit richteten. Die wichtigste Parole der Studenten hatte weder das Regime, 
den Wahlbetrug oder Milosevic zum Gegenstand, noch bezog sie sich auf 
Widerstand, Demokratie oder Gerechtigkeit: Es war die Botschaft »Bel­
grad ist die Welt -  Beograd je svet«. Das war auf einem langen Transpa­
rent zu lesen, das die Studenten auf den »Spaziergängen« vorantrugen.
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Daß Belgrad die Welt ist, machten auch zahlreiche Nationalfahnen 
anderer Staaten deutlich, auch die Fahnen von ausländischen Automobil­
firmen (Ferrari, Fiat, Alfa Romeo, Opel) und von Fußballmannschaften 
(Inter Mailand), die gemeinsam mit serbischen Fahnen, vor allem in den 
ersten Wochen des Protestes, über den Köpfen der Demonstranten flatter­
ten. Vom Wunsch, die Zugehörigkeit zur übrigen Welt zu zeigen, zeugte 
auch eine Menge Transparente und Buttons in englischer Sprache: »So, 
Sloba must go!« -  »We are the champions!« -  »Game over!« -  »Stu- 
dents against the machine« -  »Slo be or not Slo be, that is the question!«.

Wie wichtig es den Demonstranten in Serbien war, daß das Bild einer 
massenhaften, aber friedlichen Rebellion gegen das Regime um die Welt 
geht, zeigte ihre große Enttäuschung, als die ausländischen Medien und 
Politiker mehr als zehn Tage benötigten, um sich für die Ereignisse in 
Serbien zu interessieren. Sofort entstanden Transparente, die den Arger 
über diese Indifferenz ausdrückten: »Europa, ich scheiße auf Deine Taub­
heit!« oder »Europa schläft, die Medien schweigen, Serbien erwacht ... 
Gott, hilf!«. Die gleichen Straßen-»medien« meldeten die Zufriedenheit 
und den Stolz, den die Bilder der Demonstration hervorriefen, als diese, 
begleitet von wohlwollenden Kommentaren, endlich in den Hauptnach­
richtensendungen in C N N  oder in den Schlagzeilen der Weltpresse auf­
tauchten und die ersten Solidaritätsbekundungen die Organisatoren des 
Protestes erreichten. Europa stellte sich nicht mehr taub gegenüber den 
serbischen Bürgern und Studenten, sondern lächelte ihnen zu -  und w ur­
de belohnt: »Studentischer Protest -  das Glück Europas« -  »Diesen 
Winter werden wir nicht frieren, das ganze Sonnensystem ist mit uns«.

Die tagtägliche und schnelle Reaktion auf bestimmte politische Schritte 
des Regimes, auf Kommentare der staatlichen Medien, Nachrichten aus 
dem Ausland, Stellungnahmen der Oppositionsführer und Studentenfüh­
rer wie auch auf einzelne Slogans und Parolen verlieh der Kommunikation 
auf der Straße den Charakter einer offenen Tribüne, eines großen Debat­
tierklubs. Daß die Demonstranten die Bezeichnung »Spaziergänger« so­
fort subversiv übernommen haben, wurde schon erwähnt. Als der Sende­
betrieb der unabhängigen Radiostation B92 vom Regime zeitweise aus 
angeblich technischen Gründen unterbrochen wurde, da »Wasser in ein 
Koaxialkabel eingedrungen« sei, tauchten am gleichen Abend auf den 
Straßen sofort Transparente auf mit Parolen wie »Es lebe das Untersee- 
B92« -  »Es lebe das Koaxialkabel«. Ähnliches passierte mit der Behaup­
tung des Regime-Funktionärs Dragan Tomic, die Demonstrationen hätten 
einen faschistoiden Charakter. Darauf wurde mit Transparenten geantwor­
tet, auf denen faschistoide Elemente nachgeahmt wurden: »Halt! Tomic« 
-  »Herr (deutsch im Original) Tomic, ich bin ein manipulierter faschistoi­
der Spaziergänger«. Die antideutschen Äußerungen der Regimepropagan­
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da wurden mit dem Slogan erwidert: »Ich hasse alles, was deutsch ist, bei 
meiner D-Mark!«. Wahrend der Demonstrationen hielt sich die Ehefrau 
von Milosevic in Indien auf, was auf einem Transparent folgendermaßen 
kommentiert wurde: »Bleib in Indien, dort sind alle Kühe heilig!«. Die 
steten Bemühungen der staatlichen Medien, die Zahl der Demonstranten 
auf eine »Handvoll« zu reduzieren, wirkten offensichtlich stimulierend auf 
die Schöpfer der Slogans: »Spielt nicht mit der Handvoll, sonst bekommt 
ihr den Mittelfinger« -  »Paß auf, daß die Handvoll nicht auf den Tisch 
haut«.

Als Milosevic mit der famosen »Lex specialis« an die Öffentlichkeit trat, 
die den Wahlerfolg anerkennen sollte, veranstalteten die Studenten am 
gleichen Abend an der philosophischen Fakultät ein »Programm specia­
lis«. U nd als er während der für ihn organisierten Sympathiekundgebung 
am 24. Dezember auf Zurufe aus der Masse »Slobo, wir lieben Dich«, mit 
»Ich liebe euch auch« antwortete, war dies eine Zeit lang die Grußformel 
der Demonstranten gegenüber dem Regime: »Wir lieben euch auch!«

Alle aktuellen Ereignisse wirkten inspirierend auf die Demonstranten. 
Alles, was dazu dienen konnte, das Regime lächerlich zu machen, wurde 
ausgeschlachtet, alles wurde »politisiert«. Auch die Sportereignisse. Die 
Niederlage Mike Tysons gegen Hollyfield inspirierte einen »Spaziergän­
ger« dazu, am nächsten Tag mit der Parole zu erscheinen: »Slobo-Tyson, 
dein Hollyfield erwartet Dich!«. Das Fußballspiel zwischen Spanien und 
Jugoslawien (2:0) wird in einem Transparent -  analog zur amtlichen 
»Korrektur« der Wahlergebnisse -  umgedeutet: »Spanien -  Jugosla­
wien 0:2 -  Das serbische Verfassungsgericht«. Am Welt-AIDS-Tag war­
fen die Studenten einen Haufen Präservative vor den Eingang des höchsten 
serbischen Gerichts und hinterließen vor dem Gebäude die Nachricht: 
»Präservative für die Feiglinge, Bürger schützt euch vor ihnen!«.

Die Demonstranten führten auch untereinander einen Slogan-Schlagab­
tausch. Das Transparent mit der Aufschrift »Slobo, zurück ins Loch Ness« 
wurde am nächsten Tag mit der Antwort gekontert: »Ihr müßt mir ja nicht 
alles unterjubeln. Loch Ness«. Auf ähnliche Weise wurde »Slobo = Sad­
dam«, ein schon während der 1992er Demonstrationen verbreiteter Slogan, 
erwidert: »Beleidigt Saddam nicht!«. Eines dieser Debattier-Transparente 
hatte sogar einen Adressaten: »Mitteilung an den Schöpfer der Parole 
>Besser eine Taube in der Hand, als ein Spatz auf dem Dach<...«. Es folgte 
eine Erklärung, daß die Illustration zu dieser Parole, die Statue von Me- 
strovic »Der Sieger«, die am Belgrader Zusammenfluß von Save und D o­
nau steht, nicht passe, da es sich bei dem Vogel, den die Figur in der Hand 
hält, um einen Falken und nicht um eine Taube handelt.

Unter den hunderten von Botschaften, die die Demonstranten in diesem 
Winter serbischer Unzufriedenheit der Öffentlichkeit, dem Regime oder
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der »Welt« übermittelten, gab es viele, deren politische Färbung oder 
Ausrichtung nicht auf Anhieb zu erkennen war, deren Sinn nicht ohne 
weiteres entschlüsselt werden konnte. Im übrigen ist der symbolischen 
Massenkommunikation immer eine gewisse Unbestimmtheit und Zwei­
deutigkeit eigen. Das ist anscheinend auch einigen Protestierenden bewußt 
gewesen, wie eine »hermeneutische« Parole bezeugt, die den Verstehens­
zusammenhang selbst thematisiert: »Uns kann man nicht beschreiben, uns 
muß man erleben. Die Studenten«. Doch neben der Ambivalenz, die an die 
N atur symbolischer Kommunikation gebunden ist, bestehen zwischen 
vielen Botschaften ganz gewöhnliche Unstimmigkeiten und W idersprü­
che, die zeigen, daß die bei den Demonstrationen versammelten Gegner 
Milosevics und Anhänger der Demokratie Menschen sind, die in anderen 
Fragen grundverschiedener Auffassung sind. Doch diese Unterschiede 
hielt man im Hintergrund, um der einzigen Gemeinsamkeit um so stärke­
ren Nachdruck verleihen zu können: der grundsätzlich demokratischen 
Ausrichtung und der Ablehnung des herrschenden Regimes. Das ist auch 
eine Erklärung dafür, daß zwei wesentliche politische Fragen -  das Koso­
vo-Problem und die Verantwortung Serbiens für den Krieg -  während 
des Protestes ausgeklammert wurden.

Die Aussparung des Kosovo und des Krieges verdeutlichen auch, wie 
sehr jener Teil der serbischen Gesellschaft, der mit den Demonstrationen 
ein neues, aufgeklärtes, demokratisches und europäisches Serbien einfor­
dert, in bezug auf diese Fragen unsicher wenn nicht gespalten ist. Beispiels­
weise wird in einem Flugblatt der Studenten (zitiert nach Republika vom 
Februar) der Krieg als »nationale Katastrophe« empfunden, da dieser mit 
dem »Verlust von Territorien« endete. Dem steht eine Parole gegenüber, 
in der Milosevic mit Den Haag gedroht wird: »Wir in die Demokratie, 
und Du, Brüderchen, wähle: Exil, Asyl, Haag«. Radikal entgegengesetzte 
Standpunkte zeigen sich auch in bezug auf die Kosovo-Frage. Bei einer der 
Kundgebungen folgten die Demonstranten der Aufforderung von Vuk 
Draskovic, eine Schweigeminute für den albanischen Lehrer Feriz Bljak- 
korij abzuhalten, der in einer Polizeistation im Kosovo zu Tode geprügelt 
worden war. Andere Demonstranten aber riefen den aus dem gesamten 
Land herbeigeschafften Polizeikräften zu »Geht doch aufs Kosovo!«.

Am Ende dieses Versuches, die symbolische Kommunikation der Pro­
teste in Serbien zu deuten, die Zeichen dieser »Handvoll« serbischer Bür­
ger und Studenten zu entziffern, werde ich wiederholen, was ich bei einer 
Meinungsumfrage auf die Frage geantwortet habe, was uns nach den 
Protesten erwartet. Meine Antwort lautete, daß der Karneval zu Ende geht, 
daß nun die allgemeine Solidarität der Rebellion gegen das herrschende 
Regime aufgekündigt und eine weniger euphorische und schwierigere 
Phase des Engagements für eine demokratische Entwicklung folgen wird.
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Es wird dies nicht die Suche nach der verlorenen mythischen nationalen 
Einheit sein, wie sie totalitäre Ordnungen feilbieten, eine Einheit, die 
gewöhnlich nach Schießpulver oder Thymian riecht oder nach beidem, 
sondern der Beginn von etwas weniger Verführerischem, etwas Prosaische­
rem, der Beginn demokratisch artikulierter Konflikte und politischer 
Kämpfe.

Ich schloß meine Antwort mit der Bemerkung: »Ich kann es kaum 
erwarten, endlich nicht mehr, wie in den vergangenen Wochen, jeden 
Idioten ertragen zu müssen, nur weil er gegen Milosevic ist«. Ich denke, 
daß ich damit auch diesen Text beschließen kann.

Aus dem Serbokroatischen von Nenad Stefanov
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Nenad Stefanov 
NACH DEM KARNEVAL 

Anmerkungen zu den Demonstrationen in Serbien

In der medialen Öffentlichkeit hat sich der Schrecken der Bilder vom Krieg 
in Bosnien in der bewährten Aneinanderreihung von Katastrophenrepor­
tagen aufgelöst. Unlängst brachte eine englische Boulevardzeitung auf der 
Titelseite ein Photo von verkohlten Autowracks mit der Schlagzeile »Like 
in Bosnia«; erst die nächste Zeile klärte darüber auf, daß es sich um einen 
Autounfall bei Liverpool handelte. Der Krieg ist zu einer Metapher gewor­
den, die weitere Erklärungen erübrigt. Man hat sich daran gewöhnt, im 
ehemaligen Jugoslawien eine Region zu sehen, die mit einer geheimnisvol­
len Regelmäßigkeit von barbarischen Stammesfehden heimgesucht wird. 
Diese ethnizistische Wahrnehmung zeigte sich zuletzt wieder bei der Krise 
in Albanien: Sofort wird nach ethnischen oder religiösen M ustern gesucht, 
die natürlich auch gefunden werden.

Vor diesem Hintergrund wundert es nicht, daß die mehr als drei Monate 
währenden Proteste in Belgrad und in anderen Städten Serbiens enthusia­
stisch begrüßt wurden als Gegenbild zur Borniertheit und Grobschläch- 
tigkeit der balkanischen Stämme. Nachdem sich die Pop-Prediger der 
Rockgruppe U2 mit Luciano Pavarotti zusammengetan hatten, um für 
Sarajevo und »gegen den Krieg« zu singen, folgte mit den jugendlich 
dynamischen Protesten in Belgrad die Fortsetzung und ein Happy End, 
wie es MTV nicht perfekter hätte inszenieren können.

Inwieweit die Demonstrationen in Belgrad und anderswo einen Ein­
schnitt in der Entwicklung seit dem Zerfall Jugoslawiens darstellen und ob 
sich darin die Möglichkeit einer demokratischen Veränderung der serbi­
schen Gesellschaft abzeichnet, zu diesen Fragen wollen die nächsten Seiten 
einige Denkanstöße geben. Zuvor sollen allerdings sowohl die Struktur der 
jugoslawischen bzw. serbischen Gesellschaft vor dem Krieg als auch die 
Veränderungen während des Krieges vergegenwärtigt werden, denn erst 
vor diesem Hintergrund ist zu beurteilen, inwieweit die politische Praxis 
der Proteste einen wesentlichen Bruch mit der Ideologie und den H err­
schaftsbedingungen des Regimes darstellt.

Bekanntlich sind Serbien und Montenegro die einzigen Republiken des 
ehemaligen Jugoslawien, in denen in der Umbruchphase seit 1989 die 
Kommunistische Partei an der Macht blieb. Innenpolitisch war allerdings



Nach dem Karneval 123

ein ganz anderer Eindruck vorherrschend, nämlich der eines tiefen Ein­
schnittes -  lange vor der Wende in den anderen Staaten Ost- und Südost­
europas. Mitte der achtziger Jahre, in einer Zeit großer sozialer Probleme 
und der Infragestellung der bisherigen Ordnung, erschien Slobodan Milo­
sevic auf der politischen Bühne Serbiens als Protagonist sozialer und 
politischer Reformen im Stile eines Michael Gorbatschow. Gegenüber der 
alten medienuntauglichen Funktionärsgarde verkörperte Milosevic den 
Typ eines modernen und engagierten Politikers mit Perspektive. Er profi­
lierte sich als Anwalt der immer größer werdenden Masse der Unzufriede­
nen in Serbien, um bald von einer »Bewegung« zu sprechen und schließlich 
von einer »antibürokratischen Revolution«. Indem er sich als Protagonist 
gesellschaftlicher Veränderungen gerierte, gelang es Milosevic und seiner 
innerhalb des serbischen Bundes der Kommunisten agierenden neuen 
Strömung, die angeschlagene Macht wieder zu festigen und die Partei zu 
»regenerieren«.1 Die alt-neue politische Elite nutzte die ambivalente Situa­
tion und Einstellung eines Großteiles der serbischen Gesellschaft für sich: 
Es herrschte Unzufriedenheit und ein ausgesprochenes Bedürfnis nach 
Veränderungen, gleichzeitig große Angst und Unsicherheit vor den Folgen 
einer Abdankung des paternalistischen Staates und einer wirtschaftlichen 
Öffnung. Milosevic besetzte die Schlagworte »Demokratisierung« und 
»Transparenz des Staates«, lange bevor überhaupt die Diskussion um ein 
Mehrparteiensystem begann, zugleich wurden solche Schlagworte zuneh­
mend in nationalistische Rhetorik gehüllt. Die Ungerechtigkeit gegen die 
Werktätigen wurde in Ungerechtigkeit gegen die serbischen Werktätigen, 
gegen die Gemeinschaft der Serben übersetzt und somit der einzelne der 
O bhut einer neuen übergreifenden Gemeinschaft unterstellt, die die bishe­
rige ablöst, deren symbolisches und mobilisatorisches Potential ohnehin 
schon verbraucht schien. Zu den zahlreichen politischen »Meetings« die 
Ende der achtziger Jahre von der neuen politischen Elite organisiert 
wurden, »kommen Arbeiter, die als Serben auseinandergehen« (Nebojsa 
Popov).

Die Probleme und Zukunftsängste des einzelnen, damit auch die Verant­
wortung für das eigene Handeln, waren fortan im Schicksal der serbischen 
Nation aufgehoben. Die Wirksamkeit und der Erfolg dieser scheinbaren 
Wende von 1987-1989 in Serbien lagen darin begründet, daß die überkom ­
menen realsozialistischen Gesellschaftsstrukturen, die Dominanz konfor­
mistischer Verhaltensmuster und kollektivistischer Organisationsformen 
unangetastet blieben.2 Die sog. »Antibürokratische Revolution« schrieb 
die Vorherrschaft des Kollektivs fort und festigte sie, in einer Phase, wo 
solche gesellschaftlichen Organisationsformen andernorts immer poröser 
und brüchiger wurden. So blieb der Bruch aus, der den Individuen endlich 
die Chance gegeben hätte, zu politischen Subjekten zu werden. Die Anzie­



124 Nenad Stefanov

hungskraft dieser Art von »Wende« lag darin, daß sie den Eindruck ent­
scheidender Veränderung vermittelt, doch mit dem Vertrauten nicht aufge­
räumt hat -  die vorgeblich schützende Gemeinschaft blieb weiterhin be­
stehen.

Auch das 1990 eingeführte Mehrparteiensystem bedeutete keinen Ein­
schnitt, es brachte keine Pluralisierung und Differenzierung politischer 
Interessen und Diskussionen mit sich. Im M ittelpunkt der Auseinander­
setzung mit den bisherigen Machthabern (die sich mittlerweile in »Soziali­
stische Partei Serbiens« umbenannt hatten) standen nicht die Demokrati­
sierung der serbischen Gesellschaft, die Rechte und Freiheiten der Indivi­
duen. Die wichtigsten unter den neuen Parteien, die Demokratische Partei 
(DS) und die Serbische Erneuerungsbewegung (SPO) sowie die Serbische 
Radikale Partei (SRS), versuchten, sich auf dem schon von der Sozialisti­
schen Partei besetzten Feld der nationalistischen Ideologie als die authen­
tischeren Träger nationaler Interessen zu profilieren.3 Die Referenzpunkte 
waren mit jenen der herrschenden Partei identisch, wenn nicht noch bor­
nierter: Volk, Nation und Territorium. Keine der neuen Parteien durch­
brach den Bannkreis kollektivistischer Kategorien, vielmehr gewann die 
herrschende politische Elite in ihnen zusätzliche Sprachrohre, die bestä­
tigten, daß es zur herrschenden kollektivistischen O rdnung keine Alter­
native gibt.

Ende März 1992 wurde die bis dahin größte Demonstration in Sarajevo 
gegen den drohenden Krieg in Bosnien-Herzegowina von einigen Scharf­
schützen Radovan Karadzic’ zusammengeschossen, was die Bürger in 
Serbien an ihren Bildschirmen live mitverfolgen konnten. Der Krieg in 
Bosnien und Kroatien bewirkte eine Verfestigung ethnischer Zuordnun­
gen bis in die letzte Nische des serbischen Alltagslebens hinein. Die Prak­
tiken der Vertreibung und Plünderung wurden von den politischen und 
militärischen Strukturen in Serbien mitermöglicht und mitbetrieben, und 
die entfesselte Gewalt wirkte auf die serbische Gesellschaft zurück. In der 
Sphäre der Öffentlichkeit und der Politik wurden der nationalistischen 
Mythologie immer größere Kompensationsleistungen abverlangt. Die Re­
duktion des gesellschaftlichen Lebens auf die Organisation des alltäglichen 
Überlebens wurde hingenommen, und die eigene Verantwortung für die 
desaströse Situation wurde verdrängt. Eine Wirklichkeit mit doppeltem 
Boden entstand: Auf der Oberfläche breitete sich eine fadenscheinige 
Normalität aus, und darunter wurden alle Erfahrungen und Erlebnisse 
versteckt, welche die Menschen mit der Realität des Krieges konfrontierten.

In diesem Krieg brach das moderne gesellschaftliche Gefüge, verkörpert 
im alten Jugoslawien, vollends zusammen und mit ihm die bestehenden 
Werte- und Orientierungssysteme. Als neue »Norm« etablierte sich im 
gesellschaftlichen Bewußtsein die Anomie des Krieges und der mit dem
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Krieg eskalierenden Korruption in der politischen und ökonomischen 
Sphäre. Von den Kriegsgewinnen zehrte ein nicht unbeträchtlicher Teil der 
serbischen Wirtschaft.4 Der Druck der nationalen Homogenisierung und 
der Einzug der Gewalt in die alltägliche Lebenswelt rückte alle Vorstellun­
gen von einer selbstbewußten Partizipation freier Bürger, von der Artiku­
lation subjektiver Interessen in einer ausdifferenzierten Gesellschaft in 
weite Ferne.

Obwohl das Konstrukt eines »groß-serbischen« Staates zusammengebro­
chen war und es hunderttausende von Flüchtlingen in Serbien selbst gab, 
gewann Slobodan Milosevic im November 1996 die Wahlen zum jugosla­
wischen Bundesparlament. Doch fanden seit Frühjahr 1996 immer häufi­
ger Streiks gegen die desaströse wirtschaftliche Situation statt. Die opposi­
tionellen Parteien, mit Ausnahme des Bürgerbundes, waren aus den oben 
genannten Gründen allerdings nicht in der Lage, dieser Unzufriedenheit 
eine politische Form zu geben.

Um  so überraschender erschien die Dynamik der Proteste gegen die 
Aberkennung des Wahlsiegs des Oppositionsbündnisses »Zajedno« bei 
den Kommunalwahlen. Bemerkenswert war die Tatsache, daß die Dem on­
strationen nicht auf Belgrad beschränkt blieben, sondern auch in vielen 
Städten der serbischen Provinz stattfanden. Ein neuer Protagonist betrat 
die politische Bühne, besser: schuf sich seine Bühne -  der Bürger. Das 
Selbstbewußsein der Demonstranten wuchs mit jedem Tag. Zum ersten 
Mal versagten die bisher so gut funktionierenden Mechanismen des Regi­
mes, jede Art von Widerstand schon im Ansatz zu brechen. In den ersten 
Wochen ignorierte man die Demonstrationen. Als dies offenkundig absurd 
wurde und die Zahl der Demonstranten dramatisch zunahm, verlegte man 
sich auf die althergebrachte Methode der Denunziation. Die Proteste 
wurden als terroristisch, als gegen die N ation gerichtet oder als faschistoide 
Cetnik-Bewegung apostrophiert. Doch die staatliche Medienpropaganda 
erwies sich als wirkungslos, und so organisierte das Regime Pro-Milose- 
vic-Kundgebungen, die im Vergleich zu den »Meetings« Ende der achtzi­
ger Jahre nicht hätten kläglicher ausfallen können; vor allem das gewaltsa­
me Vorgehen der Milosevic-Claqueure im Verbund mit der Geheimpolizei 
ließ die Zahl der Demonstranten nur wachsen.

Die Erfahrung, sich immer mehr Freiräume erkämpfen zu können, und 
seien sie nur symbolisch, ließ einen immer breiter werdenden Riß im bisher 
monolithischen gesellschaftlichen Gefüge Serbiens entstehen. Die Bürger 
eigneten sich durch ihre sogenannten »Spaziergänge« ihre Stadt erneut an, 
womit auch eine neue Form von Öffentlichkeit entstand, die nicht mehr 
vom Regime kontrolliert werden konnte. Die Motivation der Demonstra­
tionen ging weit über die Forderung nach der Anerkennung der Wähler­
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gebnisse hinaus. »Zajedno« war lediglich Initiator der Proteste, nicht deren 
Protagonist. Auf den Kundgebungen bündelten sich unvermittelt und 
diffus die negativen Erfahrungen, die ganze Unzufriedenheit und Wut der 
letzten Jahre. Doch hütete sich »Zajedno« davor, überhaupt eine Diskus­
sion zu initiieren, vor allem aus der Befürchtung heraus, seine eher tolerier­
te als akklamierte Führungsrolle einzubüßen (in der Koalition herrschte 
die gleiche Verwunderung über die Massivität der Proteste wie im Aus­
land.. .). So gerieten die täglichen Kundgebungen zunehmend zu Ritualen: 
Allabendlich versammelten sich die Menschen auf dem Platz der Republik, 
um nach den obligatorischen Reden der Koalitionsführer zum wesentli­
chen überzugehen, dem Spaziergang. Das Unbehagen am Regime und das 
starke Bedürfnis nach Veränderung blieb politisch weitgehend unartiku­
liert. Das gilt insbesondere für tiefer liegende Motive der Proteste, vor 
allem für die Frage nach der Verantwortung der serbischen Gesellschaft für 
den Eroberungskrieg in Bosnien.

Diese Tendenz wurde durch die ungebrochene Selbstwahrnehmung als 
O pfer verstärkt. Die offizielle Rhetorik hatte das serbische Volk als Opfer 
einer internationalen Verschwörung dargestellt (die ihren schärfsten Aus­
druck in den Sanktionen fand) wie auch als potentielles Opfer der Kroaten 
und Muslime, denen man aus diesem Grunde zuvorkommen mußte. Der 
Opferdiskurs wurde nun von einem Teil der Protestbewegung unter ande­
rem Vorzeichen fortgeführt: Die Bürger seien Opfer der skrupellosen und 
listigen politischen Strategie Milosevics, der sie mittels Medienmanipula­
tion jahrelang belügen und betrügen konnte. In dieser Wahrnehmung 
hatten die Demonstrationen vor allem die Funktion einer Katharsis. Sie 
erlaubten es dem serbischen Volk, erhobenen Hauptes aus seiner tiefen 
moralischen Krise hervorzugehen. Diese Verlagerung des Protestes auf die 
Ebene von Ehre und Moral, Wahrheit und Lüge hatte allerdings einen 
entpolitisierenden Effekt; sie war der Herausbildung eines rationalen, kri­
tischen und öffentlich geführten Diskurses nicht eben förderlich.

Natürlich gab es immer wieder Ansätze zu einem solchen Diskurs; es 
gab einzelne Diskussionsstränge, die aber unverbunden blieben. So sahen 
die Studenten in der Institutionalisierung demokratischer Verhältnisse 
auch eine Voraussetzung für die von ihnen geforderte Auseinandersetzung 
mit der nationalistischen Barbarei. Allerdings traten gleichzeitig entlasten­
de Erklärungsmuster wie die oben erwähnten auf den Plan. Besonders die 
These, Serbien sei seiner N atur nach eine traditional ausgerichtete und 
patriarchale Gesellschaft, trug dazu bei, die Kriegsproblematik weiterhin 
zu verdrängen. Zugleich wurden anachronistische Institutionen wie die 
serbisch-orthodoxe Kirche, die nach dieser Auffassung den »Besonderhei­
ten« der serbischen N ation gerecht werden, aufgewertet und ihnen eine 
tragende Rolle in der künftigen Gesellschaft zugeschrieben.
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Die Demonstrationen bezeichnen eine paradoxe Situation. Zum einen 
stellen sie tatsächlich eine Diskontinuität, einen Ausbruch aus der bisheri­
gen O rdnung dar, die von Apathie und Autoritarismus gekennzeichnet 
war. Die Demonstranten haben eine neue Dimension der Öffentlichkeit 
geschaffen, in der tatsächlich kommuniziert wird, im Gegensatz zu den 
starren Formen der staatlich organisierten »Meetings«. Für die »Spazier­
gänge« wurde das ganze Arsenal der Medien mobilisiert, vom Straßenthea­
ter über das westliche Fernsehen bis zum Internet. Allerdings beschränkte 
sich die Kommunikation, wie es Ivan Colovic in seinem Beitrag beschreibt, 
weitgehend auf ironische Selbstreferentialität. Das schützte die Bewegung 
zwar vor der Vereinnahmung durch populistische Ideologien, machte sie 
aber wehrlos gegen die auch hier durchbrechenden nationalistischen Vor­
urteilsmuster. Beides hielt sich in einem merkwürdigen Gleichgewicht. Die 
zum Ausbruch gekommene Energie, die sich am beeindruckendsten in der 
Kreativität des studentischen Protestes äußerte, wurde auf der Ebene poli­
tischer Selbstdarstellung und Forderungen nicht eingeholt. Vielmehr 
schienen die Akteure, und insbesondere die Studenten, vor den Herausfor­
derungen zurückzuschrecken, die die ihnen plötzlich zugefallene Macht 
bedeutete. Solange ihr auf der politischen Ebene nichts entgegengesetzt 
wird, ist die Macht der alten Interpretationsmuster und Stereotypen noch 
nicht wirklich gebrochen. Der deutlichste Beleg dafür ist, daß der Krieg im 
ehemaligen Jugoslawien und die Verantwortung der serbischen Gesell­
schaft bis heute kaum thematisiert werden.

Der vorliegende Versuch, die jüngsten Ereignisse in Serbien besser zu 
verstehen, soll den vielen Opferdiskursen keinen weiteren hinzufügen. Es 
geht nicht um eine deterministische Erzählung, die jegliche selbstbewußte 
politische Praxis angesichts einer übermächtigen autoritären Ordnung und 
einer kollektivistischen Ideologie von vorneherein zum Scheitern verur­
teilt und damit den Einzelnen von jeder Verantwortung entbindet. Wah­
rend des ganzen hier skizzierten Zeitraums blieb dem einzelnen immer ein 
gewisser Beurteilungs- und Entscheidungspielraum.5

Die Proteste selbst stehen für diese Freiheit. Gleichzeitig veranschau­
licht die nach dem Ende der Demonstrationen einsetzende politische Dis­
kussion, wie tiefgehend der Zerfall Jugoslawiens und der maßgeblich vom 
Belgrader Regime initiierte Krieg die serbische Gesellschaft verändert und 
beschädigt haben. Es ist bezeichnend, daß die stärkste Oppositionspartei 
(SPO), aber nicht nur sie, nun eine Debatte über die Wiedereinführung der 
Monarchie und die Stärkung der Rolle der Kirche in Gang gesetzt hat. Das 
während der Demonstrationen zum Ausdruck gekommene neue politische 
Selbstbewußtsein, der erwachende Bürgersinn, könnten bald schon den 
beiden vormodernen Institutionen par excellence, König und Kirche, 
preisgegeben werden.



128 Nenad Stefanov
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die Zukunft, Klagenfurt 1997.



Belgrad 1996/1997

(Foto: Zoran Drekalovic)



(Foto: Vladimir Milivojevic Bugi)



(Foto: Vladimir Milivojevic Bugi)



*

»Ziehen Sie den Slobo an!« (Foto: Drasko Gagovic)



(Foto: Zoran Ivanovic)



(Foto: Drasko Gagovic)



(Foto: Stojan Djordjevic)



(Foto: Drasko Gagovic)



137

Boris Buden
TRIUMPH DES KITSCHES 

Serbien im westlichen Blick

Nie selbst etwas erlebt. Immer auf Jagd 
nach der Authentizität anderer gewesen. 
Agentur Bilwet über Leni Riefenstahl

Der Engel neue Himmelfahrt

Madame Rafael, eine Gestalt aus Milan Kunderas Erzählung Die EngeJ hat 
aus einer Illustrierten eine Fotografie ausgeschnitten. Abgebildet sind Poli­
zisten in einer Reihe, die schwer bewaffnet für Strassenkämpfe bestens 
gerüstet sind. Vor ihnen tanzt eine Schar junger Menschen im Kreis. Auf 
der einen Seite, so Kundera, »die Polizei in ihrer unechten (auferlegten, 
befohlenen) Einheit der Reihe, auf der anderen die jungen Leute in ihrer 
wirklichen (aufrichtigen und organischen) Einheit des Kreises.« Frau Ra­
fael, eine Literaturprofessorin (irgendwo aus dem Westen), schwärmt 
schon ihr ganzes Leben davon, in einem solchen Kreis tanzen zu können. 
Anfangs suchte sie ihn »in der Methodistenkirche (...), dann in der kom ­
munistischen Partei, dann in einer trozkistischen Partei (...), dann im 
Kampf gegen die Abtreibung (...), dann im Kampf für die Legalisierung 
der Abtreibung (...), sie hat den Kreis bei den Marxisten gesucht, bei den 
Psychoanalytikern, bei den Strukturalisten, bei Lenin, im Zen-Buddhis­
mus, bei Mao Tse Tung, unter den Anhängern des Yoga, in der Schule des 
Nouveau roman, in Brechts Theater, im sogenannten Panik-Theater -  
und am Ende hatte sie sich gewünscht, wenigstens mit ihren Schülern zu 
einem Ganzen zu verschmelzen. Was bedeutete, daß sie diese stets zwang, 
dasselbe zu denken und zu sagen wie sie, um mit ihnen im selben Kreis und 
im selben Tanz ein Herz und eine Seele zu sein.«

Der Erzähler, Kundera, erinnert sich an die Zeit, als er selbst in einem 
Kreis tanzte. 1948 war das, in der Tschechoslowakei, mit den gerade an die 
Macht gekommenen Kommunisten. Und dann sagte er etwas falsches, 
wurde aus der Partei und aus dem Kreis ausgeschlossen. Bald danach, im 
Juni 1950 sah er wieder junge Menschen, die auf den Straßen in Prag im 
Kreis tanzten. Am Tag zuvor hatte man zwei Volksfeinde erhängt, eine 
Frau, Milada Horäkovä, die Abgeordente der sozialistischen Partei, und
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einen tschechischen Surrealisten, Zävis Kalandra. Die jungen Tschechen, 
betont Kundera, tanzten, obwohl sie davon wußten, sie tanzten noch 
leidenschaftlicher, weil ihr Tanz »die Manifestation ihrer Unschuld, ihrer 
Reinheit war, die sich strahlend abhob von der schwarzen Schuldhaftigkeit 
d e r  b e id e n  G e h ä n g te n « .

Bekanntlich hat Andre Breton in einem offenen Brief damals Paul 
Eluard aufgefordert, gegen das Prager Urteil zu protestieren: Er solle 
versuchen, den tschechischen Surrealisten zu retten (Kalandra war ein 
Freund von beiden). Eluard aber hatte es (auch öffentlich) abgelehnt, einem 
Volksverräter zu helfen. Kundera zitiert Eluards Verse von der Unschuld 
und der Liebe und zeichnet in einem Bild den französischen Dichter, wie 
er gemeinsam mit der tschechischen Jugend in einem immer schneller 
werdenden Tanz langsam vom Boden abhebt und über Prag schwebt... 
»und ich erkannte beklommenen Herzens, daß sie wie Vögel flogen, wäh­
rend ich fiel wie ein Stein«.

Am Ende der Erzählung hebt Madame Rafael ebenfalls vom Boden ab. 
Vor ihrer Klasse beginnt sie auf einmal zu tanzen, sie erreicht den so lange 
ersehnten Zustand der Einheit mit ihren Lieblingsschülerinnen -  sie 
heißen übrigens Michaela und Gabriela -  und fährt mit ihnen in den 
Himmel. Mit diesen beiden Bildern stellt Kundera das dar, was er unter 
Kitsch versteht. Ein Erlebnis wird zu Kitsch durch das Gefühl, daß man es 
mit der ganzen Menschheit teilt.

Kitsch ist eben die Form, in welcher »the society of organized innocen- 
ce«, wie die Amsterdamer Agentur Bilwet, eine Gruppe junger Medien­
theoretiker, die gegenwärtigen westlichen Gesellschaften nennt2, ihre Ein­
heit mit der Menschheit erlebt und dadurch auch ihr Verhältnis zum 
Anderen in der Welt organisiert. Im Kitsch der tatenlosen Solidarität mit 
den Opfern erschöpfte sich die Reaktion des Westens auf den jugoslawi­
schen Krieg.3

Ex-Jugoslawien war in der letzten Zeit mehrfach Gegenstand m erkwür­
diger Verklärungen. An der Drina suchte ein österreichischer Dichter nach 
dem wahren Leben, in Zagreb fand ein französischer Intellektueller die 
echte europäische Kultur, in Belgrad schließlich entdeckte das westliche 
Publikum den lebendigen Geist der Demokratie. Die folgenden Überle­
gungen fragen nach der Rolle, die der exjugoslawische Raum in der sym­
bolischen Ökonomie der westlichen Öffentlichkeit spielt.

Sehnsucht nach dem Authentischen:
Die Intellektuellen, die Medien und der Krieg

Die Medien haben vor dem Krieg in Jugoslawien versagt. Es ist ihnen, so 
die Agentur Bilwet, nicht gelungen, die Wirklichkeit des Krieges mit der
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Wirklichkeit der Zuschauer in Verbindung zu bringen: »Alle Menschen, 
die noch so etwas wie ein Informationsbedürfnis meinten haben zu müs­
sen, zogen den einzig möglichen Schluß aus der totalen Niederlage der 
Medien: Sie gingen hin, um es mit eigenen Augen zu sehen.«4

Es gibt eine Spezies von Augenzeugen, die den Wunsch nach authenti­
scher, unvermittelter, außermedialer Realität in seiner reinsten Form ver­
körpert -  die engagierten Intellektuellen. Es war Peter Handke, der nach 
Serbien ging, um sich dort mit eigenen Augen der Wirklichkeit zu versi­
chern. Sein Reisebericht Gerechtigkeit fü r  Serbien5 läßt sich auch als der 
Versuch verstehen, einen exit to realityb zu inszenieren. Zur Rechtfertigung 
seines Vorhabens schickt Handke eine Medienkritik voraus, eine Kritik der 
Kriegsberichterstattung. Fast alle Bilder und Berichte seien von der einen 
Seite der Front, und sind sie auch einmal von der anderen, erschienen sie 
dem Autor »... als bloße Spiegelungen der üblichen, eingespielten Blick­
seiten -  als Verspiegelungen in unseren Sehzellen selber, und jedenfalls 
nicht als Augenzeugenschaft. Es drängte mich hinter den Spiegel.«7 Der 
eigentliche Gegenstand der Kritik sind aber die Medien selbst: »Denn was 
weiß man, wo eine Beteiligung beinah immer nur eine (Fern-)Sehbeteili- 
gung ist? Was weiß man, wo man vor lauter Vernetzung und Online nur 
Wissensbesitz hat, ohne jenes tatsächliche Wissen, welches allein durch 
Lernen, Schauen und Lernen, entstehen kann? Was weiß der, der statt der 
Sache einzig deren Bild zu Gesicht bekommt, oder, wie in den Fernseh­
nachrichten, ein Kürzel von einem Bild, oder, wie in der Netzwelt, ein 
Kürzel von einem Kürzel?«8 Zurück zu den Sachen selbst, so lautet das 
medienkritische Programm, und zwar durch »Augenzeugenschaft«. Die 
Entwicklung der Medien ist hier als ein Sich-entfernen von den Sachen 
verstanden, eine Rückwärtsbewegung: von der Sache zu deren Bild zu 
einem Kürzel des Bildes (Fernsehen), und am Ende, am weitesten von der 
Sache entfernt, ein Kürzel dieses Kürzels in der Welt des Internet. Wenn 
sich schließlich dort, wo die Medien präsent sind, die Wirklichkeit ändert, 
indem sie sich den Medien anpaßt, dann wird diese Medienwirklichkeit zur 
leeren Pose, sie ist gestellt. Den Fotos ist zum Beispiel nicht zu trauen, weil 
sie »sorgfältig kadriert, ausgeklügelt sind«.9

Was aber treibt den Schriftsteller hinter den Spiegel, was ruft bei ihm 
diesen Zweifel an den Medien hervor? Ein Störfaktor. Handke: »Wo war 
der die Realitäten verschiebende, oder sie wie bloße Kulissen schiebende, 
Parasit: in den Nachrichten selber oder im Bewußtsein des Adressaten?« 
Und einige Seiten weiter antwortet er: »...der Parasit ist in meinem 
Auge.«10

Was findet Handke nun hinter dem Spiegel, jenseits der Medien -  in 
der Wirklichkeit? Er beschreibt einen M arkt in Serbien und kommt zu dem 
Schluß: »Was aber von solchem Marktleben, (...) am eindrücklichsten



140 Boris Buden

haften blieb, das war, (...) eine Lebendigkeit, etwas Heiteres, Leichtes, wie 
Beschwingtes an dem (...) Vorgang von Kaufen und Verkaufen. (...) Von 
dem Wust, Muff und der Zwanghaftigkeit der bloßen Geschäftemacherei- 
en hob sich da (...) etwas wie eine ursprüngliche und, ja, volkstümliche 
Handelslust ab.«11 Der Dichter gräbt in der Wirklichkeit der jugoslawi­
schen Kriegszone jene Schicht des ursprünglichen Lebens aus, die anders­
wo zugeschüttet ist. Eine so kostbare Quelle muß geschützt und bewahrt 
werden: »Und ich erwischte mich dann sogar bei dem Wunsch, die Abge- 
schnittenheit des Landes -  nein, nicht der Krieg -  möge andauern; 
möge andauern die Unzugänglichkeit der westlichen oder sonstweichen 
Waren- und M onopolwelt.«12 Hier gilt noch eine unverdorbene, »kristal­
lische Alltagswirklichkeit«. Ja, diesem Reservat des authentischen Lebens 
wird ein heilender Einfluß auf den Rest der verdorbenen Welt zugeschrie­
ben. »... vor dem Verlassen der Hauptstadt wurde es Zeit zum ersten 
Tanken in diesem, laut Volksmund, >Land mit den meisten Tankstellen auf 
der Welt< -  in Gestalt der Kanister- und Flaschenanbieter dichtauf am 
Rand der Ausfallstraßen. Und auch bei all den Treibstoffkäufen danach hat 
sich mein erster Eindruck dort erhalten, daß die grünrotgrüne dicke Flüs­
sigkeit, wie sie in der Tat ja auch war: etwas ziemlich Seltenes, eine Kost­
barkeit, ein Bodenschatz -  und wieder hatte ich gar nichts einzuwenden 
gegen meine Wunschvorstellung, solch eine Art Tanken möge lang noch so 
weitergehandhabt werden, und vielleicht sogar übergehen auf anderer 
Herren Länder.«13

Die Wirklichkeit, die Handke durch seine kulturkritisch motivierte 
Umgehung der Medien erreicht hat, ist nichts anderes als die phantasmati­
sche Konstruktion eines reality parks'l\  der als Gegenbild zur westlichen 
Dekadenz dienen soll.

Das Engagement von Peter Handke unterscheidet sich in seinem Wesen 
kaum von jener intellektuellen Intervention in die Wirklichkeit des jugo­
slawischen Krieges, die Alain Finkielkraut unter der Parole »Gerechtigkeit 
für Kroatien« im Herbst 1991 eingeleitet hat. Der französische Philosoph 
und Schriftsteller engagierte sich auf der kroatischen Seite erst, nachdem er 
den Krieg unter einem ursprünglichen, sozusagen metahistorischen Para­
digma interpretiert hatte: D ort wo die europäische Öffentlichkeit in der 
Kakophonie der Informationen wie gelähmt auf das Chaos starrte, sah er 
plötzlich, jenseits aller Politik und Ideologie, eine Urszene: Ein Täter ist 
auf sein Opfer losgegangen, die bis an die Zähne bewaffneten Serben haben 
die hilflosen, friedlichen Kroaten angegriffen. Jetzt war die schwierige 
Frage des Engagements auf der richtigen Seite kinderleicht zu beantwor­
ten.

Alain Finkielkraut wurde von den Kroaten zu ihrem Lord Byron er­
klärt. Wie dieser seinerzeit dem griechischen Volke in seinem Unabhängig­
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keitskampf gegen die Türken beistand, so unterstützt heute jener ein 
europäisches Volk in der Verteidigung seiner kulturellen Identität gegen 
barbarische Eroberer. Daß der Krieg am besten als Kulturkampf zu erklä­
ren sei, darauf haben sich sowohl die Akteure als auch die engagierten 
Intellektuellen geeinigt. In einem Interview sagte Finkielkraut offen: »Eu­
ropa erkennt, daß sich die Serben wie Barbaren benehmen, aber es denkt 
nicht darüber nach, warum das so ist. Europa will nicht wissen, daß 
Slowenen des Germanismus und Kroaten des Latinismus bezichtigt wer­
den und daß dieser Germanismus und Latinismus in den Augen ihrer 
Feinde als Verrat der slawischen Sache erscheint. All das, der ganze kultu­
relle Hintergrund des Konflikts ist von oben herunter ignoriert worden.«15

In einer improvisierten Vorbemerkung zu seiner im Dezember 1991 im 
Rektorat der Zagreber Universität vorgetragenen Rede erzählte Finkiel­
kraut, wie er in Kroatien einige Intellektuelle getroffen habe, darunter 
einen Maler und einen Dichter, und im Gespräch mit ihnen die »europäi­
sche Seele« berührt habe. Malerei und Dichtung seien hier ein Teil der 
Alltagskultur des Landes, und damit sei Zagreb, neben Prag, einer der 
seltenen Orte, an dem diese europäische Seele in ihrer authentischen Form 
überlebt habe.

Die Urszene eines von jeder Geschichtlichkeit, von jeder kulturellen 
bzw. politischen Bedingtheit ungetrübten Täter-Opfer Verhältnisses16 
dient hier als ultima ratio eines intellektuellen Engagements, das ein Effekt 
des westlichen, vorübergehend in die Kriegszone verlegten Kulturkampfes 
ist, das sich also nicht auf den wirklichen Krieg mit seinen Opfern und 
Tätern einläßt. Die blutige Dornenkrone auf der Stirn des kroatischen 
Märtyrers hat Finkielkraut erst erkannt, als er sie gegen das Lorbeerkränz­
chen des Dichters austauschte. Das Chaos des jugoslawischen Krieges, das 
die Medien nie durchschaut und in das sie sich selbst verwickelt haben, hat 
erst einen Sinn bekommen, als im Golgatha des Krieges der authentische 
europäische Parnaß erblickt wurde.17

Das wahre intellektuelle Engagement gilt für Finkielkraut -  wie für 
Handke -  nicht einer fremden Wirklichkeit, die zu erkennen und zu 
verändern wäre, sondern dem eigenen gesellschaftlichen Kontext, der als 
Schauplatz eines entscheidenden Kulturkampfes verstanden wird. Das 
authentische Europa soll gerettet werden -  vor seiner eigenen Dekadenz. 
Und nichts trägt in den Augen der engagierten Intellektuellen so sehr zum 
Verfall der europäischen Werte bei wie die modernen Medien. Sie sind es, 
die die Menschen ihrer Authentizität berauben. Der entwurzelte (und 
verkabelte) dekadente Europäer versteht nicht mehr, daß es noch die 
»Eingeborenen« gibt, die sich einer »Geschichte, einem Boden, einer Ge­
meinschaft verbunden fühlen«.18

In seiner scharfen Kritik an Susan Sontags Engagement in Bosnien19
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wirft Jean Baudrillard der New Yorker Intellektuellen vor, nach Sarajevo 
gekommen zu sein, um ihren westlichen Realitätsverlust zu kompensieren. 
Was dem Westen am meisten fehle, sei eben Wirklichkeit, und die besorge 
sich die Sontag in Sarajevo als in einer Art blutigem Realitätspark. Das 
Schlimmste, was sie sich als Protagonistin des Westens zuschulden kom ­
men ließ, sei ihre herablassende Haltung und völlige Fehleinschätzung der 
Kräfteverhältnisse: »Sie nämlich sind die Starken und wir sind die Schwa­
chen, die wir dort in Bosnien ein Heilmittel gegen unsere Kraftlosigkeit 
und unseren Realitätsverlust suchen.«20

Wie bei Handke wird der dekadente Westen der vitalen Kriegszone 
gegenübergestellt. U nd wiederum sind es die Medien, denen es nicht 
gelungen ist, die Wirklichkeit des authentischen Lebens zu erfassen -  im 
Gegenteil. Sarajevo ist für Baudrillard eine hyperreale Hölle, ein sinnloser, 
das heißt außergeschichtlicher Platz. Susan Sontag theatralisiert und insze­
niert diese Situation für das Theater der westlichen Werte, zu denen auch 
die Solidarität gehört. Baudrillard gesteht ihr nur eines zu -  daß sie, durch 
ihre Aktion (und durch das Theater als Kulturmedium) dort weitermacht, 
wo die Medien gescheitert sind -  nämlich die Wirklichkeit des Krieges 
mit der Wirklichkeit des westlichen Lebens in Verbindung zu setzen.

N icht nur die Medien sind in ihrem Versuch gescheitert, die Ereignisse 
am Balkan zu erfassen. Gescheitert sind auch die Intellektuellen mit ihrem 
Vorhaben, im Außermedialen zu rekonstruieren, was den Medien abhan­
den gekommen ist. Die Sehnsucht nach dem Außermedialen ist ein Sym­
ptom  des intellektuellen Unbehagens an den Medien und an der postm o­
dernen Welt, in welcher die Intellektuellen ihre alte Rolle für immer 
verloren haben.

Späte Liebe: Die Demonstrationen in Belgrad

Bei allen, die intellektuell einigermaßen sensibel sind, mußte die Art und 
Weise, wie die westliche Öffentlichkeit auf die Belgrader Demonstrationen 
1996/97 reagiert hat, tiefes Unbehagen hervorrufen. Was für eine »Schub­
umkehr«! Seit Jahren hatte man auf das balkanische Schlachthaus herun­
tergeschaut als auf eine hoffnungslose Mißgeburt der Zivilisation. Mit 
Sprüchen wie »alles Tiere, die reinsten Barbaren« (Jacques Chirac) oder 
»alles Kannibalen« (ein Vertreter des Foreign Office)21 -  gaben Politiker 
Leitmotive vor, die von den Medien bereitwillig aufgegriffen wurden. Die 
Verachtung traf vor allem diejenigen, denen man die Hauptschuld am 
Krieg zuschrieb, -  die Serben. Es schien, als würden sie ihr Stigma der 
bad guys nie wieder loswerden.

N ur zögernd ließen sich hier und da Stimmen vernehmen, die Skepsis 
gegenüber diesem simplifizierten Bild anmeldeten und es durch medien­
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kritische Analysen störten. Dem Gruppenbild der Kriegsparteien mit ser­
bischem Verbrecher im Vordergrund, das Messer zwischen den Zähnen, 
konnte dies aber nichts anhaben. Es schien ein für allemal in die Köpfe 
eingebrannt.

U nd dann die Demonstrationen in Belgrad und anderen Städten Ser­
biens. Uber Nacht ändert sich der Ton in den Medien: »Das ist seltsam. 
Denn was wir jetzt in Belgrad erleben, ist fast ein Wunder. Kaum vom 
Fieber des Nationalismus genesen, (...) erhebt sich das Volk plötzlich 
kraftvoll gegen den Tyrannen.«22 Statt kalter, verachtungsvoller Distan­
ziertheit auf einmal warme, sich einfühlende und identifizierende Begeiste­
rung. Man denkt, endlich verstanden zu haben, worum es auf dem Balkan 
geht: »Es geht schlicht und einfach um Freiheit und Demokratie. (...) Die 
Demonstrationszüge der Serben -  im nationalen Klischee kriegslüsterne 
Primitivlinge und balkanesische Barbaren -  bewegen sich nicht anders als 
Demonstrationen in Paris, Prag, New York oder London. Die kulturellen 
und historischen Spezifika, mit denen Heerscharen von Wissenschaftlern 
und Kommentatoren die Aggressivität der Serben im Krieg erklärten, 
scheinen wie weggeblasen zu sein.«23

Wie war das möglich? Wie kam es zu diesem plötzlichen Umschwung 
von barbarischer Verfinsterung zum Licht der modernen demokratischen 
Kultur? Ein Umstand ist hier von besonderer Bedeutung: Das Wunder 
geschah vor allem für die und in den westlichen Medien; es war eine Sache 
der westlichen Zuschauer, die die Ereignisse auf dem Balkan von außen 
beobachteten.

Mit dieser Konstellation hat sich der slowenische Philosoph Rado Riha 
auseinandergesetzt24, und zwar ausgehend von der Interpretation des 
zweiten Abschnitts des Streits der Fakultäten von Immanuel Kant, in 
welchem das Phänomen der Geschichtlichkeit an den Prozeß der Media­
tion geknüpft wird: Zur Wahrheit eines geschichtlichen Ereignisses gehö­
ren demnach nicht nur die Handelnden, die sich mitten im Geschehen 
befinden, sondern auch die Außenstehenden, die das Ereignis passiv beob­
achten. Denn für Kant erlangt ein Ereignis den Charakter des Geschichtli­
chen dadurch, daß in ihm »das Fortschreiten zum Besseren« erkannt wird, 
und zwar nicht im individuellen Sinne, sondern im Sinne einer »Tendenz 
des menschlichen Geschlechts im ganzen«.25 Aus einer »Begebenheit«, 
wird dann, wie Kant sagt, ein »Geschichtszeichen«. Ob dies aber geschieht, 
liegt nicht an den Taten oder Untaten der Akteure, durch die »gleich als 
durch Zauberei, alte glänzende Staatsgebäude verschwinden, und andere 
an deren statt, wie aus den Tiefen der Erde, hervorkommen. Nein: nichts 
von alledem. Es ist bloß die Denkungsart der Zuschauer, welche sich bei 
diesem Spiele großer Umwandlungen öffentlich verrät«. Die Reaktion des 
Publikums ist das, was über die geschichtliche Wahrheit eines Ereignisses
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entscheidet, und zwar die in allgemeiner Sympathie ausgedrückte Partei­
lichkeit -  jene »Teilnehmung dem Wunsche nach, die nahe an Enthusias­
mus grenzt«. Für Kant war es die französische Revolution, die bei den 
Zuschauern eine solche Begeisterung hervorgerufen hat. Heute, am Ende 
des zwanzigsten Jahrhunderts, sind es die Ereignisse, die das Ende des 
Kommunismus markieren: Vom Fall der Berliner Mauer über die »Samtene 
Revolution« in Prag bis zu den blutigen Geschehnissen in Rumänien -  
das westliche Publikum brachte all diesen Begebenheiten Sympathie ent­
gegen und spendete reichlich Beifall.

Anders jedoch beim Zerfall Jugoslawiens und dem darauf folgenden 
Krieg. Hier war keine Sympathie zu spüren, nichts war zu finden, mit dem 
das »äußere zuschauende Publikum« sympathisieren konnte, kein »Fort­
schreiten zum Besseren« als »Tendenz des menschlichen Geschlechts im 
ganzen« den Ereignissen zu entnehmen. U nd dementsprechend kein En­
thusiasmus bei den Zuschauern, ihre Gemüter blieben kalt.26

Was das westliche Publikum an 1989 so begeistert hatte, war allerdings 
nicht einfach die »Rückkehr« der Osteuropäer zu den im Westen bereits 
verwirklichten Idealen der Demokratie. So naiv ist es nicht -  die Mängel 
des liberal-demokratischen Systems sind ihm wohlbekannt, und es unter­
hält ihm gegenüber ein eher nüchternes Verhältnis, oft sogar eine ironische 
oder zynische Haltung. Das wahre Objekt des Enthusiasmus war vielmehr 
»... eine unterstellte vorbehaltlose Faszination der osteuropäischen Akteu­
re durch die westliche Demokratie, ihr naiver, sozusagen blinder Glauben 
an sie.«27

U nd genau dieses Moment fehlte im Falle Jugoslawiens. Dem Handeln 
der dortigen Akteure war keine solche Faszination zu entnehmen. Es 
schien, als werde das Drama des Zerfalls des kommunistischen Jugoslawien 
nach eigenen Regeln gespielt, ohne Rücksicht auf die Reaktionen des 
(westlichen) Publikums. Die Hauptdarsteller auf der Bühne der Geschich­
te setzten ihr Spiel auch dann noch fort, als die westlichen Buh-Rufe schon 
sehr laut geworden waren, bis es dann zu einem offenen Zwiespalt in der 
Wahrnehmung der Ereignisse gekommen ist. Der begriffliche Ausdruck 
dieses Zwiespaltes hieß Nationalismus. Was in den Augen der westlichen 
Medien zur realen Triebkraft hinter jeder politischen Handlung im ehema­
ligen Jugoslawien wurde, war für die Akteure selbst zunächst kein Prob­
lem. Sie haben ihren Nationalismus als ihr gutes demokratisches Recht 
betrachtet. Der Westen sah in seinem Ausbruch -  verständlicherweise -  
eine gefährliche Bedrohung für die Errungenschaften der liberalen Demo­
kratie.

Den Ereignissen, die den Zerfall Jugoslawiens begleitet haben, war also 
kein Geschichtszeichen zu entnehmen. Es ist dort nichts passiert, an dem 
die westlichen Medien (als jener Blick des Kantischen Zuschauers) »ihrem
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Wunsch nach« hätten teilnehmen können. Im Falle der Belgrader Dem on­
strationen hingegen war dieser Wunsch da. Der Nationalismus als H aupt­
störfaktor ließ sich relativ schnell ausschalten: »Aber die jetzigen Anti-Mi- 
losevic-Demonstranten, vor allem die Studenten, treibt nicht Chauvinis­
mus auf die Sraße. Als im Dezember westliche Medien sie als nationali­
stisch denunzierten, reagierten die Hochschüler schnell: Die serbischen 
Fahnen, die zuweilen mitgetragen wurden, verschwanden, und es tauchten 
ebenso US- und EU-Flaggen in den Demonstrationszügen auf wie Emble­
me anderer europäischer Länder.«28 Die Belgrader Studenten lernten er­
staunlich schnell. Blitzartig wechselten sie ihre Embleme dem Wunsche der 
westlichen Medien entsprechend. Jeder mögliche Störfaktor wird vor dem 
medialen Blick des Westens sofort entfernt. Man ist von der Lernfähigkeit 
der Studenten einfach begeistert. Sie sind »... gelehrige Schüler westlicher 
PR-Methoden. (...) Sie surfen im Internet, kommunizieren mit BBC und 
der N ew  York Times, schicken Faxe an Jelzin und Clinton. Eine »wunder­
bare Schule< nennt der Soziologe Aleksa Djilas diese pro-westliche Multi- 
media-Bewegung.«29

Endlich konnte man sich mit den Serben vorbehaltlos identifizieren. 
Und zwar deshalb, weil man in der serbischen Gegenwart seine eigene 
ruhmhafte Vergangenheit wiedererkennt. In Belgrad ist heute alles »wie 
damals bei uns«: »Der »Protest 96< ist Serbiens 68er-Bewegung.«30; »Es ist 
eine verspätete Revolution, die wie eine Kombination aus 1968 und 1989 
aussieht, eine dezidiert pro-westliche Bewegung...«31. »Wie damals in 
Leipzig« betitelte die Süddeutsche Zeitung ihren Bericht über den Besuch 
einer Ex-DDR-Bürgerrechtlerin bei der Belgrader »Spaß-Demonstra­
tion«: »Schon reicht jemand Marianne Birthler, die einst half, die D D R aus 
den Angeln zu heben, ein M ikrophon. Sie atmet kurz durch und sagt, 
»Beharrlichkeit, Mut, Solidarität und Phantasie< könnten Berge versetzen. 
Auch in der D D R habe im Mai 1989 alles mit den Protesten gegen die 
gefälschten Kommunalwahl-Ergebnisse begonnen. Ein halbes Jahr später 
sei die Berliner Mauer gefallen. Die Botschaft kommt gut an. Nach dem 
Auftritt gibt es langen Beifall für Birthler und ihre Freunde. Eine Frau 
kauft schnell einen Strauß gelber Mimosen und drückt sie der Berlinerin in 
den Arm.«32

Mit diesen gelben Mimosen fing die Liebe endlich an. Mit ihnen haben 
sich die Serben zu Europa bekannt und sind gleichzeitig von diesem 
Europa als Europäer anerkannt worden. Auf diese Weise wurden nicht nur 
die Serben als Nation, sondern auch der Zerfall Jugoslawiens symbolisch 
in die europäische Geschichte reintegriert und dort dem Kapitel »Die 
demokratische Revolutionen von 1989« als Postscriptum einverleibt.

Die enthusiastische Identifikation der westlichen Medien mit den Bel­
grader Demonstrationen entwickelte eine eigene Dynamik, die in der
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durch die Medien konstruierten Wirklichkeit gefangen bleibt. Im Dezem­
ber 1996 veröffentlichte die N ew  York Times einen Artikel ihres Europa­
korrespondenten Chris Hedges, in dem er behauptete, die Studentenbewe­
gung sei »von radikalen serbischen Nationalisten« dominiert. Diese Be­
hauptung könnten angesehene serbische oppositionelle Kreise belegen, die 
nie einen Kompromiß mit den serbischen Nationalisten eingegangen sind. 
Eher nüchtern sehen sie in den Belgrader Demonstrationen keinen quali­
tativen Sprung im politischen Bewußtsein der Massen, sondern nur einen 
Ausbruch der Frustrationen, der endlich die allgegenwärtige Angst über­
wunden hat.33 Aber es ist diesen Stimmen nicht gelungen, sich in der 
Öffentlichkeit, insbesondere in der westlichen, Gehör zu verschaffen. Statt 
hinzuhören, produzieren die westlichen Medien lieber ihre eigene Augen­
zeugenschaft. Ein Korrespondent der Weltwoche war am Tatort: »Tatsäch­
lich bin auch ich bei all meinen Gesprächen nie auf unangenehme chauvi­
nistische Töne gestoßen. Ihre Graffiti sind anderer Natur, wie etwa: >Selbst 
Blondinen haben gemerkt, daß es so nicht weitergehen kann.<«34

Es hätte keinen Sinn, in der Medienwirklichkeit weiter nach dem primi­
tiven, blutdürstigen serbischen Chauvinismus zu suchen. Er wohnt nicht 
mehr dort. An seinem Platz findet man nur noch global verständliche 
Stereotypen. So beruhigt, kann der westliche Augenzeuge aus Belgrad die 
erfreuliche Nachricht schicken: »Selbst die Serben haben gemerkt, daß es 
so nicht weiter gehen kann.«
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PERSPEKTIVEN DER SOZIALARBEIT 
Ein Streitgespräch5 zwischen Kurt Biedenkopf, 

Brigitte Ederer und Joschka Fischer

»... wir brauchen in Europa die Kunst der institutioneilen Revolution.« 
Globalisierung und soziale Frage

Sperl: An Sie, H err Biedenkopf geht die erste Frage: Globalisierung ist 
heute ein Modethema, alle reden davon. Wird mit dem Begriff nicht auch 
etwas bemäntelt -  eine neue Profitsucht, die bisher bewährte Regeln 
untergräbt? Und gefährdet dies nicht auch etwas, das über die letzten 
Jahrzehnte aufgebaut wurde, nämlich die soziale Marktwirtschaft? Brau­
chen wir eine neue Art von Wirtschaft oder brauchen wir nur eine Reform 
der sozialen Marktwirtschaft?

Biedenkopf: Ihre Frage enthält eine ganze Reihe von Unterstellungen, die 
ich mir, indem ich antworte, nicht zu eigen mache. Denn ich bin nicht der 
Meinung, daß mit der Diskussion über die Globalisierung irgendetwas 
bemäntelt wird, ich kann in diesem Zusammenhang auch keine neue Pro­
fitsucht erkennen. Allerdings ist das, glaube ich, für die Frage, die Sie 
gestellt haben, nicht unmittelbar von Relevanz. Wenn die soziale M arkt­
wirtschaft, so wie sie in den 60er Jahren konzipiert wurde als Antwort auf 
das soziale Defizit der freien Marktwirtschaft, wiederhergestellt werden 
könnte, dann hätten wir einen wesentlichen Teil unserer Reformaufgabe 
schon erledigt. Die damalige soziale Marktwirtschaft, also das damalige 
Verhältnis von marktwirtschaftlichem Prozeß und sozialem Aufwand, war 
aber ganz anders als heute. Der soziale Aufwand ist seitdem relativ zum 
Bruttoinlandsprodukt stärker gestiegen, so daß der Sozialanteil heute rund 
ein Drittel des BIP umfaßt. Und hinter diesem Prozeß verbirgt sich eine 
Fülle von Umverteilungsprozessen, die mit der sozialen Marktwirtschaft 
eigentlich nichts mehr zu tun haben.

* Gemeinsam mit der österreichischen Tageszeitung Der Standard veranstaltet Transit -Euro­
päische Revue seit 1994 die Reihe der Transit-Diskussionen. Am 19. Dezember 1996 trafen sich 
auf Einladung von Gerfried Sperl, Chefredakteur des Standard, und von Krzysztof Michalski, 
Herausgeber von Transit, in Bonn der sächsische Ministerpräsident Kurt Biedenkopf, die 
damalige Bundesgeschäftsführerin der SPO Brigitte Ederer (heute Finanzstadträtin von Wien) 
und Joschka Fischer, Sprecher der Fraktion Bündnis90/Die Grünen, um über aktuelle Fragen 
der Sozialpolitik zu diskutieren (vgl. auch die Beiträge von Biedenkopf und Fischer in Transit 
sowie insbesondere Transit 12 über die »Zukunft des Wohlfahrtsstaats«), Die Gesprächslei­
tung hatte Gerfried Sperl.
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Sperl: Aber sie hat als Rahmen eigentlich immer gehalten.

Biedenkopf: Daß wir heute über die Krise des Sozialstaates diskutieren, hat 
ja damit zu tun, daß der Rahmen im Grunde gesprengt worden ist. So hat, 
zumindest aus der Sicht derer, die sich, wie ich, von Anfang an mit der 
Entwicklung der sozialen Marktwirtschaft befaßt haben, ein Stück Ver­
staatlichung der Caritas stattgefunden. Schon Vorjahren habe ich bemerkt, 
daß der Staat mit Transferleistungen in Bereiche eingedrungen ist, die 
zuvor gemeinhin als außerhalb seiner Zuständigkeit galten. Das hat sehr 
viel mit der Individualisierung der Gesellschaft zu tun, mit der Externali- 
sierung sozialer Kosten aus der Familie, aus den kleinen Lebenskreisen. 
Man kann das alles machen, das möchte ich gar nicht bestreiten, allerdings 
um den Preis nachteiliger Folgen für die Gesellschaft, weil der Einzelne 
immer stärker mit dem Staat konfrontiert und von ihm abhängig wird.

Fischer: Was unter der Rubrik Globalisierung gegenwärtig abgehandelt 
wird, ist ein ganzes Problembündel. Globalisierung bedeutet zunächst 
einmal einen technologischen Sprung, der die Kosten für Kapital- und 
Finanztransfers faktisch gegen Null und das Transfertempo auf Lichtge­
schwindigkeit gebracht hat. Kapitalwert wird heute, wie Kurt Biedenkopf 
in seiner Rede auf dem Vierten Zentraleuropäischen Forum in Wien sagte,1 
nicht mehr in Mark und Dollar, und schon gar nicht mehr in Edelmetall 
gemessen, sondern in Bits und Bytes.

Analog hat die Globalisierung auch die realen Märkte und damit auch 
den Arbeitsmarkt erfaßt und wird uns vor große Probleme stellen. Hinzu 
kommt die Produktivitätsrevolution. Globalisierung heißt die säkulare 
Tendenz zur Entwicklung großer Arbeitslosenpotentiale in den reichen 
westlichen Industrieländern, heißt Druck auf die Einkommensschichtung 
und auf den Zusammenhalt der Gesellschaft entlang der Einkommenspy­
ramide. Es kommt die Individualisierung hinzu, der Übergang zu einer 
mittelschichtsorientierten, weitgehend verstädterten Single-Gesellschaft, 
mit den entsprechenden demographischen Folgen. Über die Konsequen­
zen für den Sozialstaat hat Biedenkopf gerade gesprochen. Darüberhinaus 
spielt der Übergang von einer Industriegesellschaft zu einer Dienstlei­
stungsgesellschaft eine wichtige Rolle.

Das alles sind Faktoren, die gegenwärtig unter der Überschrift Globali­
sierung Zusammenwirken, und ich glaube, eine Diskussion, ob Globalisie­
rung nun wirklich stattfindet oder nicht, wie sie in Teilen der deutschen 
Linken geführt wird, hält nur auf. Es handelt sich um einen Prozeß oder, 
um die marxistische Terminologie zu verwenden, um eine neue Vergesell­
schaftungsstufe, die schlicht und einfach durch die Entwicklung der Pro­
duktivkräfte erreicht worden ist. Eine neue Vergesellschaftungsstufe erfor­
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dert auch einen neuen Ordnungsrahmen. Wie der aussehen soll, das ist für 
mich der spannende Streit, der heute zu führen ist und in den auch die 
Sozialstaatsfrage gehört.

Für mich stellt sich damit auch die Frage eines neuen Modells sozialen 
Wandels. Das europäische Modell war sehr primitiv, sehr roh, sehr opfer- 
und kostenreich -  nämlich Krieg. Das ist hoffentlich für alle Zeiten über­
wunden. Das heißt aber, daß wir in Europa die Kunst der institutioneilen 
Revolution brauchen, und das schließt natürlich auch die zerstörende 
Kraft von Revolutionen im Rahmen der Verfassung und der bestehenden 
Institutionen der Gesellschaft ein. Der Tisch muß abgeräumt werden, 
damit er neu gedeckt werden kann. Das ist gegenwärtig ein großes Problem 
in nahezu allen kontinentaleuropäischen Gesellschaften; die Amerikaner 
sind hier weiter, auch die Briten aufgrund ihrer ganz anderen Geschichte.

Dieses Modell des sozialen Wandels setzt aber, wenn es im Verfassungs­
gefüge stattfinden soll, wenn es einerseits radikal sein, andererseits aber 
dieses Gefüge nicht sprengen soll, voraus, daß es eine neue Polarität gibt. 
Denn nur zwischen Polen läßt sich Spannung erzeugen, und diese Span­
nung brauchen wir, um die notwendigen Veränderungen durchzusetzen. 
Die alte Bipolarität des Kalten Krieges ist überwunden, ebenso die alte 
Bipolarität zwischen Sozialismus und Kapitalismus, Markt und Plan -  
jedenfalls stellt sie sich in dieser Form nicht mehr. Wir brauchen aber eine 
neue Polarität. Wir brauchen eine neue Rechts-Links-Definition im Rah­
men des demokratischen Verfassungssystems, eine postsozialistische oder 
dem Zeitalter des Globalismus entsprechende. Es scheint mir, die neue 
Definition von »rechts« ist keine konservative, sondern eine marktradika­
le. Margaret Thatcher hat sie gegeben: »There is no such thing as society. 
There are only individuals.« Das ist der eine Pol, und auf der Grundlage ist 
eine neue Produktivitätskultur, eine neue Privatisierungskultur oder -Un­
kultur entstanden, je nach Standpunkt. Was müßte nun die neue linke 
Position sein? Meiner Meinung nach (und die paßt nicht in das geläufige 
Rechts-Links-Schema) läßt sie sich durch die Frage umschreiben: Was hält 
eine Hochproduktivitätsgesellschaft unter demokratischen Bedingungen 
zusammen? Das ist für mich die soziale Frage des 21. Jahrhunderts, wie sie 
sich den westlichen Gesellschaften stellt. U nd von ihr ausgehend muß man 
dann auch das Verständnis des Sozialstaats definieren und über seine 
Reform und seine Zukunft nachdenken.

Ederer: Und was hält die Gesellschaft zusammen?

Fischer: Ich glaube, es ist die Frage der sozialen Gerechtigkeit und der 
Chancengleichheit. Für mich bedeutet Sozialstaat nie nur Caritas, sondern 
wesentlich auch Chancengleichheit. U nd insofern ist das Bildungssystem
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für mich ein integraler Bestandteil des sozialen Charakters einer Gesell­
schaft. Zumindest möchte ich den Begriff des Sozialen darauf erweitert 
wissen. Gesellschaftliche Solidarität ist eine institutioneile Frage, eine nor­
mative Frage, selbstverständlich nicht nur im Sinne von Institutionen 
staatlicher oder gesellschaftlicher Art, sondern von Werten. Zu den not­
wendigen sozialen Veränderungen gehört eine Wertekontroverse, an der 
sich auch die demokratische postsozialistische Linke beteiligen sollte. Es 
geht nicht darum, das Alte wegzuwerfen, sondern eine Neubestimmung 
vorzunehmen. Ich glaube, daß die Gerechtigkeitsfrage in der Ressourcen­
verteilung und der Verteilung der Lebenschancen eine ganz zentrale Rolle 
spielt. Und hier teilen sich die Wege: Setzen wir mehr aufs Individuum, 
oder setzen wir mehr auf gesellschaftliche Solidarität?

Ederer. Ich möchte doch zurückkommen auf das, was H err Biedenkopf 
gesagt hat. Er hat mir die Frage nach dem Zusammenhang von Globalisie­
rung und Profitsucht zu schnell vom Tisch gewischt. Ich meine schon, daß 
bei den Deregulierungswünschen, die von seiten der Unternehmerschaft in 
unseren beiden Ländern laut werden, das Argument der Globalisierung als 
Instrument, wenn nicht als Vorwand, eingesetzt wird, um die sozialen 
Standards, die Löhne drastisch zu senken. Das erzeugt einen starken Wi­
derstand bei den sozial Schwächeren. Wenn wir schon von Revolution 
sprechen, so haben wir hier die groteske Situation, daß aus denen, die in 
der Geschichte der letzten 200 Jahre die Revolutionäre waren, die Behar­
renden geworden sind. Heute sind es eher die Arbeiter, die kleinen Ange­
stellten, die das System, so wie es ist, verteidigen, während die Kapitalisten 
die »vorwärtstreibende Kraft« sind.

Fischer. Das können sie schon im Kommunistischen Manifest nachlesen. 
Eine schönere Apotheose auf die revolutionäre Kraft des Kapitals finden 
sie nirgendwo.

Ederer. Die entscheidende Frage hat Fischer bereits angesprochen: Wie 
erhalten bzw. schaffen wir unter diesen Bedingungen die gesellschaftliche 
Klammer? Zunächst einmal muß man wohl davon ausgehen, daß sich 
Europa in der Einstellung der Menschen zur sozialen Frage historisch 
unterscheidet etwa von den Vereinigten Staaten. Ich glaube, gewisse M aß­
nahmen würden in Europa zu wesentlich stärkeren sozialen Spannungen 
führen als in den USA oder auch in Großbritannien.

Ich glaube auch, daß Beschäftigung eine zentrale Frage ist, wobei man 
sich allerdings vom Modell des traditionellen Vollzeitarbeitsplatzes verab­
schieden muß. Es gilt, verschiedene Formen der Beschäftigung zuzulassen 
und auch zu akzeptieren, daß nicht jeder oder jede eine Vollzeitbeschäfti­
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gung findet. Abgesehen davon kann Arbeitslosigkeit nur bekämpft wer­
den, wenn es genug Wachstum gibt in Europa. U nd da muß ich sagen, daß 
die Politik der Deutschen Bundesbank in den letzten Jahren in Europa nicht 
gerade förderlich war, sondern eine eher bremsende Rolle gespielt hat.

Fischer: Ohne zu sehr in diese Debatte hineingehen zu wollen, hat die 
Bundesbank, aus meiner Sicht, bedingt durch den Einheitsboom, eine 
binnenstabilitätsorientierte Politik ohne Rücksicht auf Europa betrieben. 
Gleichzeitig hängt der größte Teil der europäischen Währungen an der 
Leitwährung D-Mark. Und die hohen Zinssätze, die mittlerweile wieder 
auf einem niedrigeren Niveau sind, aber doch lange hochgehalten wurden, 
führten in anderen europäischen Ländern zu dramatischen Beschäfti­
gungseinbrüchen bzw. sie blockierten Wachstumsmöglichkeiten.

Biedenkopf: Ich bin da anderer Meinung, aber nicht wegen der Bundes­
bank, die sicherlich zu einem höheren Zinsniveau beigetragen hat, um die 
Verschuldung Deutschlands zu bremsen. Aber die Einheit hat gleichzeitig 
auch zu einem Beschäftigungsboom in ganz Europa beigetragen, jedenfalls 
in den Jahren 1991 und 1992, weil durch die außerordentlich hohe Ver­
schuldung Deutschlands ein Nachfragestoß ausgelöst worden ist, der die 
ganze Europäische Union erfaßt hat. Und dafür zahlt die Europäische 
Union jetzt den Preis, das ist eben das Ergebnis einer Wirtschaftsunion. 
Ganz davon abgesehen, daß kein anderes europäisches Land verpflichtet 
war, sich dem Bundesbankkurs zu beugen, man hätte ja eine eigene Wäh­
rung auch abwerten können.

»... die kontinentaleuropäische, letztendlich absolutistische 
und etatistische Mentalität« -  Regulierung und Innovation

Sperl: Ich möchte näher auf die soziale Frage eingehen, insbesondere auf 
die Rolle der sozialen Institutionen. Man hat den Eindruck, daß es in 
Amerika eine Dynamik gibt, die zur Schaffung von neuen Arbeitsplätzen 
geführt hat, wenn auch von eher minderqualifizierten. Ganz offensichtlich 
gibt es dort weniger institutionelle Hindernisse, während in Europa Inter­
essenvertretungsorgane wie die Gewerkschaften, die Berufs- und W irt­
schaftsverbände, in Österreich die Kammern, im Laufe der Jahre derartige 
bürokratische Barrieren aufgebaut haben, daß es sehr schwer geworden ist, 
überhaupt noch neue Arbeitsplätze, neue Berufe zu schaffen.

War die Entmachtung der Gewerkschaften durch Thatcher nicht eine 
Voraussetzung dafür, daß es in Großbritannien zur Schaffung zahlreicher 
neuer Arbeitsplätze gekommen ist?
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Biedenkopf". Wenn wir ein so zentrales Thema diskutieren, muß man mit 
Kausalitäten vorsichtig sein, vor allen Dingen mit Vergleichen. Sie können 
das englische Gewerkschaftssystem nicht mit dem kontinentaleuropäi­
schen vergleichen, schon gar nicht mit dem deutschen oder mit dem 
österreichischen, die sehr ähnlich sind. Das britische Gewerkschaftssy­
stem, das ja die M utter der Gewerkschaftsbewegung ist, war ein facharbei­
terorientiertes System mit Lohnkartellen und mit einem für deutsche oder 
österreichische Verhältnisse völlig undenkbaren Zugriff auf eine Partei. 
Die Gewerkschaften hatten Blockstimmrechte, das ist weder in der SPD 
noch in der SPO denkbar. Dieses System hat sich zu einem Würgegriff 
entwickelt und genau das verhindert, was Joschka Fischer vorhin beschrie­
ben hat als friedlichen Revolutions- und Reformprozeß. Es hat verhindert, 
daß sich irgendwas bewegt. Das Verdienst von Margaret Thatcher, deren 
Politik ich nicht in allen Punkten teile, besteht darin, daß sie den Tisch 
etwas abgeräumt hat. Aber es ist ihr nicht gelungen, ihn neu zu decken. Sie 
hat bis heute keine neue Konzeption für die atomisierten Individuen 
entwickelt, und das ist das Defizit. Ihre Leistung war, die Strukturen 
aufzubrechen, aber sie hat mit den Trümmern nichts anfangen können. 

Ederer. Aber sie hat die Strukturen nicht verändert, sondern nur zerstört.

Biedenkopf. Sie hat zunächst einen notwendigen Schritt getan. Aber dann 
ist sie in einer Weise weitermarschiert -  bis hin zur Privatisierung von 
Wasser und zur Beseitigung der Gemeindeautonomie - , die England dann 
wieder geschadet hat, sodaß jetzt neue Regierungen aus diesem Stoff, aus 
diesen Möglichkeiten, die sie selbst nicht gestaltet hat, etwas Neues gestal­
ten müssen. U nd es entwickeln sich sehr interessante neue Strukturen, vor 
allem in der Labour Party. Was in der Labour Party passiert ist, wäre ohne 
Margaret Thatcher nicht möglich gewesen, zum Beispiel die Aufhebung 
des Verstaatlichungsparagraphen oder die Zurückdrängung der Block­
stimmen der Gewerkschaften. Ich kann mir sehr gut vorstellen, daß Tony 
Blair, wenn er im Mai die Wahlen gewinnt -  und es sieht ja alles danach 
aus -  einen erfolgreicheren Versuch machen wird, etwas Neues zu ent­
wickeln, als das die Konservativen können unter dem nach wie vor sehr 
starken Echo von Margaret Thatcher.

Fischer". Am Beispiel Großbritannien kann man nur lernen, wohin eine 
erstarrte Linke den Karren tatsächlich treibt, nämlich in den Abgrund, in 
Totalangriffe auf den Sozialstaat. Deshalb ist es ja so wichtig, daß sich die 
postsozialistische demokratische Linke unter den neuen europäischen und 
globalen Bedingungen nicht in bloßer Defensive erschöpft, sondern daß sie 
den Mut hat, Veränderungen und radikale Reformen zu denken. Meine
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These ist allerdings, daß man das immer wieder gegen die Interessen der 
eigenen Anhängerschaft machen muß, sonst funktioniert es nicht. Ich gebe 
gerne zu, daß das für uns einfacher ist als für die Sozialdemokraten, die 
über eine ganz andere Anhängerschaft und ganz andere institutioneile 
Traditionen verfügen.

Was mich richtiggehend erbittert, ist die Auffassung, das Soziale sei 
schuld, daß in Deutschland nicht investiert wird. Die Hindernisse liegen 
anderswo. Beispiel deutsche Einheit: Es ist heute doch offensichtlich, daß 
der Prozeß der Übertragung von Weststrukturen auf den Osten nicht zum 
selbsttragenden Aufschwung führen wird. Die neuen Bundesländer kön­
nen ihre Chance nur nutzen, wenn sie nicht mit dem alten Ballast belastet 
werden, den wir in 40 Jahren hier angesammelt haben. Im Moment zahlen 
die Menschen dort einen hohen Preis: Arbeitslosigkeit, Desorientierung, 
Kulturbruch, zerstörte Biographien (die neu begonnen werden müssen in 
einem Alter, wo man das eigentlich niemandem mehr zumuten darf) und 
einiges mehr. Sie müssen die Chance bekommen, eine neue mittelständi­
sche Marktwirtschaft aufzubauen, die direkt und flexibel auf die neuen 
Bedingungen reagiert.

Sperl: Worin genau besteht dieser Ballast eigentlich?

Fischer. Das Problem ist, daß es zum Beispiel in Ostdeutschland mittler­
weile eine Regulierungsdichte wie in Westdeutschland gibt. Das ist aber 
nicht Ausdruck des Sozialstaates, sondern ist Teil einer allgemeineren 
Mentalität. Die Tatsache, daß zum Beispiel das berühmte Garagenunter­
nehmen aus Palo Alto, aus dem später Apple hervorgegangen ist, bei uns an 
der Bauordnung gescheitert wäre, hat weder mit den Grünen, noch mit 
dem Sozialstaat zu tun, sondern ist Ausdruck der kontinentaleuropä­
ischen, letztendlich absolutistischen und etatistischen Mentalität, die bis 
heute vorherrscht. Die Gründe für die Innovationsschwäche, die Verände­
rungsschwäche, die uns heute so zu schaffen machen, liegen sehr tief. Die 
soziale Komponente spielt hier nicht die zentrale Rolle.

Biedenkopf-. Ich möchte Ihnen ausdrücklich zustimmen. Daß wir ein D rit­
tel unseres Bruttoinlandsproduktes für Soziales ausgeben, ist für sich ge­
nommen keine ausreichende Erklärung für unser Problem. Es ist ein Teil 
des Problems, aber weniger die Menge, die wir ausgeben, als die A rt und 
Weise, wie wir sie ausgeben. Man könnte sich ebenso vorstellen, daß von 
30 Prozent unseres BIP 20 Prozent in staatlicher Regie für Soziales ausge­
geben werden und 10 Prozent in dezentralisierte soziale Strukturen fließ­
en, an denen die Bürger mitbeteiligt sind. Das würde zu einer völlig 
anderen mentalen Haltung der Menschen führen.
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Ederer: Wir regeln in Deutschland und in Österreich alles, als ob wir für 
den Fall Vorsorgen müßten, daß im August zwei Meter Schnee liegen, das 
ist die Grundeinstellung. Die Frage ist, wie kommen wir da heraus, ohne 
daß wir gleich so deregulieren, daß wieder die Schwächsten auf der Strecke 
bleiben und die Starken es sich richten können.

Biedenkopf-. Es gibt eine Erklärung für diese Einstellung, sie liegt in unserer 
gemeinsamen kontinentaleuropäischen Geschichte. Joschka Fischer hat 
schon das Stichwort dazu gegeben: absolutistisch. Wir haben in beiden 
Ländern -  und das ist gar nicht so überraschend, denn die Verfassungs­
traditionen sind ja durchaus vergleichbar -  eine sehr starke Präferenz für 
die Daseinsvorsorge, das heißt für die Vorsorge des Staates für den Einzel­
nen, und die äußert sich in allen Bereichen, in der Rundfunkdiskussion, in 
der Schuldiskussion, in der sozialpolitischen Diskussion, in der Gewerbe­
freiheitsdiskussion, in der Autorität, die in unseren beiden Ländern die 
Verbände genießen. Es gibt kein Industrieland in der Welt, in dem das 
Handwerk so organisiert ist wie bei uns und in dem selbständige U nter­
nehmer bereit sind, sich irgendwelchen Kammerpflichtmitgliedschaften zu 
unterwerfen.

Diese immer weiter expandierende, das Ganze strukturell durchdrin­
gende Tendenz macht natürlich das, was Joschka Fischer als friedlichen 
Revolutionsprozeß bezeichnet hat, außerordentlich schwierig. Die Folge 
ist, daß jetzt eine Art Gegentendenz zu dieser umfassenden Reglementie­
rung entsteht im Sinne einer -  möglicherweise stark überzogenen -  De­
regulierungsforderung, die sich durchsetzen kann, weil die Gegenposition 
keine innovative Leistung erbringt, also nicht sagt, es geht auch anders, 
sondern schlicht den Bedarf leugnet.

Ich befasse mich ja im Moment sehr stark mit der deutschen Rentende­
batte. Da haben wir das Phänomen, daß die Sozialpolitiker schlicht den 
grundlegenden Reformbedarf leugnen. N icht Fischer und seine Truppe, 
sondern die Sozialpolitiker der beiden großen Volksparteien. Sie bewegen 
sich millimeterweise, eine Hoffnung erweckende Elastizität sehe ich da 
noch nicht: Sie fangen jetzt erst an, die Wirklichkeit zur Kenntnis zu 
nehmen, die Veränderungen in der Demographie, die Veränderungen am 
Arbeitsmarkt, und so weiter.

Der Hang zur Absicherung hat in guten Zeiten eine außerordentlich 
positive, stabilisierende Wirkung. Aber diese Wirkung, die wir unter Be­
griffen wie Sozialkonsens fassen, wird dann ein Problem, wenn sie als 
Damm funktioniert, hinter dem sich immer mehr ungelöste Probleme 
aufstauen. Daß wir einen Großteil der Probleme, die wir heute in Deutsch­
land als dringend empfinden, seit fünfzehn, zwanzig Jahren vor uns her­
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schieben, das weiß ich aus eigener politischer Praxis. Und daß sie deshalb 
immer schwerer lösbar werden, auch. Weil man natürlich sieht, daß, wenn 
man jetzt irgendwo anfängt, der ganze Damm nicht mehr hält -  dann 
geht es überall los, und darauf ist man nicht vorbereitet. Das betrifft 
insbesondere den Sozialstaat. Wenn er Bestand haben soll, dann muß 
möglichst bald Bewegung in die Sache kommen, weil sonst der Druck der 
Wirklichkeit den Damm von außen und von innen zerbricht.

Ederer Bewegung in welchem Sinne?

Biedenkopf-, Ich gehe von der Wirklichkeit aus. Ich kenne die Verhältnisse 
in Österreich nicht, aber sie sind, glaube ich, den deutschen nicht so 
unähnlich. Sie haben vorhin in Ihren Bemerkungen zum Arbeitsmarkt 
schon auf einige sehr wichtige Punkte hingewiesen. Wir verzeichnen seit 
1960 in Deutschland eine kontinuierliche Abnahme der Relevanz des 
Vollarbeitszeitverhältnisses. In den 60er Jahren haben etwa 95 Prozent der 
Beschäftigten in Deutschland ein Vollarbeitszeitverhältnis gehabt, heute 
nur noch zwei Drittel. Diese Entwicklung hält an, sie ist das Ergebnis eines 
unglaublichen Erfolgs. Des Erfolgs nämlich, den Joschka Fischer im Zu­
sammenhang mit der gestiegenen Arbeitsproduktivität ansprach.

Wenn ich das an einem Beispiel deutlich machen darf: 1870/71 gab es in 
Chemnitz den ersten Metallarbeiterstreik zur Verkürzung der Tagesar­
beitszeit. Die lag damals bei zwölf Stunden, und die Jahresarbeitszeit bei 
3.800 Stunden. 125 Jahre später haben wir einen Lebensstandard der arbei­
tenden Bevölkerung, der ungefähr 25 bis 30 mal so hoch ist, und die 
Jahresarbeitszeit beträgt 1.600 Stunden. In Deutschland ist das Bruttoin­
landsprodukt von 1970 (indiziert mit 100) auf 165 für 1995 gestiegen, und 
das Arbeitsvolumen, mit dem man dieses BIP erzeugt hat, auf 80 gefallen. 
Das heißt, wir haben im Jahre 1995 mit 80 Prozent der Arbeitszeit von 1970 
165 Prozent des realen BIP erzeugt. Man kann es noch dramatischer 
darstellen: Wir könnten heute das BIP von 1970 mit der Hälfte der Arbeit 
erzeugen. Diese Entwicklung geht kontinuierlich weiter, und das Interes­
sante daran ist, daß sie sich völlig resistent zeigt gegen arbeitsmarktpoliti­
sche Initiativen.

»... wir dürfen keine Freizeitgesellschaft werden.«
Für eine Neudefinition der Arbeit

Sperl: Und was steht am Ende?

Biedenkopf Am Ende steht die Einlösung einer Utopie, nämlich daß man 
mit relativ wenig Arbeit einen relativ hohen Wohlstand haben kann. Aber
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warum hat man ihn? Weil ein wesentlicher Teil des Wissens, das eine 
Gesellschaft braucht, um eine solche Leistung zu erbringen, nicht mehr in 
der täglichen Arbeit des Einzelnen realisiert wird, sondern in dem Gesamt­
wissensbestand und in der geronnenen Arbeit, im Vermögen, also im 
Kapital. Das heißt, daß ich mich mit meinen sozialen Strukturen auf eine 
Situation einstellen muß, in der die Sockelarbeitsstunden schrumpfen.

Ederer: Entstehen aber aufgrund dieser Entwicklung nicht ganz neue 
Bereiche?

Biedenkopf-. Natürlich gibt es neue Bereiche, aber die kompensieren nicht 
das Verschwinden der alten.

Ederer. Nehmen wir den Dienstleistungsbereich ...

Biedenkopf. Er ändert nichts an der Entwicklung, die in allen europäischen 
Ländern stattfindet. In Amerika findet sie nicht statt, weil die Amerikaner 
eine wesentliche Schrumpfung der realen Einkommen in Kauf genommen 
haben, als Preis für die Vermehrung der Zahl der Beschäftigten.

Sperl: Ist das ein Modell für uns?

Biedenkopf. Nein. Im übrigen setzt diese Entwicklung in Amerika eine 
hochgradige Kommerzialisierung des Lebens voraus. Sie müssen im G run­
de genommen alle Aktivitäten kommerzialisieren. Die Folge ist eine Ero­
sion der kleinen Strukturen, eine hohe Mobilität. Die amerikanische Kul­
tur akzeptiert das, die europäische nie.

Fischer. Wenn Biedenkopf recht hat, und er hat recht, kann man die These 
formulieren, daß im 21. Jahrhundert der »soziale Sektor« in den kontinen­
taleuropäischen Gesellschaften oder im EU-Europa sich eher ausdehnen 
als schrumpfen wird. U nd wenn es tatsächlich so ist, daß der erste Arbeits­
markt aufgrund der Produktivitätsrevolution schrumpft und es gleichzei­
tig bei der Lohnsenkung eine politisch-kulturelle Schranke g ib t ... 

Biedenkopf. ... definiert im Grunde genommen durch die Sozialhilfe ...

Fischer. ... dann kommen wir natürlich auf das Problem, daß wir keine 
reine Freizeitgesellschaft werden können und dürfen, weil das fatale Kon­
sequenzen hätte. Wir müssen festhalten am zentralen, archimedischen 
Punkt der Erwachsenenbiographie, nämlich Erwerbsbiographie zu sein. 
Das bedeutet nicht nur, für den eigenen Unterhalt aufzukommen, sondern
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auch, sein Selbstwertgefühl und seinen O rt im sozialen Zusammenhang zu 
definieren. Heute verbringen wir den größten Teil unseres Lebens am 
Arbeitsplatz mit den Kolleginnen und den Kollegen, und nicht mit den 
Familienangehörigen. Das geht weit über die Einkommensfrage hinaus.

Wenn die Utopie der Freizeitgesellschaft also keine praktikable Alterna­
tive darstellt, dann müssen wir die Arbeit und daran anknüpfend das 
Soziale neu definieren, und das heißt auch die Sozialtransfers in ihrem 
Umfang und ihrer Struktur. Damit komme ich zu einer Position, die der 
neoliberalen, marktradikalen entgegengesetzt ist: links, aber nicht im par­
teipolitischen Sinne, sondern eher im Sinne von Solidaritätsverpflichtun­
gen -  eine Position, die hineinreicht bis ins konservative oder ins christ­
liche Lager. Um  den dieser Position entsprechenden Gesellschaftsentwurf 
muß man die Diskussion führen, nicht um Begrenzung, sondern um N eu­
strukturierung. Und da kommt für mich ganz entscheidend die Frage der 
Transparenz ins Spiel, der Bürgerorientierung, also das, was in der Privat­
wirtschaft Serviceorientierung heißt. Der öffentliche Sektor muß seine alte 
absolutistische, obrigkeitsstaatliche Bürgerferne ablegen, wenn er in Zu­
kunft noch akzeptiert werden soll.

Sperl: Zwischenfrage: Sie haben gesagt, die amerikanische Praxis ist nicht 
zu übertragen, die britische nur bedingt. Uber das, was in Frankreich 
passiert, haben wir noch gar nicht geredet. Wenn es wahr ist, daß es die 
kulturellen Traditionen in Zentraleuropa sind, die jede Veränderung blok- 
kieren, und Sie sagen, es muß endlich zu Veränderungen kommen, dann 
frage ich ganz konkret: Wie wollen Sie das machen?

Fischer. Ich finde es wichtig, daß die Sache im demokratischen Regelwerk 
ausgekämpft wird. Ich glaube nicht, daß man grundlegende Veränderun­
gen allein am Verhandlungstisch durchsetzen kann. Für mich ist es ganz 
entscheidend, daß das ausgekämpft wird. Im Rahmen unserer demokrati­
schen Verfassung halte ich das für völlig normal. Wenn bei uns die Regie­
rung einen Vorschlag macht und sich aufgrund des Widerstandes der 
Belegschaft eine blutige Nase holt, und wenn auch H err Schrempp erken­
nen muß, daß die Verabsolutierung des shareholder value zu Konsequen­
zen führen kann, die ihm gar nicht schmecken, und er dann eine Kurskor­
rektur vornimmt, so ist das erstmal begrüßenswert, weil es zeigt, daß das 
System funktioniert. Ich plädiere hier nicht für Eiapopeia, wohl aber dafür, 
daß wir bei allem notwendigen Raufen -  was geht, was geht nicht, wer 
bezahlt wieviel wofür -  die Konsensorientierung unbedingt erhalten 
müssen.

Sperl: Das sieht so aus wie eine Koalition zwischen Ihnen beiden.
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Biedenkopf: Typisch, daß Sie das als eine Koalition definieren. Die Koali­
tion ist ein Kartell, es ist genau das Gegenteil von dem, wofür H err Fischer 
soeben plädiert hat, nämlich ein Ringen und eine öffentliche Auseinander­
setzung ...

Fischer: ... zwischen Marktteilnehmern, die sich auf dieselben Kampfbe­
dingungen einlassen ...

Biedenkopf: ... sich aber nicht den Kuchen teilen wollen. Das steht im 
Augenblick nicht zur Debatte. Es ist richtig, die Grundlage und die Ziele 
müssen konsensfähig sein, sonst gibt es nichts mehr, was uns zusammen­
hält.

Ederer: Unser gemeinsames Ziel ist die Erhaltung der sozialen Klammer.

Biedenkopf Unser Ziel ist die Erhaltung einer menschenwürdigen, huma­
neren Gesellschaft. Die soziale Klammer ist ein Teil dieser Aufgabe, genau­
so wie ich die Nation nicht nur sozial definieren kann, sondern durch eine 
Fülle anderer Aufgaben, die die Menschen nur gemeinsam lösen können. 
So hat Richard Schröder die Nation definiert -  wie ich glaube, sehr gut. 
Ebensowenig kann man den Bereich des Sozialen zum M ittelpunkt des 
Ganzen machen, es ist vielmehr eines der entscheidenden Elemente. Ein 
anderes Element ist -  um den Gedanken der sozialen Integration des 
Einzelnen, der Selbstverwirklichung fortzusetzen -  die Frage, ob die Ge­
sellschaft den Menschen die Möglichkeit bietet, an Gemeinschaftsleistun­
gen mitzuwirken, die entweder über Arbeit oder auf andere Weise definiert 
sind. Wenn wir von einem neuen Arbeitsbegriff sprechen (interessanter­
weise hat diese Forderung schon Eingang in die Dokumente der Minister­
präsidentenkonferenz gefunden), dann müssen wir ja über den gegenwär­
tigen Begriff hinausgehen. Das heißt, daß nicht mehr nur die Entgeltarbeit 
im klassischen Sinn der arbeitsteiligen Produktion als Arbeit gelten kann, 
sondern vieles andere auch.

Ederer: Aber es leiten sich ja viele Ansprüche von der Erwerbsarbeit ab.

»... das Sozialverhältnis vom Arbeitsverhältnis lösen.«
Nene Formen der Vorsorge

Biedenkopf: Nach meiner Auffassung müssen wir die klassischen Struktu­
ren in dem Sinne grundlegend ändern, daß wir das Sozialverhältnis vom 
Arbeitsverhältnis lösen. Das Arbeitsverhältnis wird nämlich immer frag-
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mentarisierter: Teilzeitarbeit, Bewegung am Arbeitsmarkt etc. Solange das 
Sozialverhältnis, sprich die soziale Sicherheit, an diese Art von Arbeitsver­
hältnis gebunden bleibt, bietet es keine wirkliche Sicherheit mehr. Nehmen 
wir die Teilzeitarbeit: Wenn die Alterssicherung durch das Teilzeiteinkom­
men definiert wird, dann wird sie zu einer Armutssicherung. Ich muß also 
zumindest bei der Alterssicherung eine Entkoppelung vornehmen; sie muß 
nicht total sein, aber doch wesentlich. Der zweite Punkt, der ganz entschei­
dend für die Neuordnung des sozialen Systems ist, besteht darin, daß nicht 
nur der Arbeitssockel schrumpft, sondern es schrumpft auch der Anteil der 
Arbeitseinkommen am gesamten Volkseinkommen ...

Fischer. ... deswegen schaffen wir ja die Vermögenssteuer ab ...

Biedenkopf-. Nein, das hat mit der Vermögenssteuer wenig zu tun, ich hätte 
die Vermögenssteuer auch abgeschafft und die Erbschaftsteuer als eine 
aufgeschobene Vermögenssteuer behandelt. Der Ertrag ist ungefähr dersel­
be. Aber viel wichtiger ist, daß die Kapitaleinkommen für die Zwecke der 
sozialen Sicherheit mit herangezogen werden, und das geht nur in dem 
Umfang, in dem ich soziale Zwecke durch Steuern finanziere.

Fischer. Neue Idee, Euer Ehren! Ich finde es doch besser, wenn man 
weiterdenkt. Wenn man vielleicht einmal auch die Eigentumsfrage mit in 
die Diskussion aufnimmt.

Biedenkopf. Ja, das hängt eng damit zusammen -  keine neue Idee, Euer 
Ehren.

Fischer: Nein, ich meine eine alte Idee neu in die Debatte gebracht, und 
zwar gerade jetzt. Unter den gewandelten Bedingungen bekommt sie 
vielleicht eine neue Virulenz, kommt sie aus der Sonntagsrede raus, wo sie 
bisher war. Ich meine den Übergang von der Mitbestimmung zur Mitbe­
teiligung, und zwar nicht nur unter demokratiepolitischem Gesichtspunkt. 
Denn wenn der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin im ersten Sektor 
zunehmend eine Leistung erbringen muß wie ein Selbständiger -  näm­
lich, daß sie sich voll identifiziert, daß sie alles gibt, was sie hat, als ob es ihr 
eigenes Unternehmen wäre -  dann stellt sich natürlich die Frage, ob diese 
Arbeitnehmerin oder dieser Arbeitnehmer neuen Typs nicht auch die 
Eigentumsfrage neu stellt. Und das wiederum verknüpfe ich mit der Frage, 
inwieweit neue Formen der Mitbeteiligung nicht auch zur sozialen Siche­
rung herangezogen werden können.

Biedenkopf: Die Vermögensfrage ist in der Tat von zentraler Bedeutung.
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Warum? Aus den von Fischer genannten Gründen, aber auch, weil es 
wichtig ist, daß die arbeitende Bevölkerung Vermögen bildet, und zwar 
eine breite Mehrheit.

Sperl: Forbes schreibt im Wall Street Journal von heute, daß auf diese Weise 
auch gleich die Sozialversicherungsfrage zu lösen wäre.

Biedenkopf'. Das sei dahingestellt. Für mich steht zunächst das Argument 
im M ittelpunkt, daß der Wert des Kapitals steigt: Das Kapital wird welt­
weit teurer und die Arbeit preiswerter. Durch das H inzutreten der neuen 
Industrieländer bekommen wir derzeit ein großes zusätzliches Angebot an 
qualifizierter Arbeit zu sehr viel geringeren Preisen, und zugleich wächst 
das Bedürfnis, dort zu investieren.

Zudem müssen wir vor allem in einer alternden Gesellschaft, und 
Deutschland ist eine alternde Gesellschaft, ein großes Interesse daran 
haben, möglichst viele Menschen am Kapitaleinkommen zu beteiligen. Das 
kann man aber nur, wenn sie Kapital bilden. N un gibt es zwei wichtige 
Kapitalbildungsmotivationen. Die eine haben wir praktisch erschöpft, das 
ist das Eigenheim. Wir haben von den 50er bis in die 80er Jahre riesige 
Beträge in Immobilien investiert. Das wird noch zu vielen Enttäuschungen 
führen. Wenn die Immobilien an eine kleiner werdende Zahl von Erben 
gehen, verlieren sie an Wert, außerdem sind die Erträge von Immobilien 
relativ gering. Sie sind jahrzehntelang falsch gerechnet worden, weil man 
sie unter Einschluß von Steuervergünstigungen gerechnet hat.

Aber was außerordentlich wichtig wird in Zukunft, ist die Altersvorsor­
ge. Wenn die Menschen wissen, daß sie selbst dazu beitragen müssen, 
bilden sie zu diesem Zweck Kapital. Und das tun sie ja inzwischen, die 
Generation von Joschka Fischer, die 30 und 40jährigen sind ja schon kräftig 
dabei. Allerdings in einem System, das für diesen Zweck nicht taugt, es 
müßte geändert werden.

Fischer. Aber in einem entscheidenden Punkt vernachlässigen wir die 
Vorsorge, und zwar bei den Kindern. Das ist eine ganz entscheidende 
Frage. Ich glaube nicht, daß die überalterten westlichen Gesellschaften auf 
Dauer werden überleben können mit der Devise, wir investieren unser 
Kapital in den aufstrebenden neuen Industrieländern Lateinamerikas und 
Ostasiens.

Biedenkopf. Das war ja auch nicht mein Vorschlag.



162 Transit-Diskussion

»... da leben wir doch sehr aus der Substanz.«
H ält der Generationenvertrag?

Fischer. Der entscheidende Punkt ist doch, daß die Individualisierung zur 
Folge hat, daß mehr und mehr darauf verzichtet wird, den Generationen­
vertrag durch die Entscheidung für eigene Kinder und das Großziehen von 
eigenen Kindern zu erfüllen. Was wir heute akkumulieren, sind Rechtstitel, 
in der Hoffnung, daß es jemand gibt, der sie später realisiert.

Damit kommen wir zu einem weiteren entscheidenden Reformbedarf: 
kinderfreundliche Gesellschaften. Dazu gehört auch die Frage der Verzah­
nung von Familienleben und Berufsleben: Wie strukturieren wir Erwerbs­
biographien in einer hochindividualisierten Hochproduktivitätsgesells- 
schaft? Muß es immer so sein, daß in der Kinderphase einer weg ist, und 
der andere sich notgedrungen für den Karrierebruch entscheidet? Das sind 
meistens die Frauen. Läßt sich das nicht anders organisieren, etwa durch 
Teilzeitarbeit auf allen Hierarchieebenen? Das Überleben unserer demo­
kratischen, modernen Kultur hängt nicht zuletzt vom Gelingen einer 
kinderfreundlichen Gesellschaft ab. U nd da hinken wir im internationalen 
Vergleich stark hinterher. Eines der reichsten Industrieländer tut sich 
schwer, einen Kindergartenplatz für jedes Kind anzubieten. Das ist einfach 
eine falsche Werthierarchie.

Sperl: Ist es nicht so, daß ein großer Teil der Altersversicherung, etwa 30 
Prozent, über den Kapitalmarkt geht?

Biedenkopf-. Das ist bedingt richtig. Die Amerikaner befinden sich im 
Augenblick in einer heftigen Debatte, ob die staatliche Altersversicherung 
noch bezahlbar ist. Nach dem Krieg wurden dort die pension funds einge­
richtet, die von den Gewerkschaften verwaltet werden. Diesepension funds 
sind die institutionellen Anleger Num m er Eins in Amerika. Hier haben 
sich riesige Vermögen angesammelt, die der arbeitenden Bevölkerung ge­
hören, als Grundlage für die Alterssicherung.

Fischer: U nd genau diese pension funds  sind der Hauptm otor für einen 
außer Rand und Band geratenen Kapitalakkumulationsprozeß. Ich finde es 
nicht ohne Ironie, daß die Interessen der alten Arbeitnehmer, der älteren, 
ausscheidenden Generation, an einem möglichst hohen Kapitalertrag zu 
einer gewaltigen Vernichtung von Arbeitsplätzen der aktiven Generation 
führen. Das gibt einen Vorgeschmack auf die Probleme, die wir mit über­
alterten reichen Gesellschaften bekommen werden. Die Lösung, die uns 
Amerika Vormacht, führt offensichtlich zu einem beschleunigten Abbau 
von Arbeitsplätzen. Ich bin da etwas zögerlich, ob das Modell gesamtöko­
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nomisch richtig ist, auch wenn es bezogen auf die einzelnen Unternehmen, 
in denen angelegt wird, sinnvoll ist.

Ederer: Gleich, ob Kapitaldeckungsverfahren oder Umlageverfahren, letzt­
endlich zahlt immer die Generation, die in Beschäftigung ist.

Biedenkopf-. Ja, eine andere Kontinuität von Gesellschaft gibt es nicht, das 
hat Mackenroth schon gesagt, bei der ersten, der großen Rentenreform von 
1957. Es kann immer nur aus dem Laufenden bezahlt werden. N ur -  was 
aus dem Laufenden bezahlt werden kann, hängt davon ab, was ich vorher 
hineingesteckt habe. Wenn ich also kein Kapital gebildet habe, wenn ich die 
Leute nicht ordentlich ausgebildet habe, wenn ich keine führenden Ingeni­
eure und Chemiker habe, dann wird es eng. Denn das alles sind ja Vorsor­
gen dafür, daß ich in Zukunft aus dem Laufenden bezahlen kann. Und eben 
diese Vorsorge treffen wir nicht.

Fischer. Da leben wir doch sehr aus der Substanz.

Biedenkopf. Richtig. Man kann das gut auf den Punkt bringen mit Johann 
Peter Hebels wunderschöner Parabel von dem Bauern, der drei Brote 
backt. Eins für seine Frau und sich, eines für die Alten im Stöckli und eines 
für die Kinder. Unsere Gesellschaft backt das dritte Brot nicht. O der wir 
backen drei Brote, aber wir essen sie alle selbst auf. In der Symbolik backen 
wir nur für uns und für die Alten. Und einen Teil des dritten Brotes für die 
Kinder, den verzehren wir als Zubrot heute mit.

Diese Situation hat auch damit zu tun, daß die Kausalität zwischen 
Gegenwartsverhalten und Zukunftsvorsorge in unserer Gesellschaft kaum 
noch wahrgenommen wird. Die Leute haben kein Empfinden dafür -  
und deshalb reden wir lieber über Steuersenkung, über weniger Staat, über 
Privatisierung und darüber, daß das Glück hier und heute und für den 
Einzelnen das wichtigste ist. U nd wir reden nicht über Zukunftsinvestitio­
nen, über die Kosten, die aus unseren Versäumnissen entstehen ...

Fischer. ... doch, wir reden darüber. Ich arbeite seit 15 Jahren an der 
Reform der Rentenversicherung.

»... wir müssen einige Erbhöfe der traditionellen Volksparteien schleifen.« 
Die Wiedereroberung des öffentlichen Raums

Biedenkopf: Der Druck wird zunehmen, und das wird Bewegungsspiel­
raum schaffen. Aus meiner Sicht muß sich der Sozialstaat des 21. Jahrhun­
derts ein paar ganz wichtigen Reformmaßnahmen stellen:
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Wir dürfen den öffentlichen Raum und damit auch den öffentlichen 
Sektor nicht aufgeben, sondern müssen ihn wiedererobern. So wie er heute 
verfaßt ist -  eine Kombination von Sozialdemokratisierung und absolu­
tistischer Tradition, getragen von Öffentlichem Dienst und Berufsbeam­
tentum - , werden ihn die Menschen in Zukunft nicht mehr akzeptieren. 
Die Produktivität des öffentlichen Sektors muß in etwa der des privaten 
entsprechen, sonst wird die Ressourcenallokation zugunsten der Privaten 
stattfinden. Es wird darüberhinaus notwendig sein, daß auch die Kunden- 
orientiertheit, sprich Bürgernähe, Bürgerfreundlichkeit und die Transpa­
renz des öffentlichen Sektors in etwa gleich sind.

Der öffentliche Sektor erfüllt insofern eine wichtige Aufgabe, als er nicht 
nur gewinnorientiert ist, sondern immer auch gemeinwohlorientiert. Auch 
deswegen muß er erhalten bleiben. Wenn wir ihn erhalten wollen, müssen 
wir allerdings einige Erbhöfe der traditionellen Volksparteien schleifen, 
wir müssen die Diskussion dort führen. Ich möchte z.B. ein öffentliches 
Bildungssystem, das konkurrenzfähig ist mit privaten Elitehochschulen. 
Das setzt aber Leistungsorientierung voraus, keine Professoren auf Le­
benszeit, mehr Fexibilität bei den Lehrinhalten, bei Institutsneugründun­
gen oder -Schließungen etc.

E derer. Auch die Zulassung einer gewissen Konkurrenz ...

Biedenkopf-. ... Konkurrenz, Budgetierung, Eigenverantwortung -  aber 
öffentlich, damit wir uns richtig verstehen. Ich möchte das eben als staatli­
chen Bildungsauftrag, als gemeinschaftlichen Bildungsauftrag erhalten. 
Dasselbe gilt natürlich auch für das Schulwesen und andere Einrichtungen. 

Sperl: Auch für das Gesundheitswesen?

Fischer. Richtig, beim Gesundheitswesen stellen sich analoge Aufgaben. 
Ich halte den öffentlichen Raum für außerordentlich wichtig, bin aber in 
einigen Punkten anderer Auffassung als Biedenkopf. Zum Beispiel bin ich 
ein Fan der öffentlichen Versicherungen. Biedenkopf sagt ja zu Recht, der 
Sozialstaat werde deswegen akzeptiert, weil er intransparent ist. Ich halte 
ihm dann entgegen: Nie fühlt sich der Konsument Fischer so entmündigt, 
als wenn er eine Versicherungspolice unterschreibt. Warum? Weil ich im­
mer das Gefühl habe, mich mit meiner Unterschrift selbst über den Tisch 
zu ziehen. Also, ich bin auch hier für ein gemischtes Modell, wie bei der 
Alterssicherung.
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»... die Möglichkeiten sind noch nicht ausgeschöpft.« 
Beschäftigungspolitik und soziale Sicherheit

Sperl: Lassen Sie mich zu der Frage zurückkommen: Wie und wo schaffen 
wir neue Arbeitsplätze bzw. reduzieren wir die Arbeitslosigkeit?

Ederer: Mir scheint, Sie beide, H err Biedenkopf und H err Fischer, geben 
in Ihren Überlegungen die traditionelle Arbeit zu schnell auf. Ich glaube, 
die Möglichkeiten sind noch nicht ausgeschöpft, traditionelle Erwerbsar­
beit zu erhalten bzw. strukturell zu fördern. Darüberhinaus bin ich der 
festen Überzeugung, daß wir im Dienstleistungsbereich eine stark wach­
sende Nachfrage haben, die sich in diesem Sinne nutzen ließe, vorausge­
setzt, wir entwickeln dafür Finanzierungsmodelle.

Ich glaube daher schon, daß man neue Arbeitsplätze schaffen kann, zum 
Teil auf europäischer Ebene. Wir haben hier einen Nachholbedarf, was die 
Infrastruktur betrifft, vor allem hinsichtlich der Telekommunikation. Der 
Ausbau der Infrastruktur ist für den Standort Europa sehr wichtig, und die 
Haltung der EU scheint mir in dieser Sache unzureichend.

Zweitens sollten wir die staatlichen Ausgaben auf ihre Effizienz in 
bezug auf Beschäftigung überprüfen. Ich glaube, da ist noch einiges drin. 
Um ein Beispiel aus Österreich zu nehmen: Die öffentliche Hand stellt 
dort erhebliche Mittel für die Pflege von älteren oder behinderten Men­
schen zur Verfügung, ohne damit einen nennenswerten Beschäftigungsef­
fekt zu erzielen; das Geld bekommen private Haushalte, die es dann in 
ihrem Sinne verwenden. Gleichzeitig gibt es ohne Zweifel einen wachsen­
den Bedarf an Dienstleistungen, der derzeit nicht befriedigt werden kann: 
etwa die Pflege älterer Menschen oder die Kinderbetreuung. Diesem Be­
darf entspricht ja nur deswegen keine entsprechende Beschäftigung, weil 
wir nicht wissen, wie wir sie finanzieren sollen.

Drittens geht es darum, daß wir die bestehende Arbeit besser verteilen 
als wir das heute tun. Wir haben ein sehr starres System. Die Idee des 
Vollzeitarbeitsplatzes muß überdacht werden. Und Sie haben recht: Wenn 
man hier etwas ändert, muß man auch für so etwas wie eine Grundsiche­
rung sorgen. Wir sollten so viele Menschen in der Beschäftigung halten wie 
möglich, auch wenn es nicht mehr die traditionellen Arbeitsplätze sein 
werden. Ich halte das für wichtig, zum einen weil ich davon ausgehe, daß 
die Arbeit das Leben des Einzelnen im gesellschaftlichen Zusammenhang 
strukturiert, und zum anderen, weil von der Arbeit soziale Ansprüche 
abgeleitet werden, auch wenn diese in Zukunft eher reduziert werden.

Biedenkopf: Sie haben sehr stark aus dem bestehenden System heraus 
argumentiert, etwa, daß Sie die sozialen Ansprüche von der Arbeit ableiten
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wollen. Ich halte das nicht für gut. Warum soll die Mutter, die vier Kinder 
großzieht und deshalb keiner Erwerbstätigkeit nachgehen kann, keine 
sozialen Ansprüche haben? O der jemand, der mit 45 Jahren seinen Beruf 
an den Nagel hängt und seinen schwerkranken Vater 15 oder 20 Jahre lang 
pflegt? Die Koppelung der sozialen Ansprüche an die Erwerbstätigkeit ist 
eine traditionelle Entscheidung, die im 19. Jahrhundert getroffen worden 
ist, aus Gründen, die ganz andere waren als die, die heute bestimmend sind. 
Damals wollte man der arbeitenden Bevölkerung, die von der Existenzver­
nichtung durch Proletarisierung bedroht war, einen minimalen Schutz 
geben. Heute haben wir uns längst weiterentwickelt und sind der Meinung, 
daß jeder Mensch in der Gesellschaft eine Grundsicherung haben soll. Die 
Ableitung sozialer Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis ist willkürlich. 
Das kann man so machen, aber dann schließt man alle die Leute aus, die 
andere wichtige Dinge tun: die im Ehrenamt arbeiten, die in den Gemein­
den, im Vereinswesen und in einer Fülle von anderen Bereichen tätig sind. 

Ederer. Aber H err Biedenkopf, das ist ja nicht zu bezahlen!

Biedenkopf-. Das muß man erst mal prüfen. Wie sieht es denn heute aus? 
Wer heute eine Teilzeitarbeit hat und keine ausreichende Rente, der fällt in 
die Sozialhilfe. Der muß ja dann auch bezahlt werden.

Ederer. Also die soziale Grundsicherung ...

Biedenkopf: Die haben wir ja nicht. Die soziale Grundsicherung können 
Sie auch nicht vom Arbeitsverhältnis abhängig machen, sondern die müs­
sen Sie für alle bereitstellen. Mein Freund Meinhard Miegel und ich haben 
vor zehn Jahren den Vorschlag gemacht, daß man eine generelle Grundsi­
cherung einführen soll, die allen Menschen im Land zur Verfügung steht 
fürs Alter, allen, die im Land Steuern gezahlt haben, auch indirekte Steuern, 
25 Jahre lang. Das war der Ausgangspunkt. Dieser Vorschlag wird bisher 
von beiden großen Volksparteien abgelehnt. Ich glaube, daß wir früher 
oder später dort landen werden. Gerade wenn Sie zu Recht dafür plädieren, 
daß die Arbeit umverteilt werden soll.

Ich bin allerdings gegen das Wort »Umverteilung«, weil es den Eindruck 
erweckt, daß es irgendjemanden gäbe, der sie vornehmen könnte. Gibt es 
aber nicht. Sie können den Menschen keine Arbeit zuteilen. Außer in der 
zentralen Planwirtschaft. Da haben 90 Prozent aller erwerbsfähigen Leute 
gearbeitet oder waren beschäftigt, und selbst nach internen Analysen des 
DDR-Systems waren davon 30 Prozent verdeckte Arbeitslosigkeit. Wenn 
ich mich also von der Notwendigkeit der produktiven Beschäftigung tren­
ne, dann muß ich überlegen, wie gebe ich denjenigen, die keine produktive
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Tätigkeit im Sinne von Erwerbsarbeit ausüben und auch nicht im öffentli­
chen Sektor tätig sind, eine Einkommenssicherung? Und da kommt dann 
die Grundsicherung ins Spiel.

Fischer: Wobei wir hier sozusagen für ein Mischmodell plädieren. Unser 
System beruht ja auf Beitragszahlungen plus Haushaltsmittel. Es ist kein 
reines Beitragsfinanzierungssystem.

Eines ist jedenfalls klar, worüber wir hier die ganze Zeit geredet haben, 
ist nicht der Minimalstaat, sondern ein sehr ambitionierter, zielgenauer und 
nicht billiger, sondern teurer sozialer Staat, der allerdings einiges bietet: ein 
hohes Maß an innerer Stabilität, an demokratischen Selbstverwirkli­
chungsmöglichkeiten, und, so hoffe ich, an Gewaltfreiheit.

Biedenkopf: Ich möchte dem Begriff teuer widersprechen. Es ist nicht 
teuer, es ist nur eine andere Ressourcenallokation.

Fischer: Mir ist wichtig, daß wir hier nicht über einen neoliberalen Billig­
staat reden. U nd jetzt zurück zu der Frage der Arbeitsplätze und zu dem, 
was Frau Ederer gesagt hat. Ich glaube, man muß da etwas weiter ausholen. 
Wir werden nichts zustandebringen, wenn wir nicht die zentralen Struk­
turen unseres Wirtschaftslebens einer kritischen Überprüfung unterzie­
hen. Ich denke da z.B. an unser Bankensystem und die deals zwischen 
Großindustrie und Banken. O der an die Versäumnisse gerade bei der 
Mittelstandsförderung. Was die von Ihnen angesprochene Strukturinnova­
tion betrifft, so muß hier ein radikal neuer Anfang gemacht werden.

Ich stimme Ihnen völlig zu, was die Infrastrukturmaßnahmen betrifft. 
An erster Stelle steht hier die umweltverträgliche Industriegesellschaft: Sie 
bringt ein anderes Energiesystem mit sich, ein anderes Verkehrssystem, 
gewaltige Innovationen und natürlich eine Kapitalentwertung, weil be­
stimmte Dinge, die heute noch gang und gäbe sind, dann nicht mehr 
gebraucht werden. Es wird Gewinner und Verlierer geben, und das heißt, 
es wird mächtig rütteln bei diesem Strukturwandel, aber anders geht es 
nicht. Das ist das eine. Das zweite ist die Kommunikationstechnologie, das 
dritte sind die Dienstleistungen. Ich denke auch, daß dies die Herausfor­
derungen sind, vor denen wir heute stehen. Und dafür müssen wir uns ein 
Stück weit von unserem Traditionsabsolutismus verabschieden. Ein Stück 
weit, nicht ganz.

Anmerkung
1 »The Role of Social Welfare in Democratic Society«. Das im Dezember 1995 vom Institut für 

die Wissenschaften vom Menschen veranstalteten Forum war dem Thema »Providing Social 
Welfare under Conditions of Constraint« gewidmet.
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Christoph Sachße
GRENZEN DER SOLIDARITÄT 

Soziale Sicherung in Zeiten der Globalisierung

Zur Einführung: Solidarität als Problem moderner Gesellschaft

Solidarität ist zum Problem in unserer Gesellschaft geworden. Die A r­
beitslosigkeit erreicht traurige Höchstzahlen. Die öffentlichen Kassen sind 
leer. Die Systeme der sozialen Sicherung sind überfordert.

Die Ethik des Wohlfahrtsstaates ist eine Ethik der Quantität: Je mehr, 
desto besser! H inter der quantitativen Ausweitung sozialer Sicherung im 
ökonomischen Aufschwung der Nachkriegsjahrzehnte blieben qualitative 
Probleme und Fallen wenn nicht unbemerkt, so doch weithin unbeachtet. 
Gegenwärtig geraten die wohlfahrtsstaatlichen Schutz- und Sicherungssy­
steme in allen hochentwickelten Gesellschaften des Westens unter Druck. 
Sie geraten unter Druck »von außen« durch Prozesse der Globalisierung, 
die die Spielräume nationalstaatlicher Wirtschafts- und Sozialpolitik zu­
nehmend einschränken: Im politischen Streit um die sozialen Sparpakete, 
die heute allerorten geschnürt werden, sehen die einen die Axt an der 
Wurzel des gesellschaftlichen Solidarpaktes. Für andere dagegen bilden sie 
dringend notwendige Korrekturen im Spannungsverhältnis von individu­
eller Freiheit und gesellschaftlicher Solidarität. Die sozialen Sicherungssy­
steme geraten aber auch unter Druck »von innen«: Kulturkritiker bekla­
gen, daß der unaufhaltsame Prozeß der Individualisierung moderner Ge­
sellschaften die kommunitären Bindekräfte, auf denen Solidarität beruht, 
immer mehr zersetze und diese damit zur Mangelware mache.

Gleichzeitig mit der Klage über den Zerfall von Solidarität ist aber auch 
ihre Beschwörung allgegenwärtig: Die vielfältigsten Initiativen und Komi­
tees fordern Solidarität: Solidarität mit den Streikenden und mit den A r­
beitslosen; mit den Geschundenen und Unterdrückten in der Dritten Welt, 
aber auch den Benachteiligten und Diskriminierten zu Hause; mit den 
Aids-Kranken, den bedrohten Völkern ferner Erdteile und den Generatio­
nen der Zukunft. Solidarität wird als Lernziel propagiert1, einen Solidari­
tätszuschlag gibt es als Sondersteuer für die neuen Bundesländer -  ver­
niedlichend »Soli« genannt, was nichts daran ändert, daß er immer mißmu­
tiger gezahlt wird.
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Gerade weil Solidarität zum Problem geworden ist -  so scheint es 
wird sie verstärkt zum Thema. Sie ist zu einer Art Biankettbegriff gewor­
den, zu einer argumentativen Waffe in partei- und gesellschaftspolitischen 
Auseinandersetzungen; zu einer Forderung, die Abhilfe in unterschied­
lichsten Notlagen verlangt; eine Forderung vor allem an andere; gleichsam 
der Gürtel, mit dem fremde Bäuche enger geschnallt werden. Präzise 
Konturen hat der Begriff durch seine inflationäre Verwendung verloren. 
Eine systematische Auseinandersetzung mit Solidarität als der Grundlage 
sozialer Sicherung verlangt daher allererst nach begrifflicher Klärung.

Solidarität: Versuch einer begrifflichen Annäherung

Greifen wir zu diesem Zwecke zunächst zu den soziologischen Klassikern: 
»Solidarität«, so definiert Alfred Vierkandt im Wörterbuch der Soziologie, 
»bedeutet stets einen Zustand, in dem eine Vielheit sich als eine Einheit 
verhält.«2 Und Claus Offe sekundiert: »Als Soldarität bezeichnen wir also 
die Gesamtheit von Handlungsbedingungen, unter denen die Akteure 
rational motiviert sein können, den unmittelbaren N utzen anderer als 
ihren eigenen N utzen, jedenfalls mittelbar, zu betrachten und deshalb 
anzustreben.«3 Solidarität beinhaltet also eine spezifische Form des G rup­
penverhaltens, bei dem einzelne Angehörige ihre individuellen Interessen 
zumindest zeitweilig zurückstellen, um anderen Angehörigen zu helfen 
und damit die Gesamtheit zu fördern. Die Bereitschaft zur Kooperation 
beruht auf dem Vorhandensein von Gemeinsamkeit und Verbundenheit. 
Solidarität hat -  mit anderen Worten -  ein gewisses Maß an Gleichheit 
zur Voraussetzung. Diese muß nicht die Lebenslage im ganzen erfassen. Sie 
kann sich auch auf einzelne Elemente beschränken. In jedem Falle aber 
basiert sie auf geteilten Norm en und Werten und einer zumindest partiell 
homogenen Lebenslage. Solidarität bedeutet demnach eine spezifische 
Form der Hilfe auf der Grundlage gemeinschaftlicher Lebensverhältnisse. 
Im Unterschied zum Altruismus ist sie nicht schlicht Hilfe für individuelle 
andere, sondern beinhaltet immer auch eine Stärkung des Kollektivs, der 
Gemeinschaft. Solidarität wird daher vor allem auch bei Bedrohung und 
Gefährdung von außen -  bei Nationen im Krieg, bei ethnischen oder 
religiösen Minderheiten durch Unterdrückung -  aktiviert. »Solidarität 
beinhaltet mithin die Einbindung der einzelnen in die Gemeinschaft.«4 
Solidarität und Gemeinschaft sind untrennbar miteinander verbunden.

Exkurs über Gemeinschaft

Der Begriff »Gemeinschaft« nimmt Bezug auf eine begriffliche U nter­
scheidung, die von Ferdinand Tönnies 1887 in die Soziologie eingeführt
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wurde: die Unterscheidung von Gemeinschaft und Gesellschaft.5 Unter 
Gemeinschaft versteht Tönnies eine ganzheitliche Lebensform auf der 
Grundlage von Brauchtum, Sitte, Tradition und Religion, die auf hoher 
sozialer Dichte und räumlicher Nähe beruht. Die Familie ist der Prototyp 
gemeinschaftlichen Lebens, ihre sozioökonomische Basis sind Haus, H of 
und Acker. Anders gesagt, bildet das vorindustriell-bäuerliche Leben das 
Modell der Gemeinschaft. Gesellschaft dagegen ist -  Tönnies zufolge -  
ein rationales Konstrukt, dessen zentrale Steuerungsmedien Recht, Geld, 
Bürokratie und Wissenschaft sind. Die typische gesellschaftliche Lebens­
form ist die Großstadt.

Das Verhältnis von Gemeinschaft und Gesellschaft ist bei Tönnies 
gleichsam doppelbödig konzipiert: Gemeinschaft bezeichnet zunächst ein­
mal eine historisch ältere Lebensform, die im Prozeß gesellschaftlicher 
Modernisierung -  namentlich durch Industrialisierung und Urbanisie­
rung -  zunehmend ausgehöhlt und verdrängt wird. Aber sie bezeichnet 
auch eine spezifische Vergesellschaftungs/ogzT, die trotz zunehmender 
Randständigkeit neben und in der Gesellschaft bestehen bleibt. Gemein­
schaft ist also stets Teil von Gesellschaft.

Gemeinschaften lassen sich -  im Anschluß an Tönnies6 -  differenzie­
ren in Familie und Verwandtschaft als Blutsgemeinschaften, Gemeinde 
und Nachbarschaft als Lokalgemeinschaften und religiöse, weltanschauli­
che und berufsständische Vereine und Verbände als Wertgemeinschaften.

Bluts- und Lokalgemeinschaften können als »traditionale« Gemein­
schaften verstanden werden. Sie gewähren ein hohes Maß an Stabilität 
aufgrund großer sozialer Dichte und überschaubarer Verhältnisse. Wech­
selseitige Hilfe und Unterstützung sind verläßlich institutionalisiert. Der 
sicheren Erwartbarkeit von Leistungen korrespondiert die ebenso sichere 
von Sanktionen bei Verletzung gemeinschaftlicher Pflichten. Traditionale 
Gemeinschaften gewähren also -  wenn überhaupt -  nur wenig indivi­
duelle Freiheit und Autonomie im Hinblick auf Zugang, Austritt und 
interne Gestaltungsmöglichkeiten. Soziale Dichte und Verläßlichkeit be­
deuten eben auch Zwang, Verpflichtung und Kontrolle.

Moderne Gemeinschaften dagegen sind grundsätzlich Wertgemein­
schaften. Die Mitgliedschaft in ihnen beruht nicht auf Geburt oder Tradi­
tion, sondern auf einer individuellen Zugehörigkeitsdefinition, in der Re­
gel auf Beitritt. Sie gruppieren sich um gemeinsame Werte, ideelle Ziele und 
Präferenzen, die allerdings manifeste materielle Bezugspunkte haben kön­
nen. In dem damit gesteckten Rahmen findet sich eine nahezu unbe­
schränkte Vielzahl von Variationen. Die Zielsetzungen können in allen 
Abstufungen eher partikular oder eher universell sein. Moderne Gemein­
schaften betreffen aber grundsätzlich nur spezifische Segmente des Lebens 
ihrer Mitglieder, niemals das Leben als Ganzes. Im Unterschied zu tradi-
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tionalen Gemeinschaften gewähren sie ein grundsätzlich hohes, wenn­
gleich im einzelnen sehr unterschiedliches Maß an Autonomie im Hinblick 
auf Beitritt, Austritt und interne Gestaltungsmöglichkeiten. Anders als bei 
traditionalen Gemeinschaften ist hier auch die gleichzeitige Mitgliedschaft 
in mehreren Gemeinschaften mit unterschiedlichen Zielsetzungen mög­
lich. Moderne Gemeinschaften lösen traditionale nicht ab, treten nicht an 
deren Stelle. Sie treten vielmehr neben sie, ergänzen und überlagern sie.

Die Entwicklung von Gemeinschaftsbindungen in modernen Gesell­
schaften läßt eine Tendenz von der allumfassenden, auf Dauer angelegten 
Partikulargemeinschaft mit hohem sozialem Zwang zur universalistisch 
orientierten, zeitlich beschränkten, segmentär strukturierten Gemein­
schaft mit hohen individuellen Autonomiespielräumen erkennen.7 Das 
höhere Maß an Universalität und Autonomie wird mit einem höheren Maß 
an Unverbindlichkeit erkauft. Dieser Entwicklungstrend erfaßt auch die 
traditionalen Gemeinschaften selbst. Auch sie unterliegen einem Prozeß 
der Modernisierung. Verwandtschaftliche Blutsbande bleiben zwar ge­
burtsbedingt und irreversibel, aber die Familie als soziale Institution ver­
liert ihren lebenszeitlich-allumfassenden Charakter und entwickelt sich 
tendenziell zur zeitlich beschränkten Wohngemeinschaft mit wechselndem 
Personal. Und auch Gemeinde und Nachbarschaft als Lokalgemeinschaf­
ten haben durch die rapide Zunahme von räumlicher Mobilität und sozia­
ler Anonymität den Charakter stabiler Dauerhaftigkeit und sozialer Dich­
te längst verloren. Beide -  Familie und Gemeinde -  nähern sich den 
segmentär strukturierten modernen Wertgemeinschaften nach Wirkungs­
grad und Binnenstruktur deutlich an.

Solidarität und Gemeinschaft: Versuch einer Typologie

Solidarität ist Hilfsbereitschaft in gemeinschaftlichem Kontext. Solidari­
sches Handeln hat demnach immer eine »Wir«-Definition zur Vorausset­
zung; ein »Wir«, das sich gegenüber »den anderen« abgrenzt. Gemein­
schaften bilden und erhalten sich -  systemtheoretisch gesprochen -  
durch die Stabilisierung von Innen/Außen-Differenzen. Solidarität entfal­
tet sich also nur innerhalb bestimmter Grenzen. Die Grenzen der Gemein­
schaft, der Familie, Sippe, Volksgruppe oder Konfession, markieren stets 
die Grenzen der Solidarität. Solidarität kann also verstanden werden als 
Hilfsbereitschaft für Angehörige, Nachbarn oder Gleichgesinnte, die mit 
der Ausgrenzung der »anderen«, der Fremden, einhergeht.

Solidarität ist erwartbar aufgrund von Brauch und Sitte. Sie beruht auf 
räumlicher Nähe, sozialer Dichte, emotionaler Verbundenheit und Tradi­
tion, nicht dagegen auf Rechtsansprüchen und staatlichem Zwang. Dabei 
besteht keinerlei Anlaß zur Romantisierung traditionaler Solidaritätsbin-
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düngen. Die soziale Dichte traditionaler Gemeinschaften gewährleistet 
zwar Verläßlichkeit, sie bedeutet jedoch -  wie bereits erwähnt -  auch 
sozialen Zwang und soziale Kontrolle. Aber die Funktionslogik gemein­
schaftlicher Sozialzwänge ist eine andere als die der formalen Rationalität 
staatlich gesetzten und mit staatlichem Zwang sanktionierten Rechts: Der 
Unterschied entspricht genau dem, den Tönnies mit der Dichotomie von 
Gemeinschaft und Gesellschaft signalisiert hat.

Solidarität beruht immer auf Gleichheit, die das Ungleiche, das Fremde 
ausgrenzt. So ist die Solidarität der Arbeiterklasse nur die andere Seite des 
Klassenkampfes gegen das Kapital. U nd die Außenbedrohung durch einen 
gemeinsamen Feind führt zum Zusammenrücken im Innern. Nicht von 
ungefähr sind immer wieder bedeutsame nationale sozialpolitische Inno­
vationen in Kriegszeiten, also unter dem Druck einer massiven Außenbe­
drohung durchgesetzt worden. Prominente Beispiele sind der Ausbau der 
Armenfürsorge zur flächendeckenden Wohlfahrtspflege im Deutschland 
des Ersten Weltkriegs und die Entwicklung des umfassenden sozialpoliti­
schen Programms von Lord Beveridge im England des Zweiten.8

Der Verweis auf die Grenzen der Solidarität betont zunächst die schlich­
te Tatsache, daß Solidarität sich nur in bestimmten Kontexten entwickelt 
und entwickeln kann. Er ermöglicht darüber hinaus aber ein Verständnis 
der gesellschaftlichen Entwicklung von Solidarität als Grenzverschiebtmg 
und d. h. eine Dynamisierung und Historisierung: Solidarität ist keine 
Naturkonstante. Sie verändert sich vielmehr in dem Maße und in dem 
Rahmen, in dem sich die sie konstituierenden Kontexte verändern.

Traditionale Gemeinschaften im oben skizzierten Sinne beinhalteten 
hochselektive und partikulare Solidaritätspflichten. Die traditionale Soli­
darität von Familie und Gemeinde beschränkte sich auf ihre Angehörigen. 
Dem selektiven Zugriff entsprach auf der anderen Seite ein hoher Grad an 
Verläßlichkeit und Sicherungspotential. Bis weit in das 19. Jahrhundert war 
die soziale Sicherung der Bürger (jenseits von Arbeitsmarkt und Arbeits­
verhältnis) auch weitestgehend den Solidaritätspotentialen dieser Gemein­
schaften überlassen.

Wie die Gemeinschaften selbst, so unterliegen auch die von ihnen gestif­
teten Solidaritäten einem Modernisierungsprozeß, der sich grob als Ent­
wicklung weg von den exklusiven, partikularen und hin zu den inklusiven, 
universalistischen Solidaritäten deuten läßt. Die Entwicklung von Solida­
rität in der modernen Gesellschaft ist also keineswegs nur eindimensional 
im Sinne von Zerfall und Auflösung zu verstehen. Es handelt sich vielmehr 
um einen Prozeß der Ausdifferenzierung. Zwar werden die traditionalen 
Solidaritätsbindungen im Prozeß gesellschaftlicher Modernisierung ge­
schwächt und ausgehöhlt. Zugleich entstehen aber neue Formen solidari­
scher Bindung. Diese können allerdings die traditionale Solidarität nicht
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ersetzen. Deren Auflösung hinterläßt eine Leerstelle. Denn je größer Frei­
heit und Autonomie bei der Eingehung von Soldaritätspflichten, umso 
geringer ist in der Regel das Sicherungspotential, das sie gewähren. Je 
universeller und inklusiver die Ziele, desto schwächer in der Regel die 
faktische Hilfsbereitschaft. Die Ablösung von Solidaritätspflichten und 
Solidaritätsgefühlen vom sozialen Nahbereich, dem sie historisch ihre 
Entstehung verdanken, und ihre Ausdehnung auf tendenziell die »Weltge­
meinschaft«, neigt zur Überforderung der Individuen in finanzieller, emo­
tionaler und moralischer Hinsicht, zur Entwicklung dessen, was Arnold 
Gehlen als »Hypermoral« bezeichnet und kritisiert hat.9 Erst die Existenz 
der modernen Informations-, Kommunikations- und Transportmedien 
bietet die Möglichkeit dafür, die Orientierung von Solidarität an postkon­
ventionellen, universalistischen Moralprinzipien von einem theoretisch­
gedanklichen zu einem praktisch-politischen Problem zu machen. Erst das 
Fernsehen ermöglicht die allabendliche Präsenz des Leidens in aller Welt 
auf dem heimischen Bildschirm. Solidaritätsgebote werden derart in ihrem 
normativen Anspruch universalisiert, zugleich aber diffus. Einerseits mo­
bilisieren sie tatsächlich Spenden- und Unterstützungsbereitschaft in oft 
erheblichem Ausmaß. Andererseits bleiben diese punktuell und angesichts 
der Universalität des Elends willkürlich. Die rasche, von den Medien 
diktierte Taktfolge der Präsentation immer neuer Zentren des Schreckens 
führt zu steigender Desorientierung. Die Überkomplexität weltweiten 
Elends unterminiert die Ausbildung stabiler Solidaritäten und schwächt 
dadurch faktische Hilfspotentiale. Solidarität droht derart zu einer wohl­
meinenden Bekundung von Mitgefühl zu verkommen, der keine prakti­
sche Unterstützung mehr folgt. Die Grenzen der Solidarität verschwim­
men. Solidarität wird zu einer Attitüde universellen guten Willens, der 
nichts kostet, aber auch wenig nützt.

Vollends überspannt wird der Solidaritätsbegriff in der Konstruktion 
einer Solidarität mit zukünftigen oder vergangenen Generationen. Mit der 
Entgrenzung der Zeitdimension werden die gemeinschaftlichen Grundla­
gen von Solidarität gänzlich verflüssigt, und der Begriff wird uferloser 
Beliebigkeit anheim gegeben.

Der Wohlfahrtsstaat: Bürokratisierung von Solidarität

Industrialisierung und Urbanisierung revolutionierten das gesellschaftli­
che Leben im Laufe des 19. Jahrhunderts von Grund auf. Sie produzierten 
neue Arbeits- und Lebensformen, neue soziale Risiken, Benachteiligungen 
und Unsicherheiten. Die Solidaritäts- und Sicherungspotentiale der tradi- 
tionalen Gemeinschaften wurden dadurch gleichermaßen überfordert und 
ausgehöhlt. Die soziale Sicherung der Bürger wurde zunehmend zur
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Staatsaufgabe. Der Aufbau des modernen Wohlfahrtsstaates begann.
Der Aufbau wohlfahrtsstaatlicher Sicherungssysteme war in allen west­

lichen Industriegesellschaften mit der Entwicklung des Nationalstaates 
verbunden. In Deutschland war dieser Zusammenhang besonders eng. Die 
Einrichtung der neuen Systeme der »Arbeiterversicherung«, der Kranken-, 
Unfall-, Invaliditäts- und Altersversicherung in den 1880er Jahren war 
Bestandteil eines politischen Prozesses, den man später als »innere Reichs­
gründung« bezeichnet hat. Die Arbeiterversicherung wurde von Bismarck 
gezielt zur Stärkung des Reichs als neuer, politischer Zentralinstanz ge­
nutzt.10 Die Politik des Kanzlers zur Konsolidierung des neuen Zentral­
staats wurde begleitet von einer unüberhörbaren Gemeinschaftspropagan­
da; von einer Rhetorik, die versuchte, den neu entstandenen Nationalstaat 
selbst als »Volksgemeinschaft« zu charakterisieren. Vor allem die bürgerli­
che Sozialreform, vor allem jener Teil des städtischen Bildungsbürger­
tums, der sich die »Heilung der sozialen Schäden« der Gesellschaft zur 
Aufgabe gemacht hatte, legitimierte die reformerischen Konzepte als 
»Dienst am Volksganzen«, als Wiederherstellung der »Einheit der Kultur­
nation«, die durch Klassenkampf und politische Polarisierung gespalten 
war.11 In diesen Konzeptionen hat der Nationalstaat also nicht primär die 
Gestalt einer verfassungsmäßigen Organisation von Gesellschaft in be­
stimmten geographischen Grenzen. Er nimmt vielmehr die Form einer 
ethnisch und kulturell homogenen, substantiellen Einheit an. Die Grenzen 
der »Volksgemeinschaft« markieren auch hier zugleich die Grenzen der 
Solidarität. Dem Konzept des Wohlfahrtsstaates in der deutschen Tradition 
liegen von Anfang an Homogenitäts- und Gleichheitsvorstellungen zu­
grunde, die bis heute fortwirken.

Die Gemeinschaftsrhetorik der Frühphasen des deutschen Wohlfahrts­
staates knüpft also zumindest verbal an die traditionalen Solidaritätskon­
zepte an. Der Zusammenhang von Solidarität und Gemeinschaft bleibt 
scheinbar erhalten, wenngleich auf neuer, abstrakterer Ebene. Faktisch 
führte die Übernahme der Sozialverantwortung durch den Staat jedoch zu 
einer tiefgreifenden Umgestaltung von Solidarität. Genauer gesagt: Sie 
führte zu einem Systemwechsel von »Solidarität« zu »Inklusion«, von 
Sozialvertrauen zu Systemvertrauen, wie Eckart Pankoke das im Anschluß 
an Luhmann genannt hat12, d.h. zu einem Übergang von »gemeinschaftli­
chen« zu »gesellschaftlichen« Sicherungsstrategien. Der Programmwech­
sel von Solidarität zu Inklusion bedeutet, daß soziale Sicherung, Hilfe und 
Unterstützung tatsächlich nicht mehr dem solidarischen Beistand von 
Familie, Gemeinde oder Volk überlassen bleiben, sondern mittels gesetz­
tem Recht und staatlicher Bürokratie organisiert werden. Faktisch wird 
soziale Sicherung damit also nicht mehr über Solidarität, sondern über 
staatlichen Zwang gesteuert. Solidarität verliert damit allerdings nicht jede
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Bedeutung für die soziale Sicherung. Sie wird aber gleichsam zur Solidari­
tät zweiter O rdnung degradiert. Sie wird zu einer Legitimationsformel für 
staatlichen Zwang.

Die staatliche Organisation sozialer Sicherung nimmt in allen entwik­
kelten Industriegesellschaften die Formen der Verrechtlichung, der Büro­
kratisierung und der Professionalisierung an. Die Verstaatlichung sozialer 
Sicherung stabilisiert und rationalisiert Solidarität. Sie gewährleistet die 
flächendeckende und verläßliche Wirksamkeit sozialer Sicherung. Sie er­
möglicht die Lösung des Individuums aus den Zwängen traditionaler 
Gemeinschaften und schafft dadurch individuelle Entfaltungsmöglichkei­
ten. Aber sie schafft auch Folgeprobleme und Paradoxien, die gleichsam 
die inneren Grenzen von Solidarität im Wohlfahrtsstaat markieren.

Bürokratien sind verläßlich, aber anonym. Hilfe wird zur Routine, die 
der menschlichen Zuwendung entbehrt. Die »entseelten Apparate« sozia­
ler Sicherung sind in der Geschichte des Wohlfahrtsstaates immer wieder 
zum Zentrum heftiger Kritik geworden. Und das Fehlen persönlicher 
Kontakte und Beziehungen -  die Anonymisierung sozialer Sicherung -  
zieht ganz manifeste Folgeprobleme nach sich. An erster Stelle sind hier die 
vielfältigen Trittbrettfahrer-Probleme, die Möglichkeiten exzessiver Aus­
nutzung und die sich daraus ergebenden Gefangenen-Dilemmata zu nen­
nen, die von der Spieltheorie untersucht werden und in Deutschland vor 
allem von Claus Offe in die sozialwissenschaftliche Sozialpolitik-Diskus­
sion eingeführt worden sind.13 Der Wohlfahrtsstaat produziert auch seine 
eigene Variante von M urphys berühmtem Gesetz: Je dringender er ge­
braucht wird, umso weniger steht er zur Verfügung. So knüpft z. B. die 
Sozialversicherung organisatorisch und finanziell direkt an den Status des 
Erwerbstätigen und damit an den Arbeitsmarkt an. Ihr Sicherungspotenti­
al hängt in hohem Maße von der Lage auf dem Arbeitsmarkt ab. In Zeiten 
der Vollbeschäftigung kann sie breite sichernde Wirksamkeit entfalten. In 
Zeiten hoher Massen- und Dauerarbeitslosigkeit wird ihr Wirkungsbe­
reich empfindlich eingeschränkt. Strukturell hohe und dauerhafte Arbeits­
losigkeit stellt die Sozialversicherung also vor grundsätzliche Probleme. 
Die Fürsorge (Sozialhilfe) knüpft zwar nicht direkt an die Erwerbsarbeit, 
sondern an den Bürgerstatus an, und sie wird aus Steuern, nicht aus 
Beiträgen finanziert. Aber auch für die Sozialhilfe gilt, daß die entstehen­
den Kosten im produktiven Sektor erwirtschaftet werden müssen. Das 
Problem ist nur vom Beitrags- auf den Steuerzahler verschoben. Damit 
wird deutlich, daß der Wohlfahrtsstaat über kein dauerhaftes, eigenständi­
ges Sicherungspotential verfügt. Er ist vielmehr hochgradig abhängig von 
der Wirtschaft, deren Risiken er gerade absichern soll.

Die Maßnahmen und Leistungen des Wohlfahrtsstaates wurden ge­
schaffen, um die Ungerechtigkeiten und Benachteiligungen kapitalistischer
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Produktion zu kompensieren. Mit der Ausdehnung des Systems sozialer 
Sicherung ist deutlich geworden, daß es zwar bestimmte Risiken zuverläs­
sig absichern kann, zugleich aber selbst neue Probleme und Benachteilun- 
gen produziert. Der Wohlfahrtsstaat reagiert nicht nur auf extern verur­
sachte Probleme. Er beschäftigt sich zu guten Teilen mit sich selbst. Politik 
bearbeitet die Folgen früherer Politik. Die sozialpolitisch zu bearbeitenden 
Probleme sind z. T. durch frühere Sozialpolitik überhaupt erst entstanden. 
So sind z. B. Probleme der Rentenfinanzierung, die sich daraus ergeben, 
daß immer mehr Menschen ein biblisches Alter erreichen, auch Resultate 
erfolgreicher Gesundheitspolitik. Die demographische Entwicklung ist 
nicht nur Ursache, sondern auch Folge wohlfahrtsstaatlicher Politik. Die 
apparathafte Verselbständigung wohlfahrtsstaatlicher Systeme führt dazu, 
daß ihre Entwicklung immer mehr der Eigenlogik und Eigendynamik der 
Apparate folgt. Hans Achinger hat das schon 1959 sehr treffend auf den 
Begriff gebracht: »Leiden, die außerhalb der Dienstzeit Vorkommen, sind 
mißlich.«14

Der Wohlfahrtsstaat -  angetreten, um die Ungerechtigkeiten der kapi­
talistischen Ökonomie zu kompensieren -  produziert von einer gewissen 
Entwicklungsstufe an selbst neue Ungerechtigkeiten. Die Jungen zahlen 
für die Alten, nicht nur bei den Renten, sondern auch in der Gesundheits­
versorgung. Man spricht bereits von einem Krieg der Generationen.15 
Dieser Typus von Verteilungskonflikt wurzelt nicht in der kapitalistischen 
Ökonomie, sondern ausschließlich im Wohlfahrtsstaat selbst. Wohlfahrts­
staatliche Verteilungskonflikte -  so scheint es -  überlagern die her­
kömmlichen Formen der Klassenauseinandersetzungen zunehmend als 
neue, sozusagen postmoderne Form des Sozialkonflikts.

Der Wohlfahrtsstaat basiert auf staatlichem Zwang. Zum Funktionieren 
ist er dennoch auf Solidarität angewiesen. Die bereits angesprochenen 
Trittbrettfahrer-Probleme und Gefangenen-Dilemmata legen hiervon be­
redt Zeugnis ab. Arbeiterpolitik braucht zu ihrer Wirksamkeit die Solida­
rität der Arbeiterschaft. Familienpolitik kann auf die Mitwirkung der 
Familie nicht verzichten. Der Wohlfahrtsstaat hat seine Wurzeln in tradi- 
tionalen gemeinschaftlichen Lebensformen -  in Familie, Nachbarschaft 
und spezifischen sozio-kulturellen Milieus -  und bleibt bis heute auf 
diese angewiesen. Allerdings unterminiert der Wohlfahrtsstaat selbst diese 
Voraussetzungen seiner Wirksamkeit in gewisser Weise, indem er dem 
Menschen die individuellen Gestaltungschancen und Freiheiten vermittelt, 
die ihn zunehmend unabhängig von traditionalen Gesellungsformen ma­
chen. Die derzeit immer wieder konstatierte und beklagte Auflösung an­
gestammter soziokultureller Wertgemeinschaften, namentlich der konfes­
sionellen Milieus und der Arbeiterkultur, sind nicht schlicht Resultate 
politikunabhängigen sozialen Wandels. Sie sind zu guten Teilen Ergebnis
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wohlfahrtsstaatlicher Politiken selbst. Anders gesagt, der Wohlfahrtsstaat 
basiert auf sozialen Voraussetzungen, die er selbst zunehmend aushöhlt.

Trotz all dieser Paradoxien, Dysfunktionalitäten und nichtintendierten 
Nebenfolgen16 hat der Wohlfahrtsstaat in den Nachkriegsjahrzehnten in 
allen westlichen Industriegesellschaften das prekäre Spannungsverhältnis 
von Sicherheit und Freiheit, Markt und Staat, Kapitalismus und Dem okra­
tie letztlich erfolgreich ausbalanciert. Der Nationalstaat bildete dabei den 
Anknüpfungspunkt für soziale Politiken, die zwar mit »Solidarität« -  
wie gezeigt -  nur mehr ungenügend charakterisiert werden, die aber den­
noch soziale Sicherung für breite Teile der Bevölkerung auf hohem Niveau 
gewährleistet haben.

Die nationalstaatliche Souveränität bildete den Bezugsrahmen und die 
wirtschaftliche Konkurrenz souveräner Nationalstaaten den M otor erfolg­
reicher wohlfahrtsstaatlicher Politiken. Wenn auch die soziale Dichte tra- 
ditionaler Gemeinschaften auf nationaler Ebene in keiner Weise mehr 
gegeben ist, so hat doch die Nation die hinreichende kulturelle Hom oge­
nität und soziale Bindekraft, der Nationalstaat die faktische Organisa­
tionsgewalt verbürgt, um das Funktionieren des Wohlfahrtsstaates zu si­
chern.

Die Paradoxien der Bürokratisierung, Professionalisierung und Anony­
misierung sozialer Sicherung waren in den Strukturen des Wohlfahrtsstaa­
tes zwar immer schon angelegt. In seinen Anfängen basierte die admini­
strative Organisation des Wohlfahrtsstaates jedoch auf überschaubaren 
Einheiten: den Gemeinden und den lokalen Kassen vor allem, die trotz 
ihres grundsätzlich bürokratischen Charakters noch Züge von Gemein­
schaftlichkeit trugen. In der hundertjährigen Geschichte des Wohlfahrts­
staates werden diese gemeinschaftlichen Grundeinheiten allmählich auf- 
und sukzessive durch gigantische Sicherungs- und Umverteilungsbürokra­
tien abgelöst. Die wohlfahrtsstaatlichen Paradoxien, die immer schon vor­
handen waren, gewinnen damit an Dynamik. In Zeiten wirtschaftlichen 
Aufschwungs und üppig fließender Finanzmittel konnten sie dennoch 
weithin unproblematisiert bleiben. In Zeiten finanzieller Engpässe -  im­
mer dann also, wenn die Potentiale des Wohlfahrtsstaates ohnehin schwä­
cher werden -  finden sie dagegen breite Aufmerksamkeit und beflügeln 
die Kritik an ihm. In Deutschland sind es gegenwärtig vor allem die 
enormen finanziellen Belastungen der Einigung, aber auch organisatori­
sche Probleme des Institutionentransfers, die die Funktionsprobleme des 
Wohlfahrtsstaates ins Zentrum der Kritik rücken. Der Wohlfahrtsstaat ist 
heute kontrovers geworden, weil er an Grenzen der Finanzierbarkeit stößt 
und weil er seine »utopischen Energien«17 aufgezehrt hat.

Die internen Organisationsprobleme wohlfahrtsstaatlicher Sicherung 
werden überlagert von globalen gesellschaftlichen Veränderungsprozes­
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sen. In den aktuellen Prozessen der Europäisierung und der Globalisierung 
wird das Konzept der Nation und des Nationalstaates selbst herausgefor­
dert. Der Nationalstaat verliert an gestaltender Kraft. Die Fähigkeit zur 
autonomen politischen Organisation seiner nationalen Märkte weicht der 
Notwendigkeit zum Vollzug der ökonomischen Imperative des Weltmark­
tes. Der Organisationsrahmen des Wohlfahrtsstaates wird brüchig. Die 
Nation als Anknüpfungspunkt für Solidarität beginnt, sich aufzulösen.

Aktuelle Herausforderungen: Solidarität in Zeiten der Globalisierung?

Uber die Verbindung von Staatsgewalt als gesellschaftlich ausdifferenzier­
ter politischer Gewalt, Nationalitätsgedanken und Souveränitätsprinzip ist 
der Nationalstaat im Laufe des 19. Jahrhunderts in Europa und Nordam e­
rika in die Zentralstelle der Organisation von Wirtschaft und Gesellschaft 
eingerückt. Staatsvolk, Staatsgewalt und Staatsgebiet sind die Elemente der 
Souveränität nach innen. Nach außen wird die Weltgesellschaft als Ge­
meinschaft souveräner Staaten vorgestellt.

Die nationalstaatlich verfaßte Gesellschaft organisiert nach nationalen 
Regeln eine auf das nationale Territorium bezogene nationale Ökonomie. 
Erst mit der Verbindung von souveräner Staatsgewalt und nationalstaatlich 
verfaßter Ökonomie waren die Grundlagen für die Entwicklung des mo­
dernen Wohlfahrtsstaates geschaffen. Erst eine erfolgreiche Wirtschaft 
stellte die Mittel für eine soziale Absicherung der Bedürftigen bereit. Erst 
nationale Souveränität und Homogenität gewährleisteten die Vorausset­
zungen, diese politisch durchzusetzen. Anders gesagt: Die nationale Orga­
nisation der Ökonomie war die Voraussetzung ihrer politischen Steuerung 
oder -  wenn man so will -  ihrer wohlfahrtsstaatlichen Zähmung, die in 
den Jahrzehnten nach dem 2. Weltkrieg in Form vor allem von staatlicher 
(Keynesianischer) Konjunkturpolitik, von Infrastruktur- und Sozialpoli­
tik zumindest zeitweilig erstaunlich erfolgreich war.

Gegenwärtig verliert der nationale Rahmen rapide an gestaltender Kraft. 
Zwar hat die Europäische Union mit Ausnahme des Arbeitsschutzrechts 
(Art. 118a EGV) und der Gleichstellung von Mann und Frau (Art. 119 
EGV) keine eigenständigen sozialpolitischen Kompetenzen. Sozialpolitik 
ist auch nach Maastricht weitestgehend Sache der Mitgliedstaaten. Allge­
meine soziale Mindeststandards gibt es nicht. Dennoch wird die nationale 
Autonomie der Mitgliedstaaten auch auf dem Gebiet der sozialen Siche­
rung zunehmend eingeschränkt: Einmal, weil die genannten Kompetenzen 
über ihre unmittelbaren Grenzen hinaus tief in die nationalen Rechtsord­
nungen hineinwirken; zum andern, weil der fortschreitende Prozeß der 
europäischen Integration ganz generell zu zunehmenden nationalen A uto­
nomieverlusten führt. Nationale Autonomie faktisch also ausgehöhlt,
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ohne daß supranationale Kompetenz bereits vorhanden wäre. Es entsteht 
so ein Regelungs- und Gestaltungsvakuum, das die sozialen Sicherungspo­
tentiale jedenfalls der wohlhabenden Mitgliedstaaten eher schwächt.18

Jenseits der Europäischen Union ist es das naturwüchsige, beschleunigte 
Zusammenwachsen der Welt zu einem  Weltmarkt -  der immer weniger 
Schutzzonen zuläßt - , das die Souveränität der Nationalstaaten zur auto­
nomen Organisation ihrer Wirtschaft zunehmend beschränkt, ja, das Kon­
zept der nationalen Volkswirtschaft insgesamt in Frage stellt.19

Moderne Transport- und Kommunikationstechnologien haben die her­
kömmlichen Formen der Produktion umgewälzt. An die Stelle nationaler 
Großbetriebe treten transnationale Netzwerke. Produktionsprozesse wer­
den zerlegt und dezentral weltweit am jeweils günstigsten Standort durch­
geführt. Der internationale Handel mit Gütern wird durch den Verkauf 
von Gütern in ausländischen Niederlassungen substituiert. Die nationale 
Herkunft von Produkten ist kaum mehr zu bestimmen und wird auch 
zunehmend belanglos. Längst ist an die Stelle des »Made in Germany« das 
»It’s a Sony« getreten.

Finanzkapital und neuartige hochqualifizierte Dienstleistungen gewin­
nen zunehmend an Bedeutung gegenüber der herkömmlichen Industrie­
produktion. Moderne Kommunikationstechnologien machen sie ohne 
zeitliche und räumliche Beschränkung weltweit verfügbar. Die Ökonomie 
entmaterialisiert sich und entgrenzt sich zugleich. Der »unsichtbare« H an­
del mit Kapital und Dienstleistungen ist schwer zu kontrollieren. Flexible 
globale Netzwerke entziehen sich weitgehend dem Zugriff von Kontroll­
instrumenten, die auf das nationale Territorium zugeschnitten sind.20

Globale Produktion sprengt die Schutz- und Steuerungspotentiale der 
Nationalstaaten, das Potential, ihre Märkte autonom zu organisieren. Das 
gilt unübersehbar auch und gerade für den Arbeitsmarkt, der angesichts 
der ökonomischen Globalisierung zunehmend unter Druck gerät.21 Die 
nahezu unbeschränkte Möglichkeit der Verlagerung von Produktion ins 
Ausland macht die klassischen Formen Keynesianischer Wirtschaftspolitik 
obsolet. Sie setzt die inländischen Arbeitskräfte unter weltweite Lohnkon­
kurrenz und manifestiert in Form dauerhafter Massenarbeitslosigkeit die 
Achillesferse eines erwerbsarbeitszentrierten Wohlfahrtsstaates und das 
zentrale soziale Problem einer Arbeitsgesellschaft.

Während Produktionsprozesse und Produktionsstandorte weltweit de­
zentralisiert, Gewinne und Arbeitsplätze exportiert, Arbeitskräfte impor­
tiert werden, bleibt das System sozialer Sicherung ganz an den nationalen 
Rahmen gebunden. Umgekehrt aber wird mit der Aushöhlung der natio­
nalen Ökonomie und der zunehmenden Mobilität des Kapitals der staatli­
che Zugriff auf die Ressourcen geschwächt, die die Basis wohlfahrtsstaat­
licher Sicherung bilden. Die Mobilität des Kapitals erschwert seine Be-
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Steuerung. Hohe Profite setzen sich nicht automatisch in hohe Steuern um. 
Die Liberalisierung des Kapitalverkehrs und die faktische Hinfälligkeit 
zwischenstaatlicher Grenzen für Geld und Kapital drohen, die steuerliche 
Grundlage der aufwendigen Systeme sozialer Sicherung auszuhöhlen.

Die ökonomischen und sozialen Folgen der Globalisierung steigern 
derart den Bedarf nach wohlfahrtsstaatlicher Sicherung, entziehen ihr aber 
zugleich die finanzielle Grundlage. Der Wohlfahrtsstaat verliert damit 
tendenziell seine schützende Kraft und entwickelt sich umgekehrt zum 
Standortnachteil, der Investoren verschreckt und daher tunlichst einzu­
schränken ist. Der Wohlfahrtsstaat wird zum Wettbewerbsstaat. Die Ö ko­
nomie ist dabei, die Fesseln der Politik wieder abzuschütteln.

Die Globalisierung schränkt nicht nur die Souveränität des National­
staates ein. Sie lockert auch seine soziale Homogenität. Der neue Welt­
markt produziert Gewinner und Verlierer. Die Reichen werden reicher, 
und die Armen werden ärmer. Die soziale Ungleichheit wächst. Vor allem 
aber entsteht im Zuge der Globalisierung der Wirtschaft ein neuer Typ des 
globalen Akteurs, dessen wirtschaftliche Aktivitäten und Erfolge immer 
weniger auf nationaler Grundlage beruhen; ein neuer Typ des ökonomi­
schen Kosmopoliten, dessen nationale Bindungen und Loyalitäten ent­
sprechend schwächer werden. Seine Weltoffenheit könnte auch ihre wohl­
fahrtsstaatlichen Konsequenzen haben: den Rückgang der Zahlungsbereit­
schaft; die Tendenz, sich in neuartigen, privaten Lebenswelten -  Wohn­
anlagen, Schulen, Theatern -  einzuigeln und die traditionelle Öffentlich­
keit, die staatliche Infrastruktur, den Armen zu überlassen; eine Tendenz, 
die in den USA und Lateinamerika durchaus schon heute zu beobachten 
ist und die die Problematik der Finanzierung des Wohlfahrtsstaates noch 
einmal von der Seite der Loyalität der Eliten her verschärft.22

Auf der anderen Seite pluralisiert die weltweite Armutsmigration die 
Normalitätsstandards der reichen Nationen des Nordens sozial, kulturell, 
ethnisch und religiös nachhaltig.

Die ethnische und kulturelle Homogenität des »Volksganzen«, die in 
den Frühphasen des deutschen Wohlfahrtsstaates in der Zeit des Kaiser­
reichs von 1871 zur Legitimation sozialer Reformen beschworen wurde, 
existiert in dieser Form nicht mehr. Die Homogenität großer sozialkultu­
reller Milieus ist weithin einer radikalen Pluralisierung und Differenzie­
rung gesellschaftlicher Normalität gewichen. Die »Einheit der Kulturna­
tion« weicht zunehmend einer multi-ethnischen und multi-kulturellen 
Gesellschaft, in der Differenz, nicht Gleichheit das zentrale Merkmal bil­
det; in der Differenz als solche zu schützen und anzuerkennen ist.

Ökonomische Globalisierung führt zu nationaler Desintegration, zu 
nationalem Souveränitätsverlust und neuer innergesellschaftlicher Diffe­
renzierung. In diesem Prozeß droht die Nation, sich als die kulturell
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integrierte Gemeinschaft aufzulösen, als die sie seit dem 19. Jahrhundert 
nicht nur zentrale Organisationsform der Staatengemeinschaft, sondern 
auch identitätsprägendes Element der Menschen als Staatsbürger und A n­
knüpfungspunkt für Solidarität in Form wohlfahrtsstaatlicher Sicherung 
war. Globalisierung erfordert also ein grundsätzliches Neudenken des 
Nationalitätsgedankens, von Staatsangehörigkeit, Wahlrecht und politi­
scher Partizipation.23 Sie erfordert auch eine Neukonzeption sozialer Si­
cherung, die den sich radikal wandelnden Verhältnissen Rechnung trägt.

Globalisierung verknappt nicht nur die Ressourcen staatlicher sozialer 
Sicherung, sie verändert auch die normativen Anforderungen an den 
Wohlfahrtsstaat. Das dem Wohlfahrtsstaat bis heute zugrunde liegende 
Gleichheitskonzept gerät normativ immer mehr in Widerspruch zur zu­
nehmenden Ausdifferenzierung von »Normalität« in unserer Gesellschaft. 
Es ist bis heute ganz der »sozialen Frage« des 19. Jahrhunderts verhaftet. 
Es zielt vor allem auf die materielle Kompensation von typischen Einkom­
mensrisiken, die sich aus der abhängigen Erwerbsarbeit ergeben. »Es wird 
also«, um noch einmal Hans Achinger zu zitieren, »ein neutraler D urch­
schnittstyp des Menschen vorausgesetzt, bei dem es im Zweifelsfall an 
Geld oder Gesundheit mangelt.«24 Die hinter diesem »Durchschnittstyp« 
stehenden impliziten Normalitäts- und Homogenitätsvorstellungen -  er 
ist männlich, deutsch, christlich und weiß -  verfehlen die aktuelle W irk­
lichkeit pluraler Gesellschaft in Deutschland zunehmend. Gleichheit wäre 
demnach heute entsprechend radikaler, universalistischer zu formulieren. 
Als derart universalistisches Konzept würde sie allerdings nur mehr ein 
»dünnes« moralisches Konzept, Anknüpfungspunkt für einen minimali­
stischen Solidaritätsstandard bilden, der von den konkreten Norm en und 
Werten der verschiedenen, heterogenen Bevölkerungsgruppen abstrahiert. 
Deren Lebenswelten sind notwendig partikular. Und ein dichtes Konzept 
von Solidarität müßte notwendigerweise an solche engeren Gemein­
schaftsbindungen anknüpfen. »Solidarity in any thick sense requires agree­
ments regarding the ranking of Cardinal human goods, the nature of the 
good society and the nature of personal character and virtue.«25 Solche 
Konsense sind aber in radikal pluralistischen Gesellschaften nur auf der 
Basis von Differenz und d. h. als partikulare zu erzielen. Das klassische 
sozialdemokratische Konzept von Gleichheit als Differenzminimierung ist 
durch ein Konzept »komplexer Gleichheit«26 zu ersetzen, das Differenz 
akzeptiert und der Heterogenität der Lebenswelten in pluralen Gesell­
schaften Rechnung trägt.

Soziale Sicherung besteht immer aus einer komplexen Mischung von 
öffentlichen und privaten Leistungen und Vorkehrungen. Wohlfahrt wird 
immer in einem Gemenge von Staat, intermediären Organisationen, U n­
ternehmen, Familien und Individuen produziert. Das Verhältnis der ver­
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schiedenen Anteile dieser Mischung verändert sich im Laufe der Geschich­
te. Die zunehmende Verstaatlichung sozialer Sicherung ist das Resultat von 
hundert Jahren industriegesellschaftlicher Entwicklung. Sie ist nicht ihre 
Naturform. Die Schwächung, die der Nationalstaat und mit ihm die staat­
lich finanzierten und organisierten intermediären Instanzen im Zuge aktu­
eller Prozesse der Globalisierung erleiden, einerseits und die Pluralisierung 
gesellschaftlicher Normalitätsstandards andererseits, rücken die soziale 
Verantwortung von Individuum, Familie und nichtstaatlichen Assoziatio­
nen und Organisationen des Dritten Sektors verstärkt in den Vordergrund. 
Angesichts des Fehlens einer dem Nationalstaat übergeordneten Anknüp­
fungsebene für Solidarität und soziale Sicherung rücken die kleineren 
Gemeinwesen wieder verstärkt in soziale Zentralpositionen.

Ein Konzept von Sozialpolitik, das den neuen gesellschaftlichen Rah­
menbedingungen, den durch Globalisierung und gesellschaftliche Diffe­
renzierung neu vermessenen Grenzen der Solidarität Rechnung trägt, wird 
auf neuen Formen der Mischung von öffentlicher und privater Verantwor­
tung beruhen müssen. Dabei sind die Bereiche der Transferzahlungen, die 
großen finanziellen Sicherungssysteme, von den Bereichen sozialer 
Dienstleistungen zu unterscheiden. Für beide gelten unterschiedliche 
Grundsätze.

Die finanziellen Sicherungssysteme werden auf ihre Ursprungsfunktio­
nen zurückzuführen sein: Notleidende zu schützen, existenzielle Risiken 
zu sichern und derart Ausgrenzung zu verhindern. Die Perspektive staat­
licher finanzieller Sicherung besteht in einer zuverlässigen Mindestsiche­
rung für Bedürftige, nicht in einer staatlichen Rundumversorgung. Für 
diese genau wie für Maßnahmen der Umverteilung fehlt in einer radikal 
pluralisierten Gesellschaft schon der normative Bezugspunkt. Kombina­
tionen derartiger allgemeiner Mindestsicherung mit erwerbsarbeitsbezo- 
genen Versicherungsleistungen und privater Vorsorge sind für alle Systeme 
leicht denk- und organisierbar. In jedem Falle wird die Selbstverantwor­
tung von Individuum und Haushalt einen höheren Stellenwert einnehmen 
müssen als bislang.

Im gesamten Bereich der sozialen Dienste, in der Pflege und Versorgung 
der Alten, in der Erziehung und Betreuung der Jungen, in der Beratung 
von Schwangeren und Müttern, in der ambulanten psycho-sozialen Ver­
sorgung ist normativ der Differenzierung der Gesellschaft durch eine 
ethnische, konfessionelle und weltanschauliche Pluralisierung der Dienste 
Rechnung zu tragen. Solidarität ist hier nur über Subsidiarität zu haben. 
Selbstbestimmung, aber auch Selbstverantwortung werden zu Kernele­
menten eines neuen Verständnisses sozialer Dienstleistung. Organisato­
risch ist ein so verstandenes System sozialer Dienste im Spannungsviereck 
von Staat, Markt, lokaler Zivilgesellschaft (lokalen Vereinen und Verbän­
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den) und informeller Gemeinschaft zu verwirklichen. Es basiert also auf 
einer komplexen Mischung öffentlicher und privater Maßnahmen, in der 
die größere Autonomie mit größerer Eigenleistung erkauft wird.27 Auch 
die Vollversorgung durch staatliche Dienste oder staatliche Finanzierung 
weicht also einer komplexen Organisationsverantwortung, in der die 
Rechte gesellschaftlicher Gruppen besondere Berücksichtigung genießen, 
aber auch besondere Pflichten begründen; in der umgekehrt die öffentliche 
Verwaltung nicht mehr einseitig intervenierend steuern kann, sondern 
verpflichtet ist, »sich in die komplexen Netzwerke korporatistischer und 
subsidiaritätspolitischer Arrangements interaktiv einzulassen.«28

All dies sind einstweilen nur Andeutungen, die ausbuchstabiert, Skiz­
zen, die ausgemalt werden müssen. Praktische Ansätze einer entsprechen­
den Organisationsentwicklung finden sich schon heute in einem wachsen­
den und selbstbewußter werdenden Dritten Sektor. Er wird vielfältiger 
und phantasiereicher Unterstützung von Wissenschaft und sozialer Praxis 
bedürfen, wenn er dem Umbau vom Wohlfahrtsstaat zum Wettbewerbs­
staat ernsthaft widerstehen soll.
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Timothy Garton Ash 
DIE GESCHICHTE DES CEEPP

Die neun Jahre des Central and East European Publishing Project haben 
den dramatischsten Umbruch in der europäischen Geschichte seit 1945, 
vielleicht sogar seit 1917 begleitet. Zugleich reflektiert die Geschichte des 
Vorhabens selbst den Epochenwechsel, der sich mit dem Jahr 1989 in 
Mittel- und Osteuropa vollzogen hat.

Als die sieben Gründungsmitglieder im März 1986 zum ersten Mal in 
Brüssel zusammentrafen, schien die in Jalta beschlossene Teilung Europas 
noch unverrückbar. Genau ein Jahr zuvor war Gorbatschow an die Macht 
gekommen, doch der Entspannungsprozeß der Ost-West-Beziehungen 
befand sich erst im Anfangsstadium. In Honeckers DDR, in Husaks 
»normalisierter« Tschechoslowakei, in Jaruzelskis Polen gab es noch poli­
tische Gefangene, Zensur und repressive posttotalitäre Regime.

Bei unserem letzten Treffen im Dezember 1994 in Oxford war das 
Antlitz Europas und insbesondere Zentraleuropas kaum wiederzuerken­
nen. Mit der Berliner Mauer war die D D R verschwunden. Die befreite 
Tschechoslowakei war in zwei Staaten zerfallen. In Polen diskutierte man 
nicht mehr ob, sondern wann der Beitritt zur NATO und zur EU, wie die 
ehemalige EG nun hieß, erfolgen würde. Manche Samisdat-Verleger, Ü ber­
setzer oder Exilschriftsteller waren inzwischen zu Botschaftern, Ministern 
oder gar Staatspräsidenten avanciert. Der gesamte Bücher-und Zeitschrif­
tenmarkt, der Bereich also, in dem wir arbeiteten, hatte sich völlig gewan­
delt.

Im Folgenden geht es nicht nur um die historische Skizze einer kleinen 
Organisation, sondern auch um einen kleinen Beitrag -  eine Fußnote -  
zur Geschichte einer großen Transformation. Mein Bericht zerfällt, natur­
gemäß, in zwei Teile: vor der Wende und nach der Wende.

Vor der Wende (1986-1989)

Die Ursprünge des Projektes lassen sich auf zweierlei Weise beschreiben. 
Zum einen äußerten eine Reihe von Stiftungen den ganz praktischen 
Wunsch, das mittel- und osteuropäische Verlagswesen sowie Übersetzun­
gen aus den Sprachen dieser Region verstärkt zu fördern. Dieses von der 
Ford-Foundation und der Europäischen Kulturstiftung angeführte Stif­
tungskonsortium unterbreitete Ralf Dahrendorf den Vorschlag, den Vor­
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sitz eines »internationalen Komitees führender Persönlichkeiten und Ken­
ner der osteuropäischen kulturellen und politischen Szene sowie von Per­
sonen mit Erfahrung im Buch- und Zeitschriftenwesen« zu übernehmen.

Das internationale Komitee entwickelte jedoch gleich bei der ersten 
Zusammenkunft ein Eigenleben, und die zweite Möglichkeit, die Anfänge 
des Projekts zu beschreiben, hätte von den Motiven und Interessen der 
Gründungsmitglieder auszugehen. Per Wästberg, damals Präsident des 
Internationalen Pen-Clubs, erinnert sich z.B., daß sein Interesse an der 
Region bei einem inoffiziellen Symposium der International Helsinki Fe­
deration fo rH um an  Rights in Budapest geweckt wurde, welches mit dem 
offiziellen Treffen der KSZE  über kulturelle Zusammenarbeit zusammen­
fiel. Frangois Furet, der Historiker der Französischen Revolution, wurde 
durch die Debatte über »Mitteleuropa« inspiriert, die damals in Paris von 
Milan Kundera initiiert worden war. Und von den anderen Mitgliedern 
wäre Ähnliches zu erzählen.

Auf der ersten Sitzung in Brüssel wurden eine Reihe von Grundsatzent­
scheidungen getroffen. Das Projekt sollte »den freien Kulturaustausch 
zwischen Ost- und Westeuropa« fördern. Die geopolitische Teilung Euro­
pas -  der Eiserne Vorhang -  blockierte unserer Meinung nach nicht nur 
die normale Bewegungsfreiheit der Menschen, sondern hatte auch den 
freien Verkehr von Büchern und Ideen unterbrochen. Ralf Dahrendorf 
prägte in diesem Zusammenhang das Wort vom »gemeinsamen M arkt des 
Geistes«. Das Programm sollte keinen explizit politischen oder gar propa­
gandistischen Charakter besitzen. Doch waren wir uns sehr wohl der 
politischen Auswirkungen bewußt, die eine Unterstützung von Samisdat- 
oder Exilpublikationen und Übersetzungen in Ländern haben würde, in 
denen Kultur und Politik so eng miteinander verflochten waren und das 
Informationsmonopol ein wesentlicher Faktor des Machtmonopols der 
kommunistischen Parteien darstellte. Gleichzeitig war allen klar, daß die 
intellektuelle und literarische Qualität Vorrang vor dem zu erwartenden 
politischen Effekt haben sollte.

Obwohl eine Förderung russischer oder deutschsprachiger Werke nicht 
ausgeschlossen wurde, einigten wir uns darauf, unsere Anstrengungen auf 
Ostmitteleuropa -  Polen, Ungarn, die Tschechoslowakei -  zu konzen­
trieren, aber auch Werke in die oder aus den »kleineren« (weniger verbrei- 
teteten) Sprachen Südost- und Osteuropas zu berücksichtigen. Nach 1990 
dehnten wir unsere Aktivitäten energisch auf Rumänien und Bulgarien, 
und in bescheidenerem Maße auf die baltischen Staaten aus.

Zwei weitere Punkte finden sich im Protokoll jenes ersten Treffens. Als 
Gruppe von Schriftstellern, Wissenschaftlern und Verlegern diskutierten 
wir die Bedeutung einzelner Bücher und Zeitschriften: die Werke Thomas 
G. Masaryks, des ungarischen Historikers Jenö Szücs, der Zeitschrift Cross
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Currents. In solchen detaillierten Überlegungen zur intellektuellen Bedeu­
tung von einzelnen Werken lag, so meine ich, eine unserer größten Stärken. 
Zum anderen begaben wir uns auf die Suche nach einem aussagekräftigeren 
Namen als dem etwas schwerfälligen »Central and East European Publis­
hing Project«. Der Name eines großen Autors oder eines Ortes war inso­
fern ein Problem, als keiner ganz Mitteleuropa repräsentiert hätte. Die 
Namenssuche zog sich über Jahre hin, bis sie zu einem ironischen Ritual 
wurde. Schließlich entschieden wir uns für Imprimatur, was sich jedoch nie 
wirklich durchsetzte. So blieb es bei CEEPP (das in manchen Ohren die 
Konnotation eines typisch sowjetischen Akronyms hatte) oder, weniger 
formell, »the Oxford Project«.

Letztere Bezeichnung spiegelt ein Arrangement wider, das wir im ersten 
Jahr getroffen haben. Während der European Cooperation Fund in Brüssel 
das Projekt kompetent vorbereitete, wurde ich vom Komitee beauftragt, 
mich umzusehen, wie und wo es am besten zu installieren wäre. Aus 
praktischen Gründen erschien mir die Eröffnung eines Büros in Oxford 
die beste Lösung. Im Herbst 1986 wurde es in bescheidenen Räumlichkei­
ten über einem Trödelladen eröffnet. Diese Schlichtheit signalisierte jedem 
Besucher deutlich, daß das Geld in die Projekte und nicht in deren Admi­
nistration fließen sollte. Als Projektleiterin konnten wir Elizabeth Winter 
gewinnen, eine Expertin auf dem Gebiet der russischen und osteuropäi­
schen Literatur und Redakteurin des Times Literary Supplement. Was den 
formellen Status des Projekts betrifft, so wurde es 1987 als gemeinnützige 
Stiftung eingetragen. Auf unserer zweiten Sitzung wurde die Projektarbeit 
weiter konkretisiert: Als Schwerpunkte wurden die Publikationsförde­
rung und die Förderung von Übersetzungen in osteuropäische Sprachen 
sowie aus und zwischen ihnen festgelegt.

Publikationsförderung

Publikationsförderung bedeutete in jedem Land etwas anderes. In Ungarn 
konnten schon vor 1989 gute und auch kritische Werke offiziell erscheinen. 
Ganz anders war die Lage in der Tschechoslowakei. »Vaclav Havel brachte 
es auf den Punkt«, notierte ich bei einem Treffen im Juni 1986, »Ohne die 
im Westen verlegten tschechischen Zeitschriften und Bücher, sagte er, gäbe 
es keine zeitgenössische tschechische Literatur mehr«. Was Polen betraf, so 
florierten alle drei Bereiche -  der Samisdat, die Exil- und die offizielle 
Literatur.

Unsere Aufgabe wurde gleichzeitig erleichtert und erschwert durch die 
Tatsache, daß tschechische oder polnische Exilanten bereits Vermittlungs­
arbeit leistende Organisationen gegründet hatten, um die gefährdete Kul­
tur ihres Landes zu unterstützen. Für die Zeit vor 1989 lag es auf der Hand,
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einen wesentlichen Teil unserer Hilfe durch diese Kanäle fließen zu lassen. 
Unser Protokoll vermerkt größere Forderungssummen für den Fund for  
tbe Continuity o f Independent Polish Literature and Humanities, eine 
Organisation, die unter der Leitung des Nobelpreisträgers Czeslaw Milosz 
bekannte polnische Autoren, Verleger und Literaturkritiker vereinte. In 
der Tschechoslowakei unterstützten wir die Aktivitäten des Tschechoslo­
wakischen Dokumentationszentrum zur Förderung der unabhängigen Li­
teratur, eine bemerkenswerte Initiative des Historikers Vilem Precan. Das 
Zentrum im bayrischen Schloß Scheinfeld, das der tschechischsprechende 
Karl Fürst Schwarzenberg zur Verfügung gestellt hatte, besaß nicht nur 
eine unter der Leitung von Precan sorfgältig katalogisierte Sammlung von 
Samisdatliteratur (eine Fundgrube für künftige Historiker), es fungierte 
zugleich als Kontaktstelle zu den verfolgten und verbotenen tschechoslo­
wakischen Intellektuellen. Die Stockholmer Charta 77-Stiftung unter der 
Leitung des exilierten Physikers Frantisek Janouch und die von Jan Kavan 
geleitete Londoner Palach-Press sowie der Jan Palach Information and 
Research Trust leisteten ähnliche Dienste. Wir unterstützten insbesondere 
das Literaturförderungsprogramm der Charta 77-Stiftung einige Jahre 
lang- . . .

Wenn wir das Gefühl hatten, selbst die erforderliche Sachkenntnis zu 
besitzen, entschieden wir freilich auch eigenständig über Buchtitel. Eines 
der beeindruckendsten Programme, das wir mehrere Jahre direkt förder­
ten, war jenes des tschechischsprachigen Verlags 68 Publishers in Toronto, 
der von dem Schriftsteller Josef Skvorecky und seiner Frau Zdenka Saliva- 
rova geführt wurde. Wahrscheinlich wissen nur wenige Leser Skvoreckys 
von seinen verlegerischen Verdiensten um die tschechische Kultur.

Gleichzeitig war uns auch die Bedeutung bewußt, die Zeitschriften in 
diesem Teil Europas spielten. Darauf hat insbesondere Milan Kundera in 
seinem bedeutenden Essay »Die Tragödie Mitteleuropas« hingewiesen. 
Drei polnische Zeitschriften geben ein anschauliches Bild von den unter­
schiedlichen Aufgabenstellungen und den damit verbundenen Herausfor­
derungen.

Krytyka  war eines der führenden Foren für intellektuelle Debatten unter 
den Linken der Solidarnosc-Tradition. Die Vierteljahresschrift erschien als 
Samisdat, ihr bekanntestes Redaktionsmitglied war Adam Michnik, der 
wie die anderen von der Geheimpolizei überwacht wurde. Daher bestand 
unsere Unterstützung anfangs in Dollarscheinen, die ich Adam Michnik 
auf einer meiner Polenreisen konspirativ übergab.

Res Publica war wie Krytyka  eine Samisdat-Zeitschrift gewesen, aller­
dings mit liberal-konservativer Ausrichtung. Ende 1986 beschloß ihr füh­
render Kopf, der H istoriker und Publizist Marcin Krol, von der Liberali­
sierung zu profitieren, die seiner Meinung nach mit der großen Amnestie
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für politische Oppositionelle eingeleitet worden war, und Res Publica in 
ein staatlich zugelasses Medium zu verwandeln. Er erörterte diese M ög­
lichkeit bei einem Mittagessen mit Jerzy Urban, dem berühmt-berüchtig­
ten Regierungssprecher von Präsident Jaruzelski. Dieses »Mahl mit dem 
Teufel« fand im Untergrund und bei der Opposition nicht nur ein positives 
Echo. Doch das schwierige Geschäft glückte. In unseren Archiven befindet 
sich eine Kopie jenes Dokuments der Zensurstelle, das die Publikation der 
Zeitschrift mit einer Auflage von 25 000 Exemplaren gestattete. Das größe­
re Problem sollte es dann sein, unsere Unterstützung für die technische 
Ausstattung auf legalem Wege ins Land zu transferieren.

Die literarische Vierteljahresschrift Zeszyty Literackie wurde in Paris 
von einer Gruppe von Schriftstellern und Kritikern der jüngeren Genera­
tion gegründet, die im Westen von der Verhängung des Kriegsrechts über­
rascht wurden. Die von der unermüdlichen Barbara Torunczyk herausge­
gebene Zeitschrift besaß kein explizit politisches oder gesellschaftskriti­
sches Programm wie Krytyka  und Res Publica. Ihre Ausrichtung war 
schlicht und einfach ästhetischer Natur: in eleganter Aufmachung und 
unter sorgfältiger redaktioneller Betreuung das Beste aus der polnischen 
Literatur sowie hervorragende Übersetzungen von Essays, Gedichten und 
Prosa aus jener Region zu publizieren, die Barbara Torunczyk als »Europa 
der Mitte« bezeichnete. Sie hatte ganz andere Probleme als ihre Warschauer 
Freunde. Layout, Druck und Produktion entsprachen dem höchsten 
Standard, es gab keine Schwierigkeiten mit der Kommunikation oder den 
Bankverbindungen. U nd doch herrschte immer das Gefühl der Einsamkeit 
und Unsicherheit des Exils, denn für das Überleben einer Zeitschrift im 
teuren Westen, die eine große, aber nur mit einer schwachen Währung 
ausgestattete Leserschaft im Osten hat, waren höhere Summen erforder­
lich als für Zeitschriften, die in Polen erschienen. Unsere Unterstützung, 
aber auch die anderer, halfen Zeszty Literackie, die sieben mageren Jahre 
des Exils zu überstehen. Wir waren dann alle sehr froh, als sie schließlich 
nach Warschau zurückkehren konnte, wo sie heute den Ruf der besten 
Literaturzeitschrift genießt.

In Ungarn wurden die offiziell erscheinenden Kulturzeitschriften zu­
meist vom Staat subventioniert. Miklos Haraszti sprach vom »samtenen 
Gefängnis« der Intellektuellen. Gerade deshalb waren die wenigen Samis- 
dat-Zeitschriften wie Beszelö und Hirmondo sowie die im Exil erscheinen­
de Magyar Fuzetek wichtig. In der Tschechoslowakei spielten die offiziell 
erscheinenden Zeitschriften praktisch keine Rolle, es gab jedoch ein reiche, 
blühende Landschaft von Samisdat- und Exilzeitschriften. Gerne erinnere 
ich mich an eine Fahrt mit Elizabeth Winter im Frühsommer 1989 zu 
einem Treffen mit tschechischen Samisdatverlegern in Budapest. In einer 
Szene, die jedem sowjetischen Propagandafilm zur Ehre gereicht hätte,
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holten wir in einem abgelegenen Motel Bündel von Dollarscheinen aus 
unseren Manteltaschen hervor und übergaben 1.000 US $ für Vokno, 2.000 
für O Divadle, 1.000 für Paraf usw. Revolver Revue, eine der lebendigsten 
Literaturzeitschriften, wünschte sich stattdessen technische Geräte; sie 
sollte die dafür bestimmten 10.000 $ schließlich in einer ganz anderen Welt 
erhalten -  nach der »Samtenen Revolution«.

Üb ersetz ungsför der ung

Hier begannen wir unsere Arbeit mit ausführlichen Untersuchungen, um 
herauszufinden, welche wichtigen, in osteuropäischen Sprachen geschrie­
bene Werke der Geisteswissenschaften und Belletristik bereits in die 
größeren westlichen Sprachen übersetzt worden waren, welche Übersetzer 
solcher Werke zur Verfügung standen und vor allem, welche von den noch 
nicht übersetzten Werken für eine Übersetzung in Frage kamen. Zur 
Klärung des ersten Punktes beauftragten wir den polnischen Wissenschaft­
ler Jakub Karpinski mit einem Bericht zur »Zentraleuropäischen Literatur 
im Westen«. Zum zweiten verfaßte Zsuzsa Szabo einen bibliographischen 
Bericht über »Zentraleuropäische literarische Übersetzer und Übersetzun­
gen«. Zur dritten Frage baten wir eine Reihe führender Verleger, Schrift­
steller und Wissenschaftler um Vorschläge. Die beiden hervorragenden 
Berichte und die ausführlichen Antworten auf unsere Umfrage stellten die 
Grundlage für unsere eigenen Erkundigungen und Kontakte dar.

Wir waren nicht so naiv anzunehmen, daß hier unendliche unerwartete 
Schätze ihrer Übersetzung harrten. Viele Bücher, die von den lokalen 
Kritikern über den grünen Klee gelobt worden waren, stellten sich bei 
genauerem Hinsehen, im kühlen Licht einer Probeübersetzung, als epigo­
nal, selbstbezogen, hoffnungslos mit Anspielungen überladen, unerträg­
lich weitschweifig oder einfach als unübersetzbar heraus. Dies galt beson­
ders für Bücher, die in der Hoffnung geschrieben worden waren, offiziell 
erscheinen zu können. Um ihre Botschaft am Zensor vorbeizuschmuggeln, 
hatten die Autoren sich häufig der Äsopischen Technik der versteckten 
Anspielung, Allegorie oder Fabel bedient.

Doch im Laufe der Jahre fanden wir eine ganze Reihe von Werken, die 
eine größere Leserschaft verdienten. Wie ich bereits erwähnt habe, disku­
tierten wir jeden einzelnen Übersetzungsvorschlag hinsichtlich seiner lite­
rarischen und intellektuellen Qualitäten. Auch prüften wir sorgfältig das 
Budget des Verlegers, das manchmal selbst in den Bereich der literarischen 
Erfindung gehörte.

Charakteristisch für jene Periode erscheint mir, daß relativ viele Bücher 
von einer mittel- oder osteuropäischen Sprache in eine andere Sprache 
dieser Region übersetzt wurden. Diese ganz bewußte gewählte Priorität
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reflektierte die Hoffnungen der »Mitteleuropa«-Diskussion jener Zeit, daß 
diese Länder sich wieder einander zuwenden und von einander lernen 
würden, statt jedes für sich westwärts zu starren. Leider, wenn auch nicht 
unerwartet, ließ das Interesse an solchen Übersetzungen nach 1989 rasch 
nach.

Natürlich förderten wir auch Übersetzungen von westlichen in mittel­
und osteuropäische Sprachen. Ein Problem für die Verleger stellten hier 
vor allem die in harter Währung zu zahlenden Copyright-Gebühren dar. 
Manchmal übernahmen wir sie, wir versuchten aber auch an den guten 
Willen der westlichen Autoren oder ihrer Agenten zu appellieren, bei 
letzteren allerdings mit weniger Erfolg.

Neben den Übersetzungen interessierten uns natürlich die Übersetzer 
selbst. Um ein gutes Resultat zu erzielen, mußte man die notorisch unter­
bezahlten Übersetzer finanziell angemessen unterstützen und, im Idealfall, 
Bedingungen schaffen, die es ihnen erlauben, ihre Arbeit mit qualifizierten 
Kollegen zu diskutieren. Daher erwogen wir schon sehr früh die Idee eines 
Übersetzerstipendiums. Einen idealen Partner fanden wir im Wiener Insti­
tut für die Wissenschaften vom Menschen. Dieses in den frühen 80er 
Jahren von einem jungen polnischen Philosophen gegründete Institut war 
bereits 1986 eine einzigartige Forschungsstätte, wo sich Intellektuelle aus 
O st und West zu gemeinsamer Arbeit treffen konnten. 1987 gaben wir dem 
EWM-Übersetzungsprogramm Starthilfe und förderten es bis 1994 regel­
mäßig weiter.

Wie bei der Publikationsförderung kam in unseren Augen bei der Ü ber­
setzungsförderung den Zeitschriften eine zentrale Rolle zu. Von Beginn an 
unterstützten wir den Almanach Cross Currents, der von dem tschechi­
schen Literaturkritiker Ladislav Matejka an der University of Michigan 
praktisch als Einmannunternehmen produziert wurde. Im Westen bisher 
unbekannte zentraleuropäische Autoren und Künstler wurden hier im 
englischsprachigen Raum, insbesondere in Amerika, einem interessierten 
Publikum vorgestellt. Lettre Internationale war (und ist) ein bemerkens­
wertes Unternehmen des dynamischen tschechischen Publizisten Antonin 
Liehm, der eine paneuropäische Zeitschrift ins Leben rufen wollte, die dem 
N ew  York Review o f Books paroli bieten konnte. Der East European 
Reporter und Labour Focus on Eastern Europe stellten wertvolle Quellen 
für detaillierte, aktuelle Information über die politischen, sozialen und 
ökonomischen Entwicklungen jenseits des eisernen Vorhangs dar. L ’ Autre 
Europe wiederum bediente eine französischen Leserschaft mit eher wissen­
schaftlichen Analysen.

Die Redakteurin der New Yorker Vierteljahresschrift Social Research, 
Arien Mack, wandte sich an uns mit ihrem Vorhaben, zu den osteuropäi­
schen Ursprüngen ihrer Zeitschrift zurückkehren und jährlich sozialwis­
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senschaftlichen Themen zu Mittel- und Osteuropa eine Sondernummer zu 
widmen. Mit unserer Unterstützung wurde diese Sonderreihe ein bedeu­
tendes Forum für Untersuchungen in dieser Region, das zudem vielen 
Wissenschaftlern von dort die Möglichkeit bot, in Englisch zu publizieren. 
Die Kontakte zu ihnen inspirierten Arien Mack schließlich dazu, ein 
eindrucksvolles Programm aufzubauen, das Bibliotheken in Osteuropa 
mit Zeitschriften-Gratisabonnements versorgte.

Sehr früh stellten wir das Fehlen eines seriösen Periodikums fest, das die 
deutschsprachigen Leser regelmäßig über die laufenden Debatten in M it­
tel- und Osteuropa informieren würde. Auch diesmal fanden wir im Insti­
tut für die Wissenschaften vom Menschen den idealen Partner. Krzysztof 
Michalski und Klaus Nellen entwickelten gemeinsam mit uns und dem 
Frankfurter Verlag Nene Kritik das Konzept für eine neue Zeitschrift. 
Einige von uns wurden Mitglieder im Beirat bzw. Redaktionskomitee und 
konnten Transit so auch intellektuell unterstützen. Dieser Name wurde 
gewählt, weil er gerade in seiner Vieldeutigkeit der Idee eines lebendigen 
Forums für Wissenschaftler und Schriftsteller aus O st und West am besten 
entsprach. Als 1990 die erste Num m er erschien, hatte der Name eine neue 
Dimension hinzugewonnen, die der Hefttitel reflektierte: »Osteuropa -  
Übergänge zur Demokratie?«

Nach der Wende (1990-1994)

In der euphorischen Stimmung, die Ende 1989, Anfang 1990 herrschte, 
hofften viele Menschen in Polen, Ungarn und der Tschechoslowakei, daß 
ihre Länder einen raschen und relativ schmerzlosen Übergang zu N orm a­
lität, Demokratie, Rechtsstaatlichkeit, Pluralismus und zum Westen erle­
ben würden -  eine »Rückkehr nach Europa«. In seinen »Betrachtungen 
über die Revolution in Europa« warnte Ralf Dahrendorf als einer der 
ersten, daß der Übergang langwieriger und schmerzhafter ausfallen würde 
als erwartet und daß sogar im Westen die Beziehungen zwischen diesen 
unterschiedlichen Apekten von »Normalität« komplexer waren, als viele 
annahmen. Andere, mich eingeschlossen, versuchten dazu beizutragen, 
daß der westliche, nördliche und südliche Teil des Kontinents, die gemein­
sam den Namen »Europa« für sich reklamierten, auch den Verpflichtungen 
nachkamen, die mit diesem Namen verbunden sind: die »anderen« Euro­
päer, die dazu gehören wollten, willkommen zu heißen und die Grenzen 
und (nicht zuletzt) die Märkte zu öffnen.

Wir mußten uns der Frage stellen, wie unser bescheidenes Projekt am 
effizientesten zu dieser größeren, ja gewaltigen historischen Aufgabe bei­
tragen konnte. Wir zogen ernsthaft in Erwägung einfach zu schließen, in 
der Annahme, daß sich in relativ kurzer Zeit so etwas wie eine europäische
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»Normalität« im Publikationswesen einstellen würde und daß eine völlig 
neue Situation auch eine neue Arbeitsweise erfordere. Doch der heftige 
Protest unserer Projektpartner, Berater, aber auch der meisten Kuratori­
umsmitglieder belehrte uns schnell eines Besseren. Dazu kam, daß schon 
1990 absehbar war, daß der Übergang schwierig werden, ja daß die Situa­
tion sich zunächst sogar verschlimmern würde.

Anfangs planten wir, unsere Aktivitäten für weitere drei Jahre fortzuset­
zen. Im Dezember 1991 luden wir den ungarischen Philosophen György 
Bence, den polnischen Historiker Jerzy Jedlicki und die tschechische 
Schriftstellerin Eda Kriseova in unser Kuratorium, um die Präsenz und 
Expertise in unserem Hauptwirkungsbereich zu verstärken. Im folgenden 
Jahr befanden einige unserer Kuratoriumsmitglieder, insbesondere Lau- 
rens van Krevelen, daß uns auch nach 1994 noch große Herausforderungen 
erwarten würden. Gemeinsam mit Raymond Georis gründete er daher 
Anfang 1993 den Dutch Fund for Central and East European Book Pro- 
jects, der zwei Jahre parallell zum CEEPP arbeitete und eigenständig Mittel 
zur Verfügung stellte; im Kuratorium saßen jedoch dieselben Personen. 
Nach dem Ende des CEEPP entwickelte er sich zu einer selbständigen 
Institution.

Anfang 1990 war das Büro des CEEPP in die freundlicheren Räume des 
St. Antony’s College übersiedelt. Die am Projekt Beteiligten konnten nun 
vom College und seinem traditionellen Bezug zu Mittel- und Osteuropa 
profitieren. Im selben Gebäude befand sich auch das Büro der Soros-Stif- 
tung. George Soros hatte das Projekt in den ersten Jahren durch den Open 
Society Fund großzügig unterstützt, und unser Zeitschriftenworkshop 
(s.u.) wurde gemeinsam mit der Soros-Stiftung organisiert.

In der zweiten Hälfte 1989 löste Sally Laird, bis dahin Redakteurin von 
Index on Censorship, Elizabeth Winter als Projektleiterin ab; als Sally Laird 
1993 nach Dänemark ging, übernahm Elizabeth Winter wieder ihre Funk­
tion, und Danuta Garton Ash, die für das Projekt schon vorher als Exper­
tin für polnische Literatur tätig war, wurde nun Beraterin des CEEPP.

Die Aktivitäten der letzten fünf Jahre unterschieden sich wesentlich von 
jenen der ersten vier, wenngleich sie sich im großen und ganzen immer 
noch unter die beiden Kategorien »Publikationsförderung« und »Überset­
zungsförderung« zusammenfassen lassen.

Publikationsförderung

Die offiziellen wie auch die Samisdat- und die Exilverlage sahen sich 
plötzlich dem rauhen Wind des Marktes ausgesetzt, der durch die spezifi­
schen Probleme des Überganges, wie etwa der Zusammenbruch der zen­
tralen, staatlichen Vertriebsysteme, die wachsenden Druck- und Papierko­
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sten, die relative Verarmung der Intelligenz -  der hauptsächlichen Käu­
ferschicht von Büchern -  und die neue Konkurrenz von Videos und 
Computerspielen verstärkt wurde. Alle Verleger waren mit neuen Dimen­
sionen ihres Gewerbes konfrontiert: Marketing etwa oder Verlagswer­
bung.

Darüberhinaus sahen sie sich jedoch mit unterschiedlichen Problemen 
konfrontiert. Die offiziellen Verlage waren klassische kommunistische 
Unternehmen gewesen, mit direkten, staatlichen Subventionen unabhän­
gig vom Umsatz, mit Räumlichkeiten in bester Lage, für die sie keine oder 
nur eine symbolische Miete zahlten und mit einem riesigen Mitarbeiter­
stab. Die Untergrund-Verlage hatten das umgekehrte Problem: keine In­
frastruktur, keine Räumlichkeiten, keine technische Ausrüstung, kein Per­
sonal. Die Exilverleger schließlich mußten sich der existentiellen Frage 
stellen, ob und wenn ja, wie sie in ihre Heimat zurückkehren sollten, etwas, 
wovon sie vorher nicht einmal zu träumen wagten.

Wir beschlossen, uns auf bestimmte Aufgaben zu beschränken. Zuerst 
stellten wir jenen Ex-Untergrund- oder Exilverlagen, deren Aktivitäten 
wir kannten und die dringender Hilfe bedurften, direkt Mittel zur Verfü­
gung. Das war wohl unsere wichtigste Aktion überhaupt zwischen 1990 
und 1991. Bei der Anschaffung technischer Ausrüstung halfen wir in Polen 
den bekannten Untergrund-Verlagen Noiva und Krag sowie dem unab­
hängigen katholischen Verlag Znak‘, unterstützt wurden auch Zeitschriften 
wie die linke Krytyka, die konservative Arka, und Brulion, das Organ der 
zornigen jungen Schriftsteller, sowie das Buchprogramm von Res Publica. 
Die Liste unserer tschechoslowakischen Förderungen ist besonders lang, 
sie umfaßte Lidove noviny, eine Samisdatzeitschrift, die eine der führenden 
Zeitungen des Landes werden sollte, Revolver Revue, Stredni Evropa, 
Most, 150 000 Slov, Prostor und Verlage wie Archa, Atlantis und Torst. In 
Ungarn, das wir aufgrund seiner besseren Situation bisher mit vergleichs­
weise geringeren Mitteln bedacht hatten, konnten wir nun ein weites 
Spektrum von sehr interessanten Zeitschriften unterstützen, darunter die 
neue Budapest Review of Books, Buksz, die anspruchsvolle Nappali haz, 
kleinere Zeitschriften wie Gond sowie eine Reihe von Büchern aus neuen, 
dynamischen unabhängigen Verlagen wie Szazadveg, der aus einem Stu­
dentenmagazin entstanden war, und Atlantisz.

Wir waren den Exilverlagen und -Institutionen bei ihrer Heimkehr 
behilflich, etwa der Pariser Zeitschrift Zeszyty Literackie, dem Londoner 
Verlag Aneks oder dem vorher ebenfalls in England operierenden tschechi­
schen Verlag Rozm luvy, in dem eine umfangreiche revidierte Geschichte 
der Tschechoslowakei erschienen war, im Untergrund herausgegeben von 
einem Historikerteam unter der Leitung von Petr Pithart, der inzwischen 
tschechischer Ministerpräsident geworden war. O der Vilem Precan in
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seiner Funktion als Direktor des neugegründeten Instituts für Zeitge­
schichte in Prag. Unter der Überschrift »Heimkehr« sind auch jene Exil­
schriftsteller zu erwähnen, an deren Rückkehr in ihre Muttersprache wir 
beteiligt waren: Leszek Kolakowskis »Hauptströmungen des Marxismus« 
wurde ins Polnische, Istvan Deaks Arbeiten über Österreich-Ungarn ins 
Ungarische, Jacques Rupniks »The O ther Europe« ins Tschechische über­
setzt.

Ein zweites Spezifikum der Periode nach 1990 liegt in der geographi­
schen Ausdehnung unserer Aktivitäten auf Bulgarien und Rumänien, und, 
in geringerem Maße auf die baltischen Staaten. Die finanzielle Lage war 
hier noch kritischer und der Übergang zu einer pluralistischen Kultur und 
einer umfassenden Pressefreiheit viel weniger selbstverständlich.

Neben direkten Hilfsaktionen bemühten wir uns, Verlegern und Zeit­
schriftenmachern Know-How im weitesten Sinne des Wortes zur Verfü­
gung zu stellen. Im November 1991 brachten wir Vertreter von Organisa­
tionen, die das Publikationswesen in der Region unterstützten, am St. 
A ntony’s College mit mittel- und osteuropäischen Verlegern zusammen, 
um gemeinsam darüber nachzudenken, wie die Hilfe des Westens am 
effizientesten koordiniert und eingesetzt werden könnte. Etwa sechzig 
Personen nahmen an diesem Workshop teil. Aus dem umfangreichen Be­
richt greife ich einige Punkte heraus.

Ein Problem, über das sich alle Verleger aus der Region beklagten, war 
der Vertrieb. Von westlicher Seite wurden interessante Vorschläge geäuß­
ert, die von einem Millionen-Programm unter der Schirmherrschaft der 
Weltbank bis zu dem bescheidenen Vorschlag Jessica Douglas-Home’s von 
der Eminescu-Stiftung reichten, jemand solle losgehen und einen Lastwa­
gen für einen rumänischen Verleger kaufen. Die mangelnde Koordination 
zwischen den westlichen Hilfsprogrammen stellte ein weiteres Problem 
dar. Unser Workshop selbst verstand sich als Beitrag zu seiner Lösung. 
Darüber hinaus beteiligten wir uns gemeinsam mit Peter Kaufman’s Pub- 
watch und dem britischen Verlegerverband an der Erstellung des Directory 
o f Western Organisation Assisting Book Culture in Central and Eastern 
Europe and the Former Soviet Union. Ein weiterer interessanter Diskus­
sionspunkt waren die Mechanismen der »normalen« Förderung von Publi­
kationsvorhaben im Westen.

Schließlich meinten Vertreter einiger mittel- und osteuropäischen Verla­
ge, daß die wirkungsvollste Hilfe nicht in direkter finanzieller U nterstüt­
zung oder in dem Im port von Experten bestünde, sondern darin, ihnen die 
Möglichkeit zu geben, sich selbst in westlichen Verlagen umzusehen. So 
begründeten wir in Zusammenarbeit mit dem Verlegerverband das Senior 
Managers’ Attachm ent Programme, in dessen Rahmen ausgewählte Ver­
treter unterschiedlichster Verlage aus Ostmitteleuropa zu einem sorgfältig



Die Geschichte des CEEPP 197

geplanten ein- bis dreiwöchigen Besuch bei jeweils passenden britischen 
Verlagshäusern eingeladen wurden. Insgesamt nahmen in den Jahren 1992­
94 19 Verleger an diesem Programm teil, weitere 21 besuchten 1994 im 
Rahmen einer Gruppenreise die Londoner Buchmesse.

Im Januar 1993 organisierten wir gemeinsam mit dem Times Literary 
Supplement einen weiteren Workshop im St. Antony’s College, diesmal 
zum Thema »Die Zukunft der Zeitschriften in Mittel- und Osteuropa«. 
Neben den zahlreichen Teilnehmern aus Osteuropa und einigen aus dem 
Westen nahmen Vertreter von Stiftungen teil, insbesondere von den Soros- 
Stiftungen. Die Beiträge der osteuropäischen Zeitschriftenmacher reflek­
tierten die traumatischen Erfahrungen des Umbruchs. Doch es gab auch 
eine interessante Diskussion darüber, was »Normalität« des Verlegens im 
Westen bedeutet; rasch zeigte sich, daß diese Normalität relativ weit von 
jenem Idealtyp der reinen Marktwirtschaft abwich, den der Westen den 
postkommunistischen Ländern so energisch predigte. Die Arbeitsgruppen 
beschäftigten sich mit ganz praktischen Fragen: Es ging um Förderungs­
möglichkeiten, um den Vertrieb, dessen Funktionieren auch für Zeitschrif­
ten wesentlich ist, und um die Möglichkeiten internationaler Kooperation. 
Die Idee einer »Zeitschrift der Zeitschriften«, die alle Beteiligten mittels 
Artikel-Resümees über das unterrichtet, was die anderen publizieren, fand 
dabei große Resonanz. Wir griffen sie auf und sandten allen Zeitschriften, 
die teilgenommen hatten (und einigen anderen) konkrete Vorschläge. Die 
Reaktionen waren so enttäuschend, daß wir die Idee wieder aufgaben.

Dennoch war der Workshop ein großer Erfolg. Und wie immer bei 
solchen Treffen spielte sich Vieles informell am Rande ab, insbesondere, 
was persönliche Kontakte betrifft. Es liegt allerdings eine gewisse Ironie 
darin, daß die Redakteure aus Prag die weite Reise nach Oxford machen 
mußten, um hier ihre Warschauer Kollegen zu treffen, ganz abgesehen von 
jenen aus Tirana, Sofia, Belgrad oder Budapest.

Übersetzungsförderung

Nach 1990 waren die Überschneidungen zwischen den beiden Förde­
rungsschwerpunkten noch größer als in der vorangegangen Periode. Wir 
unterstützten weiterhin einige wenige Zeitschriften, die dem westlichen 
Publikum mittel- und osteuropäische Literatur, Politik und wissenschaft­
liche Debatten nahebrachten. Darunter Transit, Cross Currents und weite­
re Sondernummern von Social Research, aber auch Newcomer wie Trafika, 
ein in Prag erscheinendes Forum für internationale Literatur, das von 
jungen Leuten, vorwiegend Amerikanern, produziert wird, die im Prag der 
90er Jahre etwas von der Pariser Atmosphäre der 20er Jahre Wiederaufle­
ben lassen wollen. Wir setzten auch unsere Finanzierung des Überset-
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Zungsprogramms am IWM in Wien fort, wo Elizabeth Winter regelmäßig 
an den Sitzungen der Jury teilnahm.

Zwei neue Schwerpunkte kamen hinzu. Zum einen handelte es sich um 
eine größere Anzahl westlicher Werke aus den Bereichen politische Philo­
sophie, Geschichte, Ökonomie, Psychologie und Sozialwissenschaften, für 
deren Übersetzung in die eine oder andere mittel- oder osteuropäische 
Sprache unsere Unterstützung gesucht wurde. Nach 1990 spiegelte eine 
wahrhafte Flut von Anträgen den Wunsch wider, das aufzuholen, was in 
den letzten fünfzig Jahren im Westen erschienen war. Immer wieder tauch­
ten dabei Namen wie Hayek, Popper, Orwell, Arendt auf. Unsere Liste der 
»100 Bücher, die den öffentlichen Diskurs im Westen seit dem Zweiten 
Weltkreig beeinflußt haben« versteht sich als Antwort einerseits auf die 
zahlreichen uns von mittel- und osteuropäischen Verlegern vorgelegten 
Wunschlisten, die wir sorgfältig geprüft haben, andererseits auf direkte 
Anfragen.

Besondere Erwähnung verdient auch unsere zweite Initiative im Rah­
men der Übersetzungsförderung, die Reihe der Central European Classics. 
Sie geht auf die Anfangszeit unseres Projekts zurück, als ich meine Suche 
nach den »verborgenen Schätzen« der mitteleuropäischen Literatur be­
gann. Ursprünglich waren wir bestrebt, diese Werke »aus dem Ghetto« zu 
holen und in den allgemeinen Programmen der großen Verlage unterzu­
bringen. In einigen Fällen waren wir erfolgreich damit, in vielen aber -  
und das betraf vor allem die Literatur vor 1945 -  erwies es sich selbst mit 
dem Angebot einer direkten Übersetzungsförderung als unmöglich. Die 
zeitgenössische Literatur, fand man, habe mehr »sex appeal«, vor allem, 
wenn der Autor aus einem Land kam, das vor nicht allzu langer Zeit Opfer 
einer sowjetischen Invasion geworden war. Das englischsprachige Publi­
kum konnte also Kundera, Skvorecky und Hrabal lesen, deren literarischer 
Hintergrund blieb ihm aber unbekannt.

So ergriffen wir selbst die Initiative. Das Kuratorium übertrug mir die 
Herausgabe der Reihe der Central European Classics. Belletristische Wer­
ke, die in den Ursprungsländern als Klassiker galten, sollten in erstklassiger 
englischer Übersetzung mit der Einleitung eines zeitgenössischen mittel­
europäischen Autors publiziert werden. Den Beginn machten Jan Nerudas 
»Kleinseitner Geschichten« in der Neuübersetzung von Michael Henry 
Heim, mit einer lebhaften Einleitung von Ivan Klima sowie die erste 
englische Übersetzung einer wunderbaren Novelle von Deszö Kosztola- 
nyi, des ungarischen Thomas Mann. »Die Lerche«, in einer genialen Ü ber­
setzung von Richard Aczel und versehen mit der farbigen und eigenwilli­
gen Einleitung aus der Feder eines der führenden zeitgenössischen ungari­
schen Schriftsteller, Peter Esterhazy, erwies sich als wahre Entdeckung. 
Aus praktischen Gründen und zur effizienteren Unterstützung der Reihe
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gründeten wir den Central European Classics Trust, der, formell gesehen, 
der gesetzliche Nachfolger des CEEPP unter britischem Vereinsgesetz ist.

Was bleibt?

Obgleich nur ein kleines Unternehmen, konnten wir in diesen neun Jahren 
immerhin eine Forderungssumme von 3,3 Mio $ einwerben. An Stipen­
dien, Workshops, Praktika und Ubersetzungsförderung gaben wir unge­
fähr $ 2,65 Mio aus, weitere $ 150.000 für die Sitzungen des Kuratoriums. 
Selbst unsere Ausgaben in der Höhe von $ 500.000 für Büro, Personalko­
sten und allgemeinen Aufwand können nicht einfach als »Verwaltungsko­
sten« angesehen werden, da unser Büro auch als Treffpunkt für Besucher 
und als Clearingstelle für Vorschläge, Manuskripte und Ideen gedient hat.

Um  der Gefahr des Eigenlobs zuvorzukommen, sei auf einige Kritik­
punkte hingewiesen. Manche haben uns Cliquenwesen vorgeworfen. Ich 
wage zu behaupten, daß wir weniger cliquenhaft agiert haben als die 
Mehrzahl der Stiftungen in den betreffenden Ländern selbst, wo das lokale 
Personal beinahe unvermeidlich auch zum Intelligentsia-Milieu mit seinen 
Cliquen gehört. Es ist wahr, daß wir bestimmte Publikationen, Verleger 
und Gruppen im Laufe der Jahre mehrmals gefördert haben. Aus Gründen, 
die ich dargelegt habe, glaube ich aber, daß dies eine Stärke und keinesfalls 
ein Fehler war.

Die einzige Kritik, der ich zustimmen würde, ist der Vorwurf, daß wir 
uns in den beiden letzten Jahren nicht mehr so aktiv engagiert haben wie 
vorher. Das lag hauptsächlich daran, daß wir beschlossen hatten, das 
CEEPP einzustellen und die mit ihm verbundenen Aufgaben, wo es ange­
bracht und möglich schien, anderen zu übertragen. Theoretisch mag es 
möglich sein, gleichzeitig abzuwickeln und anzukurbeln, in der Praxis ist 
das jedoch ein schwieriges Unterfangen.

Was haben wir also erreicht? Und was bleibt? Unsere Arbeit verstand 
sich in erster Linie als kleiner Beitrag zur Selbstbefreiung Ostmitteleuropas 
Ende der 80er Jahre und zur Konsolidierung der neuen Freiheiten nach 
1989. Manche sprechen lieber von »kultureller Freiheit«, doch ist nicht 
klar, was das Adjektiv »kulturell« dem Substantiv hinzuzufügen (oder 
abzuziehen) hätte. Wie gesagt, unsere Arbeit hatte zwar nicht explizit 
politischen Charakter, doch eminent politische Auswirkungen. Gleichzei­
tig trug sie dazu bei, die beiden Hälften des künstlich geteilten Europa 
einander wiederanzunähern und den Kalten Krieg zu beenden.

Das Engagement der Liberalen, zu denen in verschiedenen Schattierun­
gen wohl auch die meisten meiner Kuratoriumskollegen zu zählen sind, 
war im Kampf für die Freiheit hinter dem Eisernen Vorhang weniger stark 
und selbstverständlich, als man annehmen hätte sollen. Die größte Unter-
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Stützung für die unterdrückten Intellektuellen in Mittel- und Osteuropa 
kam nicht aus den Reihen der Liberalen, sondern eher von Leuten mit 
ausgeprägten persönlichen ideologischen Überzeugungen, von Katholi­
ken, Trotzkisten oder Neokonservativen.

Was bleibt? In erster Linie natürlich die Bücher und Zeitschriften, die 
mit unserer Hilfe erscheinen konnten. Dann die Verleger, Redakteure und 
Übersetzer, die jetzt vielleicht ein bißchen besser ausgestattet sind, mit 
Maschinen, Fachwissen und Kontakten. Dann gibt es die »Nachfolger« des 
CEEPP, die die Arbeit fortsetzen: der Dutch Fund, der Classics Trust, die 
Praktikumsprogramme, die der Verlegerverband weiterführen wird etc.

Dieser Blick in die Zukunft mag als Abschluß logisch erscheinen. Doch 
gibt es noch ein anderes, weniger offensichtliches Element, das für die 
Zukunft wie für die Vergangenheit gleich wichtig ist: die Erinnerung. 
Genauer gesagt, die individuellen Erinnerungen all jener, die an der Arbeit 
des Projekt teilgenommen oder von ihr profitiert haben. Diese Erinnerun­
gen zählen. Es zählt, daß Intellektuelle aus dem ehemaligen Osteuropa 
wissen, daß nicht jeder in Westeuropa mit dem Rücken zur Berliner Mauer 
gelebt hat. Für die Zukunft Europas zählt, daß es sogar in der Geschichte 
des geteilten Kontinents so etwas wie eine -  wenn auch nur bruchstück­
hafte -  gemeinsame Erinnerung gibt.

Aus dem Englischen von Andrea Marenzeller

Eine ausführliche Dokumentation zu den im vorliegenden Artikel beschriebenen Aktivitäten 
findet sich in dem vom Autor herausgegebenen Band: Freedom for Publishing, Publishing for 
Freedom: The Central and East European Publishing Project, Central European University Press, 
Budapest / London / New York 1995. Der Band enthält auch die ungekürzte Fassung des hier 
abgedruckten Berichts, (d. Red.)
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Tony Judt
zu Daniel Jonah Goldhagen, Hitlers willige Vollstrecker. Ganz gewöhnli­
che Deutsche und der Holocaust, Siedler Verlag, Berlin 1996

Auf Seite 476 von Daniel Goldhagens 
Buch ist das Photo eines deutschen Solda­
ten abgebildet, der eine Frau und ein Kind 
erschießt. Der Soldat zielt aus etwa zwei 
Metern Entfernung auf die Frau, die ihm 
den Rücken zukehrt, um das Kind zu be­
schützen, das sich in der Sekunde ihres 
Todes an sie klammert. Um sie herum 
liegen die Leichen anderer, soeben ermor­
deter Mütter und Kinder. Das Photo, 
datiert »Ukraine 1942«, wurde mit der 
Aufschrift »Judenaktion Iwangorod« 
von einem Zeugen per Post in die Hei­
mat geschickt. Der Soldat -  in regulärer 
Wehrmachtsuniform, kein SS-Mann -  
ist Deutscher. Die Frau und das Kind sind 
Juden.

Daniel Goldhagens Buch handelt von 
diesem Photo. Es fragt, wie ein Mann so 
töten konnte, nicht einmal, sondern viele 
Male, vielleicht Hunderte von Malen. Es 
fragt, wie nicht einer, sondern Tausende 
solcher Männer nicht Tausende, sondern 
Zehntausende Männer, Frauen, Kinder, 
Säuglinge quälen und ermorden konnten. 
Es fragt, wie diese Männer, ganz gewöhn­
liche Männer, nicht nur monatelang solch 
unsagbare Verbrechen begehen, sondern 
sich dabei auch noch photographieren 
lassen und in manchen Fällen ihre Frauen 
und Freundinnen als Zuschauer mitbrin­
gen konnten. Kurzum, Goldhagen fragt, 
wie der Judenmord des Zweiten Welt­
kriegs geschehen konnte; und er kommt 
zu dem Schluß, daß die Antwort in dem 
der deutschen Nation innewohnenden 
Antisemitismus zu finden sei, ohne den 
ganz gewöhnliche Männer -  ganz ge­
wöhnliche Deutsche -  anderen Men­
schen so etwas nicht hätten antun kön­
nen.

Die Frage ist keineswegs neu, ebenso­
wenig, wie wir sehen werden, ist es die

Antwort. Dennoch bietet Goldhagens in­
zwischen ebenso berühmtes wie umstrit­
tenes Buch in einem wesentlichen Punkt 
Neues. Die meisten Holocaust-Studien 
der letzten Jahre haben sich entweder auf 
die Juden selbst konzentriert -  ihre Er­
lebnisse, ihr Leiden -  oder auf die 
Struktur und Organisation der Vernich­
tung: wie das nationalsozialistische 
Deutschland zu seinem »Endlösungs«- 
Beschluß kam und die Art und Weise, wie 
dieser ausgeführt wurde. Weil die Ver­
nichtung europäischer Juden vor allem in 
den großen, zu diesem Zweck eingerich­
teten Todeslagern statt­
fand -  Sobibor, Majdanek, Treblinka 
und natürlich Auschwitz -, waren es die 
Lager, denen die wissenschaftliche und 
öffentliche Aufmerksamkeit galt. Doch 
die Lager waren, in gewissem Sinne, »sau­
bere« Tatorte. Wie furchtbar die dort 
stattfindenden individuellen Akte der 
Grausamkeit auch waren, die primäre 
Funktion der Lager war, möglichst viele 
Juden möglichst unauffällig und schnell 
zu töten. Sich auf die Lager zu konzen­
trieren bedeutet, die technologischen, in­
stitutionellen, unpersönlichen Aspekte 
des Holocaust hervorzuheben.

Goldhagen meidet bewußt die Dis­
kussion der Lager. Sein Buch befaßt sich 
in schrecklicher Ausführlichkeit mit drei 
anderen Formen des Judenmords durch 
deutsche Hand: den »Aktionen« in Po­
len, der Ukraine, dem besetzten Rußland 
und den baltischen Ländern, wo ganze 
jüdische Gemeinden während des Vor- 
marschs bzw. Rückzugs des deutschen 
Heeres massakriert wurden; den soge­
nannten »Arbeitslagern« (allein 940 im 
besetzten Polen), wo Juden systematisch 
durch Hunger und Arbeit vernichtet 
wurden; und den »Todesmärschen« im
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Winter und Frühjahr 1945, als man beim 
Vorrücken der Roten Armee nach Westen 
die Lager auflöste und die Juden auf sinn­
lose Märsche durch Westpolen und 
Deutschland schickte, auf denen sie zu 
Abertausenden an Hunger, Krankheit, 
Prügel und Erschöpfung zugrunde gin­
gen. Der Grund, warum sich Goldhagen 
auf diese drei Ermordungsarten konzen­
triert, ist simpel: es waren »handwerkli­
che« statt »industrielle« Vernichtungsar­
ten, bei denen wir erfahren, wie einzelne 
Soldaten und Polizisten bewußt und im­
mer wieder jüdische Opfer töteten, schlu­
gen, quälten. Während die herrschende 
Forschung die bürokratischen Prozesse 
und die organisatorischen Strukturen der 
Nazis betonte, sind wir hier mit der Be­
stialität individueller Täter konfrontiert.

Zumindest einer von Goldhagens 
deutschen Kritikern, Hans-Ulrich Weh- 
ler, konzediert, daß dies ein Aspekt der 
Geschichte der NS-Zeit ist, vor dem sich 
Wissenschaftler -  besonders deutsche 
Wissenschaftler -  scheuen. Im Studium 
von Systemen, Organisationen, Parteien, 
Konzepten, Strategien und Prozessen 
sind Historiker sattelfest, und die NS- 
Zeit ist in dieser Hinsicht erschöpfend 
untersucht. Doch den Blick gezielt auf 
individuelle Akte unbeschreiblicher 
Grausamkeit zu richten, anzuerkennen, 
daß es das ist, was einer Erklärung bedarf, 
heißt, in einen Abgrund zu blicken. Die 
meisten Historiker, deutsche wie nicht­
deutsche, sind diesem Problem aus dem 
Weg gegangen -  vielleicht aus verständ­
lichen Gründen, denn letztlich sind dies 
moralische Fragen, und sie beschäftigen 
uns als Menschen und Staatsbürger in ei­
ner Weise, die den meisten Wissenschaft­
lern unbekannt und unbehaglich ist. Mit 
dem Unerklärbaren konfrontiert, können 
wir nur beschreiben, was geschehen ist, 
und verstummen. Daniel Goldhagen ge­
bührt Respekt für die Courage, in den 
Abgrund zu blicken, ihn mit unbarmher­
ziger Insistenz und Detailgenauigkeit zu 
beschreiben. Er hat sein Ziel erreicht -  
beim Holocaust geht es um individuelle

Täterschaft, millionenfach multipliziert; 
»funktionalistische« Ansätze, die diesen 
Aspekt der NS-Zeit bagatellisieren oder 
ignorieren, können nicht länger ernst ge­
nommen werden.

Doch Goldhagen geht weiter. Er be­
gnügt sich nicht damit, eine Beschreibung 
zu liefern, die kein Leser seines Buches so 
bald vergessen wird, er behauptet, eine 
Erklärung gefunden zu haben -  die Er­
klärung -  für das, was er beschreibt. Ich 
zitiere: »(Meine) Erklärung lautet -  und 
dies ist neu in der wissenschaftlichen Li­
teratur über die Täter daß die ganz 
>normalen Deutschem durch eine be­
stimmte Art des Antisemitismus moti­
viert waren, der sie zu dem Schluß kom­
men ließ, daß die Juden sterben sollten.« 
(S. 28) Die Nazis hätten letztlich nur an 
eine Überzeugung anzuknüpfen brau­
chen, die in den hundertfünfzig Jahren 
davor im deutschen Volk verbreitet war, 
die Überzeugung, daß die Juden eine töd­
liche Gefahr für Deutschland, »Deutsch­
tum« und Deutsche seien. Lange vor 
Hitler sei es den Deutschen zur Gewohn­
heit geworden, Juden als Fremdkörper 
und Gefahr zu betrachten. Was Goldha­
gen »eiiminatorischen Antisemitismus« 
nennt -  die Vorstellung, die »Judenfra­
ge« sei nur durch die Ausschaltung der 
Juden zu lösen -  sei so tief in der deut­
schen Psyche verwurzelt gewesen, daß 
die Deutschen es als selbstverständlich 
empfanden, daß die Juden sterben sollten. 
Und da sie im Laufe des 19. Jahrhunderts 
zur Ansicht gekommen waren, die Juden 
seien keine vollwertigen Menschen, hat­
ten sie wenig Skrupel, sie zu töten, nach­
dem die Nazis erst Gelegenheit und Vor­
wand dazu geliefert hatten.

Warum hat, laut Goldhagen, bisher 
noch niemand daran gedacht? Weil wir an 
dem Irrtum festgehalten haben, die Deut­
schen seien Menschen »wie wir«. Ver­
wenden wir dagegen einen anthropologi­
schen Ansatz und betrachten die Deut­
schen vor ’45 als seltsame Spezies, ausge­
stattet mit einer bizarren Weltanschau­
ung, die die Juden entmenschte und be­
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sessen war von der Notwendigkeit, sie 
auszurotten, wird alles klar. Die angebo­
rene Grausamkeit gewöhnlicher Deut­
scher, die Lust, die ihnen das Quälen und 
Ermorden von Juden bereitete, der blan­
ke Haß, den sie bei der Erledigung von 
Aufgaben an den Tag legten, die über Amt 
und bürokratische Routine hinausgingen, 
wird endlich erklärbar. Wir brauchen 
nicht länger auf Argumente wie Gehor­
sam, Angst, Konformität, Gruppendruck 
oder gar Ignoranz zurückzugreifen. Die 
Deutschen wußten, was geschah, sie 
wollten, daß es geschah, und sie halfen 
aktiv und begeistert mit, damit es auch 
geschah. Die Nazis führten in der Tat ei­
nen »Krieg gegen die Juden«, doch zug­
unsten und mit Hilfe eines deutschen Vol­
kes, für das dieser Krieg Fortsetzung und 
Höhepunkt einer Kampagne war, die 
schon jahrzehntelang in Büchern, Reden 
und individuellen Gewaltakten geführt 
worden war. Die derzeit gängige These, 
der Holocaust sei das Produkt einer un­
beabsichtigten kumulativen Radikalisie­
rung der Politik, ausgelöst durch interne 
Machtkämpfe und die Kriegsumstände, 
wird nicht nur als falsch, sondern auch als 
überflüssig entlarvt. Die Frage, die diese 
These beantworten soll, existiert gar nicht 
-  die Deutschen hatten von je her die 
Ausrottung gewollt, die Hitler von An­
fang an beabsichtigte.

Mit seiner Beschreibung wie mit seiner 
Erklärung leistet Goldhagen einen guten 
Dienst zur rechten Zeit. Er erinnert uns 
daran, daß der Antisemitismus in der deut­
schen Gesellschaft weit verbreitet war; daß 
die Nazis tatsächlich einen Krieg gegen 
die Juden führten, daß viele Deutsche 
wußten, was nach 1933 geschah -  be­
sonders nach 1941 -, und entweder dar­
an teilgenommen oder es stillschweigend 
gebilligt haben. Auch dies ist ein Aspekt 
der deutschen Geschichte, der heute weit­
gehend vernachlässigt wird, auch wenn 
frühere Studien zu Nationalsozialismus 
und Holocaust dem Antisemitismus 
mehr Aufmerksamkeit widmeten. Die 
Konzentration auf die Erforschung des

Alltags in Hitlerdeutschland bzw. des 
Widerstands gegen Hitler hat, im Bund 
mit endlosen Debatten über Kontinuität 
oder Diskontinuität der deutschen Ge­
schichte, etwas verstellt, das eigentlich 
auf der Hand liegen sollte: Wer über Hit­
ler, Nazitum und die Deutschen nach­
denkt, ohne dabei auf den Antisemitis­
mus oder die Juden einzugehen (und viele 
wissenschaftliche Werke bringen genau 
das fertig), verfehlt seinen Gegenstand.1

Warum also hat Daniel Goldhagens 
Buch eine derartige Kontroverse ausge­
löst, in den USA wie in Deutschland? 
Aus einer Reihe zusammenhängender 
Gründe. Erstens ist das Buch nicht nur 
schlecht geschrieben -  es wiederholt 
sich, ist schlampig formuliert und hätte 
dringend eines guten Lektors bedurft -, 
sondern auch in ärgerlichem Maße selbst­
gerecht und überheblich. »Um zu erklä­
ren«, so Goldhagen, »warum der Holo­
caust geschehen konnte, muß man vieles, 
was bisher geschrieben wurde, einer radi­
kalen Revision unterziehen. Das möchte 
ich mit dem vorliegenden Buch errei­
chen.« (S. 22) Oder: »Zentrale und im 
allgemeinen nie in Frage gestellte metho­
dologische Grundannahmen, die so gut 
wie alle wissenschaftlichen Auseinander­
setzungen um den Holocaust und seine 
Taten bestimmt haben, werden hier über 
Bord geworfen, weil sie theoretisch und 
empirisch unhaltbar sind.« (S. 30) Mit an­
deren Worten, alle anderen haben nichts 
begriffen, nur ich, ich allein, habe den 
Durchblick. Wissenschaftler mögen an 
einem bestimmten Punkt ihrer Arbeit 
eine derartige Überzeugung brauchen -  
warum sonst sollten wir uns mit Gebie­
ten befassen, die andere bereits beackert 
haben? Doch die wenigsten kommen da­
bei zu dem Schluß, daß niemand außer 
ihnen gute, sinnvolle Arbeit geleistet hat, 
und ich weiß von keinem anderen Werk 
aus den letzten Jahren, das alle anderen 
Beiträge zu seinem Forschungsgebiet so 
gnadenlos als wertlos abqualifiziert hätte.

Selbst wenn Goldhagen recht hätte 
mit der Behauptung, ein Feld revolutio­
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niert zu haben, das bisher von irrigen 
oder inadäquaten Bemühungen gekenn­
zeichnet war -  und er hat nicht recht 
wirft die Art und Weise, wie er dies be­
hauptet, einen Schatten auf die Qualität 
seines eigenen Beitrags. Jeder, der andere 
Ansätze so in Bausch und Bogen verur­
teilt, mit solcher Selbstsicherheit ver­
kündet, das Rad erfunden zu haben, ge­
rät in Verdacht, es mit der historischen 
Beweisführung nicht sonderlich genau 
zu nehmen. Und so ist es auch. Goldha- 
gens Darstellung des deutschen Antise­
mitismus ist unreflektiert und historisch 
undifferenziert. Das achtzehnte, neun­
zehnte und frühe zwanzigste Jahrhundert 
nach Beispielen antisemitischer Einstel­
lung zu durchforsten heißt, die unter­
schiedlichen, zeitgebundenen Bedeutun­
gen dieser Ressentiments zu übersehen. 
Juden »loszuwerden«, ja sogar zu »ver­
nichten« bedeutete aus der Feder eines 
zweitrangigen Autors des 19. Jahrhun­
derts etwas anderes, als wenn es von Dr. 
Goebbels über den Äther gebrüllt wurde; 
sicher mag das erste dazu beigetragen ha­
ben, das zweite zu verharmlosen, doch 
darum geht es Goldhagen nicht. Die Ju­
den »unschädlich zu machen« bedeutete 
nicht immer, sie »auszulöschen«. Wann 
immer Goldhagen ein brauchbares Zitat 
aus einer antisemitischen Quelle auftreibt 
-  wir erfahren nie, wie repräsentativ die­
se Quellen sind, noch, von wie vielen sie 
gelesen wurden -, versichert er uns, der 
Autor habe damit »eigentlich« die Auslö­
schung der Juden gemeint. Thomas 
Mann, Dietrich Bonhoeffer und viele an­
dere »gute« Deutsche werden selektiv zi­
tiert, um die Universalität des deutschen 
Antisemitismus zu illustrieren, als belege 
die Tatsache, daß mehr oder weniger höf­
lich artikulierte Antipathien gegen Juden 
und »Jüdisches« in ehrenwerten Kreisen 
weitverbreitet waren (wie auch -  und 
manchmal immer noch -  in Frankreich 
und England), das ungebrochene Konti­
nuum eines Vernichtungswillens. Gold­
hagen unterstellt letzten Endes, das Ver­
langen, Juden auszurotten, hätte sich uni­

versell und kontinuierlich durch sämtli­
che deutsche Lande gezogen, ein jahr­
hundertealtes Verlangen, das 1933 seinen 
Höhepunkt erreicht hätte.

Was aber ist mit der Tatsache, daß sich 
der Antisemitismus in den ersten Jahren 
dieses Jahrhunderts im Rückgang befand 
(in Deutschland wie auch anderswo in 
Westeuropa) und daß der Brutalisie­
rungseffekt des Ersten Weltkriegs ein 
entscheidender Faktor für das spätere 
Wiedererstarken war, wie auch für das 
Ausmaß an Gewalt und Grausamkeit, zu 
denen in den Jahrzehnten nach 1918 
Menschen überall fähig waren? Was ist 
mit der Tatsache, daß Hitler nie die Mehr­
heit der Wählerstimmen auf sich vereinen 
konnte, selbst 1932 nicht, und daß viele, 
die sich den Nazis zuwandten, von der 
antisemitischen Rhetorik vielleicht nicht 
gerade abgestoßen, doch mit Sicherheit 
auch nicht von ihr angezogen wurden? 
Der Antisemitismus war zweifellos 
schon vor der NS-Zeit in Deutschland 
weit verbreitet. Doch er variierte in Stär­
ke und Bedeutung von Epoche zu Epo­
che und von Ort zu Ort (so bestanden 
zum Beispiel, was seinen Charakter und 
seine Stoßrichtung betrifft, klare Unter­
schiede zwischen dem protestantischen 
Norddeutschland und dem katholischen 
Süden). Höchstens hat er mit der Zeit 
viele Deutsche unempfindlich gemacht 
für das spätere Leid der Juden und man­
chem Deutschen die Rechtfertigung für 
die eigene, mörderische Grausamkeit ge­
liefert. Doch für sich selbst genommen ist 
er keine, um mit Goldhagen zu sprechen, 
»notwendige und hinreichende« Bedin­
gung für die Behandlung von Juden 
durch Deutsche.

Das erweist sich schon daran, daß 
Nichtdeutsche, wie Goldhagen sicher 
weiß, mit gleicher Mühelosigkeit zu ei­
nem ebenso schändlichen Umgang mit 
Juden gebracht werden konnten, sobald 
sie dazu Gelegenheit bekamen. Ukrainer, 
Letten, Litauer und Kroaten taten vieles, 
was Goldhagen als die Taten »gewöhnli­
cher Deutscher« beschreibt -  die Kroa­
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ten brachten es sogar fertig, die Grenzen 
dessen zu überschreiten, was ihre deut­
schen Verbündeten für guten Geschmack 
hielten. Auch hier war eindeutig Antise­
mitismus am Werk -  doch wenn das der 
Fall ist, gilt das Argument nicht mehr nur 
für Deutsche allein. Um den wilden Haß 
der Kroaten und Letten auf ihre jüdischen 
Nachbarn zu entfachen, waren offenbar 
institutioneile Billigung und die Gelegen­
heit die Voraussetzung -  was darauf 
hindeutet, daß genau dies auch bei den 
Deutschen der Fall gewesen sein könnte.

War die »hochentwickelte, langjähri­
ge, halluzinatorische, besondere deutsche 
Vorstellung von den Juden« einzigartig, 
wie Goldhagen behauptet? Teilweise 
schon, aufgrund spezifischer Charakteri­
stika des deutschen Nationalismus und 
der neueren deutschen Nationalgeschich­
te. Doch auch hier krankt Goldhagens 
These an einem überzogenen Anspruch 
und dem Mangel an historischem bzw. 
vergleichendem Blick. So spricht er zum 
Beispiel von der Bedeutung der Ritual­
mordbeschuldigungen, die nach 1860 ge­
gen Juden in Deutschland erhoben wur­
den, erwähnt allerdings nicht, daß die 
weitaus meisten derartigen Beschuldi­
gungen zwischen 1867 und 1914 in den 
slawischen und ungarischen Ländern des 
Habsburgerreiches und des Russischen 
Reichs erhoben wurden.

In ähnlicher Weise führt er ein Traktat 
von Christian Wilhelm Dohm aus dem 
Jahre 1781, Über die bürgerliche Verbes­
serung der Juden, als Beweis dafür an, daß 
sogar die Aufklärung in Deutschland die 
»Ausmerzung« des Jüdischen gewollt 
habe -  was später in dem Wunsch kul­
miniert sei, die Juden selbst auszumerzen. 
Doch Dohms Ideen waren typisch für die 
Philosophie der Aufklärung zum Thema 
Juden -  der Abbe Gregoire und der 
Comte de Clermont-Tonnerre argumen­
tierten während der Französischen Revo­
lution, das Jüdische sei für Juden wie für 
Nicht-Juden schädlich und die Juden 
sollten die vollen Bürgerrechte erhalten, 
nicht zuletzt mit dem Ziel, ihre spezifi­

sche Identität zu zerstören. Sollten wir 
darin die ersten Anzeichen eines franzö­
sischen »eiiminatorischen« Antisemitis­
mus erkennen? Die sadistische Grausam­
keit der französischen Milice im Vichy­
Regime steht den schlimmsten Verbre­
chen von Goldhagens gewöhnlichen 
deutschen Tätern in nichts nach und läßt 
sich sicher, wenn auch indirekt, auf den 
starken populären wie intellektuellen An­
tisemitismus zurückführen, der in Frank­
reich nach 1880 an die Oberfläche kam 
und eine Welle von Haß und Verleum­
dung in der Presse auslöste. Doch wer 
wollte die enthusiastische Kollaboration 
der Franzosen bei der Vernichtung der 
Juden einzig und allein auf diesen Um­
stand zurückführen? Noch einmal, der 
historische Kontext ist entscheidend.

Darüber hinaus sollte ein Wissen­
schaftler, der nach eigenem Bekunden 
eine radikale Abkehr von konventionel­
len Vorstellungen beabsichtigt, besonders 
vorsichtig sein mit der Verwendung pro­
blematischer Quellen und daraus abgelei­
teter Pauschalurteile. Daniel Goldhagens 
Eifer, auch noch den allerletzten Beweis 
zur Stützung seiner These auszugraben, 
legt den Verdacht nahe, er könnte andere, 
seine Thesen eventuell unterminierende 
Quellen ignoriert haben. Außerdem ist er 
im Übernehmen von Beweismaterial 
zweifelhafter Provenienz etwas zu unkri­
tisch. Er zitiert Gestapo-Berichte aus den 
Dreißiger Jahren, in denen den Vorge­
setzten versichert wird, die Bevölkerung 
begrüße die Judengesetzgebung und fän­
de sie sogar zu milde -  Beweise für eine 
Sympathie mit jüdischen Opfern spielt er 
dagegen herunter. Das Ergebnis ist eine 
pauschale Charakterisierung »aller Deut­
schen« als überzeugte Sympathisanten ei­
nes »eiiminatorischen Antisemitismus«, 
eine Unterstellung, die er für seine These 
nicht gebraucht hätte und die ihm den 
Vorwurf eingebracht hat, Erklärungen 
wiederbeleben zu wollen, die sich auf ei­
nen »Nationalcharakter« gründen.

Goldhagen weist diesen Vorwurf zu­
rück -  und der eine, kurze Versuch, dar­
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auf einzugehen, in einer Fußnote auf S. 
667 versteckt, ist nicht sonderlich über­
zeugend. Ironischerweise begegnet er 
dem Vorwurf mit der Beteuerung, die 
Deutschen hätten sich seit 1945 »geän­
dert« -  »Charakterstruktur und kollek­
tive Wahrnehmungsmodelle der Deut­
schen haben sich historisch entwickelt 
und insbesondere nach der Niederlage im 
Zweiten Weltkrieg dramatisch verän­
dert.« Wenn dieser Satz überhaupt etwas 
aussagt, dann, daß die Deutschen früher 
einen schlechten Nationalcharakter hat­
ten, und jetzt einen guten haben. Doch 
wenn sich der deutsche »Nationalcharak­
ter« so schnell ändern konnte -  über 
Nacht 1945 -, dann war dies vielleicht 
gar nicht die erste plötzliche, umstände­
halber erfolgte Veränderung; in diesem 
Fall brauchen wir auch keine jahrhunder­
telange Geschichte des Antisemitismus, 
um zu erklären, was nach 1933 geschah.

Doch von allen Schwächen des Gold- 
hagenschen Werks ist eine wirklich ver­
hängnisvoll, und zwar genau dort, wo er 
die Beschränktheit anderer Arbeiten zu 
transzendieren behauptet -  in der Di­
mension moralischen Verstehens. Gold- 
hagens Analyse des Verhaltens und der 
Beweggründe der Mörder, die hinter der 
Ostfront operierten, basiert auf der einge­
henden Untersuchung einer Reihe von 
Polizeibatallionen, die an diesen Massa­
kern beteiligt waren, vor allem des Reser­
ve-Polizeibataillons 101, derselben Ein­
heit, die Christopher Browning in Ganz 
normale Männer studiert hat.2 Browning 
argumentiert, das Verhalten dieser Fami­
lienväter mittleren Alters ließe sich auf 
unterschiedliche Weise erklären: durch 
Antisemitismus, gewiß, doch häufiger 
durch eine Identifikation mit dem von 
ihnen erwarteten Verhalten (als Polizisten 
und Soldaten), aus Angst vor Autorität 
(selbst dort, wo sie nichts zu befürchten 
hatten, wenn sie sich weigerten, an den 
Massakern teilzunehmen), oder einfach, 
weil sie nicht genug Phantasie besaßen, 
sich vorzustellen, daß etwas von höherer 
Stelle Gebilligtes von Grund auf falsch

oder kriminell sein könnte. Goldhagen 
macht aus seiner Verachtung für 
Brownings Werk keinen Hehl. Die Tatsa­
che, daß diese Männer die Freiheit gehabt 
hätten, sich zu weigern, wenn es darum 
ging, wehrlose jüdische Zivilisten zu tö­
ten, daß sie diese Freiheit jedoch nie ge­
nützt hätten, zeige eben, daß ihr Motiv 
Haß auf die Opfer war, die sie als Unter­
menschen zu betrachten gelernt hatten.

Beide, Goldhagen wie Browning, be­
rufen sich weitgehend auf Nachkriegs­
äußerungen der Täter. Goldhagen be­
hauptet, Browning nehme sie allzu wört­
lich, übersehe dabei ihr offenkundiges 
Nachkriegs-Interesse, sich reinzuwa­
schen und weigere sich, die erdrückende 
Beweislast für eine freiwillige und begei­
sterte Teilnahme dieser Männer an den 
abscheulichsten Verbrechen anzuerken­
nen. Browning hat inzwischen entgegnet, 
Goldhagen qualifiziere jede Äußerung, 
die seine These nicht stützt, pauschal als 
Falschaussage ab und schließe ein breites 
Spektrum menschlicher Beweggründe 
und Verhaltensmuster aus, nicht zuletzt 
den Brutalisierungs- und Abstumpfungs­
effekt der eigenen Taten. Sogar als Gold­
hagen ein Mitglied eines mobilen Polizei­
kommandos auftreibt, das in Lublin ope­
rierte, und der Mann gesteht, »Der Jude 
wurde von uns nicht als Mensch aner­
kannt«, glaubt er noch immer, dies sei 
eine bewährte Nachkriegsmethode, die 
Verantwortung abzuwälzen, und nicht 
unbedingt näher an der Wahrheit als jede 
andere Äußerung post factum.

Beide Standpunkte sind in gewisser 
Weise berechtigt. Doch Goldhagen be­
steht auf der moralischen Anfechtbarkeit 
einer Interpretation, die, wie er behaup­
tet, Deutsche zu »irgendwelchen« Tä­
tern, Juden zu »irgendwelchen« Opfern 
und die fraglichen Verbrechen zu »ir­
gendeinem« Verhalten reduziere, das 
Menschen gegen besseres Wissen bzw. ih­
ren Willen an den Tag legten, und eine 
Darstellung menschlichen Verhaltens lie­
fere, aus der alles abstrahiert sei, was an 
der Fragestellung von Bedeutung sei.
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Kontext ist alles, sagt er. Ganz recht: Der 
historische Kontext ist in der Tat der von 
ihm beschriebene, in dem es als recht und 
billig galt, Juden zu mißhandeln und zu 
ermorden. Doch der moralische Kontext 
ist sicherlich dieser: daß unter bestimm­
ten Umständen scheinbar normale Men­
schen (in diesem Falle Deutsche) dazu ge­
bracht werden können, die abscheulich­
sten Unmenschlichkeiten an anderen zu 
begehen. Hier rückt eine wesentlich 
schwierigere Frage in den Mittelpunkt -  
warum tun manche Menschen, offenbar 
die meisten, unter diesen Umständen so 
etwas?

Es genügt an diesem Punkt der Dis­
kussion nicht, »jahrhundertealter Antise­
mitismus« zu rufen -  es sei denn, wir 
wären bereit, »jahrhundertealter Anti­
Moslemismus« zu rufen auf die Frage, 
warum Serben ihre ehemaligen Nachbarn 
in Bosnien foltern und abschlachten; auf 
einen »jahrhundertealten Anti-Tutsis­
mus« zu rekurrieren, wenn wir erklären 
sollen, warum Hutus die Kinder ihrer 
Nachbarn massakrieren, und so weiter. 
Was Goldhagen nicht begreift, ist folgen­
des: Solange wir über die Vernichtungs­
maschinerie der Nazis oder die Lager re­
den, haben wir es in der Tat mit etwas 
spezifisch Modernem, »Rationalem«, 
Deutschem zu tun. Dieser Aspekt des 
Holocaust ist in seinem hyperrationalen 
Wahnsinn tatsächlich sui genens. Doch 
gerade durch Goldhagens richtigen Ent­
schluß, uns an die persönliche, zwischen­
menschliche Dimension der Verhaftun­
gen, Mißhandlungen, Schläge, Folterun­
gen und Morde in den Straßen, Dörfern, 
Arbeitslagern, Feldern und Gräben Euro­
pas zu erinnern, hat er zwangsläufig ein 
ausgesprochen menschliches Terrain be­
treten, wo der Umstand, daß die Täter 
Deutsche waren, nicht unbedingt der in­
teressanteste Aspekt an ihnen ist -  umso 
weniger, um es noch einmal zu sagen, als 
viele von ihnen keine Deutschen waren 
(auch wenn wir nie vergessen sollten, daß 
es die Deutschen waren und nur die 
Deutschen, die für das notwendige insti­

tutionelle Umfeld und die logistische Un­
terstützung gesorgt haben).

Was wir alle über unser Jahrhundert 
wissen -  und was für einen vor hundert 
Jahren Schreibenden unvorstellbar gewe­
sen wäre -  ist, wie leicht Männer (und, 
wenn auch seltener, Frauen) dazu zu 
bringen sind, zu foltern, zu vergewaltigen 
und zu töten, sei es im Namen einer Idee 
oder eines Staates, aus Angst oder Haß, 
aus Machtgier oder einfach aus Spaß. Die­
ser Aspekt trifft auf argentinische Polizi­
sten gleichermaßen zu wie auf US-Solda- 
ten in My Lai, auf Kambodschaner in den 
Killing Fields oder Gefängniswärter im 
stalinistischen Gulag. Natürlich brau­
chen wir für all diese Fälle einen Kontext, 
und der unmittelbare Grund, der Anlaß 
für das betreffende Verbrechen, ist jeweils 
ein anderer. Doch es sollte uns mittler­
weile deprimierend klar sein, daß mono­
kausale Hyperkontextualisierung -  sie 
haben es getan, weil sie Deutsche waren, 
und Deutsche waren Antisemiten -  ei­
nen viel weiter verbreiteten und tiefer rei­
chenden Zug unserer Epoche verkennt.

Ich komme zu dem Schluß, daß Gold­
hagen mit seinem Buch gescheitert ist. 
Das schmerzt um so mehr, als er sich aus 
den anfangs genannten Gründen etwas 
Wichtiges vorgenommen hat. Das Bedau­
erliche ist, daß NS-Historiker das Buch 
relativ leicht ad acta legen konnten -  
wegen seiner Arroganz, seiner Ignoranz, 
seinen groben Vereinfachungen -  und 
jetzt getrost zu den Gefilden zurückkeh­
ren, aus denen Goldhagen sie zu Recht 
aufscheuchen wollte. Denn Hitlers willi­
ge Vollstrecker bringt sich selbst zu Fall 
-  in seinem Übereifer untergräbt es das 
eigene, völlig legitime Vorhaben. In­
dem das Werk den Anschein erweckt, 
als wolle es ein deutsches »Gen« für eli- 
minatorischen Antisemitismus identifi­
zieren, schwächt es die moralische Kraft 
seiner Anklage, denn die Schuld der Täter 
wird gemindert, wenn ihre moralische 
Urteilskraft durch jahrzehntelange anti­
semitische Gehirnwäsche beeinträchtig 
war. Indem Goldhagens Buch dem eige­
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nen Beweismaterial übergroße Bedeu­
tung beimißt und diejenigen abkanzelt, 
die dieses Material in gutem Glauben an­
ders lesen, hat es sein Anliegen, den Kate­
gorien von Absicht und Zweck in der 
Ausführung des Holocaust den gebüh­
renden Platz zuzuweisen, diskreditiert 
und damit das »intentionalistische« Ar­
gument, das es doch untermauern wollte, 
geschwächt.

Dennoch steckt in diesem aufgeblase­
nen, selbstgerechten und im wesentlichen 
törichten Buch ein Kern Vernunft und 
Wahrheit: daß Nazi-Deutschland wegen

des Holocaust in Erinnerung bleiben 
wird und muß; daß es beim Holocaust 
um die Ermordung von Menschen durch 
Menschen geht, um gewöhnliche Solda­
ten, die kaltblütig Frauen und Kinder er­
schießen, um Männer im besten Alter, die 
Säuglinge zu Tode prügeln und sie in 
Gruben werfen, um Täter und Opfer. Um 
zu verstehen, was geschah, genügt es 
nicht, sich daran zu erinnern, wie Gold­
hagen unfreiwillig demonstriert. Die 
Aufgabe des Historikers geht über das 
Erinnern hinaus. Doch erinnern müssen 
wir uns.

Aus dem Englischen von Marion Kagerer

Anmerkungen
1 Vgl. hierzu Wolfgang Benz (Hg.), Dimension des Völkermords, München 1995
2 Christopher R. Browning, Ganz normale Männer. Das fkeserve-Polizeibataillon 101 und die 

>Endlösung< in Polen, Reinbek 1993.
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